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77. Sitzung 


Boniir den 25. Januar 1974 


Stenographischer Bericht 


Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke; Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll der 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesfernstraßengesetzes — Drucksache7/1265 — , 
der in der 69. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
6. Dezember 1973 an den Ausschuß für Verkehr — 
federführend — , an den Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau — mitberatend — - sowie 
an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen wurde, nachträglich auch dem 
Innenausschuß zur Mitberatung überwiesen werden. 
— Das Haus ist damit einverstanden; es ist so be- 
schlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Überweisungen von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen : 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen oder teil- 
weisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
für bestimmte Erzeugnisse der Kapitel 1 bis 24 des Gemein- 
samen Zolltarifs mit Ursprung in Malta. 

— Drucksache 7/1556 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung des Rates zur Verlängerung des Zeitraums für 
Ubergangsmaßnahmen für landwirtsdiaftlidie Erzeugnisse 
in den neuen Mitgliedstaaten. 

— Drucksache 7/1557 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen Aussetzung 
des Zollsatzes für bestimmte industrielle Waren mit Ursprung 
in Malta. 

— Drucksache 7/1559 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung von Zollpräfe- 
renzen (teilweise Aussetzung der Zollsätze) für Fertigwaren 
aus Jute und Kokosfasern mit Ursprung in Indien und für 
Fertigwaren aus Jute mit Ursprung in Bangladesh. 

— Drucksache 7/1558 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Ab- 
kommens über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen 


der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Indien. 

— Drudcsadio 7/1560 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die von den Zöllen des 
Gemeinsamen Zolltarifs befreite Einfuhr von Gegenständen 
erzieherischen, wissenschaftlichen oder kulturellen Cha- 
rakters. 

— Drucksache 7/1561 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege- 
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der in der 
Bundesrepublik Deutschland dienstlich verwendeten Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle. 

— Drucksache 7/1562 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Beridits rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von Gemein- 
schaftszollkontingenten für bestimmte Textilwaren mit Ur- 
sprung in Jugoslawien 

über die Eröffnung von Zollpräferenzen für bestimmte 
Textilwaren mit Ursprung in Jugoslawien. 

— Drucksache 7/1568 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts reditzeitig vor der endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege- 
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die 
in den Niederlanden dienstlich verwendet werden 

— Drucksache 7/1569 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Besdilußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für 
Kakaobutter und löslichen Kaffee mit Ursprung in den Ent- 
wicklungsländern. 

— Drucks adie 7/1577 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Besdiluß- 
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung der 
Empfehlung Nr. 1/73 des durch das Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Zy- 
pern eingesetzten Assoziationsrates, die die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen auf dem Zollsektor fest- 
legt, 

~ Drucksache 7/1578 — 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage dos 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 in bezug auf 
die Definition von Likörwein und bestimmten Traubenmost 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 948/70 zur Defini- 
tion bestimmter aus Drittländern stammender Erzeugnisse 
der Nummern 20.07, 22.04 und 22.05 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs. 

— Drucksache 7/1579 — 

überwiesen an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 
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Vizepräsident Frau Funcke 

(A) Überweisung von Zollvorlagen 

Dor Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor- 
lagen überwiesen: 

Aufhebbare Dreißigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung 
— Drucksache 7/1574 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig zum Plenum am 15. Mai 1974 

Aufhebbare Neunundzwangzigsle Verordnung zur Änderung 
der Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord- 
nung — 

— Drucksache 7 1580 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig zum Plenum am 15. Mai 1974 

Aufhebbare Siebenundvierzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

— Drucksache 7/1581 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage dos Berichts rechtzeitig zum Plenum am 15. Mai 1974 


Zur Geschäftsordnung Herr Häfele. 


Dr. Häfele (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Für die Fraktion der CDU/CSU 
beantrage ich, den Punkt 6 — Drittes Steuerreform- 
gesetz — von der Tagesordnung abzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
ider SPD.) 


Wir fordern die Regierung auf, statt dessen unver- 
züglich einen neuen Steuergesetzentwurf vorzulegen 
über das, was steuerlich unaufschiebbar ist, jedoch 
realistischerweise 1974 rechtzeitig bewältigt und ab 
1975 in Kraft gesetzt werden kann. 


(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im Bundesrat haben am 20. Dezember letzten 
Jahres alle Länder, auch die von der SPD regierten, 
meine Damen und Herren, 


(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 


das Dritte Steuerreformgesetz abgelehnt, schon weil 
aus praktischen Gründen die Voraussetzungen für 
ein Inkrafttreten insgesamt am 1. Januar 1975 fehlen. 
Dies gilt insbesondere, wie es SPD-Finanzminister 
Wertz vorgetragen hat, für so wesentliche Teile wie 
die Umstellung des Kinderlastenausgleichs und das 
Sparprämienrecht, ganz zu schweigen von der 
Kraftfahrzeugsteuer, bei der die Widersprüchlichkeit 
im Regierungslager bis zur Handlungsunfähigkeit 
gediehen ist, 

(Oho-Rufe bei der SPD) 

sowie der Körperschaftsteuer und der geplanten 
Vermögensbildungsabgabe. 


Staatssekretär Porzner, meine Damen und Herren 
— hören Sie zu, was Ihr eigener Staatssekretär Porz- 
ner damals gesagt hat — , mußte in der gleichen Bun- 
desratssitzung außerdem einräumen, es sei auch aus 
Geldmangel zweifelhaft, ob das Gesetz wie vorge- 
sehen bis 1975 zustande kommt. Meine Damen und 
Herren, fürwahr, die inflationäre Entwicklung hat 
einer wirklichen Steuerreform weitgehend den Bo- 
den entzogen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Offiziell verkrallt sich die Bundesregierung dennoch 
nach wie vor in die Sprachregelung, das Dritte 
Steuerreformgesetz sei bis 1975 machbar. 


(Q 

Dabei erfahren wir aus der Presse, daß im Schoße 
der Regierung an Stelle des Dritten Steuerreformge- 
setzes schon der Entwurf eines stark verkürzten Er- 
satzgesetzes fertiggestellt worden ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Es soll den Titel tragen: „Erstes Gesetz zur Reform 
der Einkommensteuer". Nach stundenlangem Sich- 
hin-und-her-Winden, meine Damen und Herren, 
mußte dies die Koalition im Finanzausschuß zuge- 
ben, wenn auch nur sehr versteckt. Trotzdem lehnte 
sie unseren Antrag ab, diesen Ersatzentwurf den 
Mitgliedern des Finanzausschusses auszuhändigen. 

Meine Damen und Herren, was ist dies für eine 
Behandlung des Parlaments und der Öffentlichkeit! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So können Sie mit uns nicht verfahren. 

(Lachen bei der SPD.) 

Dem Bundestag und den anzuhörenden Verbänden 
kann nicht zugemutet werden, über ein Vorhaben zu 
beraten, das alle unvoreingenommenen Sachkundi- 
gen und der gesamte Bundesrat, selbst alle SPD-Lan- 
desregierungen, in diesem Jahr für nicht für durch- 
führbar halten. 

Wenn dieses Parlament überhaupt noch sinnvoll 
arbeiten soll, dann lehnt es die ihm zugemutete Be- 
schäftigungstherapie ab. Wir sollten uns nicht mit 
überholten Gesetzentwürfen befassen, sondern mit 
machbaren. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Eine große Steuerreform ist nicht in drei bis vier 
Monaten durchzupeitschen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Es genügt auch nicht, wenn der Bundeskanzler am 
26. Oktober 1973 vor dem Bundestag voller Stolz 
verkündet 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Hä- 
fele, wir sind in der Geschäftsordnungsdebatte, nicht 
in der Sachdebatte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Bitte! 


Dr. Häfele (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, ich be- 
gründe, weshalb wir die Absetzung des Tagesord- 
nungspunktes wünschen. 

(BeifalTbei der CDU/CSU.) 

Ich wiederhole: Es genügt nicht, wenn der Bundes- 
kanzler am 26. Oktober 1973 

(Unruhe bei der SPD. — Abg. Pfeffermann: 

Frau Präsidentin, es wäre doch sehr nütz- 
lich, wenn Sie auch mal da hinüber schauen 
würden! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wir wollen uns an die Geschäftsordnung 
halten. Die Geschäftsordnung besagt, daß der An- 
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trag begründet wird. Die Geschäftsordnung sagt, 
daß erst 

(Weitere, lebhafte Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

— Meine Damen und Herren, wollen Sie vielleicht 
den Präsidenten wenigstens sprechen lassen; da;s ist 
doch an sich Übung dieses Hauses. — Die Geschäfts- 
ordnung sagt, daß darauf geantwortet werden kann. 
Aber es muß sich in beiden Fällen im Rahmen einer 
Geschäftsordnung halten, d. h. die Rede muß sich 
auf die prozessuale Art und Weise der Behandlung 
beziehen und darf nicht in Wertungen und eine 
Sachdebatte ausarten. Ich bitte, Herr Kollege Häfele, 
sich daran zu halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich 
fahre fort in der Begründung unseres Antrags, und 
ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie auf der linken 
Seite des Hauses, die hier systematisch stört, für 
Ordnung sorgen würden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

Es genügt nicht, wenn der Herr Bundeskanzler 
am 26. Oktober 1973 vor dem Bundestag voller Stolz 
verkündet, die Steuerreform sei auf den Weg ge- 
bracht. Zur politischen Führung gehört es, daß man 
sich realistische Ziele vornimmt und diese dann 
auch durchsetzt. Es reicht auch nicht aus, wenn der 
Bundeskanzler, wie schon einmal nach seinem Som- 
meiurlaub, dieses Mal nach seinem Winterurlaub 
laut denkt und steuerliche Erleichterungen schon 
1974 für möglich hält. Gestern mußte er offensicht- 
lich wiederum hier etwas anderes sagen. Heute 
morgen lesen wir in der Zeitung, daß Herr Staats- 
sekretär Porzner sagt, daß doch schon dieses Jahr 
steuerliche Erleichterungen fällig werden müßten. 
Dieser steuerpolitische Zickzackkurs ist unerträglich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Hä- 
fele, ich entziehe Ihnen das Wort. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Pfui-Rufe und erregte Zurufe von 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Häfele: Frau 
Präsidentin, ich beuge mich der Macht, 
aber nur der Macht! — Gegenruf des Abg. 

Dr. Schäfer [Tübingen]: Ungehöriger Fle- 
gel! — Anhaltende erregte Zurufe. — Abg. 

Dr. Jenninger: Unerhört ist das! — Abg. 

Dr. Schäfer [Tübingen]: Was ist das für ein 
Fraktionsvorsitzender, der das zuläßt? — 
Anhaltende Unruhe.) 

Wird das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? 

— Herr Kollege Offergeld! 

(Fortgesetzte Zurufe und Unruhe bei der 
CDU/CSU. — Abgeordnete der CDU/CSU 
verlassen den Saal.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Offergeld! 

Offergeld (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich beantrage namens der Koali- 


tionsfraktionen, den Antrag der CDU/CSU abzu- 
lehnen. Wieweit die Opposition ihren Theaterdon- 
ner hier ernst nimmt, kann man aus der Präsenz 
der Abgeordneten der CDU/CSU ablesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Gerster [Mainz]: Das ist auch eine 
Wertung!) 

Im übrigen, meine Herren von der Opposition, wer- 
den wir über die Sache anschließend in der ersten 
Lesung diskutieren. Ich kann Ihnen nur sagen: wir 
werden Sie nicht der Notwendigkeit entheben und 
Sie nicht aus der Verlegenheit entlassen, zur Steuer- 
reform inhaltlich Stellung zu nehmen und zu sagen, 
was Sie wollen, 

(Abg. Dr. Althammer: Zur Geschäftsord- 
nung!) 

ob Sie den Kinderlastenausgleich wollen oder nicht. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Notwendigkeit, sich dazu zu äußern, werden 
wir Sie nicht entheben. 

Wir lehnen darum den Antrag ab. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Zahlreiche Abgeordnete der CDU/ 

CSU verlassen den Saal. — Lachen und 
Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, es ist der Antrag gestellt worden, 
Punkt 6 von der Tagesordnung abzusetzen. Ein Kol- p-j 
lege hat dafür gesprochen, ein Kollege dagegen. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag auf Absetzung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs- 
parteien.) 

Gegenprobe! — Das zweite ist die Mehrheit; der 
Punkt bleibt auf der Tagesordnung. 

Zur Geschäftsordnung, Herr Wagner! 

Wagner (Günzburg) (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Es ist soeben eine 
Auslegung des § 34 der Geschäftsordnung erfolgt, 
die nach unserer Meinung nicht in Ordnung ist. In 
der Geschäftsordnung heißt es: 

Die Bemerkungen dürfen sich nur auf den zur 
Verhandlung stehenden oder unmittelbar vor- 
her verhandelten Gegenstand oder den Ge- 
schäftsplan des Hauses beziehen. Sie dürfen 
die Dauer von fünf Minuten nicht überschreiten. 

Diese Regeln hat der Kollege Häfele eingehalten. 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien. 

— Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Das ist 
Sache der Präsidentin! Das war eine grobe 
Ungehörigkeit!) 

Wir sehen in der Handhabung der Geschäftsord- 
nung eine Beschränkung der Möglichkeiten der 
Opposition und beantragen, daß die Sitzung auf 
30 Minuten unterbrochen wird und daß sich der 
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Ältestenrat des Bundestages mit dieser Frage be- 
schäftigt. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Das war eine 
grobe Ungehörigkeit!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Zur Geschäfts- 
ordnung, Herr Abgeordneter Mertes. 

Mertes (Stuttgart) (FDP): Sehr verehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Kollege 
Wagner weiß genausogut wie jedes andere Mitglied 
des Ältestenrates, daß nicht jede Bestimmung un- 
serer Geschäftsordnung so exakt gefaßt ist, daß sie 
für jede unvorhersehbare Situation, wie es heute 
morgen der Fall war, eine nicht auslegungsfähige 
Aussage treffen könnte. Es hat sich aber Gott sei 
Dank in den vergangenen 25 Jahren in diesem Par- 
lament eine Praxis herausgebildet, und danach ist 
es eindeutig so, daß sich Flerr Häfele nicht korrekt 
verhalten und die Frau Präsidentin ihm zu Recht 
das Wort entzogen hat, nachdem er wiederholt an- 
gemahnt worden war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Um derartige Vorfälle in der Zukunft zu verhin- 
dern, werden sich die Koailitionsfraktionen überle- 
gen, 

(Abg. Dr. Althammer: Die Opposition über- 
haupt nicht mehr reden zu lassen!) 

(B) Geschäftsordnung ändern können, damit 

künftig derartige Fälle nicht mehr Vorkommen, und 
sie werden das mit tunlicher Beschleunigung erledi- 
gen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Rawe: Machen Sie mal so weiter! — Abg. 

Dr. Althammer: Am besten die Opposition 
verbieten! Dann sind Sie sie los!) 

— Niemand will die Opposition verbieten. 

(Abg. Dr. Jenninger: Ja, das ist es!) 

— Das haben Sie gesagt. 

(Abg. Dr. Jenninger: Natürlich!) 

— Vielleicht ist es Ihre Meinung, daß diese Oppo- 
sition in diesem Hause fehl am Platze ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Opposition hat, wie wir alle wissen, wiederholt den 
Vorwurf erhoben, mit dieser Steuerreform sei es 
gar nicht ernst gemeint; sie werde in dieser Legisla- 
turperiode nicht mehr verabschiedet werden kön- 
nen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Zur Sache, bitte!) 

Da sie nun heute erkannt hat, daß sie mit dieser 
Einschätzung schief liegt, versucht sie, die erste 
Lesung dieses dritten Steuerreformpakets zu ver- 
hindern. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns dadurch 
nicht aus der Ruhe bringen lassen, sondern meines 


Erachtens unverzüglich an die Arbeit gehen, die wir 
für den Wähler leisten müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, von der CDU/CSU-Fraktion ist Unter- 
brechung um eine halbe Stunde beantragt worden. 

Ich würde meinen, wir geben dem Antrag statt. — 

Die Sitzung wird um Viertel vor zehn fortgesetzt. 

Ich darf im Namen der Frau Präsidentin den Älte- 
stenrat für sofort einberufen. 

(Unterbrechung von 9.16 bis 10.12 Uhr.) 

Vizepräsident Frau Funcke; Meine Damen 
und Herren, die unterbrochene Sitzung ist wieder er- 
öffnet. 

Der Ältestenrat empfiehlt, in der Tagesordnung 
fortzufahren. Darüber hinaus möchte ich klarstellen, 
daß die Folgerungen aus § 41 der Geschäftsordnung, 
die bei Entziehung des Wortes eintreten könnten — 
die Geschäftsordnung ist hier nicht klar formuliert — , 
auf Grund einer gegenseitigen Vereinbarung nicht 
eintreten sollten. Es heißt in § 41, daß ein Redner 
nach einer Wortentziehung am gleichen Tag zum 
selben Tagesordnungspunkt das Wort nicht mehr 
erhalten darf. Mir ist ein Fehler insofern unterlau- 
fen, als ich bei der zweiten Ermahnung nicht auf 
diese Folgen aufmerksam gemacht habe. Das ist aber 
Voraussetzung für die genannte Folgewirkung. Ich 
glaube, wir sind alle der Meinung, daß wir diese 
Folgen deshalb auch nicht eintreten lassen sollten. (D) 
Im übrigen wird sich der Geschäftsordnungsaus- 
schuß noch mit der Auslegung des § 34 der Ge- 
schäftsordnung beschäftigen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwer- 
beschädigtenrechts 
— Drucksache 7/656 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1597 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/1515 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Glombig 

(Erste Beratung 51. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zu Erklärungen 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Mancher! 

Maucher (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Namens der Fraktion der CDU/ 
CSU habe ich folgende Erklärung abzugeben. 

Wir stehen nun vor der Verabschiedung des Ge- 
setzes zur Weiterentwicklung des Schwerbeschä- 
digtenrechts und können mit Genugtuung feststellen. 
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(A) daß hier ein Gesetz verabschiedet werden soll, das 
im Grundsatz die uneingeschränkte Zustimmung — 
von Einzelheiten des vorliegenden Entwurfs abge- 
sehen — des ganzen Hauses findet. Vor allem sind 
wir sehr befriedigt darüber, daß bei der Beratung 
dieses Gesetzes eine ganze Reihe von Anträgen der 
Opposition angenommen wurden und ebenso eine 
große Zahl der Anträge als gemeinsame Auffassung 
der Vertreter aller Fraktionen im Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung bezeichnet werden können. 
Wir hätten es für richtig gehalten, wenn das auch im 
Bericht entsprechend vermerkt worden wäre. 

Dennoch hätten wir gewünscht, daß einige ent- 
scheidende Gesichtspunkte, die von der Opposition 
vorgetragen wurden, noch berücksichtigt worden 
wären. Das Gesetz als Ganzes kann unbestritten als 
ein gutes Egebnis gemeinsamer Arbeit — getragen 
vom guten Willen im Blick auf die Behinderten, um 
deren Situation erleichtern zu helfen — bezeichnet 
werden. Es kann gleichzeitig aber auch als die Kon- 
sequenz des jahrelangen Bemühens im Rahmen der 
Gesamtrehabilitation angesehen werden. Ich darf 
hierbei feststellen, daß ein wichtiger Punkt des Ber- 
liner Programms verwirklicht worden ist. Das starke 
Interesse, das sich in den vielen Eingaben der Ver- 
bände, Träger der Rehabilitation usw. äußert, be- 
weist zwei Dinge: Erstens wird dadurch deutlich, 
was in den letzten Jahrzehnten auf dem Gebiet der 
Hilfe für den behinderten Menschen tatsächlich ge- 
leistet wurde, und damit die Behauptung vom 
Schattendasein widerlegt. Zweitens wird dadurch 
deutlich, daß bei vielen Organisationen und Trägern 

(B) der Rehabilitationsstätten der ernste Wille vorhan- 
den ist, die größtmögliche Hilfe für die Behinderten 
auf Grund eines brauchbaren, der Gegenwart ange- 
paßten Gesetzes zu erreichen. 

Mit diesem Gesetz wird ein weiterer Schritt zu 
einer sehr wichtigen, wirkungsvollen Koordinierung 
aller Rehabilitationsmaßnahmen im allgemeinen ge- 
tan, Im Grundsatz muß man feststellen, daß mit dem 
bisherigen Schwerbeschädigtengesetz vom 1. Mai 
1953 entsprechend den Verhältnissen Hervorragen- 
des geleistet worden ist. Der nun vorliegende Ge- 
setzentwurf stellt auf das finale Denken um, d. h., 
alle körperlich und geistig Behinderten mit einer 
MdE von 50 “ 0 erhalten nach diesem Gesetz Schutz 
und Hilfe. 

Namens meiner Fraktion weise ich nochmals dar- 
auf hin, daß wir zu dieser Entwicklung ja sagen. Wir 
sind aber der Meinung, daß bisher praktiziertes 
Recht nicht aufgegeben werden darf. Aus diesem 
Grunde haben wir im Ausschuß darauf hingewiesen, 
daß es in den Fällen, in denen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz auf Grund der beruflichen Betroffen- 
heit eine MdE von 50 festgestellt wurde, bei der 
Schwerbeschädigteneigenschaft und beim -ausw^eis 
verbleiben muß. 

Wir begrüßen, daß der Wille des Ausschusses in 
dieser Frage entsprechend unserer Auffassung ein- 
deutig zu erkennen war. Wir sind darüber hinaus 
der Meinung, daß in den Fällen, in denen in Zu- 
kunft auf Grund der beruflichen Betroffenheit eine 
MdE nach dem BVG von 50 Vo insgesamt erreicht 
wird, eine Gleichbehandlung sichergestellt wird. 


Ich will mir ersparen, auf alle Einzelheiten ein- 
zugehen. Lassen Sie mich daher nur noch einige 
besonders wichtige Fragen anschneiden. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat es bedauert, daß ihrem 
Antrag, der auf die besondere Situation der mittel- 
ständischen Kleinbetriebe abstellte, nicht entspro- 
chen wurde. Wir wollten, daß die Beschäftigungs- 
pflicht erst bei 20 Arbeitsplätzen einsetzt. Der An- 
trag sah jedoch nicht vor, daß sich das weiter fort- 
setzt, sondern daß der zweite Pflichtplatz bei 32 
Arbeitsplätzen beginnt. Die Auswirkung auf die Be- 
schäftigung der Behinderten wäre ohnehin unbedeu- 
tend. Wo es schwer ist, einen Behinderten zu be- 
schäftigen, ist weder dem Betrieb noch dem Behin- 
derten selbst ein guter Dienst erwiesen. Aber die 
besondere Situation der mittelständischen Klein- 
betriebe, unter deren Inhabern sich auch Schwer- 
behinderte befinden, sollte nicht übersehen werden. 


Auf der anderen Seite heißt „Beschäftigung be- 
hinderter Menschen" aber, daß sie so erfolgt, daß 
der Betreffende den Arbeitsplatz in voller Leistung 
entsprechend seiner Behinderung ausfüllen kann. 
Das wäre praktisch nicht zu verwirklichen gemäß 
§ 12 dieses Gesetzes. Wenn die Voraussetzungen 
nicht vorliegen, kann die Arbeitsvermittlung nicht 
als großer Dienst für den Behinderten bezeichnet 
werden. Ich bedauere, daß im Schriftlichen Bericht 
die Argumente hierzu nicht vermerkt sind. 


Die Auffassung, daß die Ausgleichsabgabe in 
Höhe von 50 ^/o dem Bund verbleiben sollte, können 
wir nicht teilen. Wir sind der Meinung, daß es im 
Grunde genommen notwendig wäre, den Hauptfür- 
sorgestellen mehr Mittel für ihre Aufgaben zur Ver- 
fügung zu stellen, wie es von ihnen verlangt und 
vom Bundesrat vorgeschlagen worden ist. Deshalb 
bedauern wir, daß unser entsprechender Vorschlag 
abgelehnt wurde. 


(D) 


In diesem Zusammenhang darf ich gleichzeitig 
feststellen, daß der Beirat für die Rehabilitation bei 
der Verwendung der Mittel ein stärkeres Mitwir- 
kungsrecht bekommen hat, als es der Regierungs- 
entwurf vorsah. Wir hätten es jedoch lieber gesehen, 
wenn die bisherige Regelung beibehalten worden 
wäre. Hier muß ich leider zu der Feststellung kom- 
men, daß im allgemeinen immer mehr Mitbestim- 
mung verlangt wird, aber von der Regierungsseite 
ständig versucht wird, die Mitbestimmung und Mit- 
wirkung — das gilt auch für die gesamte Entwick- 
lung in der Selbstverwaltung — einzuschränken. Es 
ist jedoch sichergestellt, daß ohne die Zustimmung 
des Beirats für die Rehabilitation der Behinderten 
Ausgaben nicht erfolgen können. 

Die Einrichtung der Beiräte und beratenden Aus- 
schüsse bei den Landesarbeitsämtern bzw. Haupt- 
fürsorgestellen begrüßen wir. Damit wird auch der 
Sachverstand aus der Praxis genützt. Die stärkere 
Stellung des Vertrauensmanns und die stärkere Be- 
teiligung der Behinderten bei der Durchführung des 
Gesetzes haben wir mit unterstützt. Die Urlaubs- 
regelung ist befriedigend und entspricht unserer 
Auffassung. 


Nun zu einer grundsätzlichen Frage, dem Ver- 
günstigungswesen. In § 34 a Abs. 2 heißt es: 
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Vergünstigungen, die auf Grund bisher gelten- 
der Rechtsvorschriften gewährt werden, bleiben 
unberührt. 

Ich muß es gleich ankündigen: Hier liegt ein Pferde- 
fuß in der Besitzstandswahrung in gleichgearteten 
Fällen. Wenn beispielsweise eine MdE von 50 ^/o 
vorübergehend auf 40 ^/o herabgesetzt und dann 
wieder auf 50 ®/o infolge von Verschlimmerung her- 
aufgesetzt wird, handelt es sich um einen neuen 
Fall, und der Betroffene kann dann die früheren 
Rechte, die er einmal hatte, nicht wieder erhalten. 
Ich weise jetzt schon darauf hin, daß eine solche 
Entwicklung große Unruhe und Schwierigkeiten 
unter den Betroffenen hervorrief. 

Hierzu muß ich eine weitere Feststellung treffen. 
In der Vorlage des Entwurfs heißt es: Kosten für 
den Bundeshaushalt keine. Jeder, der heute diesem 
Gesetz zustimmt, muß wissen, daß es auf dem Ge- 
biet der Kraftfahrzeug-, Fahr-, Steuerrechtsvergün- 
stigungen und Vergünstigungen anderer Art, die 
bisher bestehen, einschließlich der flexibleren Al- 
tersgrenze in der Rentenversicherung, für den er- 
weiterten Personenkreis angewendet werden muß. 
Bei der Einbringung dieses Gesetzes habe ich dar- 
auf hingewiesen, daß wir die Umstellung von kau- 
salen zum finalen Denken bejahen, daß aber die 
Priorität der Kriegsopfer usw. nicht eines Tages 
durch das Gesetz der großen Zahl und der finan- 
ziellen Auswirkungen in Frage gestellt werden darf. 
Wenn beispielsweise erwogen wird, bei den Fahr- 
vergünstigungen Einkommensgrenzen einzuführen, 
(B) wäre das schon der erste Ansatz, um diesen Grund- 
satz zu durchbrechen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang gleich- 
zeitig darauf hinweisen, daß wir uns bemüht haben, 
in Art. 2 § 3 zu erreichen, daß der Ausgleichsfonds 
als Sondervermögen vom Bundesausschuß für 
Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfür- 
sorge gesondert verwaltet wird. Wir bedauern, daß 
diese unsere Bemühungen, auf dem Wege eines 
interfraktionellen Antrags eine entsprechende Re- 
gelung zu treffen, gescheitert sind. Damit ist keine 
Möglichkeit mehr gegeben, z. B. den Kriegs- und 
Ar'beitsopfern, die aus dem Ar'beitsleben ausge- 
schieden sind, gewisse Hilfe zu verschaffen. Es 
bleibt nur zu wünschen, daß die Bundesregierung 
Maßnahmen ergreift, um die Einrichtungen für die 
Eiholungsfürsorge wie bisher zu fördern, vor allem 
für unsere Schwerbeschädigten, Hinterbliebenen, 
Kriegerwitwen usw. 

Insbesondere möchte ich darauf hinweisen, daß 
gegenüber der Regierungsvorlage die Regelung für 
die Förderung der Behindertenwerkstätten neu ge- 
staltet wurde. Wir sind dankbar, daß eine Reihe von 
Anträgen hierzu aufgenommen worden sind. Mit 
dieser Regelung wurde dem Anliegen der Träger der 
Behindertenwerkstätten weitgehend Rechnung ge- 
tragen; ihre Bedenken wurden damit ausgeräumt. 

Allerdings müssen wir bedauern, daß einige wei- 
tergehende Anträge nicht berücksichtigt werden. Ich 
füge hinzu: wir erwarten, daß die Verordnung ent- 
sprechend dem Willen des Gesetzgebers gestaltet 
wird. 


An dieser Stelle möchte ich ganz besonders mei- 
nen Kollegen Frau Hürland, Burger und Geisenhofer 
für ihre intensiven Bemühungen und Besprechungen 
mit den verschiedenen Trägern der Behinderten- 
werkstätten herzlich danken. Sie haben zu dem posi- 
tiven Ergebnis der Beratungen einen wesentlichen 
Beitrag geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Abschließend möchte ich betonen, daß wir trotz 
verschiedener Bedenken zu einzelnen Regelungen 
wünschen, daß dieses Gesetz auch vom Bundesrat 
akzeptiert wird und möglichst bald in Kraft treten 
kann. Ich darf allen, die mitgewirkt haben, die An- 
regungen gegeben haben, die bisher schon im Zu- 
sammenhang mit der Hilfe für die Behinderten her- 
vorragende Arbeit geleistet haben — auch den Ver- 
tretern des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung — , für die Unterstützung und die gute Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedern des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung herzlich danken. 

Dieses Gesetz betrachte ich gleichzeitig als einen 
Appell an die gesamte Öffentlichkeit, die behinder- 
ten Menschen in ihrer Bedrängnis zu unterstützen 
und sie zu gleichwertigen Gliedern unserer Gesell- 
schaft zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jaschke. 


Jaschke (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Für die sozialdemokra- 
tische Bundestagsfraktion darf ich folgende Erklä- 
rung abgeben. In der Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 hat der Herr Bundeskanzler folgen- 
des festgestellt — ich zitiere mit Genehmigung der 
Frau Präsidentin — : 


(D) 


In dieser Legislaturperiode werden wir uns noch 
mehr den Menschen zuwenden, die durch per- 
sönliches Schicksal am Rande der Gesellschaft 
leben. Ich meine hier vor allem die Eingliede- 
rung der vielen Behinderten und Schwerbe- 
schädigten. 

Ein großer Meilenstein auf diesem Wege ist das 
Schwerbehindertengesetz, das wir heute zu verab- 
schieden beabsichtigen. Nach vielen Jahren kontro- 
verser Diskussion ist es nun endlich gelungen, alle 
Schwerbehinderten in dieses Gesetz einzubeziehen, 
d. h. wegzukommen vom kausalen Prinzip. Es gibt 
nach diesem Gesetz nun nicht mehr Behinderte 
erster, zweiter und dritter Klasse. 

Der Kollege Mancher sagte zwar „Wir stimmen 
diesem Gesetz zu", aber dann kamen hinterher so- 
fort wieder seine Bedenken und Einwände. Wir kön- 
nen feststellen, daß die CDU/CSU-Fraktion sicherlich 
nur mit halbem Herzen diesem Gesetz zustimmt. 

Gerade weil ich selbst Schwerkriegsbeschädigter 
bin, bejahe ich das Finalprinzip und hoffe, daß die- 
ses Gesetz im Gegensatz zur Meinung des Kollegen 
Mancher zu mehr Solidarität auch unter den Behin- 
derten führen wird. Es ist doch nicht einzusehen — 
um nur ein Beispiel zu nennen — daß bisher ein 
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Unfall, den ein Arbeitnehmer auf dem Weg von der | 
Wohnung zum Arbeitsplatz erlitt, als Arbeits- bzw. j 
Wegeunfall anerkannt wurde und der Arbeitnehmer 
dann, wenn er dabei Dauerschäden erlitt, Rente er- 
hielt, Anspruch auf Rehabilitationsmaßnahmen hatte 
und letztlich auch den Schutz und die Rechte aus dem 
bisherigen Schwerbeschädigtengesetz zugesprochen 
bekam, daß aber in dem Fall, in dem derselbe Ar- 
beitnehmer denselben Weg an einem arbeitsfreien 
Tag zurücklegte und den gleichen Unfall an der- 
selben Stelle und mit dem gleichen Schaden erlitt, 
nicht nur keine Rente, sondern bisher auch nicht der 
Schutz dieses Gesetzes gewährt wurde. Das ist nun 
vorbei. Auch dieser, an einem arbeitsfreien Tag er- 
folgte Unfall und die dabei erlittenen Schäden wer- 
den von dem Gesetz erfaßt. 

Wir müssen aber gerade bei der jetzigen Kon- 
junktur- und Wirtschaftslage auch an die älteren 
Arbeitnehmer denken, die sich frühzeitig im Arbeits- 
leben verschlissen und dadurch körperliche Schäden 
zugezogen haben und bei denen die Gefahr besteht, 
daß ihnen wegen verminderter Leistungsfähigkeit 
gekündigt wird. Auch diese Arbeitnehmer erhalten, 
wenn sie zum Personenkreis der Schwerbehinderten 
gehören, den besonderen Kündigungsschutz dieses 
Gesetzes. Ich glaube, das wird sich schon in der 
nächsten Zeit zum Wohle dieses Personenkreises 
sehr gut auswirken. 

Man sagt, wir Deutschen seien kinder- und vor 
allen Dingen auch krüppelfeindlich eingestellt. Ich 
hoffe, daß sich durch die Gesetzesmaßnahmen der 
Regierung in den letzten vier Jahren für den Per- 
sonenkreis der Behinderten in unserer Gesellschaft 
das Verständnis für diese wesentlich verstärkt und 
verbessert hat. Zu danken ist hier auch für die 
Arbeit der Massenmedien, die durch Veröffent- 
lichungen und Sendungen für mehr Verständnis auf- 
klärend geworben haben. Dazu gehören auch Ver- 
anstaltungen wie die „Aktion Sorgenkind". 

Der Kollege Glombig hat in der ersten Lesung 
verschiedene Wünsche zur Verbesserung des Regie- 
rungsentwurfs vorgebracht. Alle diese Wünsche 
konnten durch Anträge der Regierungskoalition und 
auch dadurch, daß Anregungen des Bundesrates 
durch Anträge aufgenommen wurden, in den Be- 
ratungen des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung übernommen und verwirklicht werden. Der 
Regierungsentwurf hat dadurch eine Reihe wesent- 
licher Verbesserungen erfahren. 

Erstens. Die Position des Vertrauensmannes der 

Schwerbehinderten wurde erheblich verstärkt. Der 
Arbeitgeber hat ihm gegenüber nicht nur eine Un- 
terrichtungs- und Anhörungsverpflichtung in allen 
Angelegenheiten, die einen einzelnen oder die ge- 
samte Gruppe der Schwerbehinderten berühren, son- 
dern auch die Verpflichtung, über getroffene Ent- 
scheidungen unverzüglich Mitteilung an den Ver- 
trauensmann zu machen. Weiterhin ist vorgesehen, 
daß der Vertrauensmann auch an allen Sitzungen 
der Ausschüsse der kollektiven Interessenvertretun- 
gen beratend teilnehmen kann. Der freigestellte Ver- 
trauensmann darf von Maßnahmen der Berufsförde- 
rung nicht ausgeschlossen werden. Auch nach Ende 
seiner Amtszeit ist ihm Gelegenheit gegeben, an 


(CI 

Fortbildungsmaßnahmen teilzunehmen. Es bleibt ^ 
hinzuzufügen, daß nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses die Wahl von mehreren Stellvertretern des 
Vertrauensmannes vorgesehen ist, um bei größeren 
Betrieben und Verwaltungen die Vertretung in je- 
dem Fall sicherzustellen. 

Zweitens: weitgehende und unmittelbare Beteili- 
gung der Behinderten an der Durchführung des Ge- 
setzes. Die unmittelbare Beteiligung der Behinder- 
ten ist ein faktisches Stück des Demokratisierungs- 
prozesses unserer Gesellschaft. Wir haben mehr de- 
mokratische Institutionen eingebaut, als vorher be- 
standen, und es ist nicht so — wie der Kollege Man- 
cher hier erklärt hat — , daß durch dieses Gesetz we- 
niger Mitbestimmung geschaffen wird. Deshalb 
haben wir besonderen Wert darauf gelegt. Der Er- 
folg des Gesetzes hängt mit davon ab, ob es gelingt, 
die Betroffenen selbst aktiv in die Durchführung des 
Gesetzes einzubeziehen. 

Der Ausschuß hat beschlossen, im Hinblick auf die 
besondere Bedeutung der Aufgaben, die den Haupt- 
fürsorgestellen im Rahmen der begleitenden und 
nachgehenden Hilfen im Arbeitsleben zukommt, bei 
diesen Beratende Ausschüsse für die Behinderten- 
fragen einzurichten. Einen solchen Beratenden Aus- 
schuß soll es künftig auch bei der Hauptstelle der 
Bundesanstalt für Arbeit geben. Uber seine bisheri- 
gen Aufgaben hinaus soll dieser Ausschuß die Bun- 
desanstalt auch bei der Durchführung der beruf- 
lichen Rehabilitation nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz unterstützen. 

Beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ein weiterer Beirat für Rehabiltation ein- 
gerichtet, dessen besondere Aufgabe es ist, bei der 
Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds mitzuwir- 
ken. Wir haben die Mitwirkungsrechte dieses Bei- 
rates wesentlich verstärkt. Entscheidungen über die 
Vergabe von Mitteln können vom Bundesarbeits- 
minister nur auf Vorschlag des Beirats getroffen 
werden. 

Drittens. Die verbesserten Maßnahmen zur beruf- 
lichen Rehabilitation und die Eingliederungshilfen 
werden nicht ausreichen, allen Schwerbehinderten 
einen Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt zu verschaffen. Rund 100 000 bis 200 000 
Schwerstbehinderte können ihr Recht auf Ausübung 
einer angemessenen Beschäftigung nur in einer 
Werkstatt für Behinderte verwirklichen. Wir sind zu 
der Auffassung gelangt, daß in Zukunft von einem 
einheitlichen und umfassenden Begriff der Werkstatt 
für Behinderte in allen Gesetzen, wie auch im Bun- 
dessozialhilfegesetz und im Arbeitsförderungsge- 
setz, auszugehen ist; denn nur so können die zwi- 
schen der Arbeitsverwaltung einerseits und den 
Trägern der Sozialhilfe andererseits bestehenden 
unterschiedlichen Auffassungen zur Konzeption der 
Werkstätten für Behinderte überbrückt werden. Mit 
der von uns gewählten Definition nach der wirt- 
schaftlichen Änderung ist sichergestellt, daß die 
Förderung nach dem BSHG nicht eingeschränkt wird 
und vernünftige Weiterentwicklungen, die notwen- 
dig werden, nicht ausgeschlossen sind. 

Neben diesen drei wichtigsten Änderungen sind 
noch zu nennen: 
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Viertens. Der Zusatzurlaub für alle Schwerbehin- 
derten ist auf sechs Arbeitstage erweitert worden. 
Der Begriff „Arbeitstag'' wird exakt definiert. Dies 
war notwendig, weil die Auslegung in der Vergan- 
genheit unterschiedlich war. In der Rechtsprechung 
führte das zu einander widersprechenden Urteilen. 
Mit der neuen Definition ist nun sichergestellt, daß 
der arbeitsfreie Samstag entgegen der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht auf 
den Zusatzurlaub angerechnet wird. 

Fünftens. Dem Schwerbehinderten können Hilfen 
zur Beschaffung und Unterhaltung einer für ihn ge- 
eigneten Wohnung gegeben werden, die so beschaf- 
fen sein soll, daß sie den besonderen Bedürfnissen 
der Schwerbehinderten entspricht. Dieser Teil der 
nachgehenden Hilfe im Arbeitsleben wird damit be- 
sonders herausgehoben, was auch seiner Bedeutung 
entspricht, oder wird ein Mittel sein, die Schwerbe- 
hinderten mobiler zu machen. Im Regierungsentwurf 
war lediglich allgemein von Hilfen zur Wohnungs- 
beschaffung die Rede. 

Vielleicht ist es mir erlaubt, an dieser Steile 
gleichzeitig einen Appell an die Architekten und 
insbesondere an diejenigen zu richten, die über neue 
Bauten des Bundes zu entscheiden haben. Bitte, den- 
ken Sie bei Neubauten an die Schwerbehinderten 
und besonders an die Gehbehinderten. Schaffen Sie 
Modelle dafür, wie man Häuser mit Rücksicht auf 
diesen Personenkreis bauen kann. Hier in Bonn und 
besonders im Bundeshaus ist es doch ein Jammer, 
zu sehen, daß Gehbehinderte, die vom Eingang I 
zum Eingang IV und dann vielleicht noch zum Neuen 
(ß) Hochhaus gehen müssen, wie ich meine, unnötig 
Treppen und Treppchen zu bewältigen haben. 

(Beifall.) 

Darunter haben auch unsere älteren Kollegen zu 
leiden; das kann man des öfteren beobachten. 

Mit den erhöhten Mitteln, die den Hauptfürsorge- 
stellen aus der Ausgleichsabgabe zufließen werden, 
können sie künftig nicht nur die Wohnungsfürsorge, 
sondern auch die begleitenden und nachgehenden 
Hilfen am Arbeitsplatz, im Arbeitsleben überhaupt 
und in der Gesellschaft wesentlich verbessern. 

In der ersten Lesung zu diesem Gesetz war von 
unserem Sprecher bereits begrüßt worden, daß jetzt 
der öffentliche Dienst ebenfalls zur Zahlung der 
Ausgleichsabgabe herangezogen wird. Auch hier 
sei mir noch einmal ein Appell erlaubt, und zwar 
an die Parlamentarier aller Gremien, Prüfen Sie, 
bitte, künftig die vorgelegten Haushaltspläne dar- 
aufhin, inwieweit dort Mittel für die Ausgleichsab- 
gabe ausgewiesen sind, und fragen Sie danach, 
warum dafür Mittel eingestellt sind und nicht genü- 
gend Schwerbehinderte beschäftigt werden. 

Zum Schluß kann festgestellt werden, daß durch 
dieses Gesetz die Ein- und Wiedereingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft wesentlich verbessert und gestärkt worden 
ist. Die Schwerbehinderten werden wiederum zu er- 
kennen haben, daß diese Regierung und die sie tra- 
genden Parteien keine leeren Versprechungen ab- 
geben, sondern dem Versprechen die Tat folgen 
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lassen. Die Behinderten werden das, so bin ich 
sicher, zu danken wissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Hölscher, 

Hölscher (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktion der Freien Demo- 
kraten darf ich folgende Erklärung abgeben. 

Bei der ersten Lesung dieses Gesetzentwurfs 
haben wir angekündigt, wir würden uns für eine 
zügige Beratung in den Ausschüssen einsetzen. 
Heute kann man sagen, daß wir alle uns in den ar- 
beitsreichen Wochen vor Weihnachten um eine 
zügige und gründliche Beratung dieses so wichtigen 
Gesetzes bemüht haben. Auch der heute noch vor- 
gelegte Änderungsantrag der drei Fraktionen be- 
weist, wie ernst wir die Aufgabe genommen haben, 
trotz komplizierter Materie ein möglichst optimales 
Gesetz zu schaffen. Unser besonderer Dank gilt der 
konstruktiven Unterstützung, ja, ich möchte sagen, 
der engagierten Mitarbeit der Herren des Arbeits- 
und Sozialministeriums. Selbstverständlich waren 
uns auch viele Änderungsvorschläge des Bundesrats 
eine wertvolle Hilfe, und zum Teil sind diese ja 
auch in den Entwurf eingegangen. 

Bei einem solch umfangreichen Gesetzentwurf ist 
es nur natürlich, wenn die Verbände uns Abgeord- 
nete mit zahlreichen Stellungnahmen konfrontie- 
ren. Wir haben alle Vorschläge gewissenhaft ge- 
prüft; einiges haben wir bei der endgültigen Fas- pj 
sung des Entwurfs berücksichtigen können, anderes 
aus der Sicht des Ganzen wiederum nicht. Ich denke, 
die Mühe aller Beteiligten hat sich gelohnt; ein gu- 
ter Entwurf konnte noch weiter verbessert werden. 

Als dritter Redner will ich Ihnen ersparen, alle 
wichtigen Vorschriften der Regierungsvorlage und 
die Änderungen des Ausschusses noch einmal vor 
Ihnen auszubreiten. Ich will jedoch versuchen, die 
Fortschritte im Schwerbehindertenrecht schwer- 
punktartig zu umreißen und seine für manche ver- 
wirrenden Einzeländerungen unter die Leitgedan- 
ken zu stellen, die dafür bestimmend waren. Diese 
Leitgedanken kann man meiner Meinung nach mit 
den beiden Begriffen Solidarität und Liberalität be- 
zeichnen. Das neue Schwerbehindertengesetz wird 
für die, auf die es Anwendung findet — Arbeitneh- 
mer und Arbeitgeber — , mehr solidarische Gleich- 
heit und einheitliche Vorschriften, aber auch ein 
liberales Maß an Mitsprache und Mitwirkung bei der 
Anwendung dieses Gesetzes bringen. 

Der Solidaritätsgedanke drückt sich erstens in der 
Gleichstellung aller Behindertengruppen aus. Künf- 
tig stehen allen Schwerbehinderten, ohne Rücksicht 
auf die Ursache ihrer Behinderung, die Vorteile 
dieses Gesetzes zu; das Kausalprinzip wird zugun- 
sten des Finalprinzips aufgehoben. Bei allen Schwer- 
behinderten mit einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit von mehr als 50 *^/<) wird also, gleichgültig, ob 
Geburt, Unfall, Krankheit oder Krieg die Ursachen 
waren, aus der Gemeinsamkeit ihres Schicksals die 
Folgerung gezogen, daß sie in einer Solidargemein- 
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Schaft stehen und deshalb auch gleiche Rechte 
haben. 

Der Solidaritätsgedanke drückt sich zweitens in 
der Gleichstellung aller Arbeitgeber aus. Grund- 
sätzlich sollen alle Arbeitgeber ihren Beitrag zur 
Beschäftigung Schwerbehinderter leisten, und zwar 
entweder durch die Beschäftigung Schwerbehinder- 
ter oder durch die Zahlung einer Ausgleichsabgabe. 
Im Ausschußbericht wird diese, wir möchten sagen, 
Gleichwertigkeit von Beschäftigungspflicht und 
Ausgleichsabgabe noch einmal unterstrichen. Die 
Koaiiiionsfraktionen konnten daher im Interesse 
der Gleichbehandlung der Arbeitgeber auch nicht 
die im Regierungsentwurf enthaltenen Freigrenzen 
für Beschäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe her- 
aufsetzen. Darüber hinaus wären — das haben uns 
die Fachleute gesagt — in den ländlichen Gebieten 
auch Schwierigkeiten für die Beschäftigung von 
Schwerbehinderten entstanden. 

Meine Damen und Herren, die Pflicht zur Leistung 
eines solchen Solidarbeitrages — sei es nun durch 
Einstellung oder Ausgleichsabgabezahlung — gilt in 
Zukunft auch — und das ist wesentlich — für den 
öffentlichen Bereich. Ich meine, das ist eine wichtige 
Voraussetzung, Schwerböhinderten nicht nur weiter- 
hin im öffentlichen Bereich Arbeitsplätze zu ver- 
schaffen, sondern auch die gleiche Verantwortung 
aller Arbeitgeber — privater und öffentlicher — 
klar zu dokumentieren. 

Der dritte wichtige Gleichstellungsbereich betrifft 
die Werkstätten. Hier hat der Gedanke der solida- 
rischen Gleichbehandlung zu einigen Neuregelun- 
gen geführt. Auf Anregung des Bundesrates und 
sehr eindringlicher Stellungnahmen der Verbände 
hat der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung den 
Werkstattbegriff, der ursprünglich ja nur an das 
Recht der Arbeitsförderung gebunden war, zu einem 
einheitlichen, umfassenden Begriff erweitert. Die- 
ser Begriff — das ist wichtig — gilt auch für alle 
anderen Gesetze, also auch für das Bundessozial- 
hilfegesetz. Dadurch werden die Förderung und der 
Schutz des Gesetzes auch den Werkstätten zugute 
kommen, in denen die besonders schwer betroffenen 
geistig Behinderten zwar wirtschaftlich verwertbare 
Arbeitsleistung erbringen, aber dem Leistungsdruck 
einer vollwertigen Produktionsstätte mit Körperbe- 
hinderten nicht ausgesetzt werden können. Unseres 
Erachtens ist auch dies ein Gebot der Solidarität 
zwischen den verschiedenen hart betroffenen Behin- 
dertengruppen. 

Vieitens möchte ich die beabsichtigte Gleichstel- 
lung im Vergünstigungswesen ansprechen. In dem 
Entwurf wurde eine Bestimmung eingeführt, wo- 
nach das Begünstigungs- und Ausweiswesen so zu 
gestalten ist, daß, unabhängig von der ja nur zu- 
fälligen Ursache der Behinderung, allein der Art und 
Schwere der Behinderung Rechnung getragen wird. 

Der zweite Leitgedanke des neuen Schwerbehin- 
dertengesetzes, meine Damen und Herren, ist unse- 
rer Meinung nach die Liberaliät, d. h. die verstärkte 
Mitwirkung der Behinderten, der Sozialpartner und j 
anderer Gruppen der Gesellschaft bei der Anwen- ! 
düng des Gesetzes. | 


Erstens nenne ich hier den Beirat beim Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung. Im Aus- 
schußbericht ist zu Recht hervorgehoben worden, 
daß bei der Beratung des Entwurfes besonderer 
Wert auf eine größtmögliche Beteiligung der Betrof- 
fenen — natürlich auch der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber — gelegt wurde. Hier galt es, zwei 
Zielvorstellungen in Einklang zu bringen: Einmal 
die berechtigten Anliegen der Verantwortlichen, 
draußen bei der Vergabe der Mittel des Ausgleichs- 
fonds beteiligt zu sein, zum anderen aber auch die 
Verantwortung des Parlaments für die Kontrolle 
dieser Mittel zu verankern. Nach sehr eingehenden 
Beratungen gerade in diesem Punkte, in dem die 
Forderungen der Verbände und Institutionen beson- 
ders eindringlich vorgetragen wurden, weil es hier 
um das liebe Geld ging, haben wir einen Kompromiß 
gefunden, der wohl als optimal bezeichnet werden 
kann. Die parlamentarische Kontrolle ist durch die 
verwaltungsmäßige Zuordnung des Ausgleichsfonds 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
gegeben. Aber auch den Verbänden wurden Mit- 
wirkungsrechte bis an die Grenze des rechtlich Mög- 
lichen eingeräumt. Nunmehr hat der ursprünglich ja 
nicht einmal zwingend vorgeschriebene Beirat beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, in 
dem Vertreter der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, 
der Behindertenorganisationen und der Träger sitzen 
werden, echte Mitwirkungsrechte. So kann vor allem 
die Entscheidung über die Vergabe der beträchtlich 
aufgestockten Mittel des Ausgleichsfonds nur auf 
Grund von Vorschlägen des Beirates getroffen wer- 
den. 

Noch weitergehende Vorstellungen, die Funk- 
tionen des Beirats einem womöglich privaten Gre- 
mium der Rehabilitationsträger anzuvertrauen, hät- 
ten sich jedoch nicht mit der Notwendigkeit einer 
wirksamen parlamentarischen Kontrolle des Aus- 
gleichfonds vereinbaren lassen. Ich denke aber, 
meine Damen und Herren, im Grunde sind wir bei- 
den Zielen gerecht geworden. 

Zweitens haben wir unter dem Aspekt Liberalität 
die Mitwirkung der Beratenden Ausschüsse. Iin Ge- 
gensatz zum geltenden Recht sah der Regierungs- 
entwurf den sogenannten Beratenden Ausschuß bei 
der Bundesanstalt für Arbeit nicht mehr vor. Bei der 
Behandlung dieser Fragen hielten wir es jedoch für 
notwendig, die Mitwirkung der Betroffenen an der 
Durchführung des Gesetzes soweit wie möglich zu 
institutionalisieren und auf diese Weise den Ent- 
wurf durch den Einbau weiterer demokratischer Ele- 
mente zu liberalisieren. Ein Beratender Ausschuß 
wurde auch bei den Hauptfürsorgestellen vorge- 
schrieben, wo die Betroffenen unter anderem bei der 
Vergabe von Mitteln der Ausgleichsabgabe mitwir- 
ken werden. In den Beratenden Ausschüssen wer- 
den die Vertreter der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber 
und der Behindertenorganisationen ein weites Feld 
der Mitwirkung erhalten. 

Drittens haben wir mehr Mitwirkung der Ver- 
trauensleute geschaffen. Der Ausschuß hat die Stel- 
lung des Vertrauensmannes, über die der Schwer- 
behinderte ja mittelbar an der Durchführung des Ge- 
setzes mitwirkt, weiter ausgebaut. Er hat nicht nur 
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(A) die Rechtsstellung des Vertrauensmannes im Betrieb 
gefestigt, sondern insbesondere den Katalog seiner 
Mitwirkungsrechte erweitert, vor allem durch das 
Recht auf Unterrichtung sowie auf Teilnahme an 
Sitzungen des Betriebs- und Personalrates und deren 
Ausschüssen. — Es ist bezeichnend für den Verlauf 
und die Tendenz der Beratungen, daß die meisten 
Anträge dem Ausbau der Aufgaben der Vertrauens- 
leute galten. Nicht zuletzt im Hinblick darauf, daß 
in den Beratungen die Mitwirkungsrechte der Be- 
troffenen so nachhaltig verstärkt werden konnten, 
stimmen wir Freien Demokraten der Ausschußfas- 
sung des Gesetzentwurfes mit Befriedigung und sehr 
gutem Gewissen zu. 

Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich aber noch einmal unterstreichen, daß bei aller 
Anerkennung der einstimmigen Verabschiedung des 
Gesetzentwurfes im Ausschuß hier eine Initiative 
der von der sozialliberalen Koalition getragenen 
Bundesregierung vorliegt, die im Rahmen des um- 
fangreichen Aktionsprogramms der Bundesregierung 
zur Rehabilitation einen ganz bedeutenden Mark- 
stein setzt. Dieser Gesetzentwurf ist mit den anderen 
Vorhaben der Bundesregierung und der Koalitions- 
fraktionen im Bereich der Rehabilitation im Zusam- 
menhang zu sehen, die zum Teil ja bereits abge- 
schlossen sind bzw. sich in der Beratung befinden. 
Ich nenne das Bundessozialhilfegesetz, das Gesetz 
über die Angleichung der Leistungen der Rehabilita- 
tion und auch die geplante Einführung der Sozial- 
versicherung für Behinderte in Werkstätten. Es hat 
wohl noch nie eine Koalition und eine Bundesregie- 

(B) rung gegeben, die in so kurzer Zeit so umfangreiche 
Reformen für Behinderte durchgeführt haben. Lei- 
der ist dies draußen in der Bevölkerung über den 
Kreis der Betroffenen hinaus nur ungenügend sicht- 
bar zu machen. Wir meinen aber, gerade Reformen 
dieser Art, die nicht spektakulär sind und über die 
auch in den Massenmedien nur am Rande berichtet 
wird, liefern vielleicht den echtesten Beweis für den 
Willen dieser Koalition, eine humanere und gerech- 
tere Gesellschaftsordnung zu entwickeln. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit der 
Feststellung schließen: Nicht mit Verdrängung, nicht 
mit Mitleid ist den Behinderten geholfen, sondern mit 
der Anerkennung und Realisierung ihrer berechtig- 
ten Ansprüche — Ansprüche, die nicht nur die mate- 
rielle Sicherheit garantieren sollen, sondern die die 
Schwerbehinderten in die Lage versetzen, als voll 
anerkannte Mitglieder unserer Gesellschaft akzep- 
tiert zu werden. Wir haben mit diesem Schwer- 
behindertengesetz hierfür eine ganz wesentliche 
Voraussetzung geschaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wir kommen zur Einzelberatung in 
zweiter Lesung, 

Ich rufe Art. I Nr. 1 bis 46 a auf. Wer zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Zu Nr. 47 liegt der Antrag aller Fraktionen dieses 
Hauses auf Änderung der §§ 38 b und 38 e vor. Die 


(C) 

Begründung dieses Antrages ist, glaube ich, in den 
Reden bereits gegeben worden. Können wir über 
die Anträge auf Drucksache 7T592 gemeinsam ab- 
stimmen? — Kein Widerspruch. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

Es ist so beschlossen. 

Wir stimmen dann über Nr. 47 in der geänderten 
Fassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich urn das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Art. I Nr. 48 bis 54, Art. I a, Art. II sowie 
Einleitung und Überschrift auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich schließe die zweite Lesung. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort hat Herr Bundesminister Arendt. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich freue mich, daß es dank der 
intensiven Bemühungen der beteiligten Ausschüsse 
dieses Hohen Hauses und insbesondere des feder- 
führenden Ausschusses für Arbeit und Sozialord- 
nung erreicht worden ist, das Gesetz zur Weiterent- 
wicklung des Schwerbeschädigtenrechts in zweiter 
und dritter Lesung zu beraten. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß die schwerbe- 
hinderten Menschen in unserem Lande es Ihnen dan- ' ' 
ken werden, daß Sie diesem Gesetz einen so hohen 
politischen Stellenwert beigemessen haben. Ein be- 
deutendes Teilstück des Reformprogramms der Bun- 
desregierung auf dem Gebiete der Rehabilitation 
wird mit ihm verwirklicht werden. 

Mehr soziale Gerechtigkeit sehen wir auch darin, 
daß allen schwerbehinderten Menschen ohne 
Rücksicht auf die Ursache ihrer Behinderung eine 
echte Chance gegeben wird, sich im Berufsleben be- 
haupten zu können. Das Gesetz wird dieser Forde- 
rung gerecht und sollte gerade insoweit einen ent- 
scheidenden Schritt auf dem Wege der Verbesse- 
rung der Situation aller behinderten Menschen in 
unserem Lande sein. Ich glaube auch in Ihrem Sinne 
zu sprechen, wenn ich feststelle, daß diese Neu- 
orientierung längst fällig war. Dabei darf kein Zwei- 
fel darüber bestehen, daß die bisher geschützten 
Schwerbeschädigten dadurch weder in ihren Rechten 
geschmälert noch sonst benachteiligt werden. 

Die bei den Ausschußberatungen vorgenommenen 
Änderungen des Gesetzentwurfs werden von der 
Bundesregierung begrüßt. Ich bin sicher, daß sie mit 
dazu beitragen werden, das Gesetz in seiner ganzen 
Wirkungsbreite zu verstärken. 

Nunmehr wird es aber darauf ankommen, daß 
alle Beteiligten willens sind, das Gesetz mit Leben 
zu erfüllen. Das gilt für Verpflichtete in gleicher 
Weise wie für Berechtigte. Diejenigen, denen Pflich- 
ten auferlegt worden sind, sollten diese erfüllen im 
Bewußtsein ihrer hohen Verantwortung, die sie im 
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Hinblick auf ihre Stellung innerhalb unserer Gesell- 
schaft gerade den Mitbürgern gegenüber haben, die 
von einem schweren Schicksal betroffen worden 
sind. Aber auch die Behinderten, denen Rechte ein- 
geräumt werden, müssen sich bewußt sein, daß die 
angebotenen Hilfen nur dann zur Wirkung kommen, 
wenn sie Lebensmut zeigen und ihre verbliebenen 
Kräfte voll einsetzen, um ihr Schicksal zu meistern. 
Nur durch ein fruchtbares Zusammenwirken aller 
wird der gewünschte Erfolg erreicht. 

Eine große Aufgabe kommt hier den im Gesetz 
vorgesehenen Ausschüssen zu, die eine wirkungs- 
volle Durchführung des Schwerbeschädigtengesetzes 
sichersten en sollen. Die Verstärkung der Rechte 
des Vertrauensmannes und seiner Stellung im Be- 
trieb läßt mich hoffen, daß sich viele qualifizierte 
Persönlichkeiten finden, die bereit sind, das verant- 
wortungsvolle Ehrenamt eines Vertrauensmannes 
zu übernehmen. 

Ich bin mir aber auch bewußt, daß gerade meinem 
Ministerium bei der Durchführung des Gesetzes eine 
große Aufgabe zufällt. Dies gilt sowohl für die Er- 
stellung der notwendigen Durchführungsverordnun- 
gen zu diesem Gesetz als auch für die Zusammenar- 
beit mit dem beim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zu errichtenden Beirat für Re- 
habilitation. Ich versichere Ihnen, daß wir von uns 
aus alles daran setzen werden, eine fruchtbare und 
erfolgreiche Arbeit dieses Beirates zu ermöglichen. 

Die Schaffung einheitlicher gesetzlicher Grundla- 
gen bezüglich der Werkstätten für Behinderte wird 
dem Aufbau eines bedarfsdeckenden Netzes lei- 
(B) stungsfähiger Werkstätten sehr förderlich sein. Die 
Bundesregierung wird auch diesen Einrichtungen 
ihre besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Das vorliegende Gesetz gibt der Bundesregierung 
Veranlassung, auch die Neuordnung des Vergünsti- 
gungs- und Ausweiswesens in Angriff zu nehm- 
raen — in konsequenter Weiterentwicklung der 
Grundsätze, die im neuen Schwerbehindertengesetz 
verankert worden sind. 

Wir werden den bisher erfolgreich eingeschla- 
genen Weg zur Verbesserung der Situation unserer 
behinderten Mitbürger fortsetzen und wissen uns 
dabei der Unterstützung dieses Hohen Hauses 
sicher. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Flerren, das Wort wird nicht mehr begehrt. Wir 
kommen zur Schlußabstimmung in dritter Lesung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er- 
lioben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim- 
mig beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 2 des 
Ausschußantrags, die eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. — Ich höre keinen Wider- 
spruch, es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent- 
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 


fCl 

und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 

(6. HHAndG) 

— Drucksache 7/1094 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1596 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Walther 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache 7/1547 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hofmann 
(Erste Beratung 64. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Le- 
sung. Änderungsanträge liegen nicht vor. Wer Art. 

1, 2, 3, Einleitung und Überschrift seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlos- 
sen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer in dritter Le- 
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er- 
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein- 
stimmig so beschlossen. 

Wir haben noch über Nr. 2 des Antrags des Aus- 
schusses abzustimmen, die Petitionen für erledigt 
zu erklären. — Ich höre keinen Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 6, 7 und 8 der Tages- 
ordnung auf — nach Vereinbarung soll hier eine 
verbundene Debatte erfolgen — : 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Steuer- 
reformgesetzes 

— Drucksache 7/1470 — 

Ubcrweisiingsvorschiag des Ältestenrates; 

Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheil 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

7. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Steuer- 
änderungsgesetzes 1973 

— Drucksache 7/1509 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

8. Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Beseitigung von Inflationsschäden bei der 
Einkommen- und Lohnsteuer (Inflationsent- 
lastungsgesetz) 

— Drucksache 7/1543 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
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Vizepräsident Frau Funcke 

Das Wort zur Begründung hat Bundesminister 
Schmidt. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä- 
sidentin! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
bitte zu dem 850 Gramm schweren — wenn man es 
im Gewicht mißt; der Gehalt ist natürlich sehr viel 
schwerer — , sehr umfangreichen Gesetzentwurf mit 
ein paar Bemerkungen beginnen, die, wie es heute 
zu sagen vielleicht modisch ist, ich einmal mit dem 
Stichwort „Nostalgie" überschreiben würde. 

Die Ankündigung der umfassenden Steuerreform 

ist beinahe so alt wie die Bundesrepublik insgesamt. 

(Abg. Wehner: Das ist wahr!) 

Ich bin nun allerdings ziemlich sicher, daß der 
Hauptredner der Opposition nur den schwerwie- 
genden Arbeits- und Leidensweg nach seinem Amts- 
ausscheiden darlegen wird. 

(Abg. Wehner: Seien Sie getröstet, vorher 
war es auch so!) 

Aber es ist insgesamt ein arbeitsreicher und leid- 
voller Weg gewesen, und wenn unsere alten Kol- 
legen Franz Etzel oder Fritz Schaffer noch unter uns 
wären, so würden sie sich jedenfalls freuen, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

daß nun endlich die Entwürfe, von denen sie schon 
gesprochen haben, vollständig auf den Tischen des 
Hauses liegen. Ich sage das ohne jeden Akzent, weil 
mir daran liegt, daß alle Beteiligten, nicht nur die 
Steuerfachleute, die natürlich längst in all diesen 
Jahren in alle möglichen Grabenkämpfe taktischer 
und auch strategischer Auseinandersetzung über 
diese Materie verwickelt waren, daß die politischen 
Gehirne in diesem Hause über den engeren Bereich 
der Steuerpolitik hinaus bitte in ihr Blickfeld auf- 
nehmen mögen, daß es unabhängig von den auch 
jetzt aktuellen Tagesauseinandersetzungen, die un- 
vermeidlich sein müssen, ein sehr schwerwiegendes 
Werk ist, an dem schon bisher im Laufe von mehr 
als einem Jahrzehnt alle Seiten des Hauses gedank- 
lich und auch schriftlich vorbereitend mitgewirkt 
haben. 

Wenn ich es recht in Erinnerung habe, hat schließ- 
lich dann der damalige Finanzminister Strauß dem 
damaligen Durcheinander ein Ende machen wollen, 
indem er eine unabhängige Kommission einsetzte, 
die sich unabhängig von den Auseinandersetzungen 
dieses Hauses umfassend konzeptionell äußern 
sollte. Das Ergebnis hat er nicht mehr bearbeiten 
können. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

Als es 1971 überreicht wurde, ist es unter der Feder- 
führung meines heute wegen einer nicht leichtwie- 
genden Operation leider nicht anwesenden Freun- 
des Alex Möller durch die sozialliberale Koalition 
dazu gekommen, daß die Schlußfolgerungen aus die- 
sem Bericht gezogen und in ein zusammenhängendes 
Konzept — Eckwerte seinerzeit genannt — umge- 
setzt wurden. Dieses Konzept der „Eckwerte" ist 
danach durch zwei weitere Amtsnachfolger mehr- 
fach angepaßt, in unendlicher Arbeit der vielerlei 


Beamten und Fachleute in Gesetzesform ausformu- 
liert worden. Wir können heute sagen, daß die so- 
zialliberale Koalition nicht nur „auch eine" der vie- 
len Regierungen war, die die Steuerreform ange- 
kündigt hat, sondern jene Regierung ist, die das 
Gesetzeswerk vollständig, und zur Gänze in Para- 
graphen ausformuliert, hier vorlegt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Daß Sie vielerlei auszusetzen haben mögen — 
das kann sich jeder vorstellen, der Parlament und 
parlamentarische Gesetzgebung kennt — , das halte 
ich für selbstverständlich. Aber ich bitte Sie, diesen 
langen Fluß zu sehen, der vorhergegangen ist, ehe 
am heutigen Tage wenigstens ein vollständiges 
Werk auf dem Tisch liegt. 

Herr Kollege Carstens, ich rede jetzt zum Oppo- 
sitionsführer, der, wie mir schien, vorhin eine Zeit- 
lang gezögert hat, ob er ausziehen sollte oder nicht. 

Ich habe für das Zögern Verständnis gehabt. Denn 
man kann das geistige und Arbeitsergebnis eines 
so langen Weges, an dem Sie selber und Ihre 
Freunde beteiligt gewesen sind in früheren Legisla- 
turperioden, nicht so behandeln, daß man meint, 
man setzt es von der Tagesordnung ab und berät 
es überhaupt nicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich bemühe mich, nicht zu polemisieren. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Das war 
nicht der Grund unseres Auszuges, Herr 
Bundesminister!) 

— Ich will nicht polemisieren, Herr Carstens. (D) 

Ich möchte eingangs ein wenig zu den Motiven 
und Ansprüchen sagen, die hinter dieser Umsetzung 
dessen, was wir alle miteinander aus den Erkennt- 
nissen der Kommission gelernt haben, die hinter der 
Art der Umsetzung, hinter der Grundkonzeption 
stehen, die vor Ihnen in Paragraphen ausformuliert 
liegt, seitdem die sozialliberale Koalition die Haupt- 
verantwortung — nicht die ausschließliche Verant- 
wortung — für die Gesetzgebung dieses Staates 
übernommen hat. 

Daß letztlich Steuergesetze nicht zustande gebracht 
werden können, wenn nicht auch die Mehrheit des 
Bundesrates zustimmt, ist mir und der Bundesregie- 
rung bewußt. Deswegen ist es nicht so, daß die 
CDU/CSU sich auf den Standpunkt stellen könnte: 
„Uns geht dies nichts an", sondern Ihre Freunde in 
den Landesregierungen und im Bundesrat tragen 
eine nicht abzustreifende Mitverantwortung für das, 
was zustande kommt. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Gute Erkenntnis!) 

Frühere Mehrheiten in diesem Hause haben, zum 
Teil mit großem Fleiß, zum Teil in wichtigen, zum 
Teil in unscheinbaren Ergänzungen und Änderungen 
unseres Einkommensteuerrechtes im Ergebnis die 
spezifischen Züge des wirtschaftlichen Aufbaues 
dieser Gesellschaft, dieses Staates nach den Zer- 
störungen des Krieges wesentlich beeinflußt. Das 
Steuerrecht war ein ganz wesentlicher Faktor — eine 
Vielfalt von Faktoren für die Art, in der sich der 
wirtschaftliche Aufbau vollzog. 
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Ich bitte, mir von seiten der Opposition nachzu- 
sehen, wenn ich sage, daß Ihre Steuergesetzgebung 
bis über die Mitte der 60er Jahre ganz gewiß einer- 
seits dem Aufbau und, sagen wir es etwas präziser, 
den Investitionen in allen Bereichen sehr genützt 
hat, notabene infolgedessen auch den Gewinnen der 
Unternehmungen nicht geschadet hat. Aber so not- 
wendig und so nützlich die Begünstigung gewisser 
wirtschaftlicher Prozesse war, so sehr ist es doch nun 
inzwischen notwendig, die verteilungspolitische 
Schlagseite, die unser Steuersystem im Laufe der 
Jahre bekommen hat, wieder in Ordnung zu brin- 
gen. Das ist genau das, was wir hier versuchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn auch das Lastenausgleichsgesetz hat dank der 
Verrentung der Lastenausgleichsabgaben diesen 

verteilungspolitischen Ausgleich tatsächlich nicht 
herbeiführen können. 

Dies soziale Ergebnis 20jähriger Steuerpolitik be- 
lastet uns hinsichtlich der Gerechtigkeit in unserem 
Lande. 

Es kommt hinzu — ich sage das mit inneren Hem- 
mungen, weil ich weiß, daß auch diese Steuerreform 
nicht zu einer tief durchgreifenden Vereinfachung 
des Steuerrechts führen kann; aber ich will den Satz 
trotzdem aussprechen, den ich anfing — : Sie hat nicht 
nur ein soziales Ergebnis, das ich bedauere und 
jetzt korrigieren helfen muß, gehabt, sondern es 
kommt eben auch ein kaum noch überschaubares, 
in hohem Maße in sich selbst widersprüchliches 
Steuersystem hinzu, niedergelegt in einer Fülle von 
(B) Gesetzen, Verordnungen, Verwaltungsanweisungen, 
das inzwischen einen früher in diesem Lande nicht 
gekannten Steuerwiderstand in unserer Gesellschaft 
hervorgerufen hat. Diesen Widerstand glaubt die 
Oppositionsfraktion nutzen zu können, um bei Auf- 
rechterhaltung der bisherigen Steuergesetzgebung 
im Prinzip einschließlich des undurchschaubaren Ge- 
flechts oder Dschungels von Bestimmungen be- 
stimmte Begünstigungen, die das bisherige Steuer- 
system enthält, bei allgemeiner Steuersenkung 
gleichwohl aufrechterhalten zu können. 

Hingegen hat sich die sozialliberale Koalition die 
Aufgabe gesetzt — ich zitiere — , „ein gerechtes, 
einfaches und überschaubares Steuersystem zu schaf- 
fen". Das war der Wortlaut der Regierungserklärung 
vom Oktober 1969. Ich gestehe Ihnen freimütig zu: 
so ganz einfach ist es nicht geworden und wird es 
auch nicht. Die Fachleute in allen Fraktionen wissen 
das, auch die Fachleute im Bundesrat. 

Die Bundesregierung hat sich dabei an folgenden 
Leitgedanken orientiert und sich um ihre Verwirk- 
lichung bemüht. 

Erstens. Eine solide Finanzierung der öffentlichen 
Ausgaben läßt es nicht zu, daß unter der Flagge von 
sogenannten Steuererleichterungen an jedermann 
kleinere Gefälligkeiten verteilt werden. Ein Ein- 
nahmeverzicht, wie er von uns für 1975 und für die 
Folgejahre beabsichtigt ist, läßt sich nur rechtferti- 
gen, wenn er mit einer grundlegenden Reform der 
Struktur, mit einer grundlegenden Reform des 
Steuersystems einhergeht. Diese Reform der Struktur 
soll dazu führen, Entlastungen mit Schwergewicht 


dort zu gewähren, wo sie aus Gründen der Gerech- 
tigkeit oder aus sozialen Gründen notwendig sind. 

Zweitens. Jedermann wird erkennen können, daß 
die Steuerleistung von Spitzeneinkommen oder von 
Großvermögen in der Bundesrepublik allein sicher- 
lich nicht ausreicht, um alle Leistungen und Investi- 
tionen der öffentlichen Hände zu finanzieren, ob in 
Gemeinden oder Städten, Ländern oder im Bund, 
auch dann nicht, wenn man die Spitzeneinkommen 
oder die Großvermögen mit wesentlich höheren 
Steuersätzen belasten wollte. Dieses kann niemals 
ausreichen. 

Auf der anderen Seite sind jedoch bisher nach dem 
geltenden Recht die durchaus legalen Möglichkeiten 
der Steuervermeidung gerade für Großeinkommen 
und für Großvermögen allzu zahlreich, allzu umfas- 
send — einige haben wir im Jahre 1973 beseitigt — , 
legale Möglichkeiten, der in Deutschland insgesamt 
keineswegs übertriebenen Steuerlast auszuweichen. 
Daß dieser Tatbestand der legalen Steuervermei- 
dung gerade für große Einkommen, für große Ver- 
mögen so vielfältig gegeben ist, verleidet nun den 
Arbeitnehmern und verleidet den Verbrauchern ihre 
eigene Pflicht zum Steuerzahlen. Aber genau sie 
werden mit den Massensteuern gebraucht. Anders 
würde der moderne Sozialstaat seine Leistungen 
nicht erbringen können. Allerdings müssen die 
Lasten nun gerechter verteilt werden. 

Drittens. Ich will zugestehen, daß wir einige Ver- 
brauchsteuern maßvoll erhöht haben. Ich rufe in Er- 
innerung, daß sich die Bundesregierung den Zeit- 
punkt einer seit Jahren als Bestandteil der ganzen (D) 
Steuerreform geplanten Erhöhung der Mehrwert- 
steuer um einen Punkt ausdrücklich Vorbehalten hat. 
Aber auch das muß deutlich hinzugefügt werden: 

Für uns ist die Mehrwertsteuer nicht etwa eine un- 
erschöpfliche oder unlimitiert zu erweiternde Kasse 
zur Ausfüllung aktueller Verlegenheiten. 

Viertens. Auch das gerechteste und ausgefeilteste 
Gesetz kann im Effekt nur so gut sein wie der Voll- 
zug dieses Gesetzes durch die Steuerverwaltung, die 
Finanzämter und die steuerpflichtigen Bürger. Daher 
suchen die Reformentwürfe angesichts der sehr kom- 
plexen, komplizierten, verschiedenartigen Lebens- 
und Wirtschaftsverhältnisse in unserer Gesellschaft 
nach einem gerade noch gangbaren Weg, der zur 
Vereinfachung und Erleichterung für Steuerzahler, 
Finanzämter und -beamte führen kann. 

Das Reformkonzept, das wir nun vollständig vor- 
gelegt haben, ist in sich ausgewogen und erfüllt die 
vier Ansprüche, die ich eben genannt habe. Das 
heißt nicht, wie ich schon sagte, daß es der sach- 
lichen Kritik entzogen wäre. Wir werden — ich sage 
das an die Adresse der Führung der Oppositions- 
partei und -fraktion — jeden Vorschlag dankbar 
aufnehmen, vor allem solche Vorschläge, die auf 
Verbesserung, Beschleunigung und Vereinfachung 
dbzielen. 

Auf der anderen Seite wird die Bundesregierung 
ihrerseits alles tun, um die Beratungen in den Aus- 
schüssen und im Plenum dieses Hauses zu unter- 
stützen; ich habe Anlaß, dies zu sagen, weil nach 
dem, was ich aus Interviews von Oppositionsabge- 
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ordneten entnehme, offenbar einige Mißverständ- 
nisse eingetreten sein könnten. Dabei sind jede tech- 
nische Hilfe, jede Ausarbeitung, jede Formulie- 
rungshilfe für den Finanzausschuß selbstverständ- 
lich eingeschlossen. 

Wir werden uns allerdings nicht daran hindern 
lassen — auch das bitte ich nicht mißzuverstehen — . 
die Arbeit an der Steuerreform wirklich zu vollen- 
den. Wir wollen hier keine Verzögerung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben uns aus unserer politischen Verantwor- 
tung heraus entschlossen, das, was an struktureller 
Reform des Systems notwendig ist, zum 1. Januar 
1975 in Kraft zu setzen. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Da wird die Opposition zugestehen, daß die Min- 
derheitsposition nicht ausreichen kann, um diese 
politische Zielsetzung einer regierenden Mehrheit 
zu zerstören oder auszuhebeln. 

(Wiederholter Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Die Steuerreform wird nicht scheitern. Wenn der 
Versuch, sie insgesamt zu verhindern, gemacht wer- 
den sollte, wird dieser Versuch scheitern. Dazu wird 
dann auch der Druck der öffentlichen Meinung in 
diesem Land beitragen. Die Koalition hat den festen 
Willen, dieses Vorhaben zu einem guten Ende zu 
bringen. Sie wird nicht zehn Meter vor dem Ziel 
liegen bleiben. 

übrigens ist es ja nicht so, daß nicht schon eine 
ganze Menge geschafft wäre. Nicht nur liegen alle 
Ausarbeitungen, alle formulierten Paragraphen bis 
ins letzte mit allen Anlagen vor, sondern von dem 
Gesamtpaket der Steuerreform sind wesentliche 
Etappen auch auf dem Wege der Gesetzgebung 
schon erreicht und überschritten worden. 

Erstens. In Kraft getreten ist die besonders dring- 
liche Reform unseres Außensteuerrechts; wenn Sie 
so wollen: die Steuerfluchtgesetzgebung. Niemand 
hat damals gesagt, das müsse warten, bis das ganze 
Paket auf einmal verabschiedet werden könne. Ge- 
gen die Steuerflucht haben wir zusätzliche, neue 
Dämme errichtet, und andererseits hat dieses Gesetz 
auch die Wettbewerbsbedingungen der deutschen 
Wirtschaft bei Auslandsinvestitionen verbessert. 

Zweitens. Das Grundsteuerreformgesetz ist be- 
reits in Kraft getreten. Da gab es auch ein bißchen 
Widerstand bei den Ländern. Man muß auch da dann 
bereit sein, sich zu verständigen, wenn man Mehr- 
heiten braucht; auch in dem anderen Haus, das ist 
sicher. Seit Beginn dieses Jahres gelten nun für den 
Grundbesitz endlich die Einheitswerte von 1964 und 
nicht die völlig überholten, die bis dahin galten, 
nämlich die von 1935, die doch nur ein Zehntel — 
etwa — des tatsächlichen Werts des Grundvermö- 
gens angegeben haben. Auch hier hat niemand ge- 
meint, die Abschaffung der Einheitswerte von 1935 
müsse nun noch länger warten, bis alles in einem 
großen Akt gemeinsam verabschiedet werden könne. 


(Q 

wobei man dann gar nicht weiß, ob nicht jemand 
kommt und sagt: Von der Tagesordnung absetzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Drittens. Dieses Haus hat im vergangenen De- 
zember das Gesetz zur Reform der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer und, viertens, das Gesetz zur Re- 
form der Vermögensteuer verabschiedet. Damit ist 
die Voraussetzung geschaffen, auch bei diesen Steu- 
ern durch die Anwendung der neuen Einheitswerte 
alte Vorrechte wegzutun. Andererseits bringen ge- 
rade diese beiden Reformgesetze bei kleineren 
Vermögen spürbare Entlastungen. Ich gebe zu, daß 
Großvermögen durch diese Gesetze höher besteu- 
ert werden — allerdings maßvoll — , ohne daß ich 
irgendeine Legitimation sähe für die hier und da 
aufgestellte Behauptung vom konfiskatorischen 
Staat. 

Diese beiden Gesetze hängen im Augenblick an 
der Bundesratsmehrheit von einer Stimme. Im Ver- 
mittlungsausschuß haben wir den Eindruck gewon- 
nen, daß offenbar noch ein wenig Zeit gebraucht 
wird. Ich möchte in diesem Hause sagen — der Bun- 
desrat ist heute morgen schlecht vertreten, nachdem 
er diese Gesetze dort angehalten hat — , daß ich, 
wenn die Sache gelten soll, Einigungsmöglichkei- 
ten bei diesen beiden Gesetzen keineswegs aus- 
schließe. Wenn allerdings gelten soll, daß über- 
haupt, unabhängig von der Sache, die Steuerreform 
zu Fall gebracht werden soll, dann sehe ich Eini- 
gungsmöglichkeiten nicht. Dann werden wir von der 
öffentlichen Meinung her eine große politische Kam- 
pagne brauchen; (D) 

(Beifall bei der SPD) 

auch für das Land des Ministerpräsidenten Kohl, 
Vorsitzenden einer Partei, die das soziale Epitheton 
doch ernst genommen wissen will, um ihm zu zeigen, 
daß man nicht auf der einen Seite auf Parteitagen so 
sprechen und auf der anderen Seite die Vermögen- 
und Erbschaftssteuerreform zu Fall bringen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber ich sage noch einmal: Ich sehe Einigungs- 
möglichkeiten, wenn man sich von der Sache her eini- 
gen will, und ich appelliere in diesem Hause auch 
an die Christlich-Demokratische und Christlich-So- 
ziale Union als Parteien und an ihre Gesamtverant- 
wortung, was das Steuersystem in unserem Lande 
angeht. 

Fünftens. Von diesem Hause ist verabschiedet die 
Erhöhung des Freibetrags der Gewerbesteuer von 

7200 DM auf 15 000 DM. Dadurch wird ab 1975 jeder 
zweite Gewerbetreibende von der Gewerbeertrag- 
steuer befreit sein, d. h., von den insgesamt 1,6 Mil- 
lionen werden 800 000, nämlich die schwächeren, die 
kleineren Gewerbetreibenden, in ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit gestärkt sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Außerdem wird dabei die Zone ermäßigter Steuern 
so ausgedehnt, daß die volle Steuer erst für Ge- 
werbeerträge ab ungefähr 30 000 DM im Jahr zu zah- 
len ist. 
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Sechstens. Es liegt der Gesetzentwurf der neuen 
Abgabenordnung vor, welche das allgemeine Steuer- 
recht und die Verfahrensvorschriften reformiert. Die 
Beratung dieses umfangreichen Gesetzes in den be- 
teiligten Ausschüssen ist inzwischen ganz gut vor- 
angekommen. Da sind Sie ja schon sehr weit. 

Siebtens. Die steuerlichen Regelungen zur Ver- 
besserung der betrieblichen Altersversorgung, die 

ursprünglich ebenfalls Bestandteil der Reformgesetz- 
gebung waren, sind in einen eigenen Gesetzentwurf 
gegossen und ebenfalls dem Deutschen Bundestag 
vorgelegt worden. 

Soweit diese sieben Punkte bisher schon erreichter 
großer Fortschritte auf dem Wege zur Vollendung 
des Ganzen. Dazu kommen nun die Punkte 8, 9 
und 10, die heute zur Debatte stehen. Der Punkt 8 
betrifft die Ihnen vorliegende Reformierung der Ein- 
kommen- und Lohnsteuer, Punkt 9 betrifft die Re- 
formierung der Sparförderung und Punkt 10 die Re- 
form der Körperschaftsteuer. Das sind die Schluß- 
steine zu diesem umfassenden Werk der Steuer- 
reform. 

Ich darf nunmehr ins einzelne gehen. Wir haben 
bei der Einkommen- und Lohnsteuer nicht versucht, 
unsere Zielvorstellungen durch eine lineare Tarif- 
änderung zu erreichen. Letzten Endes stehen ver- 
schiedene politische Grundphilosophien dahinter, 
wenn der eine linear helfen will, der andere aber 
die Gerechtigkeitsstruktur des Systems verändern 
will. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

pj Darin wird es zwischen uns sicherlich auch so leicht 
keine Einigung geben. Das wird Sie nicht der Mit- 
verantwortung entheben, insgesamt Ihre Gedanken 
so einfließen zu lassen, daß es so einfach wie mög- 
lich — es bleibt dann immer noch kompliziert — 
und in vielen Einzelheiten so gerecht wie möglich — - 
das bleibt dann immer noch sehr schwierig — ge- 
macht wird. 

Wir haben den Tarif strukturell umgestaltet und 
nicht linear, weil nur so die steuerlichen Lasten ge- 
rechter zu verteilen sind. Dabei darf man sich nicht 
davon irremachen lassen, daß der Proportional- 
steuersatz, der bisher bei 19 Vo liegt, in Zukunft bei 
22 ^/ü liegen wird. Da die Proportionalzone bis zu 
einem Einkommen von 16 000 DM bzw. 32 000 DM 
bei Verheirateten ausgedehnt wird und erst ober- 
halb dieser 32 000 DM für ein Ehepaar die Steuer- 
proportion beginnen wird, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Aber dann kräf- 
tig!) 

da weiterhin der Grundfreibetrag auf 3000 DM bzw. 
für Verheiratete auf 6000 DM angehoben wird, er- 
geben sich für untere und mittlere Einkommens- 
größen spürbare Steuersenkungen durch diese Re- 
form. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen.) 

Auf der anderen Seite wird der Spitzensteuersatz 
auf 56 ®/o angehoben, so daß für weit über dem 
Durchschnitt liegende sehr hohe Einkommen in Zu- 
kunft mehr Steuern zu zahlen sein werden, obgleich 


fC) 

gleichzeitig die Ergänzungsabgabe wegfällt. Man ^ ^ 
kann das beklagen, wenn man der Bezieher eines 
sehr hohen Einkommens ist. Ich hätte Verständnis 
für die Klage, aber wir wollen trotzdem unseren 
Willen durchsetzen, Herr Professor Carstens, in die- 
ser Sache ganz gewiß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei hohen Einkommen wird sich übrigens auch aus- 
wirken — ich will das nicht vergessen, sondern hier 
mit erwähnen — , daß die Vermögensteuer, die einer 
gezahlt hat, künftig nicht mehr bei seiner Einkom- 
mensteuer abgesetzt werden kann. Großverdiener 
können also nicht mehr auf dem Umweg über die 
Einkommensteuer ihre Vermögensteuerbelastung 
wieder rückgängig machen, bis zur "Hälfte vermin- 
dern. Das soll wegfallen. Damit nun aber in den 
unteren und mittleren Einkommensbereichen, also 
im Mittelstand, keine Verschlechterung eintritt, wird 
der Vermögensteuersatz von 1 Vo auf 0,7 ®/o gesenkt. 

Einer der wichtigsten Bereiche für die Koalition 
ist der Kinderlastenausgleich. Hier wird endlich ein 
entscheidender Schritt zu mehr Chancengleichheit im 
Steuerrecht getan. Die steuerlichen Kinderfreibe- 
träge werden durch eine Kindergeldzahlung ersetzt, 
und wir schaffen damit diesen alten familienpolti- 
schen Unfug aus der Welt, daß diejenigen den höch- 
sten Steuervorteil für ihre Kinder haben, die ohne- 
hin am meisten verdienen und es deshalb eigentlich 
am wenigsten nötig haben, während andererseits 
Familien mit niedrigen Einkommen nur einen ge- 
ringen oder überhaupt keinen Steuervorteil für ihre 
Kinder genießen. 

Ich gebe ein oder zwei ganz einfache Beispiele 
dafür. Nehmen wir einen verheirateten Arbeiter, nur 
ein Kind, Bruttomonatslohn 1600 DM. Bisher hat er 
aus dem Kinderfreibetrag für sein Kind einen monat- 
lichen Steuervorteil von 19 DM. Nach der Reform er- 
hält der gleiche Arbeiter — verheiratet, ein Kind — 
eine steuerliche Entlastung von monatlich 50 DM. 

Bei dem Generaldirektor oder Bundesminister mit 
einem Kind wirkt sich die Änderung natürlich nega- 
tiv aus. Das wollen wir nicht verheimlichen; das ist 
sicherlich so. Es soll ja auch so sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich will ein anderes Beispiel geben: Derselbe Ar- 
beitnehmer aber mit drei Kindern. Da muß ich die 
Wirkung des Steuerfreibetrags und das Kindergeld 
für das dritte Kind zusammenzählen; als Normal- 
verdiener mit, sagen wir, weniger als 16 000 DM 
Einkommen im Jahr, hat er bisher einen Freibetrag 
von 74 DM gehabt, dazu 85 DM Kindergeld. Das 
macht zusammen 159 DM im Monat, die wir als Ge- 
setzgeber ihm bisher für seine drei Kinder zuge- 
standen haben. Jemand, den ich einmal als Großver- 
diener bezeichnen will, hatte aber von der Freibe- 
tragswirkung her 206 DM frei und ein bißchen weni- 
ger Kindergeld, zusammen 266 DM. Nach dem Re- 
formgesetz wird der eine in Zukunft von 159 DM 
auf 240 DM steigen — das betrifft sehr viele — und 
dei andere — das betrifft wenige — wird von 266 
auf 240 DM absinken! Weil das erste so viele sind, 
führt dieser neue Kinderlastenausgleich immerhin 
dazu, daß der Gesamtaufwand für den Kinder- 
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lastenausgleich, der bisher 1 1 Milliarden DM be- 
trug -- ich bitte, sich das zu vergegenwärtigen — , 
nun auf 15 Milliarden DM ansteigen wird. Das sind 
gewaltige Summen. 

übrigens rechne ich damit, daß der Ablauf des 
heutigen Tages Frau Bundesministerin Focke Ge- 
legenheit geben wird, auf dieses Kernstück der Ein- 
kommen- und Lohnsteuerreform noch etwas näher 
einzugehen, daß diese Regelung für viele von uns 
darstellt. 

Bei den Vorsorgeaufwendungen wird es keine un- 
terschiedlichen steuerlichen Wirkungen mehr ge- 
ben. Um vor allem bei Arbeitnehmern die gestiege- 
nen Sozialversicherungsbeiträge steuerlich wieder 
voll zu berücksichtigen, wird die Höchstgrenze für 
Versicherungsbeiträge praktisch verdreifacht, z. B. 
für eine Familie mit zwei Kindern von jetzt 6800 auf 
20 400 DM. Darin sind dann auch die Vorsorgelei- 
stungen enthalten, die etwa in der Form von Bau- 
sparbeiträgen oder privaten Lebensversicherungs- 
prämien aufgebracht werden. Diese Aufwendungen 
werden sodann mit einem einheitlichen Steuersatz 
von 22 0 von der Steuer abgezogen, so daß der 

steuerliche Vorteil, die Begünstigung der Vorsorge, 
in Zukunft mit steigendem Einkommen nicht mehr 
wachsen kann. Auch diese Lösung dient dem Mehr 
an Gerechtigkeit ebenso wie die Tatsache, daß der 
Arbeitnehmerfreibetrag auf das Zweieinhalbfache, 
nämlich auf 600 DM, erhöht werden und für alle Ar- 
beitnehmer mit dem gleichen Prozentsatz von der 
Steuer abgezogen werden soll. Auch diese Lösung 

(B) führt dazu, daß die große Masse stärker entlastet 
wird, als wenn man etwa das alte System beibe- 
hielte und nur den alten Freibetrag linear erhöhte 
oder verdoppelte. 

Wir erhöhen weiter den Freibetrag für Allein- 
stehende mit Kindern auf das Zweieinhalbfache. 
Mit 3000 DM entspricht dieser Freibetrag für Allein- 
stehende mit Kindern künftig dem Grundfreibetrag, 
der den Alleinstehenden außerdem noch zusteht. 
So erhöht sich z. B. dann für eine alleinstehende Frau 
mit einem Kind, die etwa ein Jahreseinkommen von 
15 000 DM zu versteuern hat, die monatliche Steuer- 
entlastung auf 55 DM oder im Jahr auf beinahe 700 
DM. 

Der neue Altersentlastungsbetrag begünstigt nun 
zum erstenmal auch solche Altersbezüge, die nicht in 
Pensionen und nicht in Sozialrenten bestehen. 

Körperbehinderten wird durch die Erhöhung der 
steuerlichen Pauschbeträge um mehr als 40 Vo ge- 
holfen. 

Der Sparförderung dient ein neues Instrument, 
nämlich der Sparerfreibetrag; für Verheiratete sind 
das 600 DM. Wenn man den Werbungskosten-Pausch- 
betrag hinzurechnet, der weitgehend ja auch den 
Charakter eines Freibetrages hat, so bleiben bei 
Verheirateten in Zukunft im allgemeinen, wenn nicht 
sonst großes Einkommen noch nebenher besteht, 
Sparzinsen, Zinserträge von der Sparkasse bis zu 
800 DM im Jahr steuerfrei, was bedeutet, daß die 
aller-, aller-, allermeisten Sparer in Deutschland 
keinerlei Steuer auf ihre Sparzinserträge mehr zu 
entrichten haben werden. 85 Vo aller Sparkassen- 


bücher liegen unter 5000 DM, will ich hier erwähnen. 

Wenn man alle diese Änderungen zusammenträgt 
und ausrechnet, was für den einzelnen Bürger und 
seine Familie dabei herauskommt, so muß man sehr 
viele verschiedene Rechnungen aufmachen; denn die 
Vielfalt des Lebens ist groß. Das hängt vom Alter ab, 
das hängt vom Familienstand ab, von der Zahl der 
Kinder, von vielerlei Einzelheiten. 

Ich gebe Ihnen einige wenige Beispiele. Ein ver- 
heirateter Facharbeiter mit einem Kind hat heute, 
wenn die Frau nicht berufstätig ist, bei einem Brutto- 
arbeitslohn von 1600 DM 165,10 DM Lohnsteuer zu 
zahlen. Seine Lohnsteuer wird nach der Steuerreform 
pro Monat 42 ^/o niedriger liegen. 

Ein anderes Beispiel. Eine junge ledige Verkäu- 
ferin hat bei einem Bruttomonatslohn von 900 DM 
heute 104 DM Lohnsteuer zu zahlen. Nach der Re- 
form wird ihre monatliche Lohnsteuer 23 ^/o weniger 
betragen. 

Ein verheirateter kaufmännischer Angestellter mit 
einem Kind, dessen Ehefrau nicht berufstätig ist, 
zahlt zur Zeit bei einem Bruttogehalt von 2500 DM 
337,80 DM Lohnsteuer. Seine Steuer wird nach der 
Reform 22 ^/o niedriger sein. 

So wird man viele Beispiele für Familien mit vie- 
len Kindern, mit Ehefrauen, die arbeiten, mit sol- 
chen, die nicht arbeiten, für Alleinstehende, Alte, 
Kriegsbeschädigte ausrechnen müssen, um zu ver- 
stehen, was die Gesamtwirkung dieses sehr kom- 
plizierten Gesetzeswerkes für die einzelnen bedeu- 
tet, für die Arbeitnehmer, für die Angestellten, für 
den Mittelstand, auch — das gebe ich zu — , was es 
bedeutet für die Bezieher ganz großer Einkommen 
und für ganz große Vermögen. 

übrigens noch ein Wort zur Sparförderung, die 
ja in dem Gesetzentwurf auch mit enthalten ist. Die 
staatlichen Prämien werden besser gezielt als bisher 
auf die sparförderungsbedürftigen Einkommens- 
schichten ausgerichtet. Im Sparprämienrecht wird 
künftig eine Einkommensgrenze eingeführt, die bei 
Verheirateten bei 48 000 DM liegt und sich je Kind 
dann noch einmal um knapp 2000 DM erhöht. Prä- 
mien werden künftig einheitlich bis zu Sparleistun- 
gen von 1600 DM bei Verheirateten gewährt. In wei- 
ten Bereichen bedeutet das eine Verbesserung. Der 
Prämiensatz soll 20 Vo betragen, beim Bausparen 
23 Vo, für jedes Kind weitere 2 Vo. 

Ein kurzes Wort zur Reform der Körperschaft- 
steuer. Dies ist ein unendlich schwieriges, und sehr 
schwer darzustellendes, kompliziertes Netz von 
Funktionen nicht nur innerhalb der Bundesrepublik, 
sondern auch im Verhältnis zum Ausland; wir haben 
ja eine Reihe von Aktiengesellschaften, die im Aus- 
land verschachtelt sind. Ich sehe davon ab, es hier 
im einzelnen darzustellen. Aber es braucht niemand 
mißzuverstehen; hier darf ich einmal im Augenblick 
nicht aus der Gesamtverantwortung der Regierung 
sprechen, sondern für die Sozialdemokraten allein 
reden. Wir gehen diesen Weg mit und beseitigen 
die Doppelbelastung der ausgeschütteten Erträge 
mit Körperschaftsteuer und mit Einkommensteuer. 
Aber es hat sich eben nach unserer übereinstimmen- 
den Meinung in der Koalition auch nichts daran ge- 
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ändert, daß diese Reform nur zusammen mit dem 
Gesetz zur Beteiligung breiter Schichten am Produk- 
tivvermögen in Kraft treten kann, über das sich ja 
Gott sei Dank die Spitzen beider Fraktionen am 
letzten Wochenende in allen Grundzügen geeinigt 
haben. 

Ich will auf ein paar Vereinfachungseffekte zu 
sprechen kommen, die mit dem Ganzen verbunden 
sein werden. Beim Lohnsteuerverfahren — das ist 
ja die größte Zahl der Verfahren, die die Finanzäm- 
ter zu bewältigen haben und das auch die meisten 
Menschen als steuerpflichtige Bürger betrifft, die 
ihrerseits daran beteiligt sind — wird eine neue 
Vorsorgepauschaie dafür sorgen, daß die regelmä- 
ßigen Versicherungsaufwendungen ohne jeden Ar- 
beitsaufwand sofort beim Lohnsteuerabzug berück- 
sichtigt werden; der Arbeitnehmer braucht hierfür 
zukünftig keinen Ermäßigungsantrag mehr zu stel- 
len. Von den 8 Millionen Lohnsteuerermäßigungsan- 
trägen im Jahr werden infolgedessen 7 Millionen 
überflüssig werden 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Ja, das ist 
eine gute Sache!) 

— ich sehe, daß Sie, Herr Carstens, das nicht für so 
wichtig halten, aber die Finanzbeamten sind an der 
Grenze ihrer Belastbarkeit, und wenn wir im Wege 
der Gesetzgebung noch mehr Vereinfachung schaffen 
wollen, müssen wir uns sehr bemühen 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Carstens [Fehmarn]: Ich betrachte das 

als außerordentlich gut! Sie haben mich 
^ ^ mißverstanden!) 

— Ich habe Sie mißverstanden; wir nehmen es beide 
als gut. 

Die Neugestaltung der Einkommensteuertarife 
und der Lohnsteuerklassen wird von bisher etwa 

6.5 Millionen Veranlagungen von Arbeitnehmern 

2.5 Millionen Veranlagungen entbehrlich machen 
können. In diesem Zusammenhang will ich daran 
erinnern, daß schon durch das 2. Steueränderungs- 
gesetz 1973 die Veranlagungsgrenze der Einkom- 
mensteuer für Arbeitnehmerehepaare auf 48 000 DM 
angehoben wird, um auch hier von dem Veranla- 
gungsverfahren, das natürlich sowohl von der Be- 
hörde als auch vom steuerpflichtigen Bürger sehr 
viel Aufwand erfordert, herunterzukommen. 

über Prämienanträge wird künftig zusammen mit 
der Steuerfestsetzung oder mit dem Lohnsteuerjah- 
resausgleich entschieden werden, was ermöglichen 
wird, diese typische Massenarbeit maschinell durch- 
zuführen. 

Nun will ich bei der Beurteilung dieser Verfah- 
rensänderungen nicht verschweigen, daß die vor- 
gesehene Abwicklung des Kinderlastenausgleidis 
von den Finanzämtern aus — darüber gibt's einen 
Streit mit den Finanzverwaltungen der Länder 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aller Länder!) 

— der Länder! — , von den Finanzverwaltungen aus 
nicht mit großem Entzücken betrachtet wird. Das 
ist einer der Gründe für den Bundesrat gewesen, 
sich dagegen auszusprechen. Nun wird jeder verste- 


hen, daß der Bundesfinanzminister, der mit den Fi- 
nanzämtern, die Länder-Sache sind, gar nichts zu 
tun hat, hier gar keinen Ressortpatriotismus ver- 
folgt, wenn er der Meinung ist, es sei doch besser, 
es bei den Finanzämtern als bei der Arbeitsverwal- 
tung auszahlen zu lassen. Er hat dafür sachliche 
Gründe; die darf ich vortragen. 

Mir geht es nur um das, was insgesamt am prak- 
tikabelsten und am einfachsten sein wird; eine Be- 
lastung ist die neue Kindergeldregelung verwal- 
tungsmäßig immer — entweder für die Finanzver- 
waltung oder die Arbeitsverwaltung. Aus der Sicht 
der Bundesregierung ist aber die vom Bundesrat vor- 
geschiagene Auszahlung durch die Arbeitsverwal- 
tung deswegen nicht sehr verlockend, weil dadurch 
die Zahl der Auszahiungsfälle bei den Arbeitsäm- 
tern von 2,5 Millionen auf 10 Millionen Fälle — die 
müssen dann dort alle bearbeitet werden - — stei- 
gen würde. Die Arbeitsverwaltung würde in Zu- 
kunft also 10 Millionen Auszahlungsfälle haben, 
während die Finanzämter, wenn ich es richtig im 
Kopf habe, in mehr als 90 ^/o der Fälle das Auszu- 
zahlende einfach mit der Steuer — die Finanzämter 
nehmen ja die Steuern von den Steuerpflichtigen 
ein — verrechnen werden, so daß bei Auszahlung 
durch die Finanzämter höchstens 0,5 Millionen Fälle 
neu hinzukommen; Sie können gegenrechnen. 
0,5 Millionen Auszahiungsfälle bei der Finanzver- 
waltung, 10 Millionen Auszahlungsfälle bei der Ar- 
beitsverwaltung — dies ist der Hauptgrund. Nie- 
mand möchte diese Verwaltungsarbeit gerne über- 
nehmen. Die Arbeitsverwaltung hat sich von Amts 
wegen außerstande erklärt, dies zu machen. Aber 
ich sage noch einmal: Es ist in keiner Weise ein poli- 
tisches oder heiliges Prinzip des Bundes oder der 
Bundesregierung; das kann man so oder so machen! 
Es kommt doch darauf an, daß der Begünstigte hin- 
terher das Geld bekommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich wehre mich dagegen, daraus einen Prinzipien- 
streit zu machen; das ist eine reine Zweckmäßig- 
keitsfrage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das beste wird wahrscheinlich sein, wenn die Ver- 
treter der Arbeitsverwaltung und die der Finanz- 
ämter einmal zusammen an einem Tisch unter 
Beteiligung von Fachministern der Länder und des 
Bundes ihre Erfahrungen austauschen. Nach unserer 
Rechnung wird das durchschnittliche Finanzamt 
noch nicht einmal tausend Fälle haben, aber das 
durchschnittliche Arbeitsamt unendlich viel mehr. 

übrigens denke ich, daß nicht nur dieses Thema, 
sondern auch andere Themen der Verfahrensverein- 
fachung nicht nur eine Aufgabe dieser Reformge- 
setzgebung, sondern eine ständige Aufgabe bleibt; 
schon allein deswegen, weil dieses Parlament, egal 
wie die Mehrheiten verteilt sind, sowieso jedes Jahr 
das Steuerrecht mit einzelnen Novellen kompliziert. 
Deshalb müssen wir uns alle bewußt sein, daß es 
auch unsere ständige Aufgabe bleibt, zu verein- 
fachen, wo es nur irgend geht. 

Ich habe lange Zeit gebraucht, um die Herren 
Kollegen Finanzminister der Länder davon zu über- 
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zeugen, daß es wünschenswert ist, einmal zwei Tage 
lang eine große Diskussionstagung zu machen mit 
den Beamten aus den Finanzämtern, die unten mit 
der eigentlichen Last der Arbeit beschwert sind, um 
von ihnen zu hören, wie aus ihrer Sicht vereinfacht 
werden kann. Aber Gott sei Dank ist nun inzwi- 
schen diese Absicht gemeinsam gefaßt worden. Wir 
hatten das mit den Zollbeamten, die ja Bundes- 
beamte sind, vor einiger Zeit schon mal gemacht. 
Das war sehr fruchtbar, und wir haben viel davon 
gelernt, übrigens auch die Beamten selber. Und 
man muß doch zugeben, wenn man Ministerialbeam- 
ter ist, ob des Landes oder des Bundes, daß es 
eigentlich ausgeschlossen ist, daß man bei einer 
solchen Tagung von den Praktikern nicht etwas da- 
zulernt. Man sollte sich innerlich nicht zu erhaben 
Vorkommen über die Erfahrungen des Oberinspek- 
tors oder des Amtmanns, des Finanzbeamten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich wäre dankbar, wenn sich — wie bei der Zoll- 
tagung — vom Finanzausschuß des Bundestages 
ein paar Kollegen an diesen beiden Tagen beteilig- 
ten, um auch ihrerseits herauszufühlen, herauszuhö- 
ren, was an Anregungen von der Front der Ver- 
waltung, von den eigentlichen Finanzbeamten auf 
uns zukommen mag. 

Meine Damen und Herren, ich komme noch einmal 
auf die Kontroverse mit dem Bundesrat zurück. 
Sie hat — wie auch die heute anstehende erste 
Lesung des Gesetzentwurfs — dazu geführt, daß 
sich viele Mitglieder dieses Hauses öffentlich geäu- 
(B) ßert haben. Immer, wenn es politische Streitfragen 
zu entscheiden gibt, müssen sich Politiker äußern. 
Das ist zum Beispiel in den letzten Tagen auch zur 
Frage der Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst 
der Fall gewesen. Mancher wird dann anders ge- 
druckt als er meint, es gesagt zu haben. So wissen 
wir von Herrn Filbinger, daß er das nicht gesagt 
hat, wie tatsächlich eine Zeitung ihn gedruckt hat. 
So mag manches auch über die Auffassung gedruckt 
worden sein, die der eine oder andere Ländermini- 
ster gar nicht hat, die ihm aber unterstellt wird. Das 
mag auf allen Seiten so sein, auch auf seiten von 
Koalitionsabgeordneten. Das mag so sein. 

Trotzdem möchte ich noch einmal bitten, sich zu 
überlegen, ob etwas so Wichtiges, wie die seit mehr 
als anderthalb Jahrzehnten vorbereitete Steuer- 
reform, wirklich bloß zu einer Sache der parteilichen 
Konfrontation gemacht werden darf. Ich bitte, das 
von unserem gemeinsamen Staatsverständnis her 
zu überlegen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber es legt sich vielleicht auch nahe, es vom eige- 
nen Parteiinteresse her noch einmal zu überden- 
ken. Ich glaube nicht, daß letztlich jemandem damit 
gedient wäre. 

Der Bundesrat hat zu dem heute hier vorliegen- 
den Gesetzentwurf, den er schon behandelt hat, ge- 
sagt, nach seiner Auffassung könne das neue Ein- 
kommensteuergesetz und das neue Sparprämien- 
gesetz nicht in seiner Gesamtheit am 1. Januar 1975 
in Kraft treten. Das hat dazu geführt, daß man sich 
überlegt: Wie kann man sich mit dem Bundesrat 


fO 

arrangieren, wenn der sagt: „Nicht in seiner Ge- ^ 
samtheit", sondern einzelne Dinge wollen wir weg- 
lassen; insbesondere wollen wir die prinzipiell nicht 
wichtigen Dinge nicht so schnell bearbeiten? Da 
muß man sich fragen, wie man sich mit ihm treffen 
kann; denn man braucht auch die Zustimmung der 
Mehrheit des Bundesrates, das ist ganz klar. 

Daraus haben sich Spekulationen ergeben, als ob 
die Regierung diesen Gesetzentwurf aufgegeben 
hätte. Dies ist nun allerdings mindestens ein schwer- 
wiegender Irrtum, wenn es nichts Böseres ist. Das 
haben wir nicht getan. Aber ich habe keine Hem- 
mungen zu sagen — und das sage ich auch für die 
Frau Kollegin Funcke als Vorsitzende des zustän- 
digen Ausschusses und auch für die Kollegen mei- 
ner Fraktion — : In diesem Entwurf ist vielerlei 
Aufholarbeit aus vergangenen Erlassen, Rechtsver- 
ordnungen, Gesetzgebung und Rechtsprechung drin. 
Diese Aufholarbeit muß nicht unbedingt zum 1. Ja- 
nuar 1975 vollendet sein. Was zum 1. 1. 1975 sein 
muß, ist die gesetzgeberische Verwirklichung des- 
sen, was wir die Grundprinzipien der Struktur- 
reform des Steuersystems genannt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun bitte ich, aus den Vorstellungen des Bundes- 
rates, der meint, er könne das alles mit den vielen 
Details nicht in einem Jahr bewältigen, und der 
Stellungnahme der Regierung oder der Koalitions- 
abgeordneten zu diesen Einlassungen nicht zu 
schließen, Herr Häfele, wir wollten die Steuerreform 
nicht. Das ist also mindestens ein böses Mißver- 
ständnis. 

Sie werden auch nicht übersehen haben, daß der 
Bundesrat kein Veto eingelegt hat. Er hatte es sich 
sicherlich in einigen seiner Landesregierungen ge- 
nau überlegt, öb er etwa nein sagen sollte zur 
Steuerreform als ganzer. Deswegen — Sie sehen, 
welche Mühe ich mir gebe, das Klima wieder ein 
wenig zu normalisieren — sollten Sie bitte auch 
aufhören, der Freien Demokratischen Partei oder 
der Sozialdemokratie oder der Bundesregierung als 
ganzer zu unterstellen, sie wolle die Steuerreform 
nicht. Sie werden sich täuschen. Und ich sage Ihnen, 
wir werden die öffentliche Meinung gegen Sie 
mobilisieren, falls Sie die Steuerreform zu Fall brin- 
gen wollen. Sie werden sich täuschen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir rechnen Ihnen nämlich an vielen einzelnen 
Beispielen vor, was Ihre Art der linearen Steuer- 
senkung für die oberen und für die mittleren und 
unteren Gehälter bedeuten würde. Das rechnen wir 
öffentlich vor. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Rawe: Primitiver geht es nicht! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Demagogie! — 

Das nennen Sie, den gemeinsamen Boden 
vorbereiten, Herr Schmidt? — Sie sind hef- 
tig am Werk!) 

Wir würden dann genauso öffentlich vorrechnen, 
was dies hier für den einzelnen und seine Familie 
bedeutet. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
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' ^ — Ich muß doch einmal in meiner Rede auf die 
Polemik des Herrn Kollegen Häfele von heute mor- 
gen um 9 Uhr antworten dürfen, ein einziges Mal. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Rawe: Sie wollen doch nur einen Buhmann 

aufbauen; das kennen wir doch von Ihnen, 

Herr Schmidt!) 

Nun lassen Sie mich bitte ganz generell, ohne da- 
bei spezifisch auf die Steuersenkungsabsichten der 
CDU/CSU abzuheben, ein paar Bemerkungen über 
die aktuelle Steuersenkungsdiskussion machen, die 
im Augenblick im Zusammenhang mit der Weltkon- 
junktur- und der deutschen Konjunkturentwicklung 
im Schwange ist. 

(Abg. Seiters: Jetzt kommt die Kür! — 
Nachdem die Pflicht vorbei ist!) 

Ich halte diese allgemeine Steuersenkungsdiskussion 
wirklich für ein wichtiges innenpolitisches und auch 
wichtiges volkswirtschaftliches Thema, Herr Kol- 
lege. Man kann sie unter dem Aspekt sehen, daß, 
wenn man die Steuern allgemein linear senkt, 
dann wenigstens die Steuerreform der soziallibera- 
len Koalition hinterher nicht mehr käme, weil man 
das Geld nicht zweimal ausgeben kann. Das mag 
Ihr Gesichtspunkt sein. Ich will Ihnen das im Au- 
genblick gar nicht unterstellen. Ich will Ihnen gar 
nicht unterstellen, daß Sie uns den Erfolg der 
Steuerreform, die Sie damals, als Sie viele Male 
nacheinander an der Regierung waren, zwar auch 
gewollt, aber eben nicht zustande gebracht haben, 
jgj unmöglich machen wollen. Sie müssen sich aber 
fragen, was Sie selber eigentlich letztlich wollen. 

Herr Professor Carstens, ich habe eine Aufstellung 
all der steuerlichen Gesetzesanträge vor mir liegen, 
die Sie im Laufe der letzten zwölf Monate, seit 
dieser Bundestag gewählt ist, gestellt haben und 
was sie damit an Ausgaben zusätzlich vorgeschla- 
gen haben. Ihr Entwurf eines Inflationsentlastungs- 
gesetzes der heute zur Beratung steht, kostet nach 
den gegenwärtigen Berechnungen 9,9 Milliarden 
DM. Das mag sich nach ein paar Monaten wieder 
nach oben oder nach unten verschieben. Die Er- 
höhung der Investitionszulagen von 7,5 auf 10 ‘Vo, 
die Ihre Fraktion beantragt hat, kostet 180 Millionen 
DM. Der Antrag der CDU/CSU im Bundesrat — 
Bundesratsdrucksache 7/782 — zur Erbschaft- und 
Vermögensteuer kostet 290 Millionen DM. Der Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung der Kraftfahr- 
zeugsteuer ■ — es sind zwei Steuerklassen vorge- 
sehen, wobei dann der Bund Mehrwertsteuer her- 
geben soll, weil die Länder auf Kraftfahrzeugsteuer 
verzichten — kostet 1,1 Milliarden DM. Dann die 
Erhöhung des Lastenausgleichs, wie sie das CDU- 
Präsidium vorgeschlagen hat — soviel ich weiß, 
bisher nicht im Parlament eingebracht — , fürs erste 
Kind auf 60 DM, fürs zweite Kind auf 90 DM, fürs 
dritte Kind auf 130 DM und auf 150 DM für alle 
weiteren Kinder; das kostet zusätzlich weitere 3 Mil- 
liarden DM. Erziehungsgeld, bisher nicht hier ein- 
gebracht, aber von Ihrem Parteipräsidium ange- 
kündigt, kostet je nach Ausgestaltung — man kann 
das nicht ganz genau berechnen — bis über 3 Mil- 
liarden DM. Dann hat die CDU/CSU-Fraktion Sen- 


kung der Mineralölsteuer beantragt, Herr Stolten- 
berg hat Senkung oder Halbierung der Mehrwert- 
steuer bei Ölprodukten beantragt; das erste kostet 
2 Milliarden DM, das zweite IV 2 Milliarden DM. 

(Abg. van Delden: Dann müssen Sie auch 
noch die Abschaffung der Investitionsteuer 
einrechnen!) 

— ■ Nein, das war ja konjunkturell notwendig. Um 
Arbeitsplätze zu erhalten, mußte die Investition 
wieder angereizt werden. Aber was Sie machen, sind 
konsumträchtige Ausgaben, Herr van Delden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies ist ja alles nicht Wirtschaftsankurbelung, son- 
dern Preisankurbelung. Sie schaffen monetäre Nach- 
frage, ohne dafür gleichzeitig Güter, reale Werte zu 
schaffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das Bruttosozialprodukt wird in diesem Lande im 
Jahre 1974, wenn alles draußen in der Weltwirtschaft 
ganz gut geht, real vielleicht um 2 Vo zunehmen — 
wenn alles ganz gut geht. Es geht aber draußen in 
der Weltwirtschaft nicht ganz gut. Sie kriegen — 
wir haben doch vor ein paar Tagen darüber gespro- 
chen — schwere währungspolitische Verwerfungen 
bei einer Reihe von Ländern, die in tiefe Zahlungs- 
bilanzdefizite geraten. Sie müssen damit rechnen, 
daß die weltweite Arbeitsteilung auf eine schwere 
Probe gestellt wird, der internationale Handel ge- 
nauso wie die internationale Finanzierungsmechanik. 
Wir sind in bezug auf die Weltwirtschaft weniger 
optimistisch als in bezug auf unsere eigene binnen- 
wirtschaftliche Entwicklung. Deswegen muß man 
sich doch klarwerden, wenn maximal bei günstiger 
außenwirtschaftlicher Entwicklung real 2 ^/o mehr er- 
wirtschaftet werden sollten, daß es keinen Sinn hat, 
die Nominaleinkommen — sei es durch Steuerent- 
lastung, sei es durch Lohnerhöhung von 15 oder 17 ®/o 
— ■ so zu steigern, obwohl doch real nicht mehr da ist. 
Das kann doch dann nur in die Preise gehen. Die 
Steuerentlastung kann doch auch nur in die Preise 
gehen, wenn man sie in diesem Ausmaße vornimmt. 
Deswegen muß ich das sagen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Letzteres war 
falsch! — Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Das 
ist der Taubstummendialog, den wir seit 
sechs Monaten mit Ihnen führen!) 

— Ich bin weder stumm noch taub, ich habe Ihnen 
gut zugehört und habe Ihnen vorgerechnet, was Ihre 
Anträge bedeuten, nämlich insgesamt 35 Milliarden 
DM, Herr Carstens. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun können Sie sagen: Wir haben das nicht alles 
auf einmal gewollt; wir haben damit gerechnet, daß 
ihr das eine ablehnt und das andere auch, es kam 
uns nicht darauf an. Das können Sie sagen. Aber Sie 
müssen sich eines vorstellen — ich rede hier genauso 
für die Gemeinden, für die Länder oder für den 
Bund — : die Finanzlage dieser drei Gebietskörper- 
schaften ist ähnlich. Ich führe den Bund als Beispiel 
an, weil ich dessen Zahlen besser im Kopf habe. Wir 
hatten einen relativ kleinen Betrag — etwa 2 Mil- 
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liarden DM — an Nettokreditaufnahme des Bundes 
für 1974 vorgesehen, als wir den Bundeshaushalt 
vorgelegt haben. Das hat sich dadurch verdoppelt, 
daß uns die Länder in den endlosen Verhandlungen 
über die Mehrwertsteueranteile weitere 2 Milliarden 
DM abgeknöpft haben, macht 4 Milliarden DM. Jetzt 
kommt hinzu: ein wenig Arbeitslosigkeit, ein wenig 
Kurzarbeit, Abschwung der Weltkonjunktur, die 
Automobilindustrie, die nicht mehr die vielen großen 
Autos verkaufen kann; deshalb kommen jetzt hinzu 
Steuermindereingänge gegenüber den Haushalts- 
plänen — der Stadt Buxtehude genauso wie der 
Stadt Rosenheim oder des Landes Bayern genauso 
wie des Bundes — um Milliarden, die ich im Augen- 
blick nicht beziffern will. Jetzt wollen Sie darüber 
hinaus noch auf weitere Milliarden durch lineare 
Steuersenkungen verzichten. Das kann man dann 
insgesamt nur noch kreditweise finanzieren. Uns 
stehen nach Gesetz und Recht, dem Bund besonders 
große, Konjunkturausgleichsrücklagen bei der Deut- 
schen Bundesbank zur Verfügung. Die könnten wir 
zur Finanzierung solchen Kreditbedarfs verwenden. 
Nur, wenn wir etwa alle Konjunkturausgleichsrück- 
lagen der Länder und des Bundes in diesem Jahr auf- 
lösen würden — - — 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Lassen Sie mich bitte den Satz zu Ende sprechen. 
Es ist wirklich ein Versuch, ein Problem auch für 
Nichtfadileute anzubieten. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Ich sage das nicht in einer Richtung, ich sage das 
in Richtung des ganzen Hauses, auch in Richtung auf 
Herrn van Hüllen, auch in Richtung auf den Deut- 
schen Gewerkschaftsbund, damit Sie mich ganz klar 
verstehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich versuche zu zeigen, daß nach Gesetz und Recht 
der Bund und die Länder zwar in den Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen große Reserven zur Verfügung 
haben, die wir zum Teil zur Investitionsankurbelung 
auch brauchen werden; wenn wir sie aber, weil wir 
den Steuerverzicht nun noch zusätzlich hinzufügen, 
zur Gänze aus den Kellern der Bundesbank heraus 
und in den Kreislauf hineinschleusen würden, kann 
es nur, da sich das reale Bruttosozialprodukt da- 
durch nicht vergrößert, sondern bei einem Zuwachs 
von 1 ®/o, maximal 2 ^/o bleibt, in die Preiisdynamik 
gehen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Nicht so sehr die Haushaltsseite, sondern die volks- 
wirtschaftliche Überzeugung, daß es nur in die 
Preise gehen kann, ist der Grund dafür, 

(Beifall bei der SPD) 

weshalb der Wirtschaftsminister und der Finanz- 
minister sich gegen diese scheinbar so naheliegende 
Idee wehren müssen. Herr van Hüllen und Gesamt- 
metall sind natürlich besonders fabelhaft: die machen 

ein Angebot auf einen Lohntarifvertrag zu Lasten 
Dritter, 

(Abg. Wehner: Ja, zu Lasten Dritter!) 


nämlich zu Lasten des Staates und derjenigen, die 
von den Leistungen des Staates abhängen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Abg. Dr. 

Köhler [Duisburg]: Wir werden es ja beim 
Öffentlichen Dienst sehen!) 

Daß dies sicherlich eine schwierige Periode ist, müs- 
sen Sie mir nicht sagen. Was glauben Sie, wie das 
auf beiden Seiten der Regierungskoalition und auf 
allen Seiten in der Regierung die Geister beschäf- 
tigt und auch — ich hoffe. Sie nehmen es mir ab 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Vor Weihnach- 
ten war es aber noch ganz absurd!) 

— Auch vor Weihnachten habe ich mich absolut und 
eindeutig in diesem Haus wie auch auf einer großen 
Arbeitnehmertagung meiner eigenen Partei gegen 
Steuersenkungen in dieser Phase gewehrt. Wir 
haben sie nicht gemacht, und wir werden sie auch 
nicht machen, obwohl viele es uns übelnehmen und 
nicht verstehen werden, weil es letztlich im Effekt 
^ Über die Kreditschöpfung, die zur Ausfüllung der 
Defizite, die entstehen würden, notwendig ist, doch 
nur in die Preise gehen kann. Wir sind glücklich, 
daß wir das Jahr 1974 mit einer Preisdynamik be- 
treten haben, die kleiner ist als in Frankreich, Ita- 
lien, England, Japan, Amerika und so weiter 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wollen uns weder durch unsere Währungs- 
politik — die Länder, die ich nannte, haben ja wäh- 
rungs- und kreditpolitisch zu ihrer eigenen Infla- 
tionsdynamik beigetragen — noch über unsere Haus- (D) 
halts- oder Steuerpolitik oder Kreditpolitik im In- 
nern in diesen Sog ganz hineinziehen lassen, diesen 
gewaltigen Sog der inflatorischen Dynamik, der alle 
Welt und ganz Europa beherrscht. Ich mache Ihnen 
keine Vorhersagen über die Inflationsraten in einem 
Land, das aus dem Währungsverbund gerade aus- 
geschieden ist, aber es kann kein Zweifel bestehen, 
daß alle Entwicklungen in anderen Staaten Rück- 
wirkungen auf uns haben werden, und daß wir im 
Preiszusammenhang mit diesen Ländern stehen und 
große Teile unserer Ex- und Importe von den Preis- 
bildungen auf diesen Märkten drüben abhängen. 

Es ist also nicht so sehr der Haushaltsminister, 
der sich hier gegen Steuersenkungen wehrt, die als 
Defizite zu Buche schlagen würden — das müßten 
sie ja — , sondern es ist einer, der weiß, daß, wenn 
die Preisdynamik eine große Kurve annimmt, infol- 
gedessen die Unternehmen Arbeitnehmer entlas- 
sen werden, weil sie nicht alles mehr draußen und 
drinnen zu diesen Preisen absetzen können. Die 
Arbeitslosigkeit macht mir dann noch mehr Angst 
als die Preisdynamik, eine zunehmende Arbeits- 
losigkeit, die wir durch im Augenblick scheinbar 
sich anbietende Schritte, die im Frühjahr 1974 keine 
großen Bedenken verursachen, im weiteren Verlauf 
des Jahres auslösen können. 

(Abg. Haase [Kassel]: Herr Minister, der 

Kanzler hat doch auch Steuersenkungen 
angekündigt!) 

Der Kanzler hat gesagt, er schließe für den weiteren 
Verlauf des Jahres 1974 nicht alles aus. Nichts kann 
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man ausschließen. Ich weiß gar nicht, wie im weite- 
ren Verlauf des Jahres 1974 z. B. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Damit Sie mich nicht mißverstehen, müssen Sie 
den Satz zu Ende hören! Man weiß z. B, gar nicht, 
wie gegen Ende des Jahres 1974 etwa das Wäh- 
rungsgefüge der Welt — auch innerhalb des We- 
stens — aussehen wird. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Es mag manches sich sehr ändern. Das ist ein sehr 
schwieriges Jahr für die ganze Weltwirtschaft. Aber 
bitte mißverstehen Sie den Bundeskanzler nicht da- 
hin, daß er sagt: Zunächst nein, aber dann im Juli 
machen wir den Gesetzentwurf der Opposition! Wir 
machen auch nicht die Hälfte, auch nicht ein Vier- 
tel! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Haase [Kas- 
sel]: Es hörte sich so an!) 

Ich muß zur Kraftfahrzeugsteuerreform heute wohl 
nicht viel sagen. Sie gehört eigentlich nicht zu dem 
ganzen Reformwerk und hat auch keinen inneren 
Zusammenhang. Das würde heute morgen nur un- 
nötig Zeit kosten. Ich will dem Thema nicht aus- 
weichen; ich denke nur daran, daß die Rede nicht 
zu lang werden darf. 

Ich muß zu der gegenwärtigen Debatte über Lohn- 
tarifverbesserung mittels Steuerentlastung, diesem 
Lohntarifvertrag zu Lasten der öffentlichen Hand 
noch eine Zahl nachtragen, damit man eine Größen- 
ordnungsvorstellung hat. Wenn wir die Nettolohn- 
und -gehaltsumme der deutschen Arbeitnehmer um 
2 ^/o von Staats wegen verbessern wollen — das ist 
das, was Herr van Hüllen von Gesamtmetall vorge- 
schlagen hat — , dann kostet das den Gesamtstaat 

— nicht den Bund allein — 7 Milliarden DM Steuern-, 
die kommen noch oben drauf auf die Ihnen bisher 
schon vorgerechneten angedeuteten Größenordnun- 
gen der Kreditbedarfe für 1974. Ich bitte Sie, sich 
diese Zahl zu merken: für 2 Vo Nettolohn- und 
-gehaltsumme für alle Arbeitnehmer 7 Milliarden, 
die das die öffentlichen Hände kostet. Man kann 
dann vieles nicht mehr machen, was die Gemeinden 
und die Länder und der Bund leisten sollen. Insbe- 
sondere sollen sie ja möglicherweise im Laufe des 
Jahres 1974 zusätzliche Investitionsausgaben leisten, 
um die Beschäftigung zu stimulieren, mehr, als in 
den Haushaltsplänen der Städte und der Länder und 
des Bundes bisher vorgesehen ist; das kommt ja 
auch noch dazu. 

Ich möchte am Schluß noch eines betonen, — bei 
aller Antwort auf Polemik, die ab und zu hier und 
draußen notwendig bleibt; Polemik wird ja auch 
von Ihrer Seite nicht ausbleiben. Herr Carstens hat 
gestern morgen hier einige Kabinettstückchen auf 
diesem Gebiet zum besten gegeben, andere haben 
darauf geantwortet. 

(Abg. van Delden: Der macht sich! — Abg. 

Haase [Kassel]: Der macht das gut!) 


— Das gehört zum politischen Geschäft. — Lassen (Q 
Sie uns bitte darüber nicht übersehen, daß die wirt- 
schaftliche Entwicklung dieses Jahres 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Eine Art Scharm, 
die er hier entfaltet!) 

und damit die innere soziale Stabilität und die poli- 
tische Stabilität nicht zuletzt darauf beruhen, daß 
wir im Verhältnis zu manchen anderen, uns in be- 
zug auf Technologie oder wirtschaftliche Entwick- 
lung durchaus vergleichbaren Ländern in unserem 
Land den Arbeitnehmern das Gefühl und die Sicher- 
heit haben geben können, daß das Maß an sozialer 
Sicherheit, die wir haben, kontinuierlich und stetig 
jedes Jahr, alle vier Jahre um einiges weiter aus- 
gebaut wird. Daß die Situation in den Fabriken in 
unserem Lande sich so sehr von der Situation in den 
Fabriken anderer Länder unterscheidet, die ich mit 
Namen nicht nennen will, hängt doch damit zusam- 
men, daß wir dieses Gefühl einer hohen sozialen 
Sicherheit haben können. 

Dazu gehört nun aber auch Sicherheit gegen Über- 
vorteilung durch den staatlichen Steuergesetzgeber. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dr. Mertes [Gerolstein]: Das ist eine ge- 
meinsame Leistung!) 

Die Übervorteilung liegt nicht darin, daß die Steuern 
insgesamt zu hoch seien — sie sind ja nicht höher 
als in den uns benachbarten Ländern West- und 
Mitteleuropas — , sondern die Übervorteilung liegt 
darin, daß bei dem bisherigen Steuersystem einige (D) 
besonders günstig und andere nicht so günstig weg- 
gekommen sind. Diese öffentlichen Lasten sind in 
unserem Lande insgesamt nicht zu hoch. Sie sind 
insgesamt ja doch niedriger als in manchen anderen 
europäischen Ländern; es gibt zwar auch noch ein, 
zwei oder drei Länder, wo sie ein bißchen niedriger 
sind als bei uns; aber wir liegen mit der Steuerlast 
doch in einer gesunden Mittelgruppe; da soll sich 
doch niemand was vormachen. Insgesamt ist sie 
nicht zu hoch. Aber sie muß richtig auf die Schul- 
tern verteilt werden, die diese Lasten tragen müs- 
sen. Diese Steuerreform schafft Begünstigungen und 
Vorrechte ab, die in einer Gesellschaft des Jahres 
1974 nicht mehr akzeptiert werden können. Sie ver- 
stopft Quellen der Steuerumgehung; sie beseitigt 
Möglichkeiten des Mißbrauchs. 

Diese Koalition und die Bundesregierung haben 
den Willen, dies auch alles nicht nur in einen Ent- 
wurf, sondern ins Bundesgesetzblatt zu schreiben 
und damit wirksam zu machen. Ich g'Iaube, Sie wer- 
den sich selber im Laufe des Jahres fragen, ob Sie 
uns diesen Weg ernsthaft verlegen wollen. Ihn 
ernsthaft verlegen zu können, steht Ihnen eh nicht 
zu Gebote. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar- 
teien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Strauß. Die 
Fraktion der CDÜ/CSU hat eine Redezeit von 
60 Minuten angemeldet. 



4910 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


Strauß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Herr Bundesminiister der 
Finanzen hat seine Ausführungen mit der Auffor- 
derung geschlossen, die CDU/CSU solle sich über- 
legen, ob sie den Weg zur Steuerreform verlegen 
könne oder verlegen wolle. Ich darf darauf eine 
Antwort geben: Wenn jemand bisher den Weg zur 
Steuerreform verlegt hat, dann waren es die Bun- 
desregierung selbst und die sie tragenden Parteien. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Rawe; 

So ist es! — Zurufe von der SPD.) 

Dazu noch eine grundsätzliche Feststellung: eine 
rationale Steuerreform mit Verteilungsgerechtigkeit 
ist nur in einem relativ inflationsfreien Klima durch- 
zuführen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß dieses Klima heute nicht vorliegt, ist nicht die 
Schuld der „Sündenböcke", nach denen die Bundes- 
regierung dauernd zu jagen sich bemüht, sondern 
das ist in erster Linie ihre eigene Schuld 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wegen der Sünden, die im Laufe der Jahre, seit 
1969, wider die Gebote normaler Stabilitätspolitik 
begangen worden sind. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat seine 
Ausführungen mit einem Kompliment an die Finanz- 
politik der CDU/CSU-Regierungen eingeleitet. Aber 
dieses Kompliment war mit einem Pferdefuß ver- 
sehen; es stank auch nach Schwefel. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Denn er heftete diesem Kompliment an, daß die 
Finanzpolitik, die Steuerpolitik der CDU/CSU-Regie- 
rungen gewisse wirtschaftliche Prozesse gefördert 
habe. Er kann die Zweckmäßigkeit dieser Prozesse 
nicht leugnen; denn die Bundesrepublik wäre heute 
nicht da, wo sie ist, und die SPD könnte nicht plaka- 
tieren: „Deutsche, wir können stolz sein auf unser 
Land", wenn wir nicht damals wider die Politik 
sozialistischen Neides diese Steuerpolitik betrieben 
hätten. 

(Beifall bei ider CDU/CSU.) 

Wenn er aber heute sagt, nunmehr gelte es, die 
Verteilungsgerechtigkeit in den Vordergrund zu 
stellen, dann möchte ich ihm einmal fragen: Was 
heißt Verteilungsgerechtigkeit bei null Prozent 
Wachstum? Das ist der erste große Vorbehalt: daß 
diese Bundesregierung durch die Hektik ihrer Kon- 
junkturpolitik, durch ihre Versäumnisse und Fehler 
die Voraussetzungen nicht nur einer rationalen 
Steuerreform, sondern auch echter Verteilungsge- 
rechtigkeit weitgehend zunichte gemacht hat. 

Wenn der Finanzminister darüber hinaus aber 
den Eindruck erwecken will, daß nunmehr das Zeit- 
alter der Verteilungsgerechtigkeit beginne, dann 
darf ich ihm sagen, daß er hier Steuerfachleute sei- 
nes Ministeriums bemühen muß; denn zum Steuer- 
fachmann wird man nicht ernannt, sondern das kann 
man nur durch eigene Bemühungen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Offer- 
geld: Das gilt auch für Sie, Herr Strauß!) 


— Ja, ich habe mich aber nie bemüht, der Cassius 
Clay der deutschen Finanzpolitik zu sein. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. 

Offergeld: Auch nicht Steuerfachmann!) 

Ich darf in diesem Zusammenhang nur wenige 
Stichworte nennen. Im Jahre 1955 ist die Renten- 
besteuerung geändert worden. Die Rentenbezüge 
werden seitdem lediglich mit dem Ertragsanteil und 
nicht mehr in voller Höhe wie vorher als Einkünfte 
erfaßt. Am 1. Januar 1958 ist ein neuer Progres- 
sionstarif bei der Einkommen- und Lohnsteuer mit 
einer vorgeschalteten Proportionalzone von 20 ‘^/o 
Spitzensteuersatz bei einem Spitzensteuersatz von 
53 ®/o eingeführt worden. Damals fielen 95 ®/o aller 
Steuerpflichtigen in die Proportionalzone von 20 Vo. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Sehr richtig!) 

Heute fallen nur noch etwa 20 bis 30 der Steuer- 
zahler in diese Proportionalzone; 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Das ist es!) 

die anderen fallen in eine Progressionszone. Dieses 
Übel wird auch durch die heute hier vorgelegte 
Steuerreform nicht behoben, sondern in einigen 
Jahren eher noch verschärft werden. 

Drittens. Damals, am 1. Januar 1958, ist auch die 
steuererhöhende Haushaltsbesteuerung zwischen 
Ehegatten aufgegeben und eine moderne Ehegatten- 
besteuerung in Form des sogenannten Splitting, bei 
dem das erzielte Einkommen jedem Ehegatten je- 
weils zur Hälfte zugerechnet wird, eingeführt wor- 
den. Am 1. Januar 1962 sind der Kinderfreibetrag pj 
für das erste Kind von 900 DM auf 1200 DM sowie 
der Altersfreibetrag erhöht und Höchstbeträge für 
außergewöhnliche Belastungen eingeführt worden. 

Am 1. Januar 1965 ist die Proportionalzone von 20 Vo 
auf 19®/o gesenkt worden. Jetzt soll sie wieder auf 
22 Vo bei Erhöhung des Grundfreibetrags, wie ich 
ausdrücklich bemerken möchte, ausgedehnt werden. 
Damals ist auch der sogenannte Mittelstandsbaucii 
beseitigt worden, und zwar in der Progressionszone 
bei Einkommen zwischen 8000/16 000 DM bis 75 000/ 

150 000 DM. Das trifft heute eine Schicht, die man 
nicht mehr als die Großverdiener bezeichnen kann, 
sondern deren größerer Teil bei der heutigen Kauf- 
kraft unseres Geldes aus kleinen und mittleren Ein- 
kommen besteht. Damals ist die Altersgrenze für die 
Freibeträge für die in Ausbildung befindlichen Kin- 
der von 25 auf 27 Jahre erhöht worden. Am 1. Ja- 
nuar 1965 ist gleichzeitig erstmalig der Arbeitneh- 
merfreibetrag in Höhe von 240 DM eingeführt wor- 
den, dessen Verdoppelung ab 1. Januar 1970 die 
erste Bundesregierung Brandt versprochen und bis 
heute nicht gehalten hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

obwohl sie die Landtagswahlkämpfe des Jahres 1970 
damit bestritten hat. Wir haben damals im Zuge 
unserer stabilitätspolitischen Vorstellungen in die- 
sem Hause die unpopuläre Aufgabe übernommen 

— auch ich — , vor einer Steuersenkung zu warnen, 
weil sie zu jenem Zeitpunkt, zu dem es noch mög- 
lich gewesen wäre, die Inflation an der Wurzel zu 
packen, durch ihre Wirkungen tatsächlich inflations- 
fördernd gewesen wäre. Wir haben damals auch die 
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Einkommensgrenze für Steuerfreiheit bei Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeitszuschlägen von 15 000 
auf 24 000 DM erhöht. 

Am 1. April 1965 ist eine wesentlich verbesserte 
Förderung der Vermögensbildung in Arbeitnehmer- 
hand durch das 312-DM-Gesetz erfolgt. Am 1. Januar 
1968 wurde die Mehrwertsteuer eingeführt; damit 
war die Ablösung der konzentrationsfördernden All- 
phasenbruttoumsatzsteuer erfolgt. Die Umstellung 
des Mehrwertsteuersystems hat sich seinerzeit laut 
Feststellung des Sachverständigengutachtens ähnlich 
wie eine Verminderung der direkten Steuern, vor 
allen Dingen für die kleineren und mittleren Selb- 
ständigen, ausgewirkt. 

Im Jahre 1969 ist die Verbesserung der Sparförde- 
rung, der Wohnungsbauförderung erfolgt: die Ge- 
währung einer Zusatzprämie für Sparer und Bau- 
sparer mit niedrigem Einkommen. Dazu ist eine zu- 
sätzliche Förderung des vermögenswirksamen Spa- 
rens erfolgt. 

Ich habe hier nur einen wesentlichen Ausschnitt 
aus den gesetzlichen Änderungen angeführt, die sei- 
nerzeit unter CDU/CSU-Regierungen und CDU/CSU- 
Finanzministern vorgenommen worden sind. Auch 
das ist ein Beitrag zur Herstellung der objektiven 
Wahrheit in diesem Hause, um damit der Schwarz- 
weißmalerei zu begegnen. Es ist nicht so, daß die 
von Herrn Schmidt begrüßte Förderung der Wirt- 
schaftsprozesse eine Begünstigung der Großen ge- 
wesen sei, denen gegenüber jetzt die Verteilungs- 
gerechtigkeit nach 25 Jahren Verspätung einsetzen 
müsse. Mit diesem Stil, Herr Schmidt, wirken Sie in 
diesem Hause polarisierend und zerstören die Ge- 
meinschaft, die Sie dann wieder verlangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dazu noch ein weiteres Wort. Sie haben hier heute 
versucht, mit Warm-Kalt-Wechselbädern zu operie- 
ren. Die Methode ist nicht neu. Wer Sie so lange 
kennt wie wir, ist davon nicht überrascht. Nur Neu- 
linge können davon noch überrascht werden. Wenn 
Sie von der Gemeinschaftsaufgabe Steuerreform 
sprechen, dann können Sie sich hier auf unsere volle 
Zustimmung verlassen. Wir haben die Reform nie 
anders aufgefaßt, auch ich als Bundesminister der 
Finanzen in den Jahren 1966 bis 1969 nicht. Sie kön- 
nen dann aber nicht zwei Dinge machen: gleichzeitig 
hier als drohender Jakobiner auftreten und sagen, 
Sie würden die Öffentlichkeit mobilisieren, wenn 
wir Ihnen nicht in allem zu Willen seien. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das heißt nicht Gemeinsamkeit, sondern Aufwie- 
gelei. 

(Abg. Conradi: Das aus Ihrem Mund! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

Wenn Sie eine Gemeinsamkeit gesucht hätten, dann 
hätten Sie im Vermittlungsausschuß, der ja vom 
Bundesrat angerufen worden ist, ernsthafte Be- 
mühungen unternehmen oder auch nur sichtbare 
Zeichen guten Willens erbringen müssen, in den 
strittigen Punkten den Sinn des Vermittlungsaus- 
schusses zu erfüllen, nämlich zwischen zwei Stand- 


IC) 

punkten einen für beide Seiten brauchbaren, vertret- 
baren Kompromiß anzubieten oder zu ihm beizutra- 
gen, statt sich hinzustellen, wie es im Vermittlungs- 
ausschuß geschehen ist, und zu sagen: Entweder 
nehmen die Länder und die CDU/CSU das an, was 
wir wollen und mit unserer Mehrheit im Bundestag 
beschlossen haben, oder es gibt keine Vermittlung. 

Das ist doch geschehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Darum ist es sinnlos, hier einen Appell an das Ge- 
meinschaftsbewußtsein zu richten, sich aber auf 
der anderen Seite im Vermittlungsausschuß so zu 
verhalten, wie ich es eben geschildert habe. 

Was die strittigen Punkte beim Erbschaftsteuer- 
gesetz anlangt: sehr verehrter Herr Bundesminister 
der Finanzen, war es da denn wirklich so unzumut- 
bar, die Freigrenzen für Kinder angesichts der Aus- 
wirkungen der Einheitswerte, wie sie sich jetzt 
mit dem Multiplikator 1,4 ergeben, von 70- auf 
90 000 DM zu erhöhen? Ist es wirklich unzumutbar, 
Arbeitnehmerstiftungen von der Erbschaftsteuer 
freizustellen? Für alle möglichen Zwecke kann man 
Erbschaftsteuerfreiheit bei Stiftungen erreichen, 
aber bei Arbeitnehmerstiftungen nicht. Selbstver- 
ständlich schließe ich hier auch das Thema Familien- 
stiftungen mit ein. 

(Abg. Conradi: Aha!) 

— Ich bin gern bereit, bei einer anderen Gelegen- 

heit darüber zu reden. Heute habe ich die Zeit nicht 
dazu. (D) 

(Zurufe von der SPD.) 

— Sie werden doch nicht glauben, daß i c h dem 
Thema aus dem Wege gehe. 

Warum kommen Sie uns nicht entgegen in dem 
wichtigsten Punkte, der noch wichtiger ist als die 
eben genannten, nämlich in dem Punkte, daß das 
vorliegende Erbschaftsteuergesetz 

(Abg. Offergeld meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

— Angesichts der Kürze der Zeit kann ich leider 
keine Fragen beantworten. 

(Lachen bei der SPD.) 

Dafür ist heute zuviel Redezeit infolge eines Feh- 
lers im Präsidium sowie durch die Länge der Rede 
des Bundesfinanzministers, die ich ihm zubillige, 
leider weggenommen worden. 

(Abg. Wehner: Eine Unterbrechung, Herr 
Strauß, und kein Fehler! Das müssen Sie 
doch zugeben!) 

— Ich möchte nicht wissen, wie Sie sich verhalten 
hätten, wenn Ihnen im Widerspruch zu der Ge- 
schäftsordnung das Wort entzogen worden wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU. Zuruf des Abg. 
Wehner.) 

Aber das ist nicht das Thema. 

Der wichtigste Punkt war der vierte Punkt, näm- 
lich daß wir bereits die Ankündigungen vorliegen 
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haben, wonach man beabsichtigt, die Einheitswerte 
von 1964 mit dem Multiplikator 1,4 demnächst wie- 
der aufzugeben, in den Jahren 1974, 1975 eine Neu- 
bewertung durchzuführen, dieser Neubewertung die 
Verkehrswerte zugrunde zu legen und sie dann im 
Jahre 1976 einzuführen. Diese neuen Einheitswerte, 
automatisch angewandt auf Grund der Gesetzes- 
systematik und -automatik auf das vorliegende Erb- 
schaftsteuergesetz, würde dann eine so schwerwie- 
gende Belastung auch der kleinen und mittleren 
Grundstückseigentümer bedeuten, daß ein großer 
Teil von ihnen im Erbschaftsfall nicht mehr in der 
Lage wäre, das väterlich erworbene und übernom- 
mene Eigentum noch erhalten zu können. Darum 
sind wir dagegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Conradi: 

Jetzt kommen einem bald die Tränen!) 

Wenn die sozialdemokratische und sogenannte 
freidemokratische Seite hierbei im Vermittlungs- 
ausschuß sagt: „Hier ist der Gesetzentwurf, Vogel, 
friß oder stirb, ihr könnt ihn nur so schlucken, 
wir sind zu keinerlei Kompromiß bereit", so ist das 
kein Anzeichen dafür, daß man Steuerreform als 
eine gemeinsame Aufgabe der demokratischen 
Kräfte in diesem Hause auffaßt und bereit ist, dafür 
auch entsprechende Konzessionen zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So viel zunächst. 

(Abg. Conradi: Wenn man die kleinen 
Eigentümer sieht, kommen einem die Trä- 
(B) nen!) 

Im Werdegang der Steuerreform gibt es wenig 
Glanz und viel Elend. Das hat auch der Herr Bun- 
desminister der Finanzen eingestanden. Wenn ich 
an den Werdegang der Steuerreform nach Ver- 
öffentlichung des Gutachtens der noch von der Re- 
gierung Kiesinger eingesetzten Steuerreformkom- 
mission denke: Den Stemstunden, in denen von der 
Koalitionsregierung SPD/FDP die Geburt des Jahr- 
hundertwerkes angekündigt wurde, der wichtigsten 
Reform im Gesamtgebäude aller Reformen, folgten 
Phasen tiefster Ratlosigkeit, verzweifelter Depres- 
sionen, in denen das gerade Verkündete als voller 
Absurditäten und Ungereimtheiten steckend be- 
zeichnet wurde; so von dem offiziellen Regierungs- 
sprecher Conrad Ahlers, damals Staatssekretär, 
heute Bundestagsabgeordneter der SPD. 

(Abg. Haaase [Kassel]: Conny fordert Steuer- 
senkungen!) 

So geht es in dieser Koalition mehr oder minder 
mit allen groß angekündigten Reformvorhaben. 

Die von mir als dem damaligen Finanzminister 
Ende 1968 einberufene Steuerreformkommission trat 
am 17. Dezember 1968 zu ihrer ersten Sitzung zu- 
sammen. Dabei wurde ihr nachstehender Auftrag 
erteilt, und an diesem Auftrag ist die Vorlage auch 
heute noch zu messen: 

Die Kommission erhält den Auftrag, ein Gut- 
achten zur Vorbereitung einer umfassenden 
Steuerreform auszuarbeiten, die sowohl die 


direkten Steuern als auch die indirekten 
Steuern 

— nicht zuletzt wegen des europäischen Zusam- 
menhangs — 

sowie die Prämiengesetze behandelt. . . . 

Die Vorschläge der Kommission sollen zu einem 
Steuerrecht führen, das — ohne Aufgabe der 
allgemein gültigen Grundsätze des Steuerrechts 
— insbesondere den Zielsetzungen einer moder- 
nen Finanzpolitik entspricht sowie den Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit und sozialen Gerech- 
tigkeit der Besteuerung berücksichtigt. Dabei 
sollen auch Möglichkeiten zum weiteren Ab- 
bau von Steuervergünstigungen eingehend un- 
tersucht werden. Ganz besonderer Wert ist auf 
eine Vereinfachung des Steuerrechts zu legen. 
Es werden schließlich die Harmonisierungs- 
bestrebungen innerhalb der EWG berücksich- 
tigt werden müssen, wobei u. a. auch das Ver- 
hältnis zwischen den direkten und den indirek- 
ten Steuern von Bedeutung sein wird. 

Durch die Steuerreform soll das Volumen der 
Steuereinnahmen gegenüber dem jetzigen 
Rechtszustand einschließlich der Zuwachsquo- 
ten nicht verändert werden. 

Wenn Sie sich — wenn ich diese Nebenbemer- 
kung noch machen darf — über die Haltung der 
Unionsparteien und der von der Union regierten 
Länder im Zusammenhang mit den einheitswert- 
abhängigen Steuern und ihrer Änderung so erregen, 
dann möchte ich hier in aller Deutlichkeit fest- 
stellen: Wir haben nicht die Absicht, die Erklärung 
des Bundestages vom Jahre 1965 zu einer reinen 
Farce werden zu lassen mit dem Ergebnis, daß das 
Ansehen des Parlaments und das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in parlamentarische, damals einstim- 
mige Erklärungen systematisch zunichte gemacht 
werden; denn damals wurde die steuerliche Neu- 
tralität der Einführung der neuen Einheitswerte in 
einer Vorspannerklärung vom ganzen Hause ver- 
kündet. Heute wird nach dem Grundsatz gehandelt: 
Was kümmert mich das dumme Geschwätz von 
damals! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mer- 
tes [Gerolstein]: Das ist das Wehnersche 
Prinzip!) 

Am 30. März 1971 überreichte die Kommission 
dem Bundeskanzler das Gutachten. Der zu dieser 
Zeit amtierende Bundesfinanzminister Dr. Alex Möl- 
ler, dessen Abwesenheit aus dem von Herrn Schmidt 
mitgeteilten Grund wir alle sehr bedauern — auch 
wenn ich es ohne Auftrag tue, möchte ich sagen, 
daß wir alle, unabhängig von allen sonstigen Mei- 
nungsverschiedenheiten, seine Rückkehr in voller 
Gesundheit von Herzen wünschen — , 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

kündigte in der sozialdemokratischen Wochenzei- 
tung „Vorwärts" eine Steuerreform an, die in ihrem 
Ausmaß nur an der Erzbergerschen Finanzreform 
gemessen werden könnte. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Genauso war es!) 
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Es heißt dort: 

Was die Steuergeschichte der letzten fünf Jahr- 
zehnte im Gründungsjahr der deutschen Demo- 
kratie unter Männern wie Friedrich Ebert 

— der im übrigen nach der neuen Briefmarkenju- 
bilarin Rosa Luxemburg ins Zuchthaus gehört 
hätte — 

(Abg, Haase [Kassel]: Ja, ja, ein Erzschuft!) 

und Gustav Bauer begonnen hat, muß heute in 
der Ara von Gustav Heinemann und Willy 
Brandt vollendet werden. 

Hier weht uns der Hauch der großen Geschichte an. 

Damals, im Geburtsjahr der deutschen Demo- 
kratie, wurde wie heute die Regierungsverant- 
wortung von einer Koalition mit einer SPD- 
Mehrheit getragen. Dem Zurück- und Vorwärts- 
blickenden drängen sich historisch-politische 
Parallelen auf, die den über fünfzigjährigen 
Zeitraum in einem großen Bogen überspannen 
und zugleich abzurunden scheinen. 

Ob die 850 Gramm Teilwerk, von denen heute die 
Rede ist. die damalige Würdigung verdienen, über- 
lasse ich mehr den Kabaretts als einer ernsthaften 
Betrachtungsweise, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

In der am 10. Mai 1971 gehaltenen Rede des Kol- 
legen Möller vor dem Deutschen Steuerkongreß in 
Bonn hat er folgendes angekündigt: 

Den Schwerpunkt der Steuerreform bildet das 
2. Steuerreformgesetz, 

— damals war es noch das zweite — 

das die Reform der Einkommensteuer, des 
Lohnsteuerverfahrens, der Sparförderung, der 
Körperschaft-, Gewerbe-, Vermögen-, Erbschaft- 
und Grundsteuer umfaßt. Im 3. Steuerreformge- 
setz soll dann die Neuregelung der Verkehr- 
und Verbrauchsteuer erfolgen. . . Der Gesetz- 
entwurf für das 2. Steuerreformgesetz wird so 
rechtzeitig fertiggestellt, daß er noch in diesem 
Jahr 

— 1971! — 

den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet 
werden kann. Für die politischen Beratungen 
steht das Jahr 1972 zur Verfügung. Im An- 
schluß an das 2. möchten wir das 3. Steuerre- 
formgesetz einbringen. Es wäre im Interesse 
eines einheitlichen Inkrafttretens der gesam- 
ten Steuerreform zum 1. Januar 1974 zu be- 
grüßen, wenn auch dieses Reformgesetz noch in 
der laufenden Legislaturperiode vom Deutschen 
Bundestag verabschiedet werden könnte. 

Drei Tage hernach, am 13. Mai 1971, trat der da- 
malige Bundesfinanzminister zurück. Von einem Re- 
formgesetz, das eine Neuregelung der Verkehr- 
und Verbrauchsteuern enthalten sollte, war seitdem 
niemals mehr die Rede. Die Nichteinhaltung eines 
solchen Zeitplans — im Falle eines „Jahrhundert- 
werks" von besonderer Bedeutung — gehört sozu- 
sagen zum Gewohnheitsrecht dieser Regierung. 


Die Nichteinbeziehung der Verkehr- und Ver- 
brauchsteuern — die ich vorhin schon eine Sünde 
wider die Notwendigkeit der Harmonisierung des 
europäischen Steuerrechts bezeichnet habe ■ — in das 
Reformvorhaben bedeutet ein wesentliches Abwei- 
chen von den Reformzielen, wie sie ursprünglich 
festgelegt und von Finanzminister Möller noch mit 
vollem Nachdruck getragen worden sind. Statt des- 
sen wurden die Verbrauchsteuern durch ständige 
Erhöhungen und Vorverlegung der Zahlungsfristen 
zur Finanzierung der Inflationslöcher des Haushalts 
eingesetzt: 1971 durch die Verlängerung der Heiz- 
ölsteuer 1 Milliarde jährlich, durch die Erhöhung 
der Branntwein-, Mineralöl- und Tabaksteuer 1972 
mit ausmachendem Wert von 4 Milliarden DM jähr- 
lich, durch die zweite Mineralölsteuererhöhung 1973 
mit 2 Milliarden DM jährlich. Damit hat die Bundes- 
regierung eine Finanzmasse in Höhe von 7 Milliar- 
den DM, die für eine Steuerreform hätte eingesetzt 
werden können und müssen, zur Deckung der Fol- 
gen ihrer Inflationspolitik verwandt und auch inso- 
weit die Voraussetzungen für eine befriedigende 
Steuerreform versäumt und verspielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie hat damit den Umfang des Reformvorhabens we- 
sentlich eingeschränkt. Würden die 7 Milliarden DM 
Verbrauchsteuern als Entlastungsmasse oder als 
Deckungsmasse für Entlastungen der immer schrei- 
ender werdenden Ungerechtigkeiten im Bereich der 
Lohnsteuer verwendet werden können, hätte es 
dieses ganze Theater nicht gegeben, mit dem wir 
uns in den letzten Monaten haben befassen müssen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gerade der Einsatz der speziellen Verbraudisteu- 
ern zur Finanzierung von Verbesserungen des Ein- 
kommensteuerrechts, z. B. zur Verbesserung für un- 
tere und mittlere Einkommenschichten, wäre doch 
ein sinnvolles Reformvorhaben gewesen. Im übrigen 
bedeuten der — ich kann nur diesen Ausdruck ge- 
brauchen — „Fleckerlteppich" — so sagt man bei 
uns — , der jetzt als Steuerreform ausgegeben wird, 
und die Ausklammerung der Verkehr- und Ver- 
brauchsteuern aus den oben genannten Gründen, daß 
man sich nicht auf das Ziel der europäischen Steuer- 
harmonisierung zubewegt hat, daß also dieser 
Orientierungspunkt unter dem Druck der Fehler 
und Versäumnisse und ihrer Wirkungen, jedenfalls 
zunächst einmal, aufgegeben worden ist. 

Auch in der Steuerpolitik dieser Regierung stehen 
Versprechungen und Wirklichkeit in schroffem Ge- 
gensatz zueinander. In der Regierungserklärung 
1969 wurden doch die sofortige Verdoppelung des 
Arbeitnehmerfreibetrages und der stufenweise Weg- 
fall der Ergänzungsabgabe — Steuerausfall: 2,1 Mil- 
liarden DM jährlich — versprochen. Die Verdoppe- 
lung des Arbeitnehmerfreibetrages wurde dem Ar- 
beitnehmer immer als Zukunftsziel mit einer halb- 
jährlichen Prolongation in Aussicht gestellt. 

Der Wegfall der Ergänzungsabgaben ist selbst- 
verständlich zu erwarten, weil sie in den Tarif 
eingebaut wird. Wenn mich mein Gedächtnis nicht 
trügt — ich bin kein Archäologe, ich schleppe auch 
in meinem Koffer nicht so viele Notizen herum wie 
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Sie, Herr Wehner, und deshalb kann ich auch nicht 
immer in dem reichhaltigen Schatz eigener stenogra- 
phischer Leistungen wühlen; ich habe ja von zahl- 
reichen Sitzungen her in Erinnerung, daß Sie in der 
Lage waren, alle Sitzungen mit einem intensiven 
stenographischen Arbeitsprogramm aufzunehmen — , 
habe ich einmal gesagt: Die Ergänzungsabgabe wird 
gar nicht wegfallen — das habe ich in diesem Hause 
und von dieser Stelle aus einmal gesagt — , denn 
sie wird in den nächsten Tarif eingebaut werden. 
Lesen Sie einmal die Zwischenrufe nach, die mir 
damals entgegengeklungen sind! Der harmloseste 
war: „Jetzt spielt er den Propheten!" Es gab auch 
noch andere. Nur, der Prophet gilt Ihnen auf dieser 
Seite des Hauses nichts. Aber in diesem Falle hat 
er recht gehabt. 

Statt dessen wurden laufend die oben genannten 
Steuererhöhungen — abgesehen von den noch zu- 
sätzlichen, konjunkturpolitisch motivierten — voll- 
zogen. Wenn Sie heute fragen, ob die Steuerver- 
waltung in der Lage ist, das zu erfüllen, was Sie 
ihr zumuten, dann muß ich ein paar Stichworte 
sagen: die konjunkturpolitisch motivierten Steuer- 
erhöhungen, die Stabilitätsabgabe, die Aufhebung 
der Abzugsfähigkeit der Schuldzinsen bei Sonder- 
ausgaben, die Investitionsteuer, die vorübergehende 
Aussetzung der degressiven Abschreibung, die wohl 
endgültige Aufhebung der degressiven Abschrei- 
bung bei Gebäuden, statt dessen Wiedereinführung 
des § 7 b, der auch vorübergehend ausgesetzt wor- 
den war. Die Ergänzungsabgabe wird jetzt nach 
jßj dem Entwurf des sogenannten Dritten Steuerreform- 
gesetzes in den Einkommensteuertarif eingearbeitet. 

Dazu besteht offensichtlich sogar noch die Ab- 
sicht — und das hätten wir von Ihnen, Herr Bundes- 
minister der Finanzen, gern noch einmal etwas 
näher gehört — , den steuerlichen Stabilitätszuschlag 
von 1973, der auf Stottern eingeführt wurde — zu- 
nächst nur für eine kleine Schicht höherer Einkom- 
men, äb 100 000 bzw. 200 000 'DM jährlich, dann, 
unter dem Druck der Inflationsverhältnisse, für Ein- 
kommen ab 24 000 bzw. 48 000 DM jährlich, leider 
nicht rückzahlbar — nicht, wie im Gesetz vorge- 
sehen, am 30. Juni auslaufen zu lassen, sondern zu 
verlängern. Man hört so Zwischenklänge aus dem 
Bundesministerium der Finanzen und aus dem ideo- 
logisch befreundeten Kreisen, daß man ja doch nicht 
diese Stabilitätsausgabe auslaufen lassen könne, 
obwohl es im Gesetz steht, bevor die Erleichterun- 
gen für die kleinen und unteren Einkommen, die 
frühestens am 1. Januar 1975 zu erwarten sind, ein- 
treten würden. Genau das, was ich damals hier 
sagte: Man wird dann, wenn die Frist kommt — 
30. 6. 1974 — sagen: Das ist eine Steuersenkung für 
die Reichen, eine Verminderung ihrer Steuerlast, die 
kann man doch jetzt nicht vornehmen. Hier warte 
ich einmal, ob die FDP, diesmal wenigstens, bei 
ihren Festlegungen bleibt. 

(Abg. Haase [Kassel]: Das ist die Umfaller- 
partei!) 

Es hieß dann, der Vorschlag, die Stabilitätsabgabe 
wenigstens einmal um ein halbes Jahr zu verlän- 
gern, ist doch in einer Vorlage des Bundesfinanz- 


ministeriums enthalten — nicht in einer Vorlage für (^) 
das Kabinett; man muß sehr sorgfältig formulieren, 
weil hier kasuistisch-dialektische Antwortmöglich- 
keiten gegeben sind. Sicherlich ist der Vorschlag 
aber doch in einer für die Kenntnisnahme durch die 
anderen Ressorts bestimmten Frühwarnung enthal- 
ten. 

Später hat man rundweg abgestritten, daß je ein 
solcher Vorschlag gemacht wurde. Man sieht also: 
Vorschlag ist nicht gleich Vorschlag. Es ist immer zu 
prüfen, was ein Vorschlag dann ist. Hier werden 
wir sehen, ob diese Regierung überhaupt noch ge- 
willt und in der Lage ist, gegebene, gesetzlich 
fixierte Zusagen einzuhalten. Wir werden hier auch 
sehen, ob der Kollege Klaus Dieter Arndt oder 
Graf Lambsdorff (FDP), die beide völlig entgegen- 
gesetzte Standpunkte vertreten haben, recht behält. 
Arndt hat damals unverblühmt erklärt, daß der 
künftige Spitzensteuersatz bei der Einkommen- 
steuer 60 ^/o betragen wird, der Konjunkturzuschlag, 
der Stabilitätszuschlag also nicht mehr aufgehoben 
wird. Ich habe damals gesagt, es wäre eine Aus- 
nahme, wenn das nicht käme; denn Herr Arndt 
pflegt immer — offiziell dementiert, aber als Vor- 
reiter zukünftiger offizieller Maßnahmen — das tat- 
sächlich anzukündigen, was dann später Wirklich- 
keit wird. Weil sich ja doch die Wahrheiten in dem 
Hause, laut unserem Bundeskanzler, täglich ändern, 
so ändern sich natürlich auch die Wahrheiten auf 
diesem Gebiet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Graf Lambsdorff versicherte auf meine Frage in 
der Konjunkturdebatte vom 15. März — schade, 
er ist nicht da, sonst könnte er gleich seinen Stand- 
punkt noch einmal bekräftigen — , daß die Stabili- 
tätsabgabe kein Einstieg in die Steuerreform sein 
wird, also der Zuschlag am 30. Juni 1974 endgültig 
auslaufen und nicht in einem Spitzensteuersatz bei 
der Einkommensteuer von 60 ^/o einmünden werden. 

Bei Verkündung der Eckwerte der Bundesregie- 
rung zum 3. Steuerreformgesetz am 11. Juli 1971 
wurde die Steuerreform als das größte Reformvor- 
haben der deutschen Nachkriegsgeschichte bezeich- 
net; so damals Professor Schiller. Ich habe in einer 
Presseerklärung damals zum Ausdruck gebracht, 
daß, wenn diese Eckwerte Gesetz werden, eine von 
der CDU/CSU geführte Bundesregierung sie wegen 
ihrer unsozialen Härten für kinderreiche Familien, 
für Beamte, für den selbständigen und unselbstän- 
digen Mittelstand raschestens wieder ändern müsse. 

Am 28. /29. 10. 1971 wurden diese mit soviel Feier- 
lichkeit als Jahrhundertwert verkündeten Eckwerte 
von ihren Verkündern und Produzenten selbst wie- 
der bestritten, selbst wieder geändert. Die Eckwerte 
wurden dann aber auch in der neuen Fassung, nach 
ihrer Korrektur im Oktober 1971 vom Regierungs- 
sprecher Ahlers in der Pressekonferenz am 1. April 
1973 dahin gehend charakterisiert, daß auch sie 
noch voller „Absurditäten und Ungereimtheiten" 
steckten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Am 12. September 1973 — man sieht, was das für 
ein pannenreiches Unternehmen ist — wurden die 
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Eckwerte zum drittenmal geändert. Ende Oktober 
legte die Bundesregierung das 3. Steuerrformgesetz 
vor. 

Dieser Werdegang der Steuerreform — man ver- 
zeihe es mir wegen des zeitlichen Zusammenfallens 
dieser Debatte mit bedeutenden gesellschaftspoliti- 
schen Ereignissen in diesem Lande — gleicht einem 
steuerpolitischen Karnevalszug, der bereits im fünf- 
ten Jahr unterwegs ist und dessen Figuren zum Teil 
bereits auf der Strecke geblieben sind. Ich nenne 
nur die Namen der Minister Möller und Schiller, der 
Staatssekretäre Haller und Offergeld. Vielleicht ste- 
hen Sie auch einmal auf der Liste, Herr Schmidt. Die 
Echternacher Springprozession ist demgegenüber ein 
zielstrebiges, erfolgreiches Unternehmen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dabei darf ich in Erinnerung rufen, daß diese 
Bundesregierung das erste Steuerreformgesetz, auf 
das sich Herr Schmidt heute mit viel Stolz berufen 
hat, nämlich die Abgabenordnung, gründlich vor- 
bereitet und vorlagereif vorgefunden hat. Noch 
heute nach viereinhalb Jahren ist dieses Gesetz, 
dessen Gegenstand leichter zu regeln ist als die 
materiellen Vorschriften, wie ich zugebe, noch nicht 
vom Parlament verabschiedet. Warum? Denn der 
Steuerpflichtige wartet auch auf die Bundesabgaben- 
ordnung, die ihm mehr Rechtssicherheit verschaffen 
soll. Warum ist sie nicht verabschiedet worden? Ich 
sage es ohne Tadel, aber als Feststellung: weil im 
Strudel der regierungsamtlichen Inflationspolitik 
(B) und der durch sie hervorgerufenen Steueränderungs- 
hektik der Finanzausschuß des Bundestages so viele 
Steuergesetze beraten mußte, daß für die Verab- 
schiedung dieses im Jahre 1969 druckreif, vorlage- 
reif übernommenen Vorhabens bis jetzt noch nicht 
genügend Zeit vorhanden war. 

Das von Finanzminister Möller angekündigte 
zweite Steuerreformgesetz wurde nach dessen Rück- 
tritt in ein zweites und drittes Steuerreformgesetz 
aufgeteilt. Das zweite befaßt sich mit der Vermögen- 
steuer, der Erbschaftsteuer usw. Das dritte liegt 
heute, mit 850 Gramm soeben angekündigt, bei uns. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Darüber hinaus ist es noch in ein viertes aufgeteilt 
worden, nämlich in das verabschiedete Grundsteuer- 
reformgesetz. Aus dem zweiten Steuerreformgesetz 
sind nunmehr drei Steuerreformgesetze geworden. 
Eines ist verabschiedet, die Grundsteuer, das zweite 
— Erbschaft- und Vermögensteuer — ist strittig, 
das dritte haben wir beinahe kiloschwer vor uns 
hegen. „Habent sua fata libelli" kann man da nur 
sagen, auch zu dem; das wird sich sehr bald her- 
aus'stellen. 

Damit wurde aber der Wegfall des ursprünglich 
von Herrn Möller angekündigten dritten Steuer- 
reformgesetzes, nämlich der Reform der Verkehr- 
und Verbrauchsteuer, durch einen Zahlentransfer 
stillschweigend dem Bewußtsein entzogen. Man hat 
drei angekündigt, das eigentliche dritte in der Ver- 
senkung verschwinden lassen und das zweite nun- 
mehr in vier Gesetze aufgeteilt. Man hat damit 


(C) 

mehr Steuerreform als früher, jedenfalls in der Be- 
trachtungsweise dieser Regierung. Aber ein wesent- 
licher Teil ist dabei im Papierkorb verschwunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann nur sagen: Legen Sie Ihre sture Recht- 
haberei und Ihre ideologische Besessenheit ab, und 
Sie können sich mit dem Bundesrat, auch mit der 
Mehrheit des Bundesrats in der Frage der Ver- 
mögen- und Erbschaftsteuer einigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und hier sollen Sie die Anklage nur an sich selber 
und nicht an die Adresse der CDU/CSU und der von 
ihr geführten Länder-Regierungen richten. Denn wir 
halten die Änderungen im Vermögen- und Erbschaft- 
steuerrecht, insbesondere die Erleichterungen, die 
höheren Freibeträge, angesichts der festgelegten 
Einheitswerte, wie sie notfalls auch durch Gerichts- 
urteil eingeführt werden würden, für eine dringende 
gesellschafts- und ordnungspolitische Notwendig- 
keit. Wenn das Vorhaben scheitert, dann nur dank 
Ihrer Sturheit und Rechthaberei, aber nicht wegen 
unseres bösen Willens. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch die Aufteilung des neuen dritten Steuer- 
reformgesetzes ■ — — Ich glaube, der normale Zu- 
hörer kommt schon beinahe nicht mehr mit. Ur- 
sprünglich sollten es doch drei sein: erstens die Ab- 
gabenordnung, zweitens alle direkten Steuern und 
drittens alle indirekten Steuern. Die Abgabenord- pj 
nung liegt vor und kommt in absehbarer Zeit. Das 
zweite Gesetz ist in der Zwischenzeit auf vier Ge- 
setze aufgeteilt worden. Eines der vier heißt jetzt 
drittes Steuerreformgesetz. Auch die Aufteilung des 
dritten Steüerreformgesetzes ist schon in vollem 
Gange. So soll die Körperschaftsteuerreform wegen 
des angeblichen Zusammenhangs mit der Vermö- 
gensbildungsabgabe nicht am 1. Januar 1975, son- 
dern später in Kraft treten. Dazu muß eines Tages 
wohl einiges gesagt werden. 

Der Bundesrat hat am 20. Dezember in seinem 
Durchgang einstimmig — auch mit den Stimmen der 
SPD-geführten Landesregierungen — seine Stellung- 
nahme abgegeben, wonach erstens das Einkommen- 
steuergesetz 1975 und das Sparprämiengesetz 1975, 
also hier die 850 Gramm, nicht in ihrer Gesamtheit 
zum 1. Januar 1975 in Kraft treten können, zweitens 
der Familienlastenausgleich nicht von der Finanz- 
verwaltung, sondern nur von der Arbeitsverwaltung 
durchgeführt werden kann, was ebenfalls seine An- 
wendung ab 1. Januar 1975 ausschließt. Ich lege 
Wert darauf, noch einmal zu sagen; einstimmig ist 
das vom Bundesrat festgestellt worden. 

In seiner Rede vor dem Bundesrat am 20. Dezem- 
ber 1973 erklärte der Parlamentarische Staatssekre- 
tär Porzner wörtlich: 

Eine Reform in mehreren Stufen könnte sich 
noch aus anderen Gründen aufdrängen. Als die 
Bundesregierung im Oktober dieses Jahres ihre 
Beschlüsse faßte, konnte sie davon ausgehen, 
daß die wirtschaftliche Situation im Jahre 1975 
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eine Minderung der Steuereinnahmen erlauben 
werde. Deshalb muß über den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens 

— also 1. Januar 1975 — 

des Gesetzes oder einzelner Teile davon im 
Laufe des nächsten halben Jahres entschieden 
werden. 

Auch die Bundesregierung teilt in ihrer Gegen- 
äußerung zur Stellungnahme des Bundesrates die 
Bedenken wegen des Inkrafttretens. Es heißt dort: 

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens wird zu 
prüfen sein, welche Reformmaßnahmen bereits- 
am 1. Januar 1975 in Kraft gesetzt werden 
können. 

Dagegen glaubt die Bundesregierung, daß der 
Kinderlastenausgleich in der von ihr vorgesehenen 
Form mit einer ungeheuren Mehrbelastung der 
ohnehin bis zum Zusammenbrechen überlasteten 
Finanzverwaltung in Kraft gesetzt werden könne, 
das aber entgegen der einstimmigen Stellungnahme 
des Bundesrates. 

Herr Kollege Schmidt, es ist doch nicht entschei- 
dend, wie viele Auszahlungsvorgänge es gibt, daß 
es bei der Finanzverwaltung weniger Auszahlungs- 
vorgänge als bei der Arbeitsverwaltung gibt. Ent- 
scheidend ist doch die Zahl der Bearbeitungsvor- 
gänge, und die ist bei der überlasteten Finanzver- 
waltung genauso groß wie bei der weniger über- 
lasteten Arbeitsverwaltunci. Wir sind doch nicht 
^ ^ schuld daran, daß die Finanzverwaltung heute mit 
einer Fülle kurzfristig in Kraft gesetzter, bald wieder 
aufgehobener, zum Teil widersprüchlicher Vor- 
schriften bis zur ihrer völligen Lähmung in Anspruch 
genommen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch diese dilettantische, stümperhafte 
Steuerpolitik, die hier betrieben worden ist. 

Meine Damen und Herren, wir stehen hier vor 
einer einmaligen Situation. 

(Abg. Offergeid: Wenn Sie davon nur ein 
bißchen mehr verstünden!) 

— Wenn ich nichts davon verstehe, dann versteht 
Herr Wertz genausowenig wie ich davon, weil der 
als Sprecher der Länder den gleichen Standpunkt 
vertreten hat wie ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und dazu noch: Das ist immer das billigste Argu- 
ment, nichts davon verstehen. Mit Ihnen messe ich 
mich gern, wenn es um die intellektuelle Kapazität 
geht. Das möchte ich nur bei der Gelegenheit ein- 
mal gesagt haben. Aber noch ganz gern! 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Offergeid: 
Dann lassen Sie doch eine Zwischenfrage 
zu! — Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen hat Herr Wertz festgestellt, daß die 
Bundesregierung, entgegen dem sonst angewand- 
ten und vorgeschriebenen Verfahren, gerade dieses, 
die Verwaltung besonders belastende, weil uner- 


(C) 

hört komplizierte, materielle und formelle Vor- 
schriften enthaltende Gesetz mit den Ländern über- 
haupt nicht abgestimmt worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Ist das jetzt wahr oder ist das falsch? 

(Bundesminister Schmidt: Unwahr!) 

— Ich habe mich nur auf das bezogen, was Herr 
Wertz sagte. Wenn es unwahr ist, dann hat Herr 
Wertz die Unwahrheit gesagt, und er als Landes- 
finanzmini'ster müßte es besser wissen als ich. Dann 
allerdings ziehe ich es vor, mit Plato zu irren, als 
mit Unwissenden Recht zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Dieser Gesetzentwurf, meine Damen und Herren, 
das Kernstück der Steuerreform, wie wir heute 
gehört haben, ist schon jetzt überholt und nicht 
durchführbar. Wir reden doch über einen Nichtent- 
wurf, wir reden doch hier über ein Phantom. Dieser 
Entwurf wird in seinen Kernstücken in dieser Form 
nicht Gesetz. Darüber besteht auch bei der Bundes- 
regierung und bei den Koalitionsparteien kaum 
mehr ein Zweifel. Es besteht ein geheimgehaltener 
Entwurf; wieder unter Aufspaltung des dritten 
Steuerreformgesetzes, das eines von vieren ist, aus 
denen das ursprüngliche zweite zusammengesetzt 
ist. Von den vieren ist nunmehr ein Bestandteil, das 
dritte, wiederum bereits in der Gesamtheit nicht 
mehr verabschiedungsfähig. 

Aus dem dritten Steuerreformgesetz, das Bestand- 
teile des ehemaligen zweiten Steuerreformgesetzes 
enthält, ist nunmehr wiederum eine Aufgliederung 
erfolgt, und zwar ein erstes Gesetz zur Reform der 
Einkommensteuer. Und das wird als ängstlich ge- 
hütetes Staatsdokument den Mitgliedern der Oppo- 
sition im Finanzausschuß vorenthalten. Zuerst wird 
bestritten, daß es das gibt. Dann wird ein verstoh- 
lener Blick hineingeworfen, was darin steht und 
was man vertreten kann. Das sagt man, es gebe das 
Dokument überhaupt nicht. Im Zweifelsfall dürfe 
man es nicht hergeben. Das Dokument gibt es doch. 
Wir kennen dieses Dokument. Die Spatzen pfeifen 
doch von den Dächern, daß es dieses Dokument gibt. 

Das dritte Steuerreformgesetz wird nunmehr wie- 
derum in drei Komponenten aufgeteilt werden: in 
ein erstes Gesetz zur Einkommensteuerreformr in 
ein Gesetz zur Körperschaftsteuerreform und in ein 
zweites Gesetz zur Einkommensteuerreform. Damit 
sind aus dem Zweiten Steuerreformgesetz von frü- 
her vier Bestandteile geworden, und von den vieren 
hat sich ein Bestandteil in drei aufgelöst oder schickt 
sich an, sich aufzulösen, weshalb aus dem Zweiten 
insgesamt sechs werden. Und das nennt man Steuer- 
reform aus einem Guß, Jahrhundertwerk, nur ver- 
gleichbar mit den großen Vorbildern ä la Miquel im 
19. Jahrhundert, Erzberger bei Beginn der deutschen 
Demokratie, und dann von Alex Möller bis Helmut 
Schmidt in konsequenter Linie, wobei in diesem 
Falle nichts über Konsequenz geht. So ist doch die 
Wirklichkeit, wie sie sich hier zeigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wir verwahren uns gegen diese Täuschung der 
öffentiichkeit und des Parlamentes. Wir verwahren 
uns auch dagegen, daß man Oppositionsahgeordne- 
ten im Finanzausschuß dieses Dokument, das pein- 
lich ist, weil es einen Offenbarungseid gegenüber 
der bisherigen Planung bedeutet, vorenthält. Der 
Bundeskanzler redet von mehr Durchsichtigkeit der 
Regierungsvorgänge, mehr Demokratie, mehr Infor- 
mation, mehr Öffnung aller Staatsvorgänge. Wir 
haben noch nie soviel Geheimniskrämerei, soviel 
Undurchsichtigkeit und Verschleierung erlebt, und 
zwar in zunehmendem Maße, wie in den letzten vier 
Jahre in diesem Hause und in der Öffentlichkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sicher kann am 1. Januar 1975 weder ein neuer 
Kinderlastenausgleich in Kraft gesetzt werden, noch 
läßt sich die Neuregelung der Sparförderung ab die- 
sem Zeitpunkt praktizieren. Welche Regelungen 
am 1. Januar nächsten Jahres kommen, ist vollstän- 
dig offen. 

Die Verwirrung wurde aber weiter gesteigert, als 
die Frau Vorsitzende des Finanzausschusses, die 
Kollegin Funcke, am 16. Januar 1974 erklärte, daß 
nur die formalen Änderungen des Einkommen- 
steuerrechts zurückgestellt werden sollten. Ich will 
ihre Erklärung der Kürze der Zeit halber nicht ver- 
lesen. Sie war der Meinung, daß sowohl die Reform 
des Einkommensteuerrechtes als auch der Familien- 
lastenausgleich sowie all das, was in der Erklä- 
rung noch angeführt wird — Einkommensteuer: Ta- 
rifverlauf, Anhebung von Grundfreibetrag und Ar- 
beitnehmerfreibetrag sowie der Freibeträge für Al- 
leinstehende mit Kindern, Körperbehinderte; Neu- 
regelung und Anhebung der Sonderausgaben, Ent- 
lastung der Sparerträge, Verbesserung der Alters- 
besteuerung usw. — in Kraft gesetzt werden kön- 
nen. So lautet also ihre Erklärung. 

Der Kollege Porzner scheint mit anderen Teilen 
der Bundesregierung wiederum anderer Meinung 
zu sein. Der Kollege Schmidt sagt heute, nur die for- 
mellen Teile würden zurückgestellt werden. Der 
Bundesrat erklärt, daß eine Reihe der materiellen 
Teile nicht in Kraft gesetzt werden kann. Heißt 
denn das mehr Durchsichtigkeit? Heißt denn das 
Vereinfachung? Hier wird das Steuerrecht doch zu 
einem Sondermonopol für einen kleinen Kreis von 
Magiern, die die ihnen zugänglichen Dokumente den 
anderen, um deren Mitwirkung Sie hier bitten, vor- 
enthalten, um den Öffenbarungseid nicht leisten und 
ihre wirklichen Steuerreformpläne nicht öffentlich 
eingestehen zu müssen. Gegen diesen Stil wenden 
wir uns in diesem Hause und in der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dabei hat Frau Funcke die Körperschaftsteuerreform 
offensichtlich zunächst schon begraben. Aber das 
hängt wohl mit höheren Weisheiten der Koalitions- 
mathematik zusammen. 

Aus dieser heillosen Verwirrung ergibt sich für 
Steuerbürger und Finanzverwaltung, daß zunächst 
das geltende Einkommensteuergesetz einer Unzahl 
von Änderungen auch systematischer Art unterwor- 
fen wird. Das wird z. B. an dem noch geheimgehal- 


tenen ersten Gesetz zur Reform der Einkommen- 
Steuer, dem Geheimdokument, deutlich, wo die Pa- 
ragraphenreihe — hören Sie! — schon bei § 34 p 

— wie Papa — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

angelangt ist. In einem zweiten Steueränderungs- 
gesetz wird dann eine Neufassung mit neuer Pa- 
ragraphenfolge vorgesehen, die die noch stecken- 
gebliebenen Reformteile aufnehmen soll. So sind 
z. B. in dem 850-Gramm-Dokument — das ist viel- 
leicht als Definition klarer, als es Zahlen heute noch 
sein können — für die Einkommensteuer nunmehr 
195 Paragraphen statt bisher 55 Paragraphen vor- 
gesehen. Das ist ein klassischer Beitrag zur Verein- 
fachung des Steuerrechtes. Was heißt es denn, wenn 
der Steuerbürger und die Verwaltung in kurzem 
zeitlichem Abstand zwei neue Einkommensteuerge- 
setze mit verschiedenem Aufbau und verschiedener 
Paragraphenfolge anzuwenden hätten? Meine Da- 
men und Herren, was stellen Sie sich im Bundes- 
finanzministerium in diesem Zusammenhang eigent- 
lich vor? Wir haben doch heute schon eine weit- 
gehende Paragraphenverdrossenheit in unserem 
Lande. Der einzelne Bürger kennt sich in dem Dik- 
kicht und Gestrüpp und Dschungel der Paragraphen 
und in den Auslegungen durch die Magier, die die 
höheren Weihen haben, doch schon überhaupt nicht 
mehr aus. Aus der Paragraphenverdrossenheit er- 
wächst die Beamtenverdrossenheit. Aus der Beam- 
tenverdrossenheit erwächst die Staatsverdrossen- 
heit. Sie sind durch eine solche Behandlung des 
Steuerreformvorhabens die Mit- und Hauptschuldi- 
gen an dieser Entwicklung. p) 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein Beamter des Bundesfinanzministeriums, der noch 
Humor hatte, sagte, man sollte einen neuen Narren- 
orden stiften, der zu Weiberfastnacht im Bundes- 
finanzministerium verteilt werden könnte. Wir ha- 
ben in Aachen bereits den Örden wider den tieri- 
schen Ernst und in Nürnberg den Örden gegen die 
Neidhammel, heute besonders wichtig. Hinzu käme 
der Örden für den größten Steuerblödsinn, der in 
diesen Jahren produziert worden ist. Hier wird 
sich sicherlich auch ein Preisträger finden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Jenninger: Mehrere!) 

— Mehrere, das kann auch sein. 

Einige Worte zu den Eckwerten der Bundesregie- 
rung. 

(Abg. Öffergeld: Jetzt kommt er zum Thema!) 

Der Spielraum für eine umfassende Steuerreform, 
die ein sozial gerechtes Steuerrecht schafft, ist durch 
die Inflationspolitik dieser Regierung zerstört wor- 
den. Isolierte Steuererhöhungen bei den Verbrauch- 
steuern haben, wie erwähnt, eine Deckungsmasse 
von 7 Milliarden DM aufgefressen. Hier muß ich 
auch einmal den folgenden Gedanken zur Sprache 
bringen. Sind wir nicht von der Regierung und 
von Ihnen, meine Damen und Herren von den 
Regierungsparteien, ausgelacht worden, als wir im 
Zusammenhang mit den Mineralölsteuererhöhun- 
gen auf die Gefahr aufmerksam machten, daß die 
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ölverarbeitenden Länder sich nicht dauernd an 
der Melkkuh „Mineralöl“ über die Mineralölsteuer 
bereichern könnten, ohne daß die ölproduzierenden 
Länder sich an dem Segen durch höhere Preise 
auf ihrem reinen Verkäufermarkt, den sie haben, 
beteiligten? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist nicht allein die Ölkrise, es ist nicht allein 
der Krieg zwischen Israel und den arabischen 
Ländern, der diese Länder auf diesen Gedanken 
gebracht hat. iDas Ganze schwelt schon seit Jah- 
ren. Seit Jahren sieht man in diesen Ländern mit 
steigendem Mißbehagen, daß das Mineralöl, das aus 
ihrem Boden fließt, zu einer immer stärker ausge- 
beuteten Melkkuh für die Bedienung der Staats- 
finanzen geworden ist. Wie sollten sie, die doch 
auch nicht aufs Hirn gefallen sind, nicht auf den 
Gedanken kommen, einen Teil des Segens in ihre 
eigenen Kassen abzuleiten! Wir sind damals aus- 
gelacht und verhöhnt worden, als wir vor dieser 
Entwicklung gewarnt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn man sieht, daß z. B. im Jahre 1967 noch der 
Staat an einem Liter Normalbenzin 38 Pfennig ver- 
diente, heute mit den Preisen von jetzt, Verbrauch- 
steuern und Mehrwertsteuer zusammengerechnet, 
53 Pfennig verdient, dann muß ich allerdings in 
meiner Sprache sagen: Die Ölscheichs sitzen nicht 
nur in arabischen Ländern, sie sitzen auch auf den 
Ministerbänken der Finanzressorts, ganz beson- 
ders auch in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

^ * Was wir besonders beklagen, ist die Tatsache, daß 
diese unzureichende Pseudoreform nicht einmal die 
heimlichen Steuererhöhungen rückgängig macht. 
Der Vorschlag der CDU/CSU, mit einem Inflations- 
lastenausgleichsgesetz wenigstens einen Einstieg in 
den Abbau der heimlichen Steuererhöhungen zu- 
gunsten der kleinen und mittleren Einkommen zu 
erreichen, ist ja von Ihnen, Bundesregierung und 
Koalitionsparteien, zunichte gemacht worden mit 
der Begründung: Dafür fehlt das Geld. Ja, wissen 
Sie denn, ob Sie im Jahre 1975 das Geld haben wer- 
den, um die durch Ihre Steuerreform aufgetre- 
tenen Mindereinnahmen gegenüber den zugrunde 
gelegten Schätzungen verkraften zu können? 

(Zustimmung bei der GDU/CSU.) 

Dann müssen auch Sie zugeben, daß das auf Sand 
gebaut ist. Warum soll die Wirtschaftsentwick- 
lung im Jahre 1975 bei der Ungewißheit, die Sie, 
Herr Schmidt, mit Recht geschildert haben — Zah- 
lungsbilanzdefizite, Zahlungsbilanzstörungen, Zer- 
rüttung des Weltwährungssystems, keine Hoffnung 
auf europäische Währungsunion, auf europäische 
Wirtschaftsunion, geschweige denn auf eine Reform 
des Weltwährungssystems — — Wenn Sie schon 
uns vorwerfen, das sei unseriös, dann müssen Sie 
zugeben, daß Ihr ganzes Reformvorhaben, nachdem 
Sie 7 Milliarden DM jährlich für Inflationsfinanzie- 
rung schon vorweggenommen haben, noch unseriö- 
ser ist als das, was wir uns vorgenommen haben. 

Denn die große Lohnrunde und Tarif runde findet 
in diesen Monaten statt. Unsere Absicht — nun- 


mehr in der Konzertierten Aktion von beiden Sei- 
ten bestätigt — war es und ist es nicht, den Betrag 
von 8 Milliarden DM Steuermindereinnahmen auf 
die Löhne im Sinne mathematischer Gleichheit ab- 
zuwälzen. Aber das sind plus 3,4 Vo bei Bruttolöh- 
nen und etwa 2,5 ®/o bei Nettolöhnen. Wenn davon 
nur die Hälfte durch eine Minderung des Drucks 
an der Lohnfront aufgefangen wird, dann ist hier in 
einem Verfahren, das sich allerdings unkonventio- 
neller Mittel bedient, ein Ziel erreicht worden, dem 
die Volkswirtschaft dann eine größere Beruhigung 
verdankt, als wenn man in den Lohnverhandlungen 
mit letzter Härte aufeinanderstößt, mit dem Ernst 
der Situation, den Sie durch Ihr Nein zu unserem 
steuerlichen Lastenausgleichsgesetz in erster Linie 
mit zu verantworten haben und nicht die Gewerk- 
schaften. 

(Beifall bei der CDU/CSU, — Zurufe von 
der SPD.) 

Bei der Konzertierten Aktion haben beide Seiten, 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer — die Bundesregie- 
rung stand allein — , auf die Bedeutung des Abbaus 
der heimlichen Steuererhöhungen und auf ihre nicht 
nur psychologische Wirkung für das Lohnklima bei 
den kommenden Runden hingewiesen. Wäre man 
uns vor Weihnachten gefolgt, statt wieder in sturer 
Rechthaberei und mit dieser üblichen Haltung „Ich 
bin der Größte“ unsere Vorschläge unter den Teppich 
zu kehren und zunichte zu machen, dann wäre zwar 
heute das Problem nicht gelöst — ich male nicht 
schwarz und weiß — , aber wir hätten eine wesent- 
liche Verminderung des Druckes, der in diesen ™ 
Wochen und in den kommenden Wochen mit einer ' 
unerhörten Schärfe auch im öffentlichen Dienst auf 
uns zukommen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber auch diese Steuerreform bringt ja gar nicht 
das, was Herr Schmidt hier von ihr versprochen hat, 
denn die Entlastungswirkung nimmt von Jahr zu 
Jahr ab. Binnen weniger Jahre wird das, was an 
Mindereinnahmen gegenüber dem bisherigen Steu- 
errecht aus dem neuen Einkommensteuerrecht zu er- 
warten ist, auf den Nullpunkt reduziert sein, und 
zwar gegenüber dem ersten Jahr bereits im zweiten 
um 2,5 Milliarden DM weniger und im dritten Jahr 
um 4 Milliarden DM weniger gegenüber dem ersten 
Jahr und bei der zu erwartenden — Gott sei es 
geklagt — anhaltenden hohen Inflationsrate und 
der dadurch bedingten starken Steigerung der No- 
minaleinkommen, ohne daß damit eine Steigerung 
der Realeinkommen verbunden ist, wachsen all die- 
jenigen, die jetzt wenige Jahre von dem neuen 
Steuerrecht begünstigt werden — eine kleine 
Schicht der unteren Einkommen und der unteren 
mittleren Einkommen, zum Teil jedenfalls — sehr 
bald in eine Progressionszone hinein, in denen das 
neue Steuerrecht für sie mehr Belastung bringt, als 
wenn wir das alte, angeblich so unsoziale Steuer- 
recht beibehalten hätten. Wir wollen es aber gar 
nicht beibehalten. Das einzig Realistische ist doch 
der Einstieg mit unserem Vorschaltgesetz, das wir 
Ihnen jetzt in leicht veränderter Form, weil Weih- 
nachten hinter uns liegt, wieder vorlegen mit dem 
Vorschlag, den Grundfreibetrag auf 3000 DM zu er- 
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höhen, eine Verdoppelung der Sparkostenpauschale 
bei den Werbungskosten zu ermöglichen und den 
Arbeitnehmerfreibetrag zu verdoppeln. Es ist doch 
grotesk, daß wir uns für etwas schlagen, damit es 
im Jahre 1974 eingeführt wird, dessen Einführung 
Sie im Januar 1970 den Arbeitnehmern versprochen 
und bis heute nicht gehalten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn nunmehr der Bundesminister der Finanzen 
in diesem Zusammenhang wiederum auffordert, un- 
seren Gesetzentwurf zu Fall zu bringen, dann weiß 
er doch ganz genau — so viel versteht er sicherlich 
von der Materie — , daß sein sogenanntes drittes 
Steuerreformgesetz so, wie es vorliegt, bestimmt 
nicht am 1. Januar 1975 in Kraft treten kann und daß 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen, ob es in Kraft 
treten kann, sehr unsicher zu beurteilen sind, daß 
aber bei gutem Willen aller Beteiligten, den wir 
anbieten, bei Annahme unserer einfachen Steuer- 
senkungsvorschläge, die sozial geradezu horrende 
Ungerechtigkeit der schleichenden Steuererhöhun- 
gen durch die Lohnsteuerprogression erheblich ge- 
mildert wird, daß damit auch eine Entlastung an der 
Lohn- und Tariffront eintritt und daß wir dann in 
Ruhe überlegen können, welche Teile des Steuer- 
reformgesetzes am 1. Januar 1975 — dazu gehören 
auch die Länder — in Kraft treten können. Es ist 
doch nicht Sabotage, wie Sie es darstellen, wenn die 
Länder sich gegen verwaltungsmäßig nicht durch- 
führbare Mehrbelastungen wenden. Es ist ein zu 
billiges Spiel, hier den Ländern den Schwarzen 
Peter zuzuspielen und zu sagen: Wenn diese nicht 
jgj wollen, dann werden . . .! Es erklären auch die 
sozialdemokratisch regierten Länder, daß sie sich 
außerstande sehen, das Gesetz in der Gesamtheit 
einzuführen. 

Eines wünschte ich: Es wäre doch angenehm, wenn 
der Herr Bundeskanzler einmal hier laut denken 
würde statt im Bayerischen Wald oder im Sommer- 
urlaub auf Sylt. Wie kommt denn überhaupt der 
Termin 1. Januar 1975 zustande, sehr verehrter Herr 
Bundesminister der Finanzen? Sie wollten ihn ja ur- 
sprünglich gar nicht, Sie wollten 1. Januar 1976 ha- 
ben. Weil die Fraktion der CDU/CSU im Sommer 
letzten Jahres Steuersenkungen mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 beschlossen hat, erklärte der Bundes- 
kanzler, man könne sehr wohl an Steuersenkungen 
ab 1. Januar 1974 denken. Daraufhin ist er doch von 
Ihnen zurückgepfiffen worden. Er durfte nicht mehr 
laut, sondern nur noch leise denken. Dann sind Sie 
aber, weil Sie merkten, was sich hier für ein soziales 
Unwetter zusammenbraut, mit dem Kompromißter- 
min 1. Januar 1975 gekommen, für den Sie ein Ge- 
setz vorlegen, dessen Einführung am 1. Januar 1975 
sie selber gar nicht so ernst nehmen, wie Sie es 
heute hier dargestellt haben. Dann hat der Herr 
Bundeskanzler noch einmal laut gedacht, jetzt im 
Zusammenhang mit der Verdoppelung des Arbeit- 
nehmerfreibetrages. Er meinte, auch im Laufe dieses 
Jahres könnte man das schon durchführen. Er ist von 
Ihnen wieder zurückgepfiffen worden. 

Wie heißt es in der dpa-Meldung von heute? 

Ich zerreiße Sie in der Luft, warnte Bundes- 
finanzminister Helmut Schmidt einen Fernseh- 


reporter, wenn Sie mich nach Steuererleichterun- ' ’ 
gen fragen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Eine Woche später wurde der Minister konkreter: 

Wenn Sie nach Steuern fragen, beschied er den 
TV-Mann, dann muß ich den Kanzler bloßstellen. 

Und in der gleichen Meldung heißt es: 

Einig sind sich CDU/CSU, Gewerkschaften, Ar- 
beitgeber und SPD-Arbeitnehmer, DAG und 
Conrad Ahlers, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

der Bund der Steuerzahler, Brandt und ein be- 
achtlicher Teil der SPD-Fraktion. 

Da sind wir doch wahrlich in der besten Gesellschaft 
und haben diese Behandlung gar nicht verdient! 
Wenn jemand in der Isolierung ist, dann sind Sie es, 
Herr Schmidt. Wenn Sie den Kampf in der Öffent- 
lichkeit darüber führen wollen, so nehmen wir ihn 
mit allen Konsequenzen auf. Sie haben uns ja heute 
angedroht. Sie würden die öffentliche Meinung 
mobilisieren. Da sind Sie wohl angesteckt worden 
von Vorstellungen wie Holzen, Radikalisieren, Be- 
triebe mobilisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In weitesten Kreisen auch Ihrer Anhänger vom 
Herbst 1972 hat sich in der Zwischenzeit die Über- 
zeugung von dem unerträglichen Widerspruch zwi- 
schen großmäuligen Versprechungen und dürftiger 
Wirklichkeit so breit gemacht, daß wir in der öffent- (D) 
liehen Meinung nunmehr hinsichtlich dieser Pro- 
bleme den Kampf gerne mit Ihnen aufnehmen. Da 
freuen wir uns drauf, wenn wir es tun können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hören Sie doch endlich mit diesen Drohungen auf! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
wollte, der Bundeskanzler würde hier sein, um in 
dieser Debatte mal Stellung zu nehmen. Was haben 
wir denn vom lauten Denken draußen? Heute steht 
in der „Bild" -Zeitung auch wieder: „Aus dem Bundes- 
finanzministerium verlautet: Bonn plant noch in die- 
sem Jahr weniger Steuern." Stimmt das oder stimmt 
das nicht, Herr Schmidt? Da werden 5 Millionen 
Leser — wahrscheinlich sind es 10 Millionen, mit 
Familienmitgliedern — die Überschrift lesen und 
meinen, welcher Segen aus dem Bundesfinanzmini- 
sterium auf sie zuströmt. 

(Zurufe des Bundesfinanzministers Schmidt 
und Gegenrufe von der CDU/CSU.) 

Eine Minderheit hört die Rede hier und erfährt, daß 
es mit dem Segen in diesem Jahr Essig ist, daß es 
keinen Segen gibt; aber der Eindruck soll erweckt 
werden, daß aus dem Bundesfinanzministerium nun- 
mehr die Milliarden auf das Volk zurollen. So ein- 
fach geht es nicht. 

Die von Ihnen vorgelegten Eckwerte wollen Sie 
allein durchsetzen: ohne Familienlastenausgleich — 
denn das geht nicht — , ohne Regelung des Spar- 
prämienwesens — denn das ist ausdrücklich wohl 



4920 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


Strauß 

(A) 

mehr oder minder ausgeschlossen worden — , ohne 
Regelung der Sparförderung und des Prämien- 
wesens, ohne Regelung der Körperschaftsteuer- 
reform, die Sie vorsorglich ohnehin bereits für den 
1. Januar 1976 und damit ad calendas Graecas unter 
Umständen verschoben haben; mein Kollege Kreile 
wird darauf zu sprechen kommen. Idi sage Ihnen: 
diese Eckwerte sind unsozial. Sie bringen nur vor- 
übergehend eine kleine Entlastung für eine Schicht 
niedriger Einkommen. Sie werden die gleiche Ent- 
lastung bringen wie wir mit unseren Vorschlägen, 
aber darüber hinaus bringen sie eine Steuerprogres- 
sion, bei der beim Verlassen des Freibetrags sofort 
statt 19Vo 22^^70 kommen. Und das geht von 16 000 
bis 32 000 DM. Die Durchschnittseinkommen sind 
heute 18 000 DM pro Kopf. Sie werden sehr bald 
20 000 DM erreichen. Damit kommen Alleinstehende 
und Verheiratete sehr bald nunmehr in die Pro- 
gression hinein. Und dann kommt nicht ein durch- 
gezogener Tarif von 22 Vo hinauf, sondern dann 
kommt der volle Hammer mit 30,8 ®/o, nominal mit 
32 Vo, realiter mit 30,8 Vo. Binnen kurzem wird die 
Mehrheit der Arbeiter, der Angestellten, der Auf- 
steiger, der freien Berufe sowieso, der kleinen und 
mittleren Unternehmer — über die großen wollen 
wir gar nicht reden, denn die werden nicht mehr und 
nicht weniger davon betroffen — von Ihrer soziali- 
stischen Steuerwalze erfaßt werden, die der Gleich- 
macherei und Nivellierung dient, die den Leistungs- 
willen lähmt, aber ein Witz ist, wenn man an eine 
Steuerreform denkt, die sich leistungsgerecht und 
verteilungsgerecht auswirken soll. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nicht über die Frage des Familien- 
lastenausgleichs reden. Aber auch hier muß die 
Frage noch einmal sehr überdacht werden. Denn Sie 
müssen doch bei den Annexsteuern, bei der Kirchen- 
steuer z. B., dieselben Kinderfreibeträge, die Sie bei 
der Einkommensteuer gestrichen haben, fiktiv wie- 
der einführen. Denn sonst tritt der paradoxe Fall 
ein, daß die Kirchen von Familien mit vielen Kin- 
dern genau soviel Kirchensteuer kriegen wie von 
Familien mit weniger Kindern oder mit keinem 
Kind — und das bei gleichem Nettoeinkommen. Das 
führt zu einer unerträglichen Lage. Die Kirchen ver- 
wahren sich auch mit allem Nachdruck dagegen, daß 
sie von den kinderreichen Familien genau soviel 
Geld kriegen sollen bei diesen Ihren Vorstellungen. 

Dann folgendes! Einmal ziehen Sie die Sonder- 
ausgaben von der Bemessungsgrundlage ab, bezeich- 
nenderweise nicht bei den Arbeitnehmern. So ziehen 
Sie z. B. bei dem Freibetrag für Landwirte und freie 
Berufe die Sonderausgaben von der Bemessungs- 
grundlage ab. Dann geht es von der Steuerschuld ab, 
wie bei den Arbeitnehmern. Da wirkt sich bei der 
Progression ein höheres Einkommen nicht günstiger 
aus, umgekehrt bei Landwirten und freien Berufen. 
Bei den Arbeitnehmern ziehen Sie nur von der 
Steuerschuld ab, d. h. 22 % werden pauschal zu- 
grunde gelegt. Da die Mehrheit der Arbeitnehmer 
die 22 ^/o bald in Richtung 30,8 und mehr verlassen 
wird, werden nicht einmal die Ausgaben für die 
Sozialversicherung in Zukunft als Sonderausgaben 
noch abgezogen werden können. 


Ich könnte Ihnen, wenn ich die Zeit dazu hätte, 
zu diesem Ihrem „Jahrhundertwerk" nunmehr eine 
Gesamtwürdigung bieten. Dieses Werk dient weder 
der Vereinfachung noch der sozialen Gerechtigkeit 
noch dem Leistungswillen, noch ist es verteilungs- 
gerecht. Es ist ein Flickwerk, es ist ein Machwerk, 
das Sie unter Zeitzwang, unter selbst gesetztem Er- 
folgszwang in die Welt gesetzt haben, aus drei Ge- 
setzen; von denen haben Sie eines fallenlassen, aus 
den restlichen zwei sind bereits sechs geworden, 
weil aus einem fünf geworden sind. Das erste haben 
Sie nicht verabschieden können, weil der Finanz- 
ausschuß so „verstopft" ist, daß er das, was seit 1969 
fertig ist, bis zum Frühjahr 1974 nicht bewältigen 
konnte. Und dann reden Sie hier, lieber Herr 
Schmidt, wie Cassius Clay von den großen Leistun- 
gen der Steuer- und Finanzpolitik dieser Bundes- 
regierung. Sie müssen ganz kleine Brötchen backen, 
bevor Sie angesichts der Wirklichkeit auf diesem 
Gebiet von uns wieder ernst genommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter Strauß, 

(Abg. Wehner: Lassen Sie ihn doch noch 

ein bißchen! — Abg. Offergeld: Zugabe, 

Herr Strauß!) 

Strauß (CDU/CSU) : Ich habe das jetzt zusammen- 
gefaßt gesagt; das kommt Ihnen sehr zugute. Wenn 
ich es im Detail brächte, liefe ich Gefahr, daß Sie 
es nicht verstehen, Herr Wehner, pj 

(Abg. Wehner: Was wissen Sie von mei- 
nem Innenleben, Herr Strauß?) 

weil Sie sich mit dieser Materie weniger als mit 
anderem befaßt haben; aber es wäre sehr heilsam 
auch für Sie, hier einmal tiefer einzudringen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. 

Offergeld: Herr Strauß, noch zehn Minu- 
ten!) 

Wenn die Bundesregierung und die Koalition den 
Vorschlägen der CDU/CSU nicht folgen, und zwar 
offensichtlich nur deshalb nicht, weil sie von der 
Opposition kommen, weil man die Rechthaberei 
aufgeben müßte, weil man zugeben müßte, versagt 
zu haben, dann wird wieder einmal mehr eine 
Chance zu mehr Gerechtigkeit, aber auch zu mehr 
Stabilität durch Entschärfung der Lohn- und Tarif- 
runden verpaßt, wird ein längst überfälliger Akt 
sozialer und steuerlicher Gerechtigkeit unterlassen. 
Wir können Sie bei dem Ernst der Situation, auf den 
der Bundeskanzler gestern in den Gesprächen mit 
uns und mit den Ministerpräsidenten mit beschwö- 
renden Worten hingewiesen hat, nur bitten: Folgen 
Sie jetzt endlich unserem Vorschlag! Sie tun es 
zum Wohle unseres Landes, zur Befriedung der 
Steuerzahler und zur Beschwichtigung der allmäh- 
lich immer aufgewühlter werdenden Massen der 
Arbeitnehmer. Ich erinnere an die Streiks bei der 
Bahn und bei der Post, nicht an Herrn Kassebohm. 
Daran sind nicht wir schuld, sondern daran sind 
Sie mit Ihrer dilettantischen, amateurhaften, stüm- 
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(A) perhaften Politik schuld, Herr Wehner, daß wir in 
diese Situation gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber lassen Sie mich zum Schluß kommen. Ich 
habe neulich in einer wissenschaftlichen Zeitung — • 
solange die Postgebühren nicht erhöht werden, 
können solche Zeitungen, sofern sie nicht aus dem 
Postzeitungsdienst herausgenommen werden, noch 
erscheinen — eine fiktive — sie ist in Latein er- 
schienen — Würdigung der Steuerreform von 
Kaiser Hadrian gelesen, eine Persiflage. Dort trägt 
Scaeferius, Finanzsenator des Kaisers Hadrian — 
also Helmut Schmidt — , seinen Kollegen vom rö- 
mischen Senat die sogenannte große Steuerreform 
vor und bemüht sich, sie ihnen schmackhaft zu ma- 
chen. Ihm antwortet Casparius, ein anderer Senator, 
mit folgenden Worten: 

Lobend gleichzustellen ist diese deine Steuer- 
reform, o Scaeferius, allen Steuerreformen, die 
da waren, sind oder je kommen werden. Sie 
ist modern, gerecht, erleichternd und kunst- 
voll — ■ 

modern, weil jede der alten Steuern einen 
neuen Namen trägt, 

gerecht, weil sie alle Bürger des Römischen 
Reiches gleich benachteiligt, 

erleichternd, weil sie keinem Steuerzahler mehr 
einen vollen Beutel läßt, 

und kunstvoll, weil du in vielen Worten ihren 
kurzen Sinn verstecktest: Dem Kaiser zu geben, 
was des Kaisers ist, und dem Bürger zu nehmen, 
was des Bürgers ist. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dn Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, seit fast 25 Jahren hält 
sich dieses Haus auf Grund parlamentarischer Tra- 
dition an den Grundsatz, daß das Präsidium und 
seine Amtsführung nicht kritisiert werden, und 
wenn doch, dann nur unter Beachtung von § 43 
unserer Geschäftsordnung. Ich bitte das gesamte 
Haus, diesen Grundsatz gemeinsam hochzuhalten. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Offergeld. 

Offergeld (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Strauß hat mit einem lateinischen 
Zitat geendet. Zuvor hatte er von einem Karnevals- 
umzug gesprochen, in dem ich einer der Darsteller 
gewesen sein sollte. Ich kann ihn auf Grund des 
Schlusses seiner Rede, aber auch des gesamten In- 
halts seiner Darlegungen nur einladen, als Bütten- 
redner an diesem Karnevalsumzug teilzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist auch für Herrn Strauß heute eine ein- 
malige Spitzenleistung gewesen, so viel an Un- 
kenntnis, Verdrehungen und Halbwahrheiten in 
eine Rede hineinzupacken. Dazu bedarf es schon 
einiger Kunst. Herr Strauß hat eine Stunde Zeit 
gehabt, zum Thema zu sprechen. Was er über die 


Eckwerte im einzelnen denkt, wissen wir nicht, 
ausgenommen ein paar Pauschalurteile wie „sozia- 
listische Dampfwalze", „Steuerwalze", „Lähmung 
des Leistungswillens", „sozialistische Nivellierung", 
„Gleichmacherei". Woran er sich stößt, welches 
seine Kritik ist, das wissen wir bis zum jetzigen 
Augenblick noch nicht. 

Ich glaube, es ist unbedingt erforderlich, hier 
noch eines richtigzustellen. Herr Strauß hat über 
das Vermittlungsverfahren gesprochen. Ich habe im 
Gegensatz zu ihm an der Sitzung des Vermittlungs- 
ausschusses nicht teilgenommen und kann daher 
daraus nicht berichten. Aber eines kann man natür- 
lich feststellen: Herr Strauß, Sie haben hier die 
Wahrheit geradezu auf den Kopf gestellt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Von den Punkten, die Sie hier bemängelt haben, 
ist von der Bundesratsmehrheit auch nicht einer 
zur Sprache gebracht worden. Die Bundesratsmehr- 
heit hat uns doch ein Vorschaltgesetz vorgelegt 
und nichts anderes. Das, wovon Sie sprachen, stand 
überhaupt nicht zur Debatte, obwohl wir eine Frage 
nach den Punkten, die zu beanstanden seien, ge- 
stellt haben. Was Sie hier nannten, stand überhaupt 
nicht zur Debatte. Sie stellen die Wahrheit bewußt 
oder unbewußt auf den Kopf, Herr Strauß. 

(Abg. Strauß: Das ist eine Verdrehung der 
Tatsachen!) 

— Von einer Verdrehung der Tatsachen kann nur 
bei Ihnen die Rede sein. 

(DI 

Auch sonst stellen Sie einiges in die Welt. Sie 
fragten, ob denn die Stabilitätsabgabe wegfalle. Mir 
ist dies nicht die erste Sorge, Herr Strauß — für 
Ihre Kundschaft, für die hohen Einkommen, sicher- 
lich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber, Herr Strauß, das Auslaufen dieser Abgabe 
steht doch im Gesetz. Es gibt keinen Gesetzent- 
wurf, der dies ändern würde. Was soll Ihre Frage 
denn eigentlich? Das ist doch eine bewußte Ver- 
unsicherungstaktik. 

(Abg. Strauß: Sind Sie der Meinung, daß 

24 000 DM die „hohen Einkommen" sind?) 

Das fügt sich nahtlos in die Linie ein, die wir aus 
Ihrer Rede gehört haben. 

Wir müssen Sie also fragen: Was halten Sie von 
dieser Steuerreform? Wogegen richtet sich Ihre 
Kritik? Wenn man substantiiert, kritisiert und Be- 
denken hat wie der Bundesrat, kann man ja dar- 
über reden. Dazu haben wir ein Gesetzgebungsver- 
fahren. Wir haben bei Ihnen nur pauschale Kritik, 
pauschale Verdammung gehört. Wir haben gehört, 
daß die unteren Einkommen sozial zu entlasten 
seien. Wir haben gehört, daß natürlich die sozialen 
Aufsteiger zu begünstigen seien, und selbstver- 
ständlich müßten auch die hohen Einkommen — 
das ist Ihnen wohl besonders wichtig — für die 
Inflation entschädigt werden. Wo der Staat mit 
seinem Steueraufkommen bleibt, danach fragen Sie 
nicht. 
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Ein Wort zu Ihrem sogenannten Infiationsent- 
lastungsgesetz. Sie versuchen hier alle Jahre wie- 
der — es ist ja ein Evergreen — , mit der Gießkanne 
Vergünstigungen von 10 Milliarden DM unters Volk 
zu bringen. Sie verschweigen schamhaft, daß der- 
jenige, der ein Millioneneinkommen bezieht, aus 
einer Verwirklichung Ihrer Vorschläge genau die 
gleiche Vergünstigung hätte wie der kleine Lohn- 
steuerzahler. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Warum ver- 
doppeln Sie den Arbeitnehmerfreibetrag 
nicht? Warum verdoppeln Sie den nicht?) 

Sie versuchen damit offenkundig, die Manövrier- 
masse der Steuerreform zu verringern. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Warum wol- 
len Sie den Arbeitnehmerfreibetrag nicht 
verdoppeln? Das haben Sie doch vor fünf 
Jahren versprochen! — Zuruf des Abg. 
Strauß.) 

— Es geht doch um die Auswirkungen, Herr Strauß. 
Sie kommen doch nicht darum herum, daß bei 
Ihren Vorschlägen der Millionenverdiener genau 
die gleichen Vorteile hat wie der kleine Lohn- 
steuerzahler. 

(Beifall bei der SPD.) 

Natürlich wollen Sie sich um diese Konsequenz 
durch alle möglichen sophistischen Einwände her- 
ummogeln. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Warum wird 
der Arbeitnehmerfreibetrag nicht verdop- 
(B) pelt?!) 

Sie wissen doch auch, daß der Tarif nicht nur aus 
dem Grundfreibetrag besteht. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Warum wird der 
Arbeitnehmerfreibetrag nicht endlich ver- 
doppelt?! Das haben Sie vor fünf Jahren 
versprochen!) 

Sie versuchen mit diesem Manöver, meine Herren 
von der Opposition, Ihren Freunden von der Ar- 
beitgeberseite Entlastung an der Tariffront zu ver- 
schaffen, und Sie versuchen, ihnen Entlastung auf 
Kosten der finanziellen Leistungsfähigkeit dieses 
Staates zu verschaffen. Sie versuchen da, einen Pakt 
zu Lasten Dritter abzuschließen. 

(Rufe des Abg. Wehner und Gegenrufe 
des Abg. Kroll-Schlüter.) 

Meine Herren von der Opposition, wir werden uns, 
egal, von welcher Seite der Vorschlag kommt, nach 
wie vor kategorisch gegen eine Saldierung von 
Steuer- und Tarifpolitik wenden. Wir werden dies 
nicht zulassen, und zwar auch im wohlverstandenen 
Interesse der Tarifvertragsparteien. Daß der Staat 
vom finanziellen Volumen her überhaupt nicht in 
der Lage ist, bei einer Bruttolohnsumme von fast 
500 Milliarden DM im Jahr hier ausgleichend zu 
wirken, sei nur am Rande erwähnt. Daß Sie da bei 
Ihrem Gesetzentwurf wieder mit falschen Zahlen 
spielen — wen wundert's! — , sei auch nur am 
Rande vermerkt. 

Dabei darf ich nicht verschweigen, daß wir durch- 
aus Verständnis für die Arbeitnehmerschaft haben. 


die sich über die steigende Lohnsteuerbelastung 
beklagt. Aber wir müssen andererseits auch um 
Verständnis bitten, daß eine wirkliche Beseitigung 
der Ungerechtigkeiten unseres heutigen Steuer- 
systems natürlich einige Zeit braucht. Wenn es 
nach der CDU/CSU ginge, würde das ja noch sehr, 
sehr viel mehr Zeit in Anspruch nehmen. 

Die wirksamste Maßnahme, um die Arbeitnehmer 
nachdrücklich und sozial gerecht zu entlasten, ist 
und bleibt die Steuerreform. Der Zeitpunkt des In- 
krafttretens einzelner Entlastungsmaßnahmen war 
für uns nie eine Weltanschauungsfrage. Ich kann 
es hier nur mit dem Bundesfinanzminister halten, 
der darauf hingewiesen hat, daß es sich niemals 
um die Größenordnungen des CDU/CSU- Vorschlags 
handeln könne und daß sich eine solche Maßnahme 
schließlich immer im System der Steuerreform be- 
wegen müßte. 

Wenn Sie ein Inflationsentlastungsgesetz vor- 
legen, Herr Strauß, dann müssen Sie sich natürlich 
auch ansprechen lassen auf all die anderen steuer- 
politischen Pläne, die von der Opposition in Um- 
lauf gebracht werden. Darüber haben Sie heute 
schamhaft geschwiegen. Man muß auch hier einmal 
reden über Ihren Vorschlag, die Mineralölsteuer 
herabzusetzen. Man muß über alle möglichen Vor- 
schläge der Opposition sprechen: die Umsatzsteuer 
zu senken, die Gewerbesteuer abzuschaffen, die 
Grunderwerbsteuer äbzuschaffen, das Aufkommen 
der Kfz-Steuer zu vermindern. Das alles muß doch 
in einem Gesamtzusammenhang gesehen werden. 

Das führt doch dazu, daß Sie die finanzielle Lei- (I^) 
stungsfähigkeit dieses Staates systematisch unter- 
graben. Das scheint die Absicht der Opposition zu 
sein. Auf der anderen Seite kommen Sie stets mit 
exorbitant hohen Ausgabenforderungen, wobei 
Ihnen dann natürlich das Gesamtvolumen der Aus- 
gaben des Staatshaushaltes jedesmal wieder zu 
hoch ist. Das ist eine unseriöse, unverantwortliche 
Finanzpolitik, die, wie gesagt, geeignet ist, die 
Grundlagen unseres Staatswesens zu untergraben. 
Man fragt sich, ob Herr Strauß oder andere, die 
hier systematisch staatsfeindlich operieren, tat- 
sächlich die Rechten sind, die überall nach Ver- 
fassungsfeinden suchen müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Kollege, ich würde den Begriff „staatsfeind- 
lich" in diesem Zusammenhang nicht verwenden. 

(Abg. Gansei: Sozialstaatsfeindlich!) 

Offergeld (SPD): Wir werden bei der Debatte 
um die Steuerreform draußen im Lande immer wie- 
der klarzumachen versuchen, worum es bei der 
Steuerreform geht. Die Leitsätze sind durch die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers abge- 
steokt. Es geht um mehr Gerechtigkeit bei der Be- 
steuerung und um eine Vereinfachung des Steuer- 
rechts. 

Viele Steuerzahler — dafür haben wir Verständ- 
nis — können das kaum noch erwarten. Sie sind 
dann allerdings bestürzt, wenn die Opposition, die 
auch stets sehr lautstark nach Steuerreform gerufen 
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hat, jetzt im Finanzausschuß des Deutschen Bun- 
destages versucht, zu blockieren und mit ihrer ab- 
lehnenden Haltung auch die Sondersitzungen des 
Finanzausschusses zu verhindern. 

(Abg. Frau Dr. Timm: Hört! Hört!) 

Ich habe den Eindruck, daß die Opposition die 
Steuerreform jetzt, wo es ernst wird, einfach nicht 
wahrhaben will. 

Wir haben von der Opposition — ich muß noch- 
mals darauf hinweisen; wir werden diese Fragen im- 
mer wieder stellen — nur pauschale Forderungen 
nach Gerechtigkeit und Einfachheit gehört — so 
auch immer das hohe C — , noch immer hat die 
Opposition aber kein Steuerreformkonzept zustande 
gebracht, es sei denn, man nähme die Vorschläge 
von Strauß von vor einiger Zeit und idie aktuellen 
Vorschläge von Herrn Häfele ernst, die ja beide 
eine massive Erhöhung der Mehrwertsteuer verlangt 
haben. 

(Zuruf von der SPD: Und dann reden die von 
sozialer Gerechtigkeit!) 

Wenn man das, was Herr Strauß gesagt hat 
— es war ja geradezu rührend anzuhören, welche 
Reformmaßnahmen die CDU/CSU durchgeführt 
hat — , gehört hat und sich so richtig auf der Zunge 
zergehen läßt, müßte man ja meinen, unser heutiges 
Steuersystem sei völlig in Ordnung, sei korrekt und 
müsse auch auf alle Zeiten so bleiben. Ich kann 
Herrn Strauß hier mit einigen Zitaten dienen. Ich 
darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten zitie- 
(B) ren: 

Privilegierende Sondernormen sind also das 
besondere Kennzeichen der Einkommensbe- 
steuerung seit der Währungsreform gewesen. 
In einem Ausmaß, wie es in der neueren deut- 
schen Steuergeschichte bisher unbekannt war, 
wurde auf diese Weise die Belastung aus der 
Einkommensteuer manipuliert. Durch die spe- 
ziellen Begünstigungen war es, namentlich im 
Falle von Unternehmensgewinnen, möglich, der 
Einkommensteuerbelastung in beachtlichem 
Umfang auszuweichen, soweit die einkom- 
mensmäßigen Voraussetzungen dazu gegeben 
waren. 

Herr Strauß, das ist nicht ein Zitat vom SPD-Steuer- 
parteitag, sondern aus einer Schrift von unserem 
CDU-Kollegen Dr. Zeitei, der hier unter uns sitzt. 
Wir werden sehen, ob er aus dieser seiner Auffas- 
sung bei den Beratungen im Finanzausschuß auch 
seine Konsequenzen zieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein weiteres Zitat der Schrift — das ist noch in- 
teressanter — spricht über die Vergünstigungen in 
der Steuerpolitik: 

Indessen kamen die Vergünstigungen unmittel- 
bar vor allem den Beziehern mittlerer und hö- 
herer Einkommen und hier wiederum denjeni- 
gen von Unternehmungseinkommen zugute. 
Diese Personenkreise konnten dadurch zeitwei- 
lig der hohen Progression bei der Einkommen- 
steuer und dem hohen Niveau der Körper- 


schaftsteuer weitgehend ausweichen. Deren ^ ^ 
Verinögensbildung wurde hierdurch in den ver- 
gangenen Jahren wesentlich erleichtert. In der 
gleichen Richtung wirkte die Senkung der all- 
gemeinen Vermögen- und Erbschaftsteuersätze. 
Insoweit förderte die Steuerpolitik tendenziell 
eine Vermögenskonzentration. 

Ich lese dies nicht vor, weil uns das neu wäre, 
sondern weil es so interessant ist, daß ausgerech- 
net Herr Zeitei so etwas geschrieben hat. 

Wir meinen also, daß eine grundlegende Reform 
der Steuern, insbesondere der direkten Steuern, not- 
wendig ist, und zwar nach den Prinzipien der Ge- 
rechtigkeit und der Vereinfachung. Diese beiden 
Forderungen kommen einem natürlich leicht über 
die Lippen. In bezug auf diese Forderung herrscht 
Einigkeit bei links und rechts, bei Arbeitnehmern 
und Unternehmern, bei arm und reich, zwischen 
Herrn Strauß und auch dem Bundesfinanzminister. 
Problematisch wird es allerdings, wenn man den 
Versuch unternimmt, diese beiden Zielsetzungen zu 
konkretisieren. Man muß ja nicht unbedingt Mar- 
xist sein, um zu der Etkenntnis zu gelangen, daß die 
Gerechtigkeitsvorstellungen sehr stark von der In- 
teressenlage der nach Gerechtigkeit Strebenden 
abhängig sind. 

Für uns ist diese Interessenlage klar, und für uns 
ist auch klar, welche Interessen wir dabei zu ver- 
treten haben. Privilegierte halten es in der Regel 
für ein sehr schlimmes Unrecht und meist auch 
für unsystematisch — das haben wir hier ja auch 
schon gehört — , wenn sie ihrer Privilegien be- 
raubt werden. In der steuerpolitischen Situation stel- 
len sie dann gern das Prinzip der Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit auf den Kopf und drohen, mit 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zusammen- 
zubrechen, sobald ihnen Privilegien genommen bzw. 
gewisse Mehrbelastungen auferlegt werden. Ideo- 
logen von rechts — hier haben wir mit Herrn 
Strauß wieder ein schönes Beispiel gehört — spre- 
chen von Konfiskation und Gleichmacherei, wenn 
es um mehr Gerechtigkeit im Interesse breiter Be- 
völkerungsschichten geht. 

Wenn Herr Strauß das neue System des Familien- 
lastenausgleichs und die neue Sonderausgabenrege- 
lung kritisiert hat, dann darf man ihm die Empfeh- 
lung mit auf den Weg geben, nach den sozialisti- 
schen Gleichmachern, nach den Nivellierern, nach 
der sozialistischen Dampfwalze und nach denen, 
welche die Lähmung des Leistungswillens betreiben, 
zunächst einmal in seiner eigenen Partei zu suchen. 
Gerade in diesen beiden Punkten — das ist sehr 
interessant, und das beweist natürlich wieder ein- 
mal mehr die Ohnmacht der Sozialausschüsise — 
können wir den Sozialausschüssen unseren Respekt 
dafür nicht versagen, daß sie weitgehend mit dem 
übereinstimmen, was die Bundesregierung und die 
Sozialdemokraten wollen. Das gilt sowohl für die 
Sonderausgaben, was den Abzug von der Steuer- 
schuld anlangt, als auch für die Abzugsfähigkeit der 
Vermögensteuer; das gilt auch für das neue Kinder- 
geldsystem, das ganz genau so im Jahre 1971 von 
den Sozialausschüssen gefordert wurde. 

(Abg. Frau Dr. Timm: Hört! Hört!) 
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Auch hier wieder ein Beispiel für die Ohnmacht der 
sogenannten Arbeitnehmervertreter bei der Oppo- 
sition, wenn Herr Strauß hier diese Regelungen kri- 
tisiert. 

Für uns steht ganz konkret fest, was unter einer 
gerechteren Besteuerung zu verstehen ist. Sie be- 
deutet für uns, daß die Steuerlast zugunsten der 
kleineren und mittleren Einkommen umzuverteilen 
ist, was natürlich eine relative Mehrbelastung hoher 
Einkommen und Vermögen bedeuten muß. Diese 
Zielsetzungen wurden auf dem Sonderparteitag der 
SPD im Jahre 1971 konkretisiert, und diese Ziel- 
setzungen haben sich auch in den von der Bundes- 
regierung vorgelegten Steuerreformgesetzen nieder- 
geschlagen. Nahezu sämtliche Eckwerte sind auf 
dieses Ziel hin ausgerichtet. 

Genannt sei vor allem der neue Einkommen- 
steuertarif, durch den Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkommen wesentlich entlastet und die Bezieher 
hoher Einkommen durch die Erhöhung des Spitzen- 
satzes auf 56 ^/o stärker belastet werden. Wenn Herr 
Strauß auch hier den Einkommensteuertarif beklagt 
und kritisiert hat, ohne eine Alternative zu nennen, 
so kann ich sagen: Uber die Vorschläge, die wir 
vom Bundesrat gehört haben, kann man natürlich 
sprechen. Auch wir sind über diese lange Proportio- 
nalzone nicht glücklich. Auch uns wäre selbstver- 
ständlich ein durchgehender Progressionstarif lieber. 
Nur sehen wir bis zum heutigen Tage, daß es einen 
Beschluß der Landesfinanzminister gibt, die sagen, 
daß dieser durchgehende progressive Tarif — wenn 
ßj ich Herrn Strauß recht verstanden habe, hat er 
Sympathien dafür — nicht zu administrieren sei. 

Im geltenden Steuerrecht — ich komme damit zu 
einem weiteren wichtigen Element der Steuerreform 

— werden bestimmte Sachverhalte durch den Abzug 
eines bestimmten Betrages von der Bemessungs- 
grundlage, also von dem zu versteuernden Einkom- 
men, berücksichtigt. Das führt zu dem Ergebnis, daß 
Bezieher hoher Einkommen bei der Berücksichtigung 
dieser Sachverhalte eine höhere Steuerersparnis er- 
zielen als die Bezieher kleiner und mittlerer Ein- 
kommen. Diese verteilungspolitisch negative Wir- 
kung soll durch die Reform dadurch beseitigt wer- 
den, daß an die Stelle des Abzugs von der Bemes- 
sungsgrundlage, also vom zu versteuernden Ein- 
kommen, der Abzug von der Steuerschuld tritt. 
Diese Systemänderung ist besonders bedeutsam für 
die Neuordnung des Familienlastenausgleichs. Bis- 
her stieg die staatliche Leistung für das Kind durch 
die Steuerfreibeträge mit wachsendem Einkommen 
der Eltern. Künftig aber wird jedes Kind unabhän- 
gig davon, ob die Eltern viel, wenig oder gar keine 
Steuern zahlen, eine gleich hohe Leistung vom Staat 
erhalten. Diese neue Regelung wird etwa 90 der 
Eltern in diesem Lande begünstigen, und sie führt 

— ganz im Gegensatz zu der von Herrn Strauß 
behaupteten Tendenz — dazu, daß beispielsweise 
Einkommen bis zu mehr als 100 000 DM jährlich bei 
Familien mit zwei Kindern begünstigt werden. 

Auch bei den Vorsorgeaufwendungen wird der 
Generaldirektor gegenüber dem Arbeiter künftig 
nicht mehr begünstigt sein, da auch hier der Abzug 
von der Steuerschuld eingeführt werden soll. Dar- 


über hinaus werden die Höchstbeträge, bis zu denen 
Versicherungsbeiträge und Bausparkassenbeiträge 
steuerlich berücksichtigt werden können, so erhöht, 
daß die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und 
zusätzliche freiwillige Leistungen steuerlich voll mit 
22 V. H. berücksichtigt werden können. 

Es ist hier sicherlich nicht möglich, sämtliche Eck- 
werte der Steuerreform unter verteilungspoliti- 
schen Aspekt zu würdigen oder überhaupt nur auf- 
zuzählen. Kaum ein Bürger wird von der Umver- 
teilung der Steuerlast unberührt bleiben. Als Arbeit- 
nehmer kann der Bürger eine zusätzliche Entlastung 
durch Erhöhung des Arbeitnehmerfreibetrags auf 
600 DM erwarten. Als Familienvater kann der Bür- 
ger nicht nur mit einer Gleichstellung sämtlicher 
Kinder unabhängig von der Höhe des elterlichen 
Einkommens rechnen, sondern auch mit verstärkten 
Leistungen im Familienlastenausgleich überhaupt, 
und zwar in Höhe von vielen Milliarden DM. 

Hervorheben darf ich in diesem Zusammenhang, 
daß insbesondere den sogenannten Halbfamilien, 
also vor allem der alleinstehenden Mutter, steuer- 
lich besonders geholfen wird. Durch den Haushalts- 
freibetrag, der sehr stark erhöht wird, werden die 
Nachteile durch das Fehlen eines Splittings, die die- 
ser Personenkreis bisher hatte, weitgehend ausge- 
glichen. 

Als Sparer erhält der Steuerzahler künftig einen 
Sparerfreibetrag für Kapitaleinkünfte. Diejenigen, 
die keiner besonderen Förderung bedürfen, werden 
durch Festsetzung von Einkommensgrenzen bei 
24 000 bzw. 48 000 DM bei Verheirateten aus der 
Sparförderung ausgeschieden. 

Auch die Gewerbetreibenden und sonstigen Selb- 
ständigen im mittelständischen Bereich haben kei- 
nen Grund, sich über die Steuerreform zu beklagen. 
Schon bei der Erbschaftsteuer und bei der Vermö- 
gensteuer ist insbesondere durch die kräftige Her- 
aufsetzung von Freibeträgen ihren Interessen weit- 
gehend Rechnung getragen worden. Die Erhöhung 
des Gewerbesteuerfreibetrags ist bereits beschlossen 
und wird ebenfalls 1975 in Kraft treten. Auch die 
Entlastung im Tarif kommt den Selbständigen zu- 
gute. Außerdem soll auch das Sparen im eigenen 
Betrieb unter den Bedingungen der allgemeinen 
Sparförderung begünstigt werden. 

Auch den älteren Mitbürgern soll mit steuerpoli- 
tischen Mitteln das Leben durch zahlreiche Maß- 
nahmen leichter gemacht werden. Ich will hier gar 
nicht auf die Details eingehen. 

Jeder Steuerzahler möchte verständlicherweise 
wissen, wie sich seine Belastungen durch die Steu- 
erreform verändern. Sicherlich ist es schwer, gene- 
relle Aussagen über die künftige Besteuerung zu 
machen, da ja die Höhe der Steuer sehr stark von 
den individuellen Verhältnissen abhängig ist. Fa- 
milienstand, Kinderzahl, Alter, Beruf, Umfang der 
Vorsorgeleistungen — dies alles sind Faktoren, 
die hier eine Rolle spielen. Dennoch kann man die 
Beurteilung der von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen Reformmaßnahmen durch Beispielsrech- 
nungen erleichtern. Um aufzuzeigen, daß die Steu- 
erreform tatsächlich nennenswerte Entlastungen bis 
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in den Bereich der mittleren Einkommen bringen 
wird, möchte ich einige Belastungsbeispiele nennen, 
bei denen folgende Sachverhalte berücksichtigt sind: 

Eine Familie mit zwei Kindern, Tarifreform unter 
Wegfall der Ergänzungsabgabe, Berücksichtigung 
des Sonderausgabenabzugs und des Kindergelds. 
Wenn wir all diese Umstände berücksichtigen, zahlt 
heute ein verheirateter Arbeitnehmer mit zwei Kin- 
dern bei einem Bruttoarbeitslohn von 15 000 DM 
956 DM Lohnsteuer im Jahr. Dazu erhält er vom 
Staat 300 DM Kindergeld. Nach dem Regierungsent- 
wurf wird dieser Steuerzahler — nochmals: 15 000 
DM Jahreseinkommen — nicht nur keine Lohnsteuer 
mehr zu bezahlen haben, er wird vom Finanzamt 
bzw. vom Arbeitgeber über den Familienlastenaus- 
gleich eine sogenannte Negativsteuer von fast 500 
DM, nämlich 479 DM, vergütet erhalten. Die Ent- 
lastung durch die Reform beträgt also bei diesem 
Beispiel 1135 DM. 

Wandeln wir dieses Beispiel etwas ab auf einen 
Bruttolohn von 20 000 DM, so ergibt sich eine Ent- 
lastung von insgesamt 1278 DM. 

Für die Bezieher sehr hoher Einkommen, die in 
der Regel ja auch hohes Vermögen haben, und für 
Selbständige lassen sich die Auswirkungen der 
Steuerreform wegen der Besonderheiten des Einzel- 
falles durch Beispielsrechnungen auch kaum allge- 
meingültig darstellen. Die Tarifentlastung geht zwar 
bis in hohe Einkommensgruppen, man muß aller- 
dings dann berücksichtigen, daß die Steuerbelastung 
vor allem durch die Beseitigung der Abzugsfähigkeit 
der Vermögensteuer bei der Einkommensteuer sehr 
stark ansteigen wird. Auch die neuen Einheitswerte 
werden sich in der Regel natürlich bei Beziehern 
hoher Einkommen, sehr hoher Einkommen stärker 
auswirken als bei Beziehern kleinerer Einkommen. 

Um zu dem zweiten Stichwort — Gerechtigkeit 
und Einfachheit der Besteuerung — etwas zu sagen: 
Die meisten Experten wissen, wie schwer es ist, 
diese beiden Forderungen miteinander in Einklang 
zu bringen. Man kann allerdings nicht, wie Herr 
Strauß es hier versucht hat, die Vereinfachung an 
der Zahl der Paragraphen des Einkommensteuerge- 
setzes messen; denn es geht ja auch darum, daß viel 
Rechtsprechung, daß viele Durchführungsvorschrif- 
tne, Verwaltungsanweisungen, Verordnungen in 
dieses Gesetz eingebaut werden, das dadurch sicher- 
lich schon umfangreicher werden muß als das 
bisherige Einkommensteuergesetz. Aber auch bei 
bestem Bemühen lassen sich natürlich Gerechtigkeit 
und Einfachheit miteinander nur bis zu einem ge- 
wisen Grade verbinden und verwirklichen. Ganz 
einfach wäre z. B. eine — sicherlich ungerechte — 
Kopfsteuer, und ganz gerecht wäre z. B. eine Be- 
steuerung, die nach allerdings schwer zu findenden 
Maßstäben die individuellen Verhältnisse im Einzel- 
fall bis zum Extrem zu berücksichtigen suchte. Dann 
wäre die Finanzverwaltung viel zu lange und aus- 
schließlich nur damit beschäftigt, die individuellen 
Verhältnisse zu ermitteln. Eine solche Steuer wäre 
also äußerst kompliziert. 

Die Vereinfachungsmöglichkeiten im vorgelegten 
Gesetzentwurf der Bundesregierung beschränken 


(C) 

sich daher im wesentlichen auf spürbare Vereinfa- ^ * 
chungen für den Steuerzahler und die Finanzver- 
waltung im Verfahren, insbesondere durch die Neu- 
regelung des Lohnsteuerverfahrens. Dort kommt es 
ja in der Tat zu einem Rückgang von vielen Millio- 
nen Bearbeitungsfällen für die Finanzverwaltung. Es 
kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Steuerreform zwar keine umwälzende Vereinfa- 
chung unseres Steuerrechts bringen wird, daß sie 
aber ein erhebliches Mehr an sozialer Gerechtigkeit 
bewirken wird. 

Der Leistungswille und die Investitionsfähigkeit 
der Wirtschaft werden sicherlich nicht beeinträchtigt 
werden. Ein internationaler Steuerbelastungsver- 
gleich — den sollte die Opposition auch einmal an- 
stellen — zeigt, daß die deutsche Wirtschaft auch 
nach der Steuerreform konkurrenzfähig bleiben 
wird, abgesehen davon, daß die Steuer nur e i n 
Faktor unter vielen anderen ist, die die Wettbe- 
werbsfähigkeit bestimmen. 

Trotz der sozialen und wirtschaftlichen Ausgewo- 
genheit des Reformprogramms versucht die Opposi- 
tion — und dieser Eindruck hat sich heute morgen 
verstärkt — , die Gesetzentwürfe zu Fall zu brin- 
gen. Aber vielleicht sollte man nicht sagen: trotz der 
sozialen Ausgewogenheit, sondern: gerade wegen 
der sozialen und wirtschaftlichen Ausgewogenheit. 

Im Bundesrat und im Vermittlungsausschuß — 
ich habe vorhin schon einige Sätze dazu gesagt — 
versuchen die von der CDU/CSU^geführten Bundes- 
länder — • offenkundig allein aus parteipolitischen 
Erwägungen — die Inkraftsetzung der Vermögen- P) 
Steuer, der neuen Erbschaftsteuer und der reformier- 
ten Gewerbesteuer zu verhindern. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Statt dessen bieten sie uns ein Vorschaltgesetz an, 
das lediglich die aufkommensneutrale Anwendung 
der Einheitswerte gewährleistet, den Abbau von 
Steuervergünstigungen und Steuerumgehungsmög- 
lichkeiten — dies war uns ja ein wesentliches 
Reformanliegen — aber wohl auf den Sankt-Nim- 
merleins-Tag verschieben soll. 

Im Finanzausschuß des Bundestages wehrt sich 
die Opposition gegen Sondersitzungen, die erfor- 
derlich sind, damit der Gesetzentwurf zur Reform 
der Einkommensteuer in seinem materiellen Inhalt 
zum 1. Januar 1975 in Kraft treten kann. Im Bundes- 
tag bringt die Opposition einen Gesetzentwurf ein, 
der Steuerentlastungen in Höhe von 10 Milliarden 
DM im Jahr vorsieht, ohne daß etwas mehr für die 
gerechtere Verteilung der Steuerlast getan wird: 
der Einkommensteuer-Millionär soll, wie gesagt, 
genauso entlastet werden, wie der Kleinverdiener. 

Wenn man nun dieses Verhalten der Opposition 
— ich erinnere an die Mineralölsteuer und all die 
anderen Steuern, die hier zur Senkung oder zur Ab- 
schaffung vorgeschlagen werden — zusammennimmt, 
so kann man eigentlich nur zu dem Ergebnis kom- 
men, daß die Opposition — und hier speziell Herr 
Strauß — uns auf dieser Tribüne absurdes Theater 
vorspielt. Ich glaube, Herr Glistrup in Dänemark 
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könnte noch einiges von der Opposition hier im 
Deutschen Bundestag lernen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Gründe, aus denen die Opposition die Steuer- 
reform ablehnt, sind unschwer zu erkennen. Die 
Opposition will nicht nur diese Steuerreform nicht, 
die Opposition will wohl überhaupt keine Steuer- 
reform. Bereits vor etwa zwei Jahren — ich habe 
mir noch einmal eine Presseerklärung von Herrn 
Höcherl durchgesehen — teilte Herr Hörcherl in 
einer Presseerklärung mit, Meldungen über angeb- 
liche Steuerreformpläne der CDU/CSU seien reine 
Spekulationen. Ich habe diese Erklärung von vorn- 
herein sehr ernst genommen. In der gleichen Presse- 
erklärung vom 13. Januar 1972 erklärte Herr Hö- 
cherl, die CDU/CSU könne zum Reformpaket erst 
Stellung nehmen, wenn dieses endgültig von der 
Bundesregierung verabschiedet und den gesetzge- 
benden Körperschaften zugeleitet sei. Nun, diese 
Stunde ist hier gekommen, doch ha’ben wir bis zum 
jetzigen Augenblick von der Opposition keine Stel- 
lungnahme. Denn diese pauschalen Verdächtigun- 
gen und Abwertungen durch Herrn Strauß kann man 
ja wohl nicht als substantiierte Stellungnahme zu 
einem Gesetzentwurf werten! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: Sehr 
wahr!) 

Eine wirkliche Stellungnahme kann nicht nur aus 
Negation bestehen. Wer etwas ablehnt, muß sagen, 
wie er denn eine Steuerreform haben möchte, und 
er muß, wenn er sie ankündigt — sie war ja schon 
von allen CDU/CSU-Bundeskanzlern angekündigt 
worden; die könnten sich in den „Karnevalszug" 
von Herrn Strauß einreihen — , sagen, wie er es 
machen will. 

Es hat ja nun bei der Opposition eine Reihe von 
Kommissionen gegeben: eine Fraktionskommission, 
eine Parteikommission, eine Bodenrechtskommis- 
sion; die Sozialausschüsse haben sich geäußert, die 
Experten haben in Rottach/Egern hinter verschlosse- 
nen Türen getagt — und was ist dabei herausge- 
kommen?! Ich habe Verständnis dafür, daß es für 
die Mitglieder dieser Kommissionen sehr entmuti- 
gend ist, wenn die Addition der Ergebnisse aller 
dieser Kommissionen gleich Null ist. Die Mitglieder 
dieser Kommissionen verdienen unser Mitgefühl. 
Man kann nur sagen: die Arbeitsergebnisse der 
Kommissionsarbeit der Opposition heben sich gegen- 
seitig auf, d. h. sie ergeben in ihrer Summierung 
die Zahl Null. 

(Abg. Dr. Becker [Mönchengladbach] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Herr Becker, im Gegensatz zu Herrn Strauß will 
ich Ihnen gern antworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zu einer 
Zwischenfrage hat also der Abgeordnete Becker. 

Dr. Becker (Mönchengladbach) (CDU/CSU): Herr 
Kollege Offergeld, ist Ihnen nicht bekannt, daß die 
Tegernseer Beschlüsse vom 12./13. Februar 1973 
auch veröffentlicht worden sind, so daß das eine 


fCl 

konkrete Grundlage für unsere Reformvorstellungen * 
ist? 

Offergeld (SPD): Selbstverständlich weiß ich, 
daß die veröffentlicht worden sind; mir fehlt nur die 
erste Aussage von Ihrer Seite — auch von Herrn 
Strauß hat sie gefehlt — , was denn nun Ihr Pro- 
gramm ist. Wenn Sie uns sagen, daß dies Ihr Pro- 
gramm ist, dann kann man Sie ja einmal daran 
messen. Daran fehlt's doch bis heute; Sie spielen 
doch dauernd Versteck, 

(Beifall bei der SPD) 

weil Sie versuchen, es allen recht zu tun. 

(Abg. Dr. Becker [Mönchengladbach]: Es ist 
nicht Aufgabe der Opposition, einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen!) 

Herr Becker, wenn Sie sagten, dies sei das Kon- 
zept der CDU/CSU, wäre ich ja froh; denn dann 
könnte man sich endlich einmal mit Ihnen ausein- 
andersetzen, und Herrn Strauß fiele auch die Dema- 
gogie nicht mehr so leicht. 

Denken Sie nur nicht, meine Damen und Herren, 
Herr Becker, daß wir über das Nullwachstum der 
steuerreformerischen Arbeit der Opposition glücklich 
sind. Wir müssen auf Grund des fehlenden Konzepts 
befürchten, daß Ihre reformerische Impotenz weiter 
laufend zu Störfeuer und Störmanövern bei der 
Steuerreform führen wird. Wir wissen auch, daß wir 
eine Bundesratsmehrheit haben, die jedenfalls — 
sagen wir mal — ein sehr offenes Ohr für parteitak- 
tische Erwägungen hat. 

Ich kann nur die Prognose stellen, daß Sie an 
vielen Einzelheiten herummäkeln, daß Sie zahlreiche 
sogenannte Verbesserungsvorschläge unterbreiten 
werden, die uns sehr viel Geld kosten würden. Ein 
finanziell ausgewogenes Alternativprogramm wer- 
den Sie uns — dies ist meine Prognose — auch wei- 
terhin schuldig bleiben. 

Um Ausreden und Ausflüchte werden Sie auch 
nicht verlegen sein, z. B. daß ein Inkrafttreten des 
Ganzen zum 1. Januar 1975 doch nicht möglich sei. 
Lassen Sie mich noch folgendes sagen, um wenig- 
stens dieser Ausrede vorzubeugen. 

Wir werden uns selbstverständlich mit den Ein- 
wendungen und den Bedenken des Bundesrates 
ernsthaft auseinandersetzen. Der Bundesrat — und 
dies wurde auch schief dargestellt — hat ja den 
neuen Familienlastenausgleich, gegen den Herr 
Strauß Bedenken hat, ausdrücklich begrüßt. Der Bun- 
desrat hat lediglich gegen die technische Ausgestal- 
tung Bedenken erhoben. Er hat gefragt, ob die 
Finanzverwaltung dies alles tatsächlich bewältigen 
könne. Wir werden uns mit diesen Einwendungen 
— das ist ja Aufgabe des Finanzausschusses — 
ernsthaft auseinandersetzen, und wir hoffen auch, 
bis zur Sommerpause zu einer Lösung zu kommen. 
Diese Bedenken des Bundesrates zum Vorwand zu 
nehmen, nun überhaupt nichts im Finanzausschuß 
des Bundestages zu beraten, halten wir tatsächlich 
nur für ein Manöver, das zur Verzögerung oder Ver- 
hinderung der Steuerreform führen soll. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


4927 


Offergeld 

Die Koalitionsfraktionen haben wiederholt erklärt, 
daß die Reform der Körperschaftsteuer im Zusam- 
menhang mit dem Komplex Vermögensbildung bera- 
ten und verabschiedet werden soll. Die Beratung der 
Körperschaftsteuer wäre in der Tat bis zur Mitte 
dieses Jahres nicht zu bewältigen. Die Eckwerte zur 
Einkommensteuerreform können jedoch — das ist 
auch der feste Wille der Koalition — bis zum Som- 
mer vom Bundestag verabschiedet werden. Es ist für 
den Steuerzahler unerheblich, wenn dabei einige 
rein formale Änderungen zunächst zurückgestellt 
werden müssen. In dem vorliegenden Reformentwurf 
sind ja zahlreiche Rechtsverordnungen, Verwal- 
tungsanordnungen, Verwaltungsrichtlinien und 
höchstrichterliche Urteile eingearbeitet. Diese kön- 
nen aber selbstverständlich noch für einige Zeit 
außerhalb des Reformgesetzentwurfes bleiben, da es 
dem Bürger darum geht zu spüren, wie sich die 
Steuer für seinen Geldbeutel auswirkt. Die materiel- 
len Änderungen, all das, was letzten Endes die 
Steuerschuld des Bürgers betrifft, wollen wir im 
ersten Halbjahr 1974 bewältigen. 

Wenn Herr Strauß hier wieder den Pappkamera- 
den eines Vorschaltgesetzes oder eines nachgescho- 
benen Gesetzentwurfs aufgebaut hat, muß man wie- 
derholen: Es gibt keinen neuen Gesetzentwurf, es 
gibt lediglich Überlegungen und Feststellungen, 
welches jetzt die materiell bedeutsamen Teile — 
das heißt, die gesamten Eckwerte — in dieser viele 
hundert Seiten starken Vorlage des Dritten Steuer- 
reformgesetzes sind. 

Die SPD- und die FDP-Äbgeordneten des Finanz- 
ausschusses sind bereit, die sicherlich nicht zu unter- 
schätzende Ärbeitsbelastung im Äusschuß in den 
nächsten Monaten auf sich zu nehmen, um die Vor- 
aussetzungen für das Inkraftsetzen der Steuerreform 
zum 1. Januar 1975 zu schaffen. Ich bin auch sicher, 
daß diese Steuerreform nicht an den internen Schwie- 
rigkeiten der Opposition scheitern darf. Ich bin über- 
zeugt, daß das Fehlen einer Konzeption auf seiten 
der Opposition uns nicht daran hindern darf, die 
Reformarbeit zügig voranzutreiben. Ich bin weiter 
überzeugt, daß diese Steuerreform, zum 1. Januar 
1975 in Kraft gesetzt, ein erhebliches Mehr an so- 
zialer Gerechtigkeit in unserem Lande bringen wird. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar- 
teien.) 

Vizepräsident Dr* Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Funcke. 

Frau Funcke: (FDP): Herr Präsiident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem uns heute in diesem 
Hause vorgelegten dritten Steuerreformpaket wird 
der Ring geschlossen für die Gesamtreform, die sich 
diese Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
vorgenommen haben. Insgesamt umfaßt die Reform 
die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die 
Vermögensteuer, die Erbschaftsteuer, die Grund- 
steuer, Änderungen im Bereich der Gewerbesteuer, 
die Reform des Familienlastenausgleichs und der 
Sparförderung. Herr Kollege Strauß, das ist in der 
Tat eine gewaltige Aufgabe. Wir werden uns alle 
bemühen, sie zu bewältigen. 


Ich habe mich bei Ihrer Rede, Herr Kollege Strauß, 
mit einer gewissen Befriedigung gefragt: Wie gut 
muß eigentlich dieser Gesetzentwurf sein, daß Sie 
als Hauptsprecher Ihrer Fraktion in der ersten Le- 
sung 50 Minuten lang nichts anderes getan haben, 
als zum Verfahren zu sprechen und nicht etwa etwas 
an der Sache zu bemängeln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben sich lediglich bemüht, etwas zu vernebeln, 
was an sich klar ist, um andere Leute glauben zu 
lassen, es sei wirklich etwas unklar. 

(Lachen bei der CDU'CSU. — Äbg. Strauß; 

Gehen Sie heute abend zum Karneval?) 

Dieses dritte Paket, das dem Parlament nun vor- 
liegt, ist in seinem materiellen Inhalt durch die Eck- 
werte bekannt gewesen. Es enthält — - und dem 
stimmen wir voll zu — die Entlastung im Tarif, eine 
Anhebung des Grundfreibetrages und eine Verlän- 
gerung der Proportionalzone bei der Einkommen- 
steuer. Diese Maßnahmen führen zu einer erheb- 
lichen Entlastung im Bereich der unteren und mittle- 
ren Einkommen. Gerade hier ist das Hineinwachsen 
in die Progression in besonderem Maße spürbar und 
fühlbar geworden. Wir sind uns alle in diesem 
Hause darüber einig — in dieser Hinsicht gibt es 
keine Meinungsunterschiede — , daß eine nennens- 
werte Entlastung vorgenommen werden muß. 

Der Reformvorschlag beinhaltet weiter die Anhe- 
bung des Arbeitnehmerfreibetrags und die Beseiti- 
gung der Ergänzungsabgabe. Wie richtig vermerkt (D) 
wurde, wurde eine entsprechende Zusage bereits in 
der vorigen Legislaturperiode gegeben. Doch konnte 
sie seinerzeit wegen der vorhandenen Überkon- 
junktur nicht verwirklicht werden, was die CDU/ 
CSU nicht nur gebilligt, sondern geradezu gefordert 
hatte. Die Verwirklichung wird deshalb jetzt zum 
frühestmöglichen Termin nachgeholt. 

Der Reformvorschlag beinhaltet ferner eine Re- 
form des Kindergeldes, das heute, wie wir alle wis- 
sen, in drei verschiedenen Formen gezahlt wird. 
Zum einen über die Steuern, zum zweiten in Form 
des direkt gezahlten Kindergeldes für jedes zweite 
und weitere Kind und schließlich in der Form der 
Äusbildungsförderung. 

Meine Herren und Damen, ein Wort zum Prinzip, 
das draußen häufig angefochten wird. Man kann 
argumentieren: Kinder mindern die steuerliche Lei- 
stungsfähigkeit, darum müssen die Kosten, die Kin- 
der verursachen, vom Einkommen abgezogen wer- 
den, bevor die Steuertabelle anzulegen ist. — Das 
führte dazu, daß diese Entlastung auf die höchste 
Progressionsstufe entfällt und daher die hohen Ein- 
kommen stärker entlastet als die mittleren und klei- 
nen Einkommen. Es gibt ein zweites Prinzip, das 
besagt: Alle Kinder sind dem Staat gleich lieb. Des- 
wegen gibt er für alle das gleiche. Und es gibt 
schließlich ein drittes Prinzip, das da heißt: Jeder 
soll seine Kinder selbst großziehen; wer es aber 
nicht allein schafft, soll insoweit einen Zuschuß 
vom Staat bekommen. So ist es bei der Äusbildungs- 
förderung. 
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Sie werden zugeben, daß alle drei Prinzipien 

— nicht nur hinsichtlich der Kinder — in unserem 
Steuerrecht Vorkommen. Niemand kann sagen: Das 
eine Prinzip ist das einzig richtige, und das andere 
Prinzip ist das falsche. Ich glaube daher, es war klug, 
sich bezüglich des Kindergeldes auf die mittlere 
Linie zu einigen, nämlich allen Eltern — unabhängig 
von der Höhe ihres Einkommens — in gleicher 
Weise Entlastung für ihre Kinder zu gewähren, in- 
dem der gleiche Betrag angesetzt wird. Diese Rege- 
lung haben wir heute ja schon beim Kindergeld 
vom dritten Kind an. 

Nun gibt es mit dem Bundesrat Streit — sofern Sie 
dies als Streit bezeichnen mögen — ■ über die Form 
der Verwirklichung. Diese Meinungsverschiedenheit 
zum Verfahren kann aber nicht zu der Behauptung 
führen, der Bundesrat habe gesagt, das Ganze sei 
somit nicht machbar. Er hat zu diesem Punkt — und 
nur zu diesem Punkt — lediglich darauf hingewie- 
sen, daß eine Übernahme in die Steuer und damit 
verbunden die Verwaltung der nicht über die Steuer 
abzuwickelnden Fälle beim Finanzamt Probleme auf- 
wirft, die man bis zum Jahresende nicht bewältigen 
zu können glaubt. Das betrifft also kein Dogma 
und auch nicht den materiellen Inhalt der Reform 

— die der Bundesrat beim Familienlastenausgleich 
voll bejaht — , sondern hier liegen verfahrenstech- 
nische Fragen vor, die wir in aller Ruhe mit dem 
Bundesrat klären können. Ich könnte mir sehr wohl 
eine Kompromißlösung denken — Herr Kollege 
Strauß, wir sind durchaus für Kompromisse mit 
dem Bundesrat — , die etwa dahin geht, daß die 
Abwicklung bei allen Steuerpflichtigen beim Ar- 
beitgeber und beim Finanzamt erfolgt und daß die 
Arbeitsverwaltung die nicht über die Steuer abzu- 
wickelnden Fälle übernimmt. Eine solche Verzah- 
nung scheint mir möglich zu sein. Damit wäre dieser 
besondere Angriffspunkt von Ihnen „die ganze 
Sache ist nicht machbar" relativ leicht vom Tisch. 

Wir begrüßen und bejahen die Anhebung von 
Freibeträgen für die Behinderten und die Anhebung 
des Freibetrags für alleinstehende Personen mit Kin- 
dern, -der praktisch in den allermeisten Fällen im 
Effekt die Anwendung des Splitting gleichkommt. 
Wir begrüßen insbesondere auch, daß die steuer- 
liche Entlastung bei alten Menschen durch einen 
erhöhten Freibetrag bei den Beamtenpensionen ver- 
stärkt worden ist, weil hier die Diskrepanz gegen- 
über den Rentenbezügen der übrigen Bediensteten 
im öffentlichen Dienst steuerlich erkennbar ist, und 
bei den Menschen., die im Alter vom Vermögen 
leben und die gerade, wenn sie vom nominellen 
Sparkapital leben, finanzielle Einbußen haben. Hier 
soll ein Sonder-Altersfreibetrag eingeführt werden. 
Außerdem begrüßen wir den neuen besonderen 
Freibetrag für die Sparer. 

Zur Neuregelung der Sonderausgaben ein Wort, 
und zwar zum Prinzip, weil es draußen angegriffen 
wird. Es ist richtig, daß unsere Form der Alters- 
sicherung in drei verschiedenen Bahnen verläuft: Es 
gibt Mitbürger, die für das Alter nicht zu sorgen 
brauchen, weil sie vom Staat oder vom Arbeitgeber 
feste Pensionszusagen haben; es gibt solche, die 
mindestens die Hälfte der Beiträge in einem ver- 


sicherungsähnlichen Institut, der Sozialversicherung, 
aufbringen müssen, die andere Hälfte wird vom Ar- 
beitgeber aufgebracht; und es gibt halt Leute, die 
ihre gesamte Alterssicherung selbst ansparen müs- 
sen. Das bringt auch für die Besteuerung Schwierig- 
keiten. Eine Steuerreform kann diese prinzipiel- 
len Unterschiedlichkeiten aber weder aufheben, 
noch kann sie sie leugnen. Nun wollen wir den- 
jenigen, die für das Alter sparen müssen — sei es 
als Arbeitnehmer, sei es als Freiberufler oder Selb- 
ständiger — , eine Erleichterung für das Anspa- 
ren geben, weil dieses Ansparen für das Alter für 
sie lebensnotwendig ist. Aber wenn das so ist, 
dann gehören diese lebensnotwendigen Aufwendun- 
gen in jenen Bereich — und der ist erweitert — , 
in dem die proportionale Steuer greift. 


Um es konkret zu sagen: Wenn ein verheirateter 
Selbständiger für seine Alters- und Krankheitssiche- 
rung die Höchstbeträge, die hier vorgesehen sind — 
nunmehr wären das 20 000 DM — , aufwendet, dann 
fällen diese und der steuerfreie Grundbetrag von 
6 000 DM, zusammen 26 000 DM, in die Proportional- 
zone — , die insgesamt bis 32 000 DM reicht. Das 
heißt praktisch: für die ersten 6 000 DM zählt er 
überhaupt keine Steuer, für die 20 000 Sonderaus- 
gaben hat er 22 Vo Steuern zu zahlen, erhalt aber 
zugleich 22 Vo zurück, ist also praktisch bis 
26 000 DM steuerfrei und zahlt für weitere 6 000 DM 
22 Vo, bis die proportionale Steuer einsetzt. Mir 
scheint es eine sehr plausible und berechtigte Form 
zu sein, wenn erst einmal die notwendigen Aufwen- 
dungen aus dem Grundstock der Einkünfte — und 
das sind die niedrig besteuerten — genommen wer- 
den und nicht aus dem letzten Luxusstock des Ein- 


(D) 


kommens. 


(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Wieder eine neue 
Begründung für ein unmögliches Prinzip!) 

— Das mögen Sie gern hier sagen. Nur scheint mir 
dieses Prinzip logisch zu sein; denn wenn die Auf- 
wendungen notwendig sind, werden die Menschen 
sie ja aufwenden, bevor sie ihre Segeljacht kaufen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]; Erst müssen sie 
einmal leben!) 

— Dafür ist erst einmal das Existenzminimum und 
noch ein bißchen mehr da. Zu diesem Leben gehört 
aber auch die Vorsorge, das werden Sie doch nicht 
bestreiten. Es wird doch gerade immer darauf hin- 
gewiesen, daß es hier um lebensnotwendige Auf- 
wendungen geht. Sonst würden wir doch diese pri- 
vaten Ausgaben völlig unberührt von der Steuer- 
entlastung lassen. Nur wegen des Hinweises, daß 
sie lebensnotwendig sind, entlasten wir sie. Dann 
müssen sie aber auch aus dem Grundstock des Ein- 
kommens genommen werden und nicht aus der 
Einkommensspitze. 

Wir wollen eine Verbesserung in der Sparför- 
derung, und wir sehen besonders in der Körper- 
schaftsteuerreform einen wesentlichen Ansatz einer 
Reform. Die Beseitigung der Doppelbelastung der 
Aktie führt dazu, daß nun der Aktionär mit seinem 
individuellen Steuersatz erfaßt wird und nicht die 
Körperschaft mit einem pauschalen, daß der Klein- 
aktionär steuerlich entlastet wird, daß die Privile- 
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gien ausländischer Konzerne zurückgedrängt wer- 
den und daß die kleinen und mittleren Betriebe — 
das scheint mir sehr wichtig — bei dieser Form der 
Besteuerung endlich die Umwandlung in die Ge- 
sellschaftsform vornehmen können, die der Struk- 
tur des Unternehmens entspricht, und sie nicht 
krampfhaft an einer personenbezogenen Gesell- 
schaftsform festhalten müssen, wenn im Hinblick auf 
Erbgänge und Generationenfolge eine juristische 
Person angezeigter wäre. Hier werden wir auch 
eine gesunde Umstrukturierung gerade solcher Fir- 
men ermöglichen können, die nur aus steuerlichen 
Gründen eine sehr komplizierte Gesellschaftsform 
beibehalten haben. Wir werden auch die Konzen- 
trationsförderung beseitigen, die in dem Schachtel- 
privileg ganz zweifelsohne liegt. 

Meine Damen und Herren, die Eckwerte, um die 
es sich hier handelt und die hier in eine systema- 
tisch aufgearbeitete Form gebracht worden sind, 
liegen seit zweieinhalb Jahren vor. Nun hat Herr 
Kollege Strauß gesagt, sie seien immer wieder ge- 
ändert worden. Er möge doch bitte einmal die er- 
sten Eckwerte durchlesen und uns ernsthaft sagen, 
an welcher Stelle denn fundamentale Änderungen 
vorgenommen worden sind. Natürlich sind Zahlen 
fortgeschrieben worden, genau wie zu der Zeit, als 
Herr Kollege Strauß einmal Finanzminister war, 
etwa die Steuereinnahmen von der Vorlage des 
Etats im Oktober bis zur Verabschiedung im März/ 
April immer fortgeschrieben wurden. Das ist eine 
ganz normale und vernünftige Sache. Im Prinzip ist 
jedoch nichts an den ursprünglichen Eckwerten ge- 
ändert worden, und was materiell in den Zahlen 
geändert worden ist, Herr Kollege, haben doch die 
CDU und der Bundesrat in ihren sogenannten Vor- 
schaltgesetzen immer haargenau abgeschrieben und 
damit ebenfalls geändert. Jedesmal sind doch ein 
paar Tage, nachdem die Änderungen der Eckwerte 
erfolgt waren, dann auch die Zahlen in den abge- 
schriebenen „Vorschaltgesetzen", von Bundesrat und 
Oppositionspartei entsprechend geändert worden 
in genau der gleichen Äbgestimmtheit wie die Fort- 
schreibung der Eckwerte. 

Eine Steuerreform — das wissen wir alle — muß 
das schwierige Werk vollenden, ganz verschiedene 
Prinzipien gleichzeitig zu berücksichtigen. Da,s hat 
uns Herr Kollege Strauß noch zu seiner Zeit als 
Minister in einer Rede vor dem Steuerkongreß sehr 
deutlich gemacht. Das Steuersystem muß ergiebig 
sein, denn dafür ist es ja da, es soll gerecht und 
gleichzeitig einfach sein, es soll bestimmte politi- 
sche Wünsche und Zielsetzungen erfüllen, und es 
soll sich in den europäischen Rahmen einfügen. Und 
nun hat Herr Strauß heute noch eine zusätzliche 
A.nforderung gestellt: es muß in einer wirtschaftlich 
ausgeglichenen Lage eingebracht und verabschiedet 
werden. Du liebe Zeit, meine Herren und Damen, 
wenn allerdings das alles gleichzeitig verwirklicht 
werden soll, 

(Äbg. Wehner: Seihr wahr!) 

wundert es mich nicht, daß bei Ihnen nie eine 
Steuerreform in Gang gekommen ist; 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 


denn solche absoluten Forderungen alle zusammen 
können nur jede Reform verhindern. 

Der Forderung, bestimmte politische Zielsetzungen 
durch steuerliche Maßnahmen zu fördern, sind wir 
in der Vergangenheit nur allzu leicht in unseren 
Steuergesetzen nachgekommen. Jeden politischen 
Wunsch, den man beim Finanzminister nicht durch 
direkte Zuschüsse verwirklichen konnte, haben alle 
Kollegen dieses Hauses über Steuervergünstigungen 
zu realisieren versucht. Die Finanzminister fühlten 
sich dadurch entlastet, sie meinten, dadurch ent- 
stünde ihnen nur ein geringerer Ausfall. In Wirk- 
lichkeit, meine Damen und Herren, sollten wir uns 
alle miteinander frei von jeder parteipolitischen 
Richtung klarmachen, daß Steuersubventionen die 
teuersten Subventionen sind, die es überhaupt gibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn man kann Steuervergünstigungen nicht gezielt 
verteilen, und so werden sie immer in größerem 
Maße von denjenigen in Anspruch genommen, die 
gar nicht gemeint sind — ich brauche hier nicht an 
die Finanzierungswerbungsschriften zu erinnern, 
die uns alle ins Haus kommen — , und diese nicht 
gemeinten Steuerpflichtigen halten begreiflicher- 
weise am stärksten daran fest. Deshalb bekommt 
man sie so unendlich schwer wieder aus dem Steuer- 
recht heraus. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir kriegen in jeder Versammlung Applaus, egal 
wer von uns spricht, wenn wir „nachdrücklich" for- 
dern: Es müssen die Subventionen abgebaut werden. (D) 

(Abg. Wehner: Ja, immer bei den anderen!) 

Aber sobald die Diskussion bei einer solchen Ver- 
sammlung losgeht, kommt sofort: aber dieses muß 
bleiben, und das muß verstärkt werden, und hier 
muß noch eine Sondervergünstigung in das Steuer- 
recht hinein. Auch der Bund der Steuerzahler hat uns 
gerade mit einem längeren Votum zur Steuerreform 
beglückt. Es beginnt mit dem Kernsatz, wir sollten 
zuerst die ganzen Steuersubventionen abbauen. Und 
dann kommt der zweite Teil, und der beschäftigt sich 
mit all den gewünschten Vergünstigungen, die das 
Steuerrecht nun wieder verstärkt und verbessert ein- 
führen möge. Nein, meine Herren und Damen, so 
kann man keine Steuerreform machen; hier muß man 
auch einmal hart sein. Wir sollten uns alle mitein- 
ander vornehmen, wenn wir schon nicht die Sub- 
ventionen alle so schnell wegkriegen können, dann 
wenigstens keine neuen hineinzubringen. 

Herr Kollege Strauß, mit Worten läßt sich tapfer 
streiten. Die Stabilitätsabgabe ist auf Vorschlag der 
Regierung durch ein Gesetz dieses Hauses genau auf 
ein Jahr fixiert worden, und zwar mit 10 Vo. Aber 
Sie sind in der Kenntnis des Steuerrechts wie wir 
doch wohl so weit fortgeschritten, daß Sie wissen, 
daß man zwar die Steuern beim Arbeitnehmer mo- 
natlich und beim Einkommensteuerpflichtigen vier- 
teljährlich bei der Vorauszahlung erfaßt, daß aber 
das Steuer jahr ein Kalenderjahr ist. So wirken sich 
selbstverständlich diese 10®/o auf das erste Halbjahr 
so aus wie 5 ®/o auf das ganze Jahr; was sich dann 
beim Jahressteuerausgleich für den Arbeitnehmer 
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und bei der Veranlagung des Einkommensteuer- 
pflichtigen zeigt. Insofern haben beide recht: die- 
jenigen, die sagen, das Gesetz wirkt sich auch noch 
im September 1974 aus — nämlich mit 5 Vo — , und 
diejenigen, die sagen, die 10^/oige Erhebung endet 
mit dem 30. Juni 1974. Es ist eine totale Überein- 
stimmung, auch wenn es mit Worten anders klingt. 
Die Wirkung der 10 Vo im ersten Halbjahr — und 
das heißt: 5 Vo für das ganze Jahr — läuft mit Ende 
des Jahres aus. Das ist genau der Zeitpunkt, zu dem 
nach unserem Willen die Steuerreform auch für die 
breiten, nicht der Abgabe unterliegenden Schichten 
eine Entlastung bringen soll. So ist die Gerechtigkeit 
gewahrt: beide werden zu diesem Zeitpunkt ent- 
lastet, die einen effektiv durch Senkung im Tarif, die 
anderen werden von einer Sonderbelastung befreit. 
Dabei soll es dann auch bleiben. 

Wie werden wir nun das 3. Steuerpaket anfassen? 
Herr Kollege Offergeld hat gesagt: Wir werden im 
Finanzausschuß zu prüfen haben — das ist ja nicht so 
ganz neu, das haben andere Ausschüsse auch schon 
getan, wenn sie einen Riesenberg vor sich liegen 
hatten — , welche besonders dringlichen Sachen vor- 
rangig beraten werden müssen. Die Vorschläge, die 
die Koalition Ihnen im Finanzausschuß vorlegen 
wird, umfassen den materiellen Teil des Einkommen- 
steuerrechts, des Kindergelds und der Sparförderung 
als die noch bis zum Sommer dieses Jahres zu ver- 
abschiedenden wesentlichen Änderungen. Denn uns 
haben gerade die Herren auf der Bundesratsbank im- 
mer wieder klargemacht, daß sie eine hinreichende 
Zeit zwischen der Verabschiedung im Parlament und 
der Anwendung in der Praxis brauchen. Wir wollen 
sie ihnen auch so lange wie möglich zugestehen. 

Sofort danach werden dann die anderen Dinge 
aufgegriffen, d. h. die Körperschaftsteuer und alle 
die formalen und systematischen Änderungen, die 
sowohl in der Sparförderung wie in der Einkommen- 
steuer vorgesehen sind, die wir nicht verschleppen 
wollen, aber die nicht unbedingt zum Juli dieses 
Jahres fertig vorliegen müssen und die wir auch 
noch ein Jahr später ohne Mühe in Gang setzen 
können. Denn sie treffen nicht den Kern der zu- 
sammenhängenden Reform, sie beeinträchtigen 
nicht den materiellen Zusammenhang. Materieller 
Zusammenhang heißt für uns der systematische Zu- 
sammenhang und entscheidend die Aufkommensneu- 
tralität. Darüber war man sich bei der Konzeption 
der Eckwerte einig, und das ist durchgehalten wor- 
den. Allerdings ist die Aufkommensneutralität nicht 
auf ein bestimmtes einmaliges Datum bezogen, son- 
dern, wie die letzten Eckwerte sehr deutlich ge- 
macht haben, auf einen überschaubaren Zeitraum. 
Wir werden am Anfang sogar unter dem vergleich- 
baren Aufkommen des Vorjahrs bleiben und erst 
in den folgenden Jahren die entsprechende Höhe 
erreichen. 

Der systematische und finanzielle Zusammen- 
hang ist in der Tat das Kernstück der Reform. Ge- 
nau dieser Zusammenhang, meine Damen und Her- 
ren von der CDU, fehlt bei Ihnen. Sie sagen: wir 
wollen eine Reform in einem Stück; aber das, was 
wir Ihnen anbieten, zerfleddern Sie in lauter kleine 


Vorschaltgesetzentwürfe und sonstige Dinge, um 
dann zu sagen: das ist keine Reform mehr. 

Warum Sie das tun, ist uns klar — Herr Offer- 
geld hat soeben schon darauf hingewiesen — : Sie 
haben kein Konzept. Das ist eine ganz einfache 
Erklärung: Sie haben kein Konzept. 

(Abg. van Delden: Billig!) 

Es ist natürlich sehr viel einfacher, immer wieder 
Einzelvorschläge vorzulegen und Einzelkritiken an- 
zubringen. Man kann sehr wirkungsvolle Anträge 
stellen, wenn man nicht gleichzeitig sagen muß, wie 
das im Gesamtkonzept wieder ausgeglichen werden 
kann. 

Wir wissen alle, daß Herr Kollege Strauß seiner- 
zeit als Finanzminister eine neutrale Kommission 
für die Steuerreform ins Leben gerufen hat. Diese 
Kommission hat vor drei Jahren ihr Werk vorge- 
legt. Es war selbstverständlich der Ausgangspunkt 
für jeden von uns, für jede verantwortliche Partei 
und Fraktion, an Hand der neutralen Vorschläge 
dieser Sachverständigen zu prüfen, was politisch 
gemacht werden sollte. Sie haben das auch gewollt 
und verschiedene Anläufe genommen. Sie haben 
z. B. Herrn Ministerialdirigent Vogel, einen qualifi- 
zierten Beamten aus dem Ministerium, dafür einge- 
setzt. Er hat sich sicher redlich bemüht. Dann haben 
Sie Herrn Höcherl zum Vorsitzenden irgendeiner 
Kommission gemacht. Er hat sich, nehme ich an, 
ebenfalls redlich bemüht. An den beiden hat es 
sicherlich nicht gelegen, vermute ich. Ich schätze 
sie beide. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]; Das richten wir 
denen aus; die werden sich freuen!) 

— Ja, das dürfen Sie gerne tun. Ich sage das nicht 
nur in deren Abwesenheit, sondern ich würde es 
ihnen auch sagen, wenn sie hier wären; es ist ja 
etwas Gutes. 

Nein, warum es trotzdem zu nichts führte und 
woran alle die vielen Kommissionen und Aus- 
schüsse gescheitert sind, will ich Ihnen sagen: es 
gibt eben in diesen Fragen keine Union zwischen 
Herrn Strauß und Herrn Katzer, und das, was Herr 
Blüm für gerecht hält, ist nicht das gleiche, was 
Herr von Bismarck für machbar oder tragbar hält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es liegt einfach daran, daß alles das, was jemand 
in einer Gruppe Ihrer Fraktion für richtig hält, von 
einer anderen Gruppe nicht hingenommen werden 
kann. Der eine will mehr ausgeben und muß des- 
wegen zwangsläufig Steuererhöhungen fordern, und 
der andere will Steuerentlastungen, will aber nicht 
präzisieren, wo Ausgaben eingespart werden sol- 
len. 

(Abg. Dr. Jenninger: Das ist bei Ihnen ge- 
nauso! Sie betreiben das ja auch so!) 

In den blumenreichen Aphorismen von Herrn 
Blüm gestern abend hat eigentlich etwas gefehlt. 
Nachdem er die vielen Forderungen der CDU nach 
noch mehr Sozialausgaben, noch mehr Familienaus- 
gaben und noch mehr Wohnungsbaumitteln vorge- 
tragen hatte, dachte ich, er würde jetzt in einem 
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abschließenden Satz sagen: Und dies alles finan- 
ziert die CDU aus den vorgeschlagenen Steuerermä- 
ßigungen! 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie- 
rungsparteien.) 

Das hätte eigentlich in den Kontext gepaßt. Er hat 
es nicht gesagt; aber mir scheint, daß Sie so denken. 
Denn anders ist es nicht zu erklären, daß Sie auf 
der einen Seite Steuerentlastungen in Milliarden- 
höhe fordern und gleichzeitig — der Herr Minister 
hat das soeben einmal schön vorgerechnet — Mil- 
liardenbeträge mehr ausgeben wollen. Das ist nach 
Adam Riese nur dadurch möglich, daß man einmal 
plus und minus verwechselt; sonst ist das eigentlich 
nicht zu schaffen. 

Nein, meine Damen und Herren, wir werden uns 
nicht beirren lassen. Wir werden Sie fragen, ob Sie 
Alternativen haben oder ob Sie unseren Vorstel- 
lungen, den Vorstellungen der Regierung zustim- 
men. 

Zum Bundesrat. Ich muß jetzt kurz darauf ein- 
gehen, Herr Kollege Strauß; ich wollte es ursprüng- 
lich in Abwesenheit der Herren, die das heutige 
Thema offensichtlich nicht für sehr wichtig halten, 
nicht tun. Doch nach dem Sie auf die Behandlung des 
Gesetzes zur Reform der Erbschaft- und der Ver- 
mögensteuer im Vermittlungsausschuß verwiesen 
haben, muß ich etwas dazu sagen. — Sie kritisieren, 
im Vermittlungsausschuß sei keine Kompromißbe- 
reitschaft ciewesen. Da müssen Sie aber erstens ein- 
' ^ mal sagen, inwiefern es einen Kompromiß zwischen 
einem Vorschaltgesetz und einem fertigen Gesetz 
geben kann. Irgend etwas dazwischen kann es ja 
wohl nicht geben. Es gibt entweder ein fertiges oder 
ein Vorschaltgesetz. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
ruf von der CDU/CSU.) 

Zweitens hat es der Bundesrat abgelehnt, konkrete 
Vorschläge zu machen, über die man konkret hätte 
reden können. 

Nun dazu ein Wort zur Geschichte dieser Geset- 
zesberatung. Als im Sommer dieses Jahres Bundes- 
regierung und Koalitionsfraktionen der Meinung 
waren, daß das gesamte Steuerpaket am gleichen 
Xag — etwa 1976 oder 1975 — als einheitliches 
Gesetzgebungswerk in Kraft treten sollte, kämpfte 
der Bundesrat nachdrücklich dafür, daß die Ände- 
rungen bei den einheitswertabhängigen Steuern vor- 
gezogen und vorzeitig in Kraft gesetzt würden. Nun 
gut, nach langen Mühen haben wir dem zugestimmt. 
Das war der erste Kompromiß unsererseits. 

Dann hat der Bundesrat gesagt: Es darf nicht sein, 
daß bei der Erbschaft- und der Vermögensteuer zwei 
verschiedene Werte angewendet werden; das ist 
nicht einmal für ein Jahr erträglich. Nun gut, wir 
sind ihm entgegenkommen und haben beide Gesetze 
fertiggemacht, mit gleichen Einheitswerten. 

Und nun legt uns der Bundesrat einen Gesetzent- 
wurf vor, in dem die Werte für Erbschaft- und Ver- 
mögensteuer verschieden sind. Was soll das? Und 


dazu erklärt die Bundesratsmehrheit: Es ist alles 
viel zu schnell gegangen. 

Zu schnell? Die Eckwerte liegen seit zweieinhalb 
Jahren vor. Der fertige Entwurf für Erbschaft- und 
Vermögensteuer liegt seit zwei Jahren vor. Der 
Bundesrat hat vor knapp zwei Jahren im ersten 
Durchgang seine Anmerkungen gemacht. Dann 
haben wir den Gesetzentwurf von der Grundsteuer 
bis zur Vermögensteuer über acht bis neun Monate 
im Ausschuß beraten, übrigens ohne daß die Herren 
anwesend waren. Und nun erklären sie uns: Dies 
geht uns zu schnell; es ist über den Daumen gepeilt; 
es ist husch husch. 

Meine Herren und Damen, hier kann man doch 
nur fragen, ob sich denn die Herren bis zu dem 
Augenblick, wo wir das Gesetz abgeschlossen haben, 
überhaupt mit der Materie beschäftigt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Wagner [Trier]: Das wurde nur für die 

nachträglich eingefügten Änderungen ge- 
sagt!) 

Denn anders kann man diese Kritik doch einfach 
nicht verstehen. Auf unsere Frage, wo denn etwas 
zusammengehuscht ist und wo man noch etwas kor- 
rigieren müßte, antwortete man uns wieder mit 
Schweigen; kein konkretes Beispiel. 

Ich glaube in der Tat, hier muß man sich ernstlich 
fragen, ob sachliche Kompromisse gesucht werden 
sollten — dann hätte man Änderungsanträge stellen 
müssen — oder ob Prinzipien geritten werden sol- 
len. Wenn letzteres der Fall ist, dann ist ein Kom- 
promiß allerdings nicht möglich, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Unsere Punkte 
sind bekannt!) 

sondern dann muß man vermuten, daß man hier 
etwas aus Grundsatz verhindern will. Dabei sage ich 
in Klammern: Wenn der Bundesrat das Gesetz ver- 
hindern will, muß er sich allerdings fragen, wie er 
zum nächsten Steuertermin die Vermögensteuer her- 
einbekommen will und wie er sich mit denen ausein- 
andersetzt, die jetzt einen Erbfall bei offener Rechts- 
lage haben. 

Sicherlich sind wir grundsätzlich zu sachlichen 
Kompromissen bereit, wenn sachliche Anträge ge- 
stellt werden. Dies möge man dann tun. 

Im Finanzausschuß werden wir die Beratungen des 
3. Steueränderungsgesetzes jetzt aufnehmen. Auch 
vom Bundesrat habe wir interessante Änderungs- 
anträge zur Sache bekommen, die es wert sind, be- 
raten zu werden. Der Bundesrat will uns ja auch 
begleiten. Das sollten wir alle sehr fair machen. Wir 
werden uns im Ausschuß über viele Fragen unter- 
halten müssen, etwa über die Frage, wie Geschenke 
und Bewirtungsspesen zu behandeln sind. Man muß 
sehen, daß Betriebe, die keine Mittel haben, abends 
zu den Fernsehzeiten zu werben, steuerlich nicht 
schlechter behandelt werden dürfen, wenn sie mit 
bescheidenen handlichen Gebrauchsgegenständen 
werben. Wir werden uns auch darüber unterhalten 
müssen, inwieweit Bewirtungsspesen betrieblich un- 
abweisbar sind und welche Möglichkeiten es gibt — 
das ist das Entscheidende — , Mißbräuche und Aus- 



4932 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


Frau Funcke 

wüchse zu verhindern. Wir werden uns auch über 
die Diätenbesteuerung unterhalten müssen, meine 
Damen und Herren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Wir werden dabei die Frage sehr ernst nehmen 
müssen, wie alles verwaltungstechnisch durdigeführt 
werden kann. Denn das ist richtig: Gerechtigkeit so 
viel wie möglich; aber wo die Kompliziertheit so 
groß ist, daß die Gerechtigkeit, obwohl sie im Gesetz 
steht, praktisch nicht mehr verwirklicht werden 
kann, da hilft uns alle formale Gerechtigkeit nichts, 
sondern da muß ein möglichst guter Kompromiß 
zwischen Gerechtigkeit und Einfachheit gesucht 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Bundesminister Dr. Focke. 

iFrau Dr. Focker Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Reform der Kinderent- 
lastung ist ein wesentliches Kernstück der Einkom- 
mensteuerreform und gleichzeitig und gleichrangig 
ein wichtiger Beitrag zur Fortentwicklung und Ver- 
besserung der Familienpolitik; Familienpolitik als 
Gesellschaftspolitik und in diesem Fall nun elnge- 
arbeitet in das Steuerrecht und die Steuerpolitik. 
Das ist auch der politisch entscheidende Grund, 
warum die Bundesregierung trotz mancher Beden- 
(ß) ken des Bundesrates die steuerrechtliche Lösung 
bevorzugt. 

Sicher geht es auch um die Frage der Kosten- 
teilung, um das rationalste Verwaltungsverfahren; 
wenig um Zuständigkeiten. Sonst würde ich z. B. die 
Arbeitsverwaltung hinsichtlich der Auszahlung be- 
vorzugen. Denn bei der steuerrechtlichen Lösung 
gebe ich die Zuständigkeit ab. Aber ich tue das gerne 
um der sachlichen Bedeutung dieser Lösung willen. 
Es geht entscheidend darum, ob und wie Familien- 
politik in Wirtschafts- und Finanzpolitik wirklich 
integriert werden kann. 

Gestern hat der Kollege Blüm der sozialliberalen 
Bundesregierung vorgeworfen, in der Familien- 
politik mit leeren Händen dazustehen. Er hat als 
Maßstab für diese Kritik das Kindergeld für die 
kinderreiche Familie genannt und in seinen Aus- 
führungen einzig und allein darauf abgehoben. Nun, 
hier heute die Antwort und unsere klare Forde- 
rung an die Kollegen von CDU/CSU: Sorgen Sie 
mit uns dafür, daß das Dritte Steuerreformgesetz 
mit dem Familienlastenausgleich zum 1. Januar 1975 
in Kraft treten kann! 

(Beifall bei der SPD.) 

Sorgen Sie dafür, nicht indem Sie ausweichen auf 
Schwierigkeiten, auf die Sie sich zu berufen ver- 
suchen, sondern indem Sie, bitte, mitarbeiten in dem 
dafür zuständigen Ausschuß und Ihren Einfluß auf 
die von der CDU/CSU geführten Länderregierungen 
im Bundesrat entsprechend ausüben, statt hier schon 
von vornherein abdanken zu wollen. 


IQ 

Die mit diesem Gesetzentwurf vorgelegte Rege- 
lung des Kinderlastenausgleichs ist sorgfältig und 
mit allen Beteiligten vorbereitet und ausgearbeitet 
worden. Dabei sind die Vorschläge der Verbände 
— und gerade auch der Familienverbände - — be- 
rücksichtigt worden. 

Bei allen Beteiligten gibt es, so meine ich, in zwei 
Dingen keine Meinungsverschiedenheit. 

Erstens. Das derzeitige mehrgleisige System ent- 
hält gravierende Mängel. Es wird zunehmend als 
sozial ungerecht empfunden. Das System der Kin- 
derfreibeträge im geltenden Einkommensteuerrecht 
begünstigt die höheren Einkommen, es benachteiligt 
die mittleren und unteren. Nur im öffentlichen 
Dienst gibt es mit dem Kinderzusdilag eine Lei- 
stung für das erste Kind, während beim Kindergeld 
erst für das zweite Kind — und nur bei gegebener 
Einkommensgrenze — eine Leistung von monatlich 
25 DM gewährt wird. 

Das zweite, worüber Einigkeit bestehen sollte, 
ist: Bei der Reform muß es eine Vereinheitlichung 
geben. Wir brauchen eine wesentlich verbesserte, 
sozial gerechtere Lösung und, soweit das dann noch 
mit diesen Maßstäben vereinbar ist, eine Verein- 
fachung. 

Diesen Ansprüchen trägt der Vorschlag der Bun- 
desregierung Rechnung. Das Nebeneinander von 
Kinderfreibeträgen, Kindergeld und Kinderzuschlag 
wird durch eine einkommensunabhängige Kinder- 
entlastung ersetzt. Diese soll für das erste Kind 
50 DM betragen, für das zweite 70 DM und für pj 
jedes weitere Kind 120 DM im Monat. Diese Rege- 
lung bringt entscheidende Veränderungen gegen- 
über dem bisherigen System. Der gestaffelte und für 
das dritte und jedes weitere Kind hohe Entlastungs- 
satz von 120 DM monatlich berücksichtigt ganz ge- 
zielt die Mehrkinderfamilien. Ich sage das hier so 
deutlich, weil der Bundesregierung und insbesondere 
der SPD häufig der Vorwurf gemacht wurde, sie sei 
allein an den kleinen und jungen Familien inter- 
essiert. 

Alle Familien im unteren und mittleren Einkom- 
mensbereich, unabhängig von der Zahl der Kinder, 
werden durch diese Reformen Verbesserungen er- 
halten. Für alle geht es zukünftig um eine Ent- 
lastung vom ersten Kind an. Sie werden mir recht 
geben, daß es gerade auch beim ersten Kind um 
eine solche notwendige Entlastung geht. Einkom- 
mensteuergrenzen für den Bezug von Kindergeld 
und Zweitkindergeld werden entfallen. Der Mehr- 
aufwand für diese Verbesserungen gegenüber dem 
geltenden Recht beträgt 4 Milliarden DM. Das ist 
eine Steigerung in diesem Bereich um 40 ®/o. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß bei solchen Verbesserungen 
für die große Zahl unserer Familien einige Abstriche 
für Familien mit hohem Einkommen in Kauf ge- 
nommen werden können und müssen. In diesem 
Zusammenhang verweise ich auf die Beispiele, die 
mein Kollege Helmut Schmidt hier auch schon ver- 
anschaulicht hat. 

Die hier vorgeschlagene Reform des Kinder- 
lastenausgleichs ist ein Kernstück der Familien- 
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(A) Politik. Aber das darf und sollte niemanden zu der 
Ansicht verleiten, Familienpolitik manifestiere sich 
in der Zahlung von Kindergeld oder erschöpfe sich 
allein darin. 

(Beifall hei der SPD.) 

Ich habe bereits bei anderen Gelegenheiten — so- 
wohl vor diesem Hause als auch im Ausschuß und 
in der Öffentlichkeit — darauf hingewiesen, daß das 
Kindergeld einen wichtigen, aber auch nur einen 
Teilbereich notwendiger materieller Hilfen für die 
Familien darstellt, erst recht nur einen Teilbereich 
von Familienpolitik insgesamt. Andere Leistungen 
wie Wohngeld, Ausbildungsförderung, Ausdehnung 
der Unfallversicherung, aber auch allgemeine Ein- 
kommensverbesserungen, allgemeine Steuererleich- 
terungen und nicht zuletzt die Sicherung der Arbeits- 
plätze sind wichtige gesellschaftspolitische Beiträge 
auch zur Sicherung der ökonomischen Grundlage der 
Familie. 

Dieser Hinweis an dieser Stelle und zu diesem 
Zeitpunkt ist mir deshalb wichtig, weil die CDU/CSU 
mit 'Spektakulären Sozialprogrammen, mit abstrakten 
Milliardensummen und leider auch in alter Inter- 
pretation der Familie als Fluchtburg vor einer bösen 
Welt bedrohlicher Manipulation wiederum die Ziel- 
gruppe Familie zum Emotionsmedium ihrer Politik 
zu machen versucht. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Sie werden Änderungen des Images von Familien- 
(ß) Politik, Sie werden Ihre Fähigkeit zu konkreten Bei- 
trägen im Rahmen von Familienpolitik, vor allen 
Dingen aber auch zu den Problemen besonderer 
einzelner Gruppen innerhalb des gesamten Bereichs 
der Familie, z. B. zu den Problemen einer alleinste- 
henden Frau mit Kind — das ist lange von Ihnen 
praktisch gar nicht unter dem Etikett „Familie" ge- 
sehen worden 

(Beifall bei der SPD — Abg. Wehner; Sehr 
wahr!) 

erst wirksam werden lassen können, wenn Sie sich 
einfach einmal ganz nüchtern die Bedingungen der 
heutigen Familien ansehen, die Bedürfnisse, die sie 
wirklich haben. Sie dürfen nicht glauben, Ihre Vor- 
schläge auf einem schmalen Ausschnitt aufbauen zu 
können, wobei Sie dann auch noch die Kosten nicht 
realistisch berechnen. 

Sie werden erst dazu kommen, solche Beiträge zu 
liefern, wenn Sie von einer ideologischen Besetzung 
dieses Themas fortgehen bzw. von ideologischen 
Unterstellungen an die Adresse der Bundesregie- 
rung und der Koalitionsfraktionen in diesem Bereich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich meine z. B. ideologische Unterstellungen unter 
dem Stichwort Privatisierung der Beziehungen zwi- 
schen den Ehepartnern, Sozialisierung bei der Er- 
ziehung der Kinder und Tendenzen zur Zersetzung 
unserer Familien in der Bundesrepublik Deutsch- 
land überhaupt. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! Genau das ist 
es!) 


Sie werden versuchen müssen, solche Dinge wie 
das neue Ehe- und Familienrecht, das neue Gesetz 
in bezug auf die elterliche Sorge, unsere gesamte 
stufenweise Reform der Adoption und die in Vor- 
bereitung befindliche Jugendhilfe 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Jede Menge gute 
Lehren!) 

genauso ernst zu nehmen und als einen Bestandteil 
von Familienpolitik zu betrachten wie das Kinder- 
geld und den Familienlastenausgleich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Gerade diese Bundesregierung und die sie tragen- 
den Parteien wissen natürlich, daß ungelöste Auf- 
gaben in diesem weiten Bereich einer richtig und 
umfassend verstandenen Familienpolitik noch vor 
uns liegen: Verbesserung für die Erziehungsbedin- 
gungen, z. B. gerade bei berufstätigen Müttern, Hil- 
fen bei Familienplanung, verstärkte Beratung, die 
ganzen Probleme, die uns im Zusammenhang mit 
der Reform des § 218 beschäftigen, die Qualifizie- 
rung im Bereich der frühkindlichen Erziehung, über- 
haupt der Ausbau familienergänzender Einrichtun- 
gen, und dies, meine Damen und Herren, jeweils 
und zuerst für jene Gruppen in unserer Bevölkerung, 
in denen Kinder in ihrer Entfaltung besonders be- 
nachteiligt oder behindert sind. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Wagner 
[Trier]: Und die durch Ihre Politik während 
vier Jahren noch viel mehr benachteiligt 
worden sind!) 

Ich komme zum Schluß. Trotz alledem — idi habe (D) 
versucht, den Blick hier einmal einen Moment aus- 
zuweiten, nachdem ich gestern dazu nicht mehr ge- 
kommen bin — ; Kinder kosten Geld, und Familien- 
politik kostet auch Geld. Auch wenn diese Gesell- 
schaft bereit und in der Lage ist, einen immer größe- 
ren Anteil der Kosten für die nachwachsende Gene- 
ration als Allgemeinkosten zu übernehmen, bleiben 
Belastungen, die in der Familie entstehen und durdi 
sie aus dem verfügbaren Einkommen getragen wer- 
den müssen. Deshalb ist eine Verbesserung der Ent- 
lastung der Familien mit Kindern in den unteren 
und mittleren Einkommensgruppen eine besonders 
vordringliche Aufgabe der Familienpolitik. Das 
Dritte Steuerreformgesetz ist dafür die geeignetste 
und gerechteste Form. 

(Beifall bei der Regierungsparteien.) 

Auch an der Bereitschaft der CDU/CSU, zu seiner 
schnellen Verwirklichung zu dem vorgesehenen Ter- 
min 1. Januar 1975 beizutragen, werden wir sie in 
der Familienpolitik messen. 

(Beifall bei der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Kreile. 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem über den Entwurf 
eines Dritten Steuerreformgesetzes nunmehr in vie- 
ler Hinsicht gesprochen worden ist, fehlt noch ein 
Teil, über den doch einige Worte gesagt werden 
müssen, nämlich das Körperschaftsteuergesetz. 
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Der Entwurf, der uns vorliegt, hat zwei Teile. Den 
ersten Teil, die Einkommensteuerreform, wird diese 
Regierung nicht verwirklichen können, den zweiten 
Teil, die Körperschaftsteuerreform, wird sie nicht 
verwirklichen wollen. Wenn ich mit dieser Prognose 
unrecht habe, werde ich gern der erste sein, der das 
hier zugibt und eingesteht. Die CDU/CSU will nicht 
nur eine Einkommensteuerreform, sondern sie will 
gerade die Reform der Körperschaftsteuer, sie will 
und begrüßt die Einführung des Anrechnungsverfah- 
rens. Wenn gleichwohl Skepsis am Platze ist, hat 
dies vielfältige Gründe. 

Die SPD erklärte in den letzten Tagen in vielfälti- 
gen Varianten, die wesentlichsten Eckwerte werde 
sie noch in dieser Legislaturperiode verwirklichen. 
Diese ebenso kühne wie auch muntere Behauptung 
besagt zweierlei: einmal, daß der Teil des Dritten 
Steuerreformgesetzes, der die Einkommensteuer- 
reform vorsieht, nicht in der Form kommen wird, wie 
sie jetzt in dem Entwurf der Bundesregierung vorge- 
sehen worden ist, sondern in irgendeiner anderen, 
verkleinerten, mit ziemlicher Sicherheit auch ver- 
kümmerten Form; zum anderen aber besagt diese 
Ankündigung, daß die Körperschaftsteuerreform 
wohl nicht kommen wird, weder zu dem Zeitpunkt, 
der ursprünglich vorgesehen war, nämlich zum glei- 
chen Zeitpunkt wie die Einkommensteuerreform — 
das wäre der 1, Januar 1975 — , noch zum 1. Januar 
1976, wie es im Gesetz vorgesehen ist, und wohl 
auch nicht später. 

Das offensichtliche Desinteresse an der Körper- 
Schaftsteuerreform, die einmal, und zwar ganz zu 
Recht, regierungsamtlich als der echte Reformplan 
und ein Kernstück der Steuerreform insgesamt be- 
zeichnet wurde, zeigt sich nun deutlich an der Art 
der Behandlung, die die Bundesregierung ihrem — 
zumindest formell — eigenen Entwurf im Bundesrat 
zunächst einmal angedeihen ließ. Die umfangreichen 
Ausführungen des Regierungsvertreters zum Dritten 
Steuerreformgesetz enthielten zur Körperschaftsteuer 
lediglich vier Sätze. Ich habe es im Protokoll nach- 
gezählt: es waren neun Zeilen. Und auch diese neun 
Zeilen besagten nur, daß das neue Körperschaft- 
steuergesetz frühestens — ich wiederhole: frühe- 
stens — im Jahre 1976 wirksam werden könne. Wer 
dieses abwertende und die Verschiebung doch ge- 
radezu implizierende „frühestens" dann im Kontext 
mit Bemerkungen hoher Vertreter des Finanzmini- 
steriums hört, die Beratung des Körperschaftsteuer- 
reformteils sei nicht dringend, für den ist das ein 
Beweis, daß es hier möglicherweise zu einer Ver- 
schiebung auf den St.-Nimmerleinstag kommen 
kann, wenn nicht alle diejenigen Zusammenwirken, 
die diese grundlegende Reform der Körperschaft- 
steuer, diese entscheidende vermögenspolitische 
Maßnahme, verwirklichen wollen. 

Dies ist von der SPD — bei aller Respektierung 
der Koalitionsdisziplin — nicht ohne weiteres zu 
erwarten. Denn in ihr ist doch ihr eigener Beschluß 
vom November 1971 auf ihrem Steuerparteitag 
lebendig, der — ich zitiere — „eine Änderung des 
derzeitigen Körperschaftsteuersystems" nicht für ge- 
boten erklärte, sondern lediglich die Erhöhung des 


Körperschaftsteuersatzes für geboten hielt. Gewiß, 
in der Regierungskoalition hat sich die FDP gegen 
dieses Votum des SPD-Steuerparteitags durchge- 
setzt. Ob es aber nun wirklich zur Beseitigung der 
Doppelbelastung der ausgeschütteten Gewinne von 
Kapitalgesellschaften mit Körperschaftsteuer und 
Einkommensteuer kommt, also zu der Steuerreform, 
die wirklich den Namen „Reform" verdient, wird 
sich erst bei den Beratungen des Entwurfs zeigen, 
und zwar bei den Beratungen sowohl innerhalb der 
Bundesrepublik, also vornehmlich im Finanzaus- 
schuß, als auch bei der Vertretung der Regierungs- 
vorlage in Brüssel bei der EG durch die Bundesregie- 
rung selbst. Erst hier nämlich wird deutlich werden, 
ob die vom Kabinett unter Vorbehalten beschlossene 
Körperschaftsteuerreform auch ernsthaft angestrebt 
wird, und es wird sich auch zeigen, wer dies tut, oder 
ob sie nur zum Zwecke eines politischen Marketings 
hier angekündigt worden ist. Die Bundesregierung 
nämlich — oder man sollte wohl besser sagen: ihr 
SPD-Teil — hat mit der Körperschaftsteuerreform 
gleichzeitig die Hürden aufgebaut, über die die 
Körperschaftsteuerreform stolpern kann, gegebenen- 
falls dort stolpern soll. Da ist zunächst einmal das 
Junktim, die zeitliche Koppelung mit dem erst im 
Grundsatz festgelegten Gesetz zur Beteiligung brei- 
ter Schichten der Bevölkerung am Produktivvermö- 
gen. Ich versage mir jetzt in diesem Zusammenhang 
eine Kritik an den bekanntgewordenen Grundsätzen 
für diesen Vermögensbildungsplan, bei dem das, was 
ihn rechtfertigen soll, nämlich die breite Streuung 
des Vermögens, mir nicht so ohne weiteres gelungen 
zu sein scheint. Denn Vermögen, über das andere, 
und mögen sie auch noch so vordergründig dezentra- (D) 
lisiert sein, verfügen und das andere verwalten, ist 
keines. Das Junktim aber zwischen einem Gesetz, 
dessen Schwierigkeiten sich doch erst bei der Ge- 
setzesformulierung, bei der Detailarbeit ergeben 
werden, dieses Junktim zwischen dem überhaupt 
noch nicht bestehenden Gesetz und der Körperschaft- 
steuerreform, kann dazu führen, daß die Körper- 
schaftsteuerreform ganz wesentlich verzögert wird. 
Dies ist deswegen so zu bedauern, weil gerade die 
Körperschaftsteuerreform selbst der erste Teil einer 
Vermögensbildungspolitik für breite Bevölkerungs- 
kreise ist. Wer Produktivvermögen — und Aktien 
sind eben eine Beteiligung am Produktivvermögen 
— einer breiten Schicht unseres Volkes zugänglich 
machen will, der muß die Diskriminierung der Aktie, 
ihre Doppelbelastung, beseitigen. Wie kann man 
dem Sparer, der an der Produktivwirtschaft durch 
eine Beteiligung, also in der Form von Aktien, teil- 
haben will und teilhaben soll, begreiflich machen, 
daß er, legt er sein Geld auf Sparkonto an, die Zin- 
sen bekommt, die nur mit der Einkommensteuer be- 
lastet sind, legt er aber sein Geld in einem Beteili- 
gungswert an, der Gewinn aus diesem Beteiligungs- 
wert, sozusagen die Zinsen, zunächst einmal mit der 
Körperschaftsteuer und dann mit der Einkommen- 
steuer belastet wird? Diese Doppelbelastung, diese 
Doppelbesteuerung hat doch dazu geführt, daß bis- 
her nur derjenige, der sich sozusagen diese Doppel- 
belastung leisten konnte, Anteile am Produktivver- 
mögen hatte. Wer also Anteil breiter Schichten un- 
seres Volkes am Produktivvermögen will, und das 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — ■ 77, Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


4935 


Dr. Kreile 

^ ' wollen wir, der muß zunächst einmal diese Doppel- 
belastung beseitigen. 

Zu Beginn der Diskussion über das Anrechnungs- 
verfahren wurde gelegentlich behauptet, es begün- 
stige die Großaktionäre. Daß dies unrichtig ist, ist 
längst nachgewiesen, nicht zuletzt durch die Aus- 
arbeitungen und Berechnungen des Bundesfinanz- 
ministeriums selbst. Ohnehin aber konzentriert sich 
das Interesse der Großaktionäre, die am Wirt- 
schaftsleben teilhabende und mitgestaltende Unter- 
nehmer sind, auf den Steuersatz, mit dem die nicht- 
ausgeschütteten, die für die Investition vorgese- 
henen Gewinne belastet werden. Nicht also die Divi- 
dende steht hier im Vordergrund, sondern die Wirt- 
schaftskraft des Unternehmens überhaupt. Dies muß 
vornehmlich in einer Zeit gesehen werden, in der 
es darum geht, die Wirtschaftskraft der Unterneh- 
men für die Erhaltung und Neugestaltung der Ar- 
beitsplätze einzusetzen. 

Hier aber kann man nicht verkennen, daß die 
Wirtschaftskraft der Unternehmen durch die Kör- 
perschaftsteuerreform etwas beeinträchtigt wird. 
Denn nichtausgeschüttete Gewinne werden künftig 
mit dem erhöhten Steuersatz, mit dem Satz von 
56 ^/o, besteuert. Damit finanziert sich die Körper- 
schaftsteuerreform selbst, und zwar auf Kosten der 
unternehmerisch denkenden Großaktionäre. Dies 
hat durchaus seinen Sinn; dem soll hier auch gar 
nicht widersprochen werden. Aber ich finde, es 
muß einmal deutlich gesagt werden, daß sich die 
Körperschaftsteuerreform auf diese Weise selbst 

(B) finanziert. Dies muß deswegen immer wieder er- 
klärt werden, damit die Legende von der Begünsti- 
gung der Großaktionäre widerlegt ist und widerlegt 
bleibt. 

Hier muß noch klar die Gesamtbelastung der von 
einer Kapitalgesellschaft erwirtschafteten Gewinne 
gesehen werden: zu der auf 56 ®/o erhöhten Körper- 
schaftsteuer kommen noch die Steuererhöhungen in- 
folge der neu festgesetzten Einheitswerte, also vor- 
nehmlich die Grundsteuerbelastung, und die beson- 
ders beim Betriebsvermögen eminent zu Buche 
schlagende Vermögensteuerbelastung. Weiter 
kommt dazu noch die Vermögensbildungsabgabe in 
Höhe von bis zu 10 Vo des Gewinns. 

Die von den Steuerexperten des Bundesfinanz- 
ministeriums und der Länderfinanzministerien an- 
gestellten Berechnungen kommen hier zu einer Ge- 
samtsteuerbelastung bis an die Grenze von etwa 
90 o/o. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Nicht in jedem Fall, aber die Grenze kann er- 
reicht werden. — Diese Gesamtsteuerbelastung 
trifft nicht nur das Unternehmen, sondern — über 
den Wert der Beteiligung — auch den Aktionär, 
also genau auch die breiten Schichten des Volkes, 
die nunmehr an das Produktivvermögen herange- 
führt werden sollen. 

Noch eine zweite steuerpolitische Hürde ist auf- 
gebaut, und alle werden sorgsam darauf achten 
müssen, daß die Körperschaftsteuerreform hierüber 
nicht stolpert bzw. daß nicht — präziser gesagt — 
die Bundesregierung selbst die Körperschaftsteuer- 


reform hierüber stolpern läßt: es muß noch die 
Harmonisierungshürde im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft genommen werden. 

Die EG-Kommission hat sich im Grundsatz be- 
reits für ein Anrechnungsverfahren als Modell für 
ein europäisches Körperschaftssteuersystem ausge- 
sprochen. Klar ist aber noch nicht, ob es sich hier 
um ein Vollanrechnungsverfahren oder ein Teil- 
anrechnungsverfahren handelt. Es wird hier darauf 
ankommen, in welcher Phase die Europäische Ge- 
meinschaft für neue und grundlegende Gedanken 
und Entwicklungen noch offen ist, das in dem deut- 
schen Entwurf vorgesehene Vollanrechnungsmodell 
zum europäischen Modell zu erheben, zumindest 
aber in Brüssel eine Entscheidung zu erreichen, daß 
das deutsche Vollanrechnungsmodell integrations- 
fähig ist. 

Würde nämlich das derzeitige System des gespal- 
tenen Körperschaftsteuersatzeis nur durch ein Teil- 
anrechnungsverfahren ersetzt werden, dann ge- 
schähe nichts anderes, als daß die zur Zeit geltenden 
Belastungsverhältnisse bei den ausgeschüttelen Ge- 
winnen in einem anderen gesetzestechnischen Ge- 
wand erhalten blieben. Die großangelegte Körper- 
schaftsteuerreform liefe dann auf ein hochkompli- 
ziertes, aber sonst nichtssagemdes Glasperlenspiel 
c>hne. jede belastungspolitische Konsequenz hinaus; 
es wäre jeder Entlastungseffekt für die breite Mehr- 
heit der Aktionäre genommen; es bliebe nur der 
erhöhte Körperschaftsteuersatz. Diesen Preis aber 
sollte man bei der Einführung eines neuen Systems 
in einem hochkomplizierten volkswirtschaftlichen 
System weder verlangen noch zahlen. Ein bloßer (D) 
Wechsel des Gesetzesmechanismus ist keine Reform. 

Alle diejenigen nun, welche die Körperschaft- 
steuerreform, also die Vollanrechnung, wirklich 
wollen, müssen damit rechnen, daß die Teilanrech- 
nung als eine Versuchung an sie herantritt. Ver- 
suchung wird die Teilanrechnung insbesondere für 
diejenigen sein, die das Körperschaftsteuersystem 
nur als ein politisches Marketing begreifen, und 
sie werden jeden Vorwand, vor allem den der Teil- 
anrechnung benutzen, um von der Vollanrecbnung 
abzugehen. Wir aber — und ich gehe davon aus, 
daß dies auch für die FDP gilt ■ — wollen das Voll- 
anrechnungsverfahren. Wir werden darauf achten 
müssen, daß die Bundesregierung bei den beginnen- 
den Verhandlungen in Brüssel keine Lösung an- 
strebt und auch keine Lösung akzeptiert, die darauf 
hinausläuft, daß zwar verbal eine Körperschaft- 
steuerreform verwirklicht wird, zugleich aber die 
echte Körperschaftsteuerreform, nämlich die der 
Vollanrechnung, steigert. 

Unsere positive Einlassung zu der vorgelegten 
Körperschaftsteuerreform und unsere Sorge um Ihre 
tatsächliche Verwirklichung möchte ich mit einem 
Dank an. die Verfasser des Gesetzentwurfs beschlie- 
ßen. Hier ist von Grund auf und nahezu ohne jede 
Vorlage ein Gesetzeswerk entwickelt worden, das 
nicht nur Wirtsdiafts- und finanzpolitisch, sondern 
auch fachjuristisch höchste Anerkennung verdient. 

Die Steuerabteilung des Bundesfinanzministe- 
riums unter der Leitung der Ministerialdirektoren 
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(A) Vogel und Koch, die Steuerreformgruppe des Mini- 
steriums unter der Leitung der Herren Klein und 
Uli und der eigentliche Verfasser dieses Entwurfs, 
Herr Wrede, und seine Mitarbeiter verdienen eben- 
so wie der Steuerreferent des Bundeswirtschafts- 
ministeriums, Herr Fischer, der wesentliche Gedan- 
ken zu diesem Reformwerk beigetragen hat, unse- 
ren besonderen Respekt. Jetzt ist es unsere Sache, 
daß dieser Gesetzentwurf vom Bundestag zu einer 
lebendigen und — auch im Hinblick auf die euro- 
päische Steueiiharmonisierung — richtungweisen- 
den Realität gemacht wird. Bis jetzt haben wir 
Grund, daran zu zweifeln, daß die Koalition diese 
Körperschaftsteuerreform wirklich will. Es wird an 
SPD und FDP liegen, diese Zweifel zu beseitigen. 
Wir stehen auf jeden Fall zu dieser Körperschaft- 
steuerreform. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, Herr Abgeordneter Rapp, der sich zu Wort 
gemeldet hatte, hat im Hinblick auf die fortgeschrit- 
tene Zeit seine Wortmeldung zurückgezogen und 
sich damit den Dank des Hauses verdient. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Ich schließe die Aussprache. Ich schlage Ihnen vor, 
alle drei Entwürfe an den Finanzausschuß — feder- 
führend — zu überweisen sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung. Zudem 
wird das Steuerreformgesetz zur Mitberatung über- 
wiesen an die Ausschüsse für Wirtschaft und für 

(B) Jugend, Familie und Gesundheit, das Inflationsent- 
lastungsgesetz an den Ausschuß für Wirtschaft. — 
Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 zur Anwendung der Systeme der sozia- 
len Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern, und der Verordnung (EWG) 
Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über 
die Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 

— Drucksache 7/1516 — 

überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Aussdiuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Gesetzentwurf wird nicht begründet. Es ist 
keine Aussprache vorgesehen. Ich schlage Ihnen 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung vor. — Widerspruch erfolgt nicht; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Len- 
zer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Hösl, 
Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büdes- 
heim, Dr. Stavenhagen, Schröder (Lüneburg), 


Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und der 
Fraktion der CDU/CSU 
betr. Verbund Kernenergie und Kohle 
— Drucksache 7/1319 — 

überweisungsvorscäilag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtscäiaft (federführend) 

Aussdiuß für Forsdiung und Tedinologie und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Engelsberger: 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU hat am 
30. November 1973 im Bundestag den Antrag Ver- 
bund Kernenergie und Kohle mit Bundestagsdruck- 
sache 7/1319 eingebracht. Der Antrag hat zum Ziel, 
auf dem Gebiet der künftigen Entwicklung neuarti- 
ger Techniken der Energieerzeugung und der Ener- 
gieverwendung eine Art Raumfahrtbehörde — wie 
die amerikanische NASA — im deutschen Energie- 
sektor zu bilden. 

Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufge- 
fordert, in Zusammenarbeit mit den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und dem Saarland sowie in- 
teressierten Wirtschaftsverbänden und Unterneh- 
mern eine Gesellschaft „Verbundanlage Kernenergie 
und Kohle" zu gründen. Die Gesellschaft soll als 
Auftraggeber für eine großtechnische Anlage der 
Kohleveredlung mit Hilfe der Kernenergie auftreten. 
Nach dem Bau der Prototypanlage sind die Anteile 
der staatlichen Gesellschafter an Wirtschaftsunter- 
nehmen zu übertragen. Das primäre Ziel dieser Ge- 
sellschaft ist es, die nukleare Prozeßwärme in einem P) 
Verbundsystem zwischen dem Hochtemperaturreak- 
tor und der Kohlevergasungsanlage einzusetzen. Die 
in diesem Verbund entstehenden Energieträger und 
Rohstoffe sollen zum Teil durch in den Verbund 
integrierte Unternehmen der Chemie und der Stahl- 
erzeugung verwendet werden. 

Meine Damen und Herren, in der Bundesrepublik 
Deutschland haben wir eine Vielzahl fähiger For- 
scher und Erfinder. Gerade im naturwissenschaft- 
lich-technischen Bereich konnte die deutsche Wissen- 
schaft und Technik bisher auf zahlreiche hervorra- 
gende Erfolge stolz sein. Auch zukünftige Pro- 
bleme der Energieversorgung lassen sich lösen, 
wenn wir die gesamte wissenschaftlich-technische 
Kapazität zielgerecht einsetzen. Es geht nicht nur 
darum, daß Mittel bereitgestellt werden, damit ver- 
schiedene Forsdiergruppen sich speziellen Pro- 
blemen widmen, sondern vielmehr darum, daß unter 
dem Aspekt der verstärkten Energieunabhängigkeit 
die vorhandenen Kapazitäten systematisch erfaßt 
und von einem einheitlichen Auftraggeber optimal 
eingesetzt werden. Wenn wir die Energieversor- 
gung der Bundesrepublik Deutschland im Auge be- 
halten, so ist nach dem gegenwärtigen Kenntnis- 
stand nur die Kernenergie in der Lage, die notwen- 
digen Energiemengen, die unsere Volkswirtschaft 
in der Zukunft benötigen wird, bereitzustellen. 
Glücklicherweise haben wir in der Bundesrepublik 
Deutschland noch ausreichende Vorkommen von 
Braun- und Steinkohle. Diese Reserven sind aber 
zu wertvoll, um sie einfach zu verbrennen, sondern 
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sie müssen in Zukunft immer mehr als Rohstoff- 
quelle eingesetzt werden. 

Die Bundesregierung hat ein Energieforschungs- 
programm vorgelegt, das wir an verschiedenen Stel- 
len schon ausführlich begrüßt haben. Es ist die erste 
Wirkung auf die Forderungen der CDU/CSU-Frak- 
tion. Die Vorschläge, für die ein Finanzvolumen 
von 800 Millionen DM zur Verfügung steht, decken 
sich zum Teil mit Einzelmaßnahmen in den Anträgen 
der CDU/CSU. Ich will es mir ersparen, an dieser 
Stelle auf die einzelnen Initiativen meiner Fraktion 
einzugehen. Das hat mein Kollege Lenzer bereits 
in der vergangenen Woche in der Energiedebatte 
getan. 

(Abg. Wolfram: Alles aus dem Energiekon- 
zept der Bundesregierung abgeschrieben! 

Das ist doch nichts Neues!) 

— Umgekehrt, Herr Kollege! 

Vielfältige Forschungen sollen auf Grund des 
Energieprogramms vor allem im Bereich der Kohle- 
forschung stimuliert werden. Was in diesem Ener- 
gieprogramm fehlt, ist der Auftraggeber, der die not- 
wendigen Forschungen koordiniert. Hier setzt unser 
Antrag ein. Durch diesen Antrag wird auf dem neu- 
artigen Gebiet der Anwendung der nuklearen Pro- 
zeßwärme in den verschiedensten Bereichen der 
Wirtschaft ein einheitlicher Koordinator geschaffen, 
um diese so lebenswichtigen Projekte mit größter 
Eile voranzutreiben. Was soll vor allem diese neue 
Gesellschaft unternehmen? Es geht primär darum, 
daß über die zu gründende Gesellschaft unverzüg- 
lieh die Vorbereitungen für den Bau einer großtech- 
nischen Verbundanlage in Nordrhein-Westfalen und 
im Saarland auf der Basis der Kernenergie und 
Kohle getroffen werden. In der ersten Phase sollte 
mit Hilfe konventioneller Techniken die Kohlever- 
gasung in Angriff genommen werden. Der Standort 
dieser Anlage müßte so gewählt werden, daß später 
durch den Bau eines Hochtemperaturreaktors die 
nukleare Prozeßwärme zur Vergasung der Kohle 
eingesetzt werden kann. 

Die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten des Hoch- 
temperaturreaktors sowohl zur nuklearen Prozeß- 
wärme als auch zur Elektrizitätserzeugung lassen 
die Kombination dieses Reaktors mit dem Rohstoff 
Kohle zum Mittelpunkt eines großtechnischen Ver- 
bundsystems werden, in dem Kohle-, Stahl- und 
Chemie-Industrien neue Impulse erhalten. Gewiß 
wird die endgültige Durchführung und der Durch- 
bruch der nuklearen Prozeßwärme erst für die Mitte 
der 80er Jahre erwartet, aber auch dies nur dann, 
wenn wir heute die entscheidenden Schritte dazu 
unternehmen. Da die Braunkohle mit niedrigeren 
Temperaturen vergast werden kann als die Stein- 
kohle, sollte zunächst eine Prototyp- Anlage zur 
Braunkohlevergasung vorgesehen werden, wobei 
aber gleichzeitig die Arbeiten für die Steinkohlever- 
gasung mit höchster Priorität weitergeführt werden 
müssen. 

Die CDU/CSU legt Wert darauf, daß die wissen- 
schaftlich-technische Kapazität der Bundesrepublik 
Deutschland unverzüglich in einer koordinierten 
Aktion zur Verminderung der Energieabhängigkeit 


(Q 

eingesetzt wird. Uns geht es hier allein um die 
Sache, nicht um irgendwelche partei-politischen 
Überlegungen. Wichtig ist, daß wir gemeinsam ver- 
suchen, diesem Land auf dem Gebiet von Energie 
und Rohstoffen eine gewisse Unabhängigkeit zu ge- 
währleisten. Warum war bisher nur der Krieg der 
Vater aller Dinge, warum werden nur in Kriegs- 
zeiten technische Entwicklungen mit außerordent- 
licher Schnelligkeit mobil gemacht? Ich glaube, in 
unserer Situation sollte das heute auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Hinblick auf den Ener- 
giesektor möglich sein. 

Der Vorschlag der CDU/CSU hat zum Ziel, nun- 
mehr durch staatliche Unterstützung unsere fähigen 
Forscher aufzurufen, an diesem großen Ziel der 
Verminderung der Energieabhängigkeit mitzuwir- 
ken. Deshalb ist es besonders wichtig, daß auch um- 
gehend die Mittel für den Bau einer Demonstrations- 
anlage zur Erzeugung nuklearer Prozeßwärme be- 
reitgestellt werden. Weder im Atomprogramm noch 
im Energieforschungsprogramm der Bundesregierung 
sind diese Mittel eingeplant. Da diese Programme 
bis 1976 bzw. 1977 laufen, ist es dringend erforder- 
lich, daß dies nachgeholt wird. 

Ich komme zum Schluß. Meine Damen und Herren 
von den Koalitionsfraktionen, ich darf Sie bitten, im 
Interesse der Sache diesem Antrag der CDU/CSU 
zuzustimmen und nicht auf Grund parteipolitischer 
Überlegungen ein anderes Votum zu fällen. Ich be- 
antrage die Überweisung dieses Antrags an den 
Wirtschaftsausschuß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) pj 

Vizepräsident Dr, Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Die energiepolitischen 
Aktivitäten der CDU/CSU-Opposition zu dieser 
Stunde sind bemerkenswert. Sie kommen nur einige 
Jahre zu spät, Herr von Weizsäcker; denn Tatsache 
ist, verehrter Herr Kollege Engelsberger, daß an 
diesem Projekt seit Jahren in der Kernforschungs- 
anstalt Jülich in Zusammenarbeit mit dem Stein- 
kohlen- und Braunkohlenbergbau geforscht wird. 

Der Kern Ihres Antrags ist ja nichts anderes als die 
Gründung einer Gesellschaft. Das ist der dritte 
Schritt, und das kann nicht der erste Schritt sein. 

über die Sache kann man sprechen. Im For- 
schungsprogramm der Bundesregierung steht, daß 
die Forschung auf diesem Gebiet forciert und ver- 
stärkt wird. Es besteht gar kein Zweifel, daß es 
sicherlich im gemeinsamen Interesse des Hauses 
liegt, so schnell wie möglich Gas aus Kohle mit 
Hilfe des Hochtemperaturreaktors zu gewinnen, und 
die Bundesregierung wird sicherlich alles in ihren 
Kräften Stehende tun, um dieses Forschungsvor- 
haben zu fördern und zu beschleunigen. Ob man an 
den Anfang die Gründung einer Gesellschaft in der 
von Ihnen vorgeschlagenen Form setzt, ist nicht eine 
Frage der Parteipolitik, sondern eine Frage der 
Zweckmäßigkeit. Darüber können wir dann im Fadi- 
aussdiuß reden. 
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Unsere Fraktion schließt sich dem an: Überwei- 
sung an den Ausschuß für Wirtschaft — feder- 
führend — und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Forschung und Technologie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage vor, den Antrag an den Ausschuß für 
Wirtschaft — federführend — und an den Aus- 
schuß für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen — mitberatend — zu 
überweisen. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 

Dr. Walz, Dr. Mikat, Pfeifer, Dr. Gölter, Vogel 

(Ennepetal) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Fernschulgesetz 

— Drucksache 7/1337 — 

überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissensdiaft (federführend) 

Rechts aussdiuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Das Wort zur Begründung hat Frau Abgeordnete 
Dr. Walz, 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Ihnen 
heute vorgelegte Entschließungsantrag, nach dem 
die Bundesregierung aufgefordert werden soll, mit 
den Ländern in Verhandlungen darüber einzutreten, 
daß das nachfolgende Fernschulgesetz von ihnen 
gleichzeitig erlassen wird, hat eine leidvolle und 
zum Teil spannende Geschichte. 

Ursprünglich — bereits im April 1973 und syste- 
matisch richtiger, weil ein solches Gesetz der Natur 
der Sache nach ein Stück Bildungsreform ist, das die 
Ländergrenzen überschreitet und alle Formen der 
fernunterrichtlichen Weiterbildung umfaßt — war 
ein ganzes Gesetzespaket geplant: 

1. Änderung des Art. 75 Nr. 1 a des Grundgeset- 
zes, 

2. Rahmengesetz des Bundes zur Regelung der all- 
gemeinen Grundsätze der Aufsicht über das Fern- 
schulwesen, 

3. Änderung von § 60 Abs. 4 des Berufsbildungs- 
gesetzes. 

Dieses Gesetzespaket, das in den Fachzeitschrif- 
ten, aber auch in der Tagespresse von rechts bis 
links allgemein lebhafte Zustimmung fand — wobei 
gelegentlich nur bedauert wurde, daß es von der 
CDU und nicht von der Koalition eingebracht wor- 
den war — , war politisch nicht durchzusetzen, nicht 
nur, weil ein Land aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den widersprach, sondern auch, weil Bildungsmini- 
ster von Dohnanyi sich rühmte, auch ohne Verfas- 
sungsänderung den Schutz des Fernschülers zu si- 
chern, und zwar überidas Abzahlungsgesetz. 


Daß unser Gesetz ein noch nicht eingehaltenes 
Versprechen der Regierungserklärung von 1970, 

die Weiterbildung als vierte Säule des gesamten 
Bildungswesens anzusehen und zu fördern, wahr- 
machen sollte, sah dieser Bildungsminister über- 
haupt nicht, und auch die Koalitionsfraktionen wa- 
ren nicht bereit, eine Gesamtregelung durch Grund- 
gesetzänderung zu unterstützen. 

So ist es nun zu diesem Entschließungsantrag ge- 
kommen, der jedenfalls das eigentliche Fernschulge- 
setz noch enthält und damit die vier wesentlichen 
Punkte der Neuordnung des Fernunterrichts: 

1. Alle Kurse sind von Amts wegen zu prüfen. 

2. Das pädagogische Personal muß über die ent- 
sprechende Ausbildung verfügen. 

3. Bildung ist keine Ware, die durch Vertreter 
an geboten werden kann. 

4. Der Schüler ist vor unlauteren Praktiken der 
Wirtschaftshaie und der kleineren Betrüger zu 
schützen. 

Es kann doch wohl kein Zweifel daran be- 
stehen — weder verfassungspolitisch noch verfas- 
sungsrechtlich — , daß die vom Bund aufzunehmen- 
den Verhandlungen weder ein Initiativrecht hin- 
sichtlich der Ländergesetzgebung beanspruchen 
noch etwa ein Gesetzgebungsauftrag an die Länder 
sind, sondern lediglich ein Angebot nach Art. 91 b 
des Grundgesetzes, das die Länder natürlich auch 
abschlagen können. Die Länder sollen keineswegs 
in ihrer Entscheidungsfreiheit beeinträchtigt, noch pj 
soll ihnen gar ein Musterentwurf aufgedrängt wer- 
den. Wohl aber sollten Bund und Länder gemeinsam 
darauf hinwirken, den Fernunterricht in jeder Form 
zu einem glaubwürdigen Weiterbildungsangebot in 
der mobilen Arbeitswelt der kommenden Jahrzehnte 
zu machen, zu einem Bildungsangebot, das persön- 
lichen Aufstiegswillen ebenso berücksichtigt wie 
Umschulung und sinnvolle Freizeitgestaltung. Der 
Bund hat diese Möglichkeit nicht nur aus seiner 
Rolle im Gesamtgefüge unseres föderativen Systems, 
sondern auch ausdrücklich nach Art. 74 f und im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 b 
des Grundgesetzes. 

Im übrigen haben Bund und Länder dieses Thema 
längst in der Bund-Länder-Planungskommission ge- 
meinsam aufgegriffen, ohne daraus jedoch bisher die 
gesetzgeberischen Konsequenzen in ausreichendem 
Maße zu ziehen. Die Konsequenzen müssen für alle 
Bundesländer möglichst einheitlich sein, weil nur so 
gewährleistet ist, daß unseriöse Fernschulen nicht 
in die am wenigsten fordernden Länder ausweichen. 

(Abg. Pfeifer: Sehr gut!) 

Die Einheitlichkeit ist auch zum Schutz derjeni- 
gen Fernschulen erforderlich, die schon seit Jahren 
die Anforderungen unseres Gesetzes erfüllen, wie 
etwa die im „Arbeitskreis korrektes Fernlehrwesen" 
zusammengeschlossenen Institute. Noch dringender 
aber ist diese Einheitlichkeit für die Fernschüler 
selbst, in deren Interesse die Aktion Bildungsinfor- 
mation mittlerweile 7000 Beschwerden bearbeitet 
und zahlreiche Prozesse gewonnen hat. 
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Im Vordergrund unserer Überlegungen steht also 
die Absicht einer umfassenden Neugestaltung des 
gesamten Fernlehrwesens unseres Landes. Dabei 
werden als vordringliche Ziele verfolgt: Integration 
des gesamten Fernlehrwesens in das allgemeine 
Bildungswesen der Bundesrepublik, Schutz der zirka 
260 000 Fernschüler vor unseriösen Methoden der 
Fernlehrinstitute und ihrer Vertreter, Abbau des 
Kompetenzkonfliktes zwischen den bisher beste- 
henden Institutionen zur Überwachung des Fern- 
unterrichts, nämlich der staatlichen Zentralstelle für 
Fernunterricht der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland in Köln und des Bundesinstituts für 
Berufsbildung in Berlin. 

Dieser Konflikt wird zwar in der Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Lattmann etc. — übrigens haben Sie 
die Kleine Anfrage sehr schön aus unseren Texten 
abgeschrieben, Herr Kollege; aber dies nur neben- 
bei — , 

(Abg. Dr. Freiherr von Weizsäcker: Lobens- 
wert!) 

heruntergespielt, hat aber zu steigenden Spannungen 
geführt, die sich etwa durch folgendes Beispiel be- 
legen lassen. Beide Institutionen vergeben Güte- 
siegel nach ähnlichen Richtlinien. Beim BBF, also 
dem Bundesinstitut, kann man sie aber kostenlos 
— der Bund zahlt ja — und wesentlich großzügiger 
gehandhabt erwerben. Die Zentralstelle der Länder 
zieht das Gütesiegel bei Nichterfüllung der Auf- 
lagen zurück. Das Berliner Institut läßt sich selbst 
dann Zeit, wenn ein sehr großes Fernschulinstitut 
(B) wegen unlauteren Wettbewerbs schon zu 10 000 DM 
Geldstrafen verurteilt ist und weitere einstweilige 
Verfügungen wegen des Einsatzes von Vertretern 
durch Gerichte ausgesprochen worden sind. Der 
Schutz des Fernschülers ist bei dieser Lage nicht 
gewährleistet — entgegen der Antwort der Bun- 
desregierung in der Kleinen Anfrage. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Verwirklichung dieser gegenüber dem Ent- 
wurf vom April bezüglich der Rahmenkompetenz 
zwar modifizierten, jedoch an einigen Stellen noch 
präziser formulierten gesetzlichen Bestimmungen 
für die Ordnung des Fernlehrwesens könnte den 
entscheidenden Fortschritt für die dringend erfor- 
derliche gesetzliche Regelung dieses erst am Beginn 
seiner Entwicklung stehenden Bildungssektors be- 
deuten: Alle Fernlehrgänge und alle Medien und 
Materialien des Fernunterrichts, schriftliches Lehr- 
material, Tonträger, Ton-Bild-Träger, Kassettenfern- 
sehen, fallen dann unter die Bestimmung eines 
Gesetzes. Alle Fernlehrinstitute werden ohne Unter- 
scheidung ihres staatlichen, öffentlich-rechtlichen 
oder privaten Charakters von diesen Regelungen 
betroffen. Alle Fernlehrgänge haben sich den gleich- 
lautenden Auflagen zu fügen. Alle Fernlehrgänge 
werden weiter von einer einzigen staatlichen Stelle, 
der Zentralstelle der Länder für den Fernunterricht, 
die mit der Überprüfung und Beaufsichtigung des 
gesamten Fernlehrwesens beauftragt ist, begutach- 
tet, ebenso diese Institute selbst. Alle Fernlehrinsti- 
tutionen werden auf die Qualität ihres pädagogi- 
schen Personals hin überprüft; das ist außerordent- 


fCl 

lieh wichtig. Alle Fernlehrveranstaltungen werden 
vor dem kommerziellen Mißbrauch durch das Ver- 
treterverbot, das in diesem Gesetz vorgesehen ist, 
und durch die Kündbarkeit des Fernlehrgangs durdi 
den Fernschüler besonders geschützt und nicht nur 
in einem Abzahlungsgeschäft. Ein Studienvertrag 
darf nicht mehr mit einem Finanzierungsvertrag 
gekoppelt werden; auch das ist sehr wichtig. 

Darüber hinaus werden sich die Bestimmungen 
dieser Gesetzesinitiative in die bereits geltenden 
gesetzlichen Regelungen auf europäischer Ebene, 
etwa in Frankreich und den Niederlanden, sinnvoll 
eingliedern und den Empfehlungen des Europarats 
entsprechen. Dennoch gewährleistet dieser Gesetz- 
entwurf auch weiterhin, daß alle Träger von Fern- 
lehrveranstaltungen, auch die privaten, über einen 
ausreichend großen Spielraum verfügen, um neue 
Unterrichtskonzeptionen und neue Lehrgänge ent- 
wickeln und erproben zu können. 

Hier bei uns hat das Fernschulwesen noch nicht 
wie etwa in Schweden und den Niederlanden jenen 
Stellenwert, den es als ortsunabhängige und zeit- 
lich sehr flexible Unterrichtsform der weiterführen- 
den Bildung für Erwachsene haben könnte. Im Ver- 
bund mit Rundfunk, Fernsehen und anderen Medien 
und möglicherweise als ergänzende Unterrichts- 
maßnahme des für die Zukunft angestrebten Bil- 
dungsurlaubs könnte der Fernunterricht so einen 
Beitrag dafür leisten, daß Bildung und Weiterbil- 
dung kontinuierlich und für jeden stets zugänglich 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz ge- 
fördert werden können. 

Auf Grund dieser grundsätzlichen bildungspoli- 
tischen Überlegungen und wegen der dringend er- 
forderlichen gesetzlichen Regelungen zur Ordnung 
des deutschen Fernlehrwesens ist zu hoffen, daß 
unser Antrag mit dem dazugehörigen Gesetzentwurf 
um der Sache willen quer durch alle Parteien eine 
breite Zustimmung findet. Die Verhandlungen im 
Deutschen Bundestag und auch in den Fachaus- 
schüssen hinterher werden zeigen, wie ernst es der 
Koalition mit der sachgerechten und vorausschau- 
enden Lösung schwieriger und komplexer Probleme 
im Bereich des Bildungswesens ist. Dieser unser 
Antrag könnte zu einem Testfall dafür werden, ob 
es gelingt, Teile der versprochenen Reformen auf 
dem Bildungssektor auch mit Hilfe der Opposition 
zu verwirklichen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Lattmann. 

Lattmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es war vurauszusehen, daß zur Ein- 
bringung des Fernschulgesetzes hier um diese Zeit 
ein politisches Trio vor einer Gruppe von Hinter- 
bliebenen oder Gebliebenen gesungen werden 
würde. Ich bedanke mich bei denen, die noch zuihö- 
ren. Ich bin der Auffassung, daß es die Sorgfalt, mit 
der Frau Kollegin Walz dieses Gesetz über Monate 
hinweg vorbereitet hat, erfordert, daß auch die 
Fraktion der SPD hierzu ein paar Sachpunkte vor- 
trägt. Ich bitte um Verständnis dafür und um einige 
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Minuten Geduld; denn wir haben — es läge nahe, 
sich das einmal zu überlegen — noch nicht die 
Möglichkeit, die Beratung eines Fernschulgesetzes in 
einer Ferndebatte stattfinden zu lassen. 

(Heiterkeit. — Abg. Wehner: Das braucht 
nur mal untersucht zu werden! Dann wird 
dieses wahnsinnige Laster auch noch kom- 
men!) 

Erstens. Die Fraktion der SPD begrüßt diese ge- 
setzgeberische Initiative. Wir meinen das Trio, das 
hier anzustimmen ist, muß keinesfalls dissonant 
sein. Allerdings gibt es einige deutliche Unterschei- 
dungen in den Tönen. Ich möchte kurz sagen, wo 
Gemeinsamkeiten und wo verschiedene Auffassun- 
gen liegen. Gemeinsamkeiten gibt es zweifellos im 
Bereich der Kontrolle, der Anzeige- und Genehmi- 
gungspflicht, der Richtlinien für die Mindestinhalte, 
des Vertreterverbots und des Kündigungsrechts. 

Zweitens. Wir sehen wohl gemeinsam, daß all 
das was wir hier besprechen, nicht nur eine Gruppe 
von 260 000 oder 300 000 Teilnehmern an laufenden 
Fernlehrgängen betrifft, sondern daß in Zukunft 
eine Erweiterung auf den Beruf sbildungs- und -fort- 
bildungsbereich insgesamt erfolgen wird, daß hier 
das Recht der Wirtschaft wesentlich tangiert wird 
und daß es in den nächsten Jahren um mehrere 
Millionen junger und auch älterer Menschen geht, 
die von einem solchen Gesetz berührt werden. 
Darin liegt die politische Bedeutung. 

Wie immer, so ist auch bei dieser Gesetzgebung 
— das ist mein dritter Punkt — ein Gutachten im 
Spiel. Dieses Gutachten zeugt von einer verhältnis- 
mäßig einseitigen Auffassung. Es ist auch im Ge- 
setzestext zitiert. Es beruft sich auf Art. 30 und 70 
des Grundgesetzes und sieht den ganzen Bereich 
nach unserer Auffassung allzu pauschal im Gefolge 
der Kulturhoheit der Bundesländer. Deswegen 
möchte ich — viertens — folgende These aufstellen: 
Das Land ist nahe, der Bund ist fern, aber manch- 
mal liegt auch das Ferne näher. 

Ich möchte Sie daran erinnern, daß in der ersten 
Fassung Ihres Gesetzentwurfs, Frau Kollegin Walz, 
noch eine grundgesetzliche Klippe artikuliert war, 
über die hier gesprochen werden muß; denn das 
vorliegende Gesetz scheint in mancher Hinsicht ein 
Bundesgesetz zu sein, hinter dem sich ein Bundes- 
fernschulrahmengesetz mit grundgesetzändernder 
Wirkung verbirgt. In diesem Punkt kann ihm die 
Fraktion der SPD — jedenfalls in dieser Situation, 
bei der ersten Beratung • — keinesfalls zustimmen. 
Zu vielen inhaltlichen Sachpunkten sagen wir Ihnen 
unsere kritische Mitarbeit in den zuständigen Aus- 
schüssen, vor allen Dingen im Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft, zu. 

Wir glauben aber doch, daß die Frage der Kom- 
petenz einer sehr, sehr gründlichen grundgesetz- 
rechtlichen Abwägung bedarf. Wie Sie wissen, ist 
nach Art. 74 Nr. 11 des Grundgesetzes — Recht 
der Wirtschaft — eine erhebliche Kompetenz des 
Bundes gegeben. Hier liegt der kritische Punkt. 
Lassen Sie mich das ganz kurz durch ein Beispiel 
aufzeigen. 


Ein Bürger unserer Republik wohnt in Rosenheim 
und bezieht einen beruflichen Fernkurs, der nicht 
mit irgendeinem gängigen Schulbereich zu tun hat, 
aus Hamburg. Was soll ihm dann die Zuständigkeit 
eines Kultusministeriums nützen? Welches Mini- 
sterium soll überhaupt zuständig sein? Bitte, sehen 
Sie auch, daß die Anwendung dessen, was wir hier 
machen werden, überwiegend im Bereich jener Be- 
rufsbildung liegt, die nicht das Schulische und nicht 
die Universität tangiert, also mehr im Recht der 
Wirtschaft. 

Hier müssen wir auch sehen, daß wir bei der Ent- 
wicklung auf Europa hin bei all den vor uns stehen- 
den Vereinbarungen über die Berufsausbildung im 
Rahmen von EG-Vereinbarungen, nicht nur aus- 
schließlich die Bundesländer in den Blick fassen 
können. Hier erscheint tatsächlich eine Bundeskom- 
petenz über das Recht der Wirtschaft sehr wichtig. 
Hier dürfte im Interesse der Betroffenen, im Inter- 
esse der Bevölkerung nichts geschmälert werden. 
Aber dies ist kein Gegenstand für politische Pole- 
mik, sondern für eine sehr sachliche Debatte. Noch 
in Ihrem Vorentwurf, Frau Kollegin, war ja eine 
Ergänzung des Art. 75 Nr. 1 a des Grundgesetzes 
vorgesehen. Dies war zumindest auch problematisch. 

Ich will nicht noch einmal auf die Kleine Anfrage 
eingehen, die Sie schon erwähnt haben, aber ab- 
schließend sagen, daß die gesetzliche Regelung des 
Fernlehrwesens in der Bundesrepublik auch nach 
Auffassung unserer Fraktion dringend erforderlich 
ist. Allerdings bitten wir Sie, zu sehen, daß es sich 
hier um ein politisches Gebiet handelt, auf dem die (D) 
Bundesregierung bereits sehr aktiv ist. Im Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft arbeitet 
man intensiv an der Neufassung des Berufsbildungs- 
gesetzes und wir sind dabei, uns von seiten des 
Parlaments daran zu beteiligen, gerade hinsichtlich 
des Abschnittes des Fernlehrwesens in der Bundes- 
republik, den wir dort — bezogen auf Art. 74 Nr. 11 
des Grundgesetzes, Recht der Wirtschaft — als 
Bundeskompetenz unterbringen wollen. 

Geben Sie dieser Initiative der Bundesregierung 
deswegen also den nötigen Raum! Wir haben ge- 
sehen, daß es gestern im Kontaktausschuß zwischen 
Bund und Ländern über die Zuständigkeit von ZFU 
und BBF in Berlin nicht zu einer Vereinbarung ge- 
kommen ist. Wir sehen als die Schwierigkeiten. Wir 
müssen sie völlig realistisch in den Blick fassen. 
Aber es wäre nicht gut, wenn zu diesem Zeitpunkt, 
wenn in den allernächsten Monaten die Neufassung 
des Bildungsgesetzes auf den Tisch kommt und wir 
dort die Dinge regeln können, eine Bund-Länder- 
Kontaktstelle Fakten schaffte, die dann vielleicht 
eine durchgreifendere Gesetzgebung beeinträchti- 
gen würde. 

Abschließend folgendes. Was nottut — und hier, 
Frau Kollegin und meine Damen und Herren von 
der Opposition, liegt unsere Gemeinsamkeit — , ist 
das Ende der Freibeuterei auf Gebieten des Fern- 
lehrwesens. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber das darf nicht auf Kosten einer Bundeskom- 
petenz geschehen, die nach unserer Auffassung doch 
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^ mehr gegeben ist, als Ihr Gesetzentwurf sie bein- 
haltet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Man sollte zu Anfang doch ein- 
mal mitteilen, worüber wir jetzt eigentlich beraten. 
Wir beraten über einen Ersuchensantrag der Oppo- 
sition an die Bundesregierung, mit den Ländern in 
Verhandlungen einzutreten, damit diese die ent- 
sprechenden Gesetze verabschieden. 

Nun kann man das gleiche natürlich auch für 
Schulgesetze und für alle möglichen anderen Gesetze 
einführen, für die der Bund leider nicht die Kompe- 
tenzen hat. Ich meine, insoweit sind eigentlich beide 
Beiträge, sowohl der Ihre, Frau Dr. Walz, als auch 
der von Herrn Lattmann, etwas zu stark ausgefal- 
len — so möchte ich einmal sagen — im Hinblick 
auf das, was hier inhaltlich eigentlich bewirkt wer- 
den kann. Ich bedaure das; denn ich stimme Ihnen 
in den inhaltlichen Fragen zu. 

Sie haben bereits selbst darauf hingewiesen, daß 
sich der eigentlich im letzten Jahr geplante Vor- 
stoß, nämlich dem Bund wenigstens die Rahmenkom- 
petenz über die Aufsicht des Fernunterrichts zu 
geben, nicht durchgesetzt hat. Nun können Sie na- 
türlich gut sagen, daß das u. a. auch am Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft liegt. Ich will 
das gar nicht leugnen. Aber zunächst einmal han- 

(B) delt es sich hier um einen Antrag Ihrer Fraktion. 
Das ist ein Beweis dafür, daß Sie sich in Ihrer eige- 
nen Fraktion offenbar nicht haben durchsetzen kön- 
nen. Das bedaure ich sehr. 

Gerade für den Bereich des Fernunterrichts ist 
eine bundeseinheitliche Regelung ganz besonders 
erforderlich. Dieses Thema hat aber nicht nur einen 
rein verbrauchspolitischen, sondern eben auch einen 
bildungspolitischen Aspekt. Wenn auch ein paar 
Mal das Wort Bildungspolitik gefallen ist, so muß 
ich doch sagen, daß dieser Entwurf, so wie er vor- 
gelegt ist, im Grunde genommen ein rein verbrau- 
cherpolitischer Gesetzentwurf ist. 

(Abg. Frau Dr. Walz: Haben Sie ihn gele- 
sen, Frau Kollegin?) 

Er betrifft z. B. nicht die Einordnung des Fernunter- 
richts in den gesamten Weiterbildungsbereich, die 
ja sehr wichtig wäre, um den Fernunterricht sehr 
viel wirksamer zu machen. Ich denke hier beson- 
ders an die Herstellung des Kontakts zwischen Leh- 
rern und Studierenden . 

Ich glaube, man sollte an dieser Stelle ruhig dar- 
auf hinweisen, daß es mit dem Fernunterricht in der 
Bundesrepublik noch schlechter bestellt wäre, wenn 
es nicht Privatinitiativen von Pädagogen, Unterneh- 
mern und verschiedenen Verbänden gegeben hätte. 
Denn die staatlichen Initiativen in diesem Bereich 
sind bisher vollkommen in Kompetenzstreitigkeiten 
erstickt. Deshalb ist es wichtig, hier verbraucher- 
politisch tätig zu werden. Wir haben die bundesge- 
setzlichen Möglichkeiten, um die Privatinitiativen, 


die einmal entstanden sind, nicht durch üble Ge- 
schäftspraktiken überschatten zu lassen. 

Bereits heute ist ja Kontrolle möglich, allerdings 
auf Wunsch der Fernlehrinstitute. Es ist nicht schwer 
zu erraten, daß natürlich nur ein solcher Lehrgang 
auf Wunsch kontrolliert wird, der auch tatsächlich 
Aussicht auf Erfolg hat Das ist ein vergleichsweise 
geringer Teil der Lehrgänge; der größte Teil ist 
völlig unkontrolliert. Auch hier gibt es wieder eine 
geradezu erschreckende Kompetenzstreitigkeit zwi- 
schen zwei Institutionen: dem Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung und der Staatlichen Zentral- 
stelle der Länder für Fernunterricht. 

Man kann sich nicht einmal darüber einigen, 
wer welchen Lehrgang kontrollieren darf. Der eine 
— nämlich die Bundesstelle — behauptet: Wir dür- 
fen alles kontrollieren, was berufsbildenden Inhalt 
hat. Und die Zentralstelle der Länder meint, das 
gehe nicht, denn sie überall dort zuständig, wo 
staatliche Prüfungen angestrebt würden. Hier zeigt 
sich, daß sich auch ein Großteil der Politiker und 
eben leider auch die beiden großen Parteien offen- 
bar nicht zu dem endlich notwendigen Schritt zu- 
gunsten der Betroffenen entschließen können, näm- 
lich zur Verlagerung der Kompetenzen auf den 
Bund. 

Die vefbraucherpolitischen Ansätze in Ihren Vor- 
stellungen Frau Dr. Walz, sind zu begrüßen, die 
Anzeigepflicht und der Genehmigungszwang für 
Fernlehrgänge sind unbedingt erforderlich, und die 
Bedingungen, die an das Angebot und vor allem 
an den Vertragsabschluß gestellt werden, müssen 
selbstverständlich geregelt werden. Das sind aber 
primär verbraucherpolitische und nicht bildungs- 
politische Fragen. 

Die Verzahnung mit dem Weiterbildungssystem 

haben Sie überhaupt nicht angesprochen. Insofern 
ist der Anspruch, das sei ein Bildungsgesetz, wohl 
ein bißchen zu hoch. 

Wir sollten die Bundesregierung auffordern — 
das sollten wir auch im Ausschuß eingehend be- 
raten — , zu versuchen, die verbraucherpolitischen 
Fragen durch Bundesgesetz zu regeln. Hier sollte 
nicht erst der Umweg über die Aufforderung an die 
Länder gegangen werden, das zu tun. Darüber hin- 
aus sollten wir den Bund beauftragen, im Zusam- 
menhang mit der Reform zur beruflichen Bildung 
gemeinsam mit den Ländern nach bildungspoli- 
tischen Lösungen zu suchen, um die Verzahnung 
von Fernunterricht und Weiterbildungseinrichtun- 
gen tatsächlich zu verbessern. 

Zum Schluß möchte ich nur hinzufügen: Meine 
Partei wird nicht müde werden, die Bundeskompe- 
tenz für diesen Bereich zu fordern. Ich hoffe, daß 
es uns gelingen wird, Sie bei den Ausschußbera- 
tungen nach und nach alle davon zu überzeugen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich schlage Ihnen vor, den Antrag an den Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft — federführend — , an 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

den Rechtsausschuß und an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung — mitberatend — zu überweisen. 
— Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schröder (Wilhelminenhof), Dreyer, Bremer, 
Seiters, Eigen, Sick, Dr. Ritz, Schröder (Lüne- 
burg), Lagershausen, Ey, Möller (Lübeck), Dr. 
Müller-Hermann und Genossen und der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Sturmflutschäden an 
der deutschen Nordseeküste 

— Drucksache 7/1536 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schlage Ihnen 
Überweisung an den Haushaltsausschuß — feder- 
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — mitberatend — vor. 
— Widerspruch erfolgt nicht. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. 

Aus- und Fortbildung der Unteroffiziere 

— Drucksachen 7/1095, 7/1397 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Horn 

(B) Ich danke dem Berichterstatter, dem Abgeordne- 
ten Horn, für seinen schriftlichen Bericht und erteile 
ihm das Wort zu einer mündlichen Ergänzung. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich werde Ihre Zeit nicht mehr strapazieren; 
ich werde nur noch vier Sätze sagen. In unmittel- 
barem Zusammenhang mit dem Bericht über die Aus- 
und Fortbildung der Unteroffiziere steht noch ein 
einstimmig gefaßter Entschließungsantrag des Ver- 
teidigungsausschusses an den Innenausschuß und an 
den Haushaltsausschuß, den ich Ihnen hiermit zur 
Kenntnis geben möchte: 

In Ergänzung der Konzeption zur Aus- und Fort- 
bildung der Unteroffiziere wird ein neuer Spit- 
zendienstgrad für Unteroffiziere gefordert, der 
ohne Prüfung nach entsprechender Zeit und Be- 
währung erreicht werden kann. Der Dienstgrad 
ist für diejenigen Hauptfeldwebel vorgesehen, 
die im Rahmen der Verzahnung in die Besol- 
dungsgruppe A 9 eingewiesen wurden. Dieser 
Anteil muß erhöht werden. 

(Beifall bei der SPD.) 


Vizepräsident Dr. Jaeger: über diesen An- 
trag braucht das Haus ja nicht abzustimmen; wir 
haben ihn zur Kenntnis genommen. Ich danke Ihnen. 

Wird das Wort in der Aussprache gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Es ist also Beschluß zu fassen 
über den Antrag des Ausschusses auf Drucksache 
7/1397 unter B. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Punkte 14 und 15 auf: 

14. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund- 
heit (13. Ausschuß) zu dem von der Bundes- 
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Brot 

— Drucksachen 7/136, 7/1514 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Egert 

15. Beratung des Berichts und des Antrags des 

Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund- 
heit (13. Ausschuß) zu dem von der Bundes- 
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
(EWG) des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Ex- 
trakte aus Kaffee, Tee und aus Kaffee- und 
Teemitteln einschließlich Zichorie sowie die 
Mischungen auf der Grundlage dieser Ex- 
trakte (D) 

— Drucksachen 7/474, 7/1534 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Jaunich 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aussprache 
verlangt? — Auch das ist nicht der Fall. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber über die beiden Tagesordnungs- 
punkte gemeinsam abstimmen? — Ich höre keinen 
Widerspruch. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß- 
anträge auf den Drucksachen 7/1514 und 7/1534. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Enthaltun- 
gen? — Keine Enthaltungen. Es ist einstimmig so be- 
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen nun endlich 
am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
Mittwoch, den 13. Februar 1974, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.28 Uhr.) 


Berichtigung 

74. Sitzung, Seite 4707" D, Zeile 11, ist statt „1972"' 
zu lesen: „ 197 UL 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 


Dr. Abelein 

25. 1. 

Dr. Achenbach * 

25. 1. 

Adams * 

25. 1. 

Dr. Ahrens ** 

25. 1. 

Dr. Aigner * 

25. 1. 

Alber ** 

25. 1. 

Amrehn ** 

25. 1. 

Dr. Arndt 

30. 3. 

Dr. Artzinger 

27. 1. 

Behrendt * 

25. 1. 

Blumenfeld ** 

25. 1. 

Börner 

25. 1. 

Frau von Bothmer 

25. 1. 

Bredl 

28. 2. 

Büchner (Speyer) ** 

25. 1. 

Dr. Burgbacher * 

25. 1. 

Dr. Corterier * 

25. 1. 

Egert 

25. 1. 

Dr. Enders ** 

25. 1. 

Dr. Evers 

25. 1. 

Dr. Eyrich 

26. 1. 

Flämig * 

25. 1. 

Frehsee * 

26. 1. 

Dr. Freiwald 

25. 1. 

Dr. Früh * 

25, 1. 

Dr. Geßner** 

25, 1. 

Glombig 

25. 1, 

Dr, Gölter ** 

25. 1. 

Graaff 

25, 1. 

Grüner 

25. 1. 

Hansen 

25. 1. 

von Hassel 

25. 1. 

Dr. Holtz ** 

25. 1. 

Dr. Jahn (Braunschweig) ^ 

26. 1. 

Kahn- Ackermann ** 

25. 1. 

Kater * 

25. 1. 

Katzer 

25. 1. 

Dr. Kempfier ** 

25. 1. 

Kiep 

25. 1. 

Dr. h. c. Kiesinger 

25. 1. 

Dr. Klepsch ** 

25. 1. 

Krall * 

25. 1. 

Krampe 

30. 1. 

Frhr. von Kühlmann-Stumm 

25. 1. 

Lagershausen ** 

25. 1. 

Lautenschlager * 

25. 1. 

Lemmrich ** 

25. 1. 

Lenzer ** 

25. 1. 

Logemann 

25. 1. 

Lücker * 

26, 1. 

Marquardt ** 

25. 1. 

Memmel * 

25. 1. 

Dr. Mende ** 

25. 1. 


* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 


Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 

25. 1. 

Müller (Mülheim) * 

25. 1. 

Dr. Müller (München) ** 

25. 1. 

Müller (Remscheid) 

25. 1. 

Mursch (Soltau-Harburg) 

25. 1. 

Frau Dr. Neumeister 

25. 1. 

Pawelczyk ** 

25. 1. 

Pieroth 

25. 1. 

Dr. Prassler 

23. 2. 

Richter ** 

25. 1. 

Roser 

25. 1. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein 

25. 1. 

Schedl 

23. 2. 

Schmidt (Kempten) ** 

25. 1. 

Schmidt (München) * 

25. 1. 

Schmöle 

25. 1. 

Dr. Schwencke ** 

25. 1. 

Dr. Schwörer* 

25. 1. 

Seefeld * 

25. 1. 

Sieglerschmidt ** 

25. 1. 

Slotta 

25. 2. 

Springorum * 

25. 1. 

Staak (Hamburg) 

25. 1. 

Dr. Starke (Franken) 

25. 1. 

Dr. Stienen 

25. 1. 

Dr. Vohrer ** 

25. 1. 

Walkhoff " 

25. 1. 

Walther ** 

25. 1. 

Dr. Warnke 

25. 1. 

Weber (Heidelberg) 

23. 2. 

Frau Dr. Wex 

25. 1. 

Frau Dr. Wolf ** 

25. 1. 

Zebisch 

25. 1. 

Dr. Zimmermann 

25. 1. 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 1): 

Ist die Bundesregierung in der Lage, Ölhändlern, Herstellern 
von Ölbrennern und Ölheizungen sowie Bauherren mitzuteilen, 
ob eine Ölheizungsplanung zukünftig in Neubauten noch rea- 
listisdi ist? 

Nach Auffassung der Bundesregierung wird sich 
auch in Zukunft der Einbau und Betrieb einer Öl- 
heizung in Neubauten in vielen Fällen als die für 
den einzelnen Bauherrn optimale Lösung anbieten. 
Zwar sind die Preise für leichtes Heizöl in den ver- 
gangenen Monaten zum Teil ganz erheblich gestie- 
gen; bei allmählicher Verbesserung der Versor- 
gungssituation hat sich die preisliche Situation in 
den letzten Wochen aber wieder etwas entspannt. 
Angesichts der generellen Bedeutung des Preises für 
leichtes Heizöl auf dem Wärmemarkt sind im übri- 
gen Preissteigerungen bei anderen Heizenergien 
künftig nicht auszuschließen. 



4944* 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


Bei der Einrichtung einer Ölheizung werden aber 
neben den Heiezölpreisen noch eine Reihe anderer 
Gründe den Ausschlag geben: Zu nennen sind etwa 
die Installationskosten für die gesamte Heizungs- 
anlage einschließlich der Öltanks, die Kosten für 
regelmäßige Wartung und Reinigung sowie bau- 
technische und versorgungstechnische Gründe. 
Wirtschaftlichkeitsvergleiche bei Einsatz verschie- 
dener Energiearten ließen sich bisher nur schwer 
erstellen. Außerdem ist in einer Reihe von Fällen 
die Verwendung anderer Heizenergien wie Erdgas 
oder Elektrizität wegen fehlender Leitungsnetze oder 
mangels Verfügbarkeit ausgeschlossen. Der Einsatz 
fester Brennstoffe scheidet oft aus Gründen der 
Bequemlichkeit aus. 

Da Heizenergie künftig generell teurer sein wird 
als bisher, wird es bei Planungen von Heizungs- 
anlagen in Neubauten auf eine möglichst sparsame 
Verwendung von Energie ankommen. Hierbei ist 
— unabhängig von der eingesetzten Energieart — 
neben einer rationell funktionierenden Heizungsan- 
lage eine weitgehende Wärmedämmung und -Isola- 
tion von besonderer Bedeutung. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 2): 

Trifft es zu. daß Pläne erwogen werden, wonach dem kom- 
munistischen Regime der DDR Kredite in einer Größenordnung 
von ca. 640 Millionen DM gewährt werden sollen, und ist daran 
gedacht, ungebundene Finanzkredite für die Renovierung der 
Autobahn Helmstedt — Berlin bzw. für den Ausbau der Hotel- 
kapazität in Leipzig zu bewilligen? 

Es werden von der Bundesregierung keine Pläne 
erwogen, Kredite von ca. 640 Mio. DM an die DDR 
zu gewähren. Ebensowenig ist daran gedacht, der 
DDR einen ungebundenen Finanzkredit für die Re- 
novierung der Autobahn Helmstedt— Berlin bzw. für 
den Ausbau der Hotelkapazität in Leipzig zu be- 
willigen. 

Im Rahmen des innerdeutschen Verrechnungsver- 
kehrs besteht seit langem der durch die Verein- 
barung vom 6. 12. 1968 erhöhte Swing. Entsprechend 
der bis Ende 1975 gültigen Vereinbarung wird der 
Swing sich von 620 Mio. DM im Jahre 1973 auf 
660 Mio. DM 1974 erhöhen. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 3): 

Trifft es zu, daß die verketzerten Ölkonzerne die europäischen 
Regierungen, darunter auch die Bundesrepublik Deutschland, 
geraume Zeit vorher auf die Möglichkeiten von Engpaßsituatio- 
nen hingewiesen haben? 

Sollte die Frage dahin gehend zu verstehen sein, 
daß die Bundesregierung im Rahmen ihrer ständigen 


Kontakte mit der Mineralölwirtschaft konkrete Früh- (^) 
hinweise auf die von den arabischen Förderländern 
beabsichtigten förderpolitischen Maßnahmen erhal- 
ten hat, so ist sie zu verneinen. 

Die mit unserer hohen Importabhängigkeit bei 
Mineralöl verbundenen Risiken zeitweiliger Versor- 
gungsunterbrechungen sind allerdings der Bundes- 
regierung und der Mineralölwirtschaft seit langem 
bewußt. Die Bundesregierung hat in ihrem Energie- 
programm, das — was nur immer wieder betont 
werden kann — vor der Mineralölkrise erarbeitet 
und verabschiedet worden ist, eingehend dargelegt, 
wie sie die Situation des Weltmineralölmarktes mit 
ihren Konsequenzen für die deutsche Versorgung 
einschätzt und welche konkreten Schritte sie über 
die bereits ergriffenen Maßnahmen hinaus zusätz- 
lich noch für erforderlich hält. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Schedl (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 4): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Zulassung 
von Staatsbaufirmen aus dem Ostblock, vor allen Dingen in 
dem struktursdiwachen ostbayerischen Raum, schnellstens auf- 
zuheben, dies insbesondere deshalb, da für die einheimische 
Bauindustrie und das Bauhandwerk nunmehr in außerordent- 
lich geringem Maß AnscJilußaufträge vorhanden sind? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort pj 
auf die Kleine Anfrage „Arbeitserlaubnis für rumä- 
nische Bauarbeiter" (Drucksache VI/3308 vom 29. 3. 
1972) zum Ausdruck gebracht, daß durch die Tätig- 
keit osteuropäischer Baufirmen keine Gefährdung 
der Arbeitsmöglichkeiten für deutsche Arbeiter ein- 
treten dürfe. In Anbetracht der derzeitigen kon- 
junkturellen Situation im Baugewerbe hat der zu- 
ständige Interministerielle Ausschuß der Bundes- 
regierung daher am 13. Dezember 1973 beschlossen, 
daß den im Rahmen von Werkverträgen entsandten 
ausländischen Arbeitnehmern bis auf weiteres keine 
Arbeitserlaubnis mehr erteilt werden soll, wenn der 
Vertrag mit dem deutschen Auftraggeber erst nach 
dem vom Bundeskabinett am 22. November 1973 
verfügten Anwerbestopp abgeschlossen wurde. 

Ist es vor diesem Stichtag zum Abschluß eines 
Werkvertrages gekommen, so wird entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen die Erteilung der 
Arbeitserlaubnis von der jeweiligen regionalen Ar- 
beitsmarktsituation abhängig gemacht. 

Lediglich dann, wenn mit der Bauausführung be- 
reits begonnen worden ist, werden auch in Zukunft 
noch neue Arbeitserlaubnisse erteilt oder abgelau- 
fene verlängert. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
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(A) Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Frage A 5) : 

Weldie Ursachen gab es dafür, daß die Bundesregierung über 
längere Zeit hinweg über die tatsächliche Lage in der Energie- 
Versorgung nur unzureichend informiert war, und welche Folge- 
rungen will die Bundesregierung daraus ziehen? 

Die Bundesregierung hat seit Beginn der Nahost- 
krise alle Anstrengungen unternommen, um sich 
durch Kontakte ihrer ausländischen Vertretungen 
mit den Förderländern sowie durch einen ständigen 
Informationsaustausch mit den zuständigen Regie- 
rungsstellen der westlichen Verbraucherländer und 
den Mineralölgesellschaften ein umfassendes Bild 
von der Versorgungssituation bei Mineralöl zu ver- 
schaffen. Eine vorausschauende Beurteilung der Si- 
tuation war jedoch dadurch erschwert, daß die von 
den arabischen Ländern beschlossenen Produktions- 
kürzungen und Embargos teilweise unterschiedlich 
gehandhabt und mehrfach kurzfristig revidiert wur- 
den. Den damit verbundenen Unsicherheitsfaktoren 
in der Prognose der Versorgungsentwicklung stan- 
den alle westlichen Verbraucherländer gegenüber. 
Auch die Bundesregierung sah sich daher veranlaßt, 
ihre Beurteilung der Versorgungslage den sich 
schnell ändernden Maßnahmen der arabischen För- 
derländer anzupassen. 

Die spezielle Versorgungssituation der Bundesre- 
publik ist in dem von der Mineralölwirtschaft einge- 
richteten Versorgungsausschuß regelmäßig mit den 
in der Bundesrepublik tätigen Mineralölgesellschaf- 
ten erörtert worden. Daneben war die Bundesregie- 
rung von Anfang an um eine Verbesserung des In- 
formationssystems bemüht, um umfassende Anga- 
ben über die Versorgungsmöglichkeiten der einzel- 
nen Gesellschaften zu erhalten. Sie hat deshalb die 
Mineralölgesellschaften veranlaßt, ihr im Abstand 
von zwei Wochen anhand von detaillierten Fragebo- 
gen über die Versorgungslage zu berichten. Auf 
diese Weise hat die Bundesregierung — dem jewei- 
ligen Erkenntnisstand entsprechend — ein genaues 
Bild sowohl über die Einfuhr, die Verarbeitung und 
den Absatz von Mineralöl, als auch über die Ent- 
wicklung der Bestände von Rohöl und Produkten in 
jeder Gesellschaft erhalten. Dieses System hat sich 
nach Auffassung der Bundesregierung bewährt. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Immer (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage A 6): 

Inwieweit trifft die in der „Panorama-Sendung" vom 7. Januar 
1974 aufgestellte Behauptung zu, daß die großen Mineralöl- 
gesellschaften ihre Tankstellen zu überhöhten Benzinabgabe- 
preisen verpflichten, obwohl die Abgabepreise der Raffinerien 
eine solche Maßnahme nicht rechtfertigen, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegen derartige Maßnahmen zu tun? 

Das Bundeskartellamt und die Landeskartellbe- 
hörde in Kiel haben den von Ihnen angesproche- 
nen Sachverhalt sofort zum Anlaß genommen, kar- 
tellrechtliche Ermittlungen aufzunehmen. Das Er- 


gebnis dieser Untersuchungen liegt noch nicht vot. 
Die Prüfung erstreckt sich insbesondere auch auf 
die Aussage des Besitzers einer freien Tankstelle 
in Schleswig-Holstein, wonach Tankstelleninhaber 
durch die Androhung der Nichtbelieferung zu über- 
höhten Abgabepreisen für Benzin gezwungen wor- 
den seien. Sollte sich dieser Sachverhalt als zutref- 
fend erweisen, so läge ein klarer Verstoß gegen das 
Kartellgesetz vor. Die Kartellbehörden können in 
derartigen Fällen hohe Bußgelder festsetzen. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Katzer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 7): 

Welche Gründe sprechen in der gegenwärtigen energiepoli- 
tischen Situation für und gegen die Einführung der Sommerzeit, 
und beabsichtigt die Bundesregierung eine derartige Maßnahme? 

Anregungen, die Sommerzeit (OEZ) auch in der 
Bundesrepublik wieder einzuführen, werden in letz- 
ter Zeit immer wieder laut. Mit Rücksicht auf die 
Fahrpläne im internationalen Flug- und Eisenbahn- 
verkehr könnte eine derartige Regelung jedoch 
nicht ad hoc erfolgen, sondern müßte rechtzeitig mit 
der europäischen Fahrplankonferenz abgestimmt 
werden. 

Vorteile sind nicht nur auf dem Energiesektor zu 
suchen, sondern es werden auch andere Bereiche 
genannt, die hiervon profitieren könnten, so z. B. 
die Sicherheit im Straßenverkehr. 

Die Einsparungen im Elektrizitätssektor werden 
wahrscheinlich nicht sehr gravierend sein. Erste 
Schätzungen kommen zu dem Ergebnis, daß im 
Sommerhalbjahr etwa 0,1 bis 0,2 Vo des Gesamt- 
stromverbrauchs eingespart werden. Zur Ermittlung 
genauerer Zahlen, insbesondere auch welchen Ein- 
fluß die Einführung der OEZ über das gesamte Jahr 
hat, so wie es in einigen anderen Ländern erwogen 
wird, bedarf es weiterer elektrizitätswirtschaftlicher 
Untersuchungen, die noch einige Zeit in Anspruch 
nehmen werden. 

Bei Vorliegen günstiger Ergebnisse würde sich 
die Bundesregierung, insbesondere im Hinblick auf 
eine einheitliche Handhabung in der Gemeinschaft, 
einer solchen Regelung nicht versdiließen. 

Im übrigen darf ich auf die Beantwortung der 
zum gleichen Thema gestellten Fragen des Herrn 
Abgeordneten Spitzmüller verweisen, die unter 
Nr. 42 und 43 im Protokoll zur 71. Sitzung vom 
13. Dezember 1973 auf S. 4415 abgedruckt ist. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
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Reusdienbach (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen 
A 8 und 9) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, nach der Untersagung 
der Fusion von Gelsenberg und VEBA vom Recht des Bundes- 
wirtschaftsministers, eine Ausnahmegenehmigung zu erteilen, 
Gebrauch zu machen? 

Wann ist mit dieser Entscheidung zu rechnen, und welche 
Probleme der dann entstehenden Markt- und Betriebsstrukturen 
sind zu beachten? 

Zu Frage A 8: 

Mit dem Erwerb des Gelsenberg-Paketes hat die 
Bundesregierung die Neugruppierung der deutschen 
Mineralölinteressen eingeleitet. Wie in dem Energie- 
programm der Bundesregierung vom 26. September 
1973 bereits dargelegt, ist der Aufbau eines lei- 
stungsfähigen deutschen Mineralölunternehmens 
insbesondere für die Entwicklung einer verstärkten 
Kooperation mit den Erdölförderländern zur Siche- 
rung der langfristigen Mineralölversorgung erfor- 
derlich. Die gegenwärtige Lage auf dem Mineralöl- 
markt hat die Notwendigkeit einer solchen Neu- 
gruppierung noch dringlicher gemacht. 

Im Hinblick darauf wird der Bundesminister für 
Wirtschaft über die Erteilung der im Kartellgesetz 
vorgesehenen Ausnahmeerlaubnis unmittelbar nach 
der gesetzlich vorgeschriebenen Anhörung der Län- 
derwirtschaftsminister entscheiden. 

Zu Frage A 9: 

Die kartellrechtliche Entscheidung über die Erlaub- 
niserteilung wird voraussichtlich noch in diesem 
(B) Monat ergehen. 

Danach sind weitere Entscheidungen über die Ge- 
staltung der deutschen Mineralölgruppe erforder- 
lich. Das Ziel ist, ein leistungsfähiges deutsches 
Mineralölunternehmen zu schaffen, das sowohl von 
seinen finanziellen Möglichkeiten als auch seiner 
Kapazität her in der Lage ist, die deutschen Inter- 
essen auf dem internationalen Mineralölmarkt wirk- 
sam zur Geltung zu bringen. Unterschiedliche Unter- 
nehmensinteressen innerhalb der deutschen Gruppe 
konnten bei den Förderländern bisher allzu leicht 
den Eindruck einer Diskrepanz zwischen den mine- 
ralölpolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung 
und den Möglichkeiten ihrer Verwirklichung auf 
Unternehmensebene erwecken. 

Um unter wettbewerbspolitischen und struktur- 
politischen Aspekten die zweckmäßigste Lösung zu 
finden, ist beabsichtigt, auch die aufgrund der Kar- 
tellnovelle gebildete Monopolkommission um eine 
Stellungnahme zu bitten. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Becker (Nienberge) (SPD) (Drucksache 7/1555 Fra- 
gen A 10 und 11): 

Ist es richtig, daß die Erdgaspreise in irgendeiner Form an 
die Preise des schweren Heizöls gekoppelt sind? 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, für die Be- 
zieher von Erdgas bei erhöhten Kosten eine ähnliche Regelung 
wie den Heizölkostenzusdiuß zu treffen? 

Zu Frage A 10: 

Ja. Die Erdgaspreise sind in langfristigen Erdgas- 
lieferverträgen, die Preiisanpassungsklauseln ent- 
halten, überwiegend an die Preise für schweres 
Heizöl gebunden. Diese Bindung ist je nach Lage 
des Einzelfalles unterschiedlich. Vorherrschend sind 
Klauseln, die den Erdgaspreis zu 70 Vo an den Heiz- 
ölpreis und zu 10 Vo an den Lohn binden sowie einen 
unveränderlichen Bestandteil in Höhe von 20 Vo 
enthalten. 

Diese Koppelung wirkt sich jedoch nicht sofort 
und in vollem Umfang aus. Die Klauseln sehen näm- 
lich vor, daß die Erdgaspreise erst nach Ablauf 
bestimmter Zeiträume — meist nach einem Jahr — 
der Entwicklung der Heizölpreise folgen und be- 
stimmte Durchschnittspreise in dem jeweiligen 
Zeitraum der Berechnung der Erdgaspreise zugrunde 
gelegt werden sollen. 

Zu Frage All: 

Wie sich aus der Antwort zur Frage 1 ergibt, wird 
es für die Heizperiode 1973/74 keine Preisbewegung 
für die erdgasverbrauchenden privaten Haushalte 
geben, die mit den Erhöhungen der Verbraucher- 
preise für leichtes Heizöl vergleichbar sind. Daher 
ist auf Erdgas bezogen eine Lösung, ähnlich der des 
Heizölkostenzuschußgesetzes, das nur für die Heiz- 
periode 1973/74 gilt, nicht beabsichtigt. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Frage A 12) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die besorgniserregenden Ben- 
zinpreise wenigstens bei der Gesellschaft, bei der sie die Ak- 
tienmehrheit besitzt, stabil zu halten? 

Der Bund hat kürzlich eine Beteiligung von rd. 
51 Vo an der Gelsenberg AG erworben; ich weise 
allerdings darauf hin, daß das kartellrechtliche Er- 
laubnisverfahren noch nicht abgeschlossen ist. Gel- 
senberg vertreibt Vergaserkraftstoffe nicht selbst, 
sondern über die die Aral AG. *) An dieser hält sie 
eine Beteiligung von 28 ®/ö. Daneben hält der Bund 
eine Beteiligung von 40 Vo an der Veba, die ihrer- 
seits ebenfalls einen Anteil von 28 Vo an der Aral 
hält. 

Zu den Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes auf 
die beiden Bundesgesellschaften möchte ich folgen- 
des ausführen: 

Die Preiserhöhungen der Aral wie der übrigen 
Mineralölgesellschaften sind dem Grunde nach un- 

•) Ferner ist die 100 Voige Gelsenberg-Toditer Raab Kar- 
cher als Kommissionär für Aral im Verkauf tätig. 
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bestreitbar durch die zusätzlichen staatlichen Ab- 
gabeerhöhungen der Förderländer und die Preiserhö- 
hungen für die ihnen zur Verfügung stehenden eige- 
nen Rohölmengen ausgelöst worden. Den von Mine- 
ralölgesellschaften angestellten Berechnungen zu- 
folge belaufen sich diese an die Förderländer abzu- 
führenden zusätzlichen Abgaben auf 100 — 130 DM 
je Tonne. Nationale und internationale Schätzungen 
beziffern die zusätzlichen für die Bundesrepublik 
daraus insgesamt entstehenden Belastungen, falls sie 
in dieser Höhe bestehen bleiben, auf etwa 5,8 
Mrd. $: für die gesamten Ölverbraucherländer wer- 
den diese zusätzlichen Leistungen an die Förderlän- 
der auf 50 — ^65 Mrd. 8 jährlich geschätzt. 

Bei der Beurteilung dieser zusätzlichen Belastun- 
gen ist zu berücksichtigen, daß hiervon die einzelnen 
Gesellschaftsgruppen sehr unterschiedlich betroffen 
werden. Am relativ günstigsten ist insoweit der Sta- 
tus solcher Gesellschaften, die auf der Basis früherer 
Konzessionsverträge von den Förderländern auf- 
grund der ihnen heute noch verbliebenen Beteili- 
gungen Öl-Lieferungen zu Kostenpreisen erhalten. 
Diese Gesellschaften haben in der Regel außerdem 
die Möglichkeit des Rückkaufs von Öl aus dem Be- 
teiligungsanteil der Förderländer und kommen auf 
diesem Wege zum Teil in den Genuß weiteren rela- 
tiv billigen Rohöls; wettbewerblich am ungünstig- 
sten stehen solche Gesellschaften, die ihren Rohöl- 
bedarf ganz oder vorwiegend zu Marktpreisen ein- 
kaufen müssen, die zum Teil erheblich über den vor- 
genannten Preisniveaus liegen. Das Versorgungs- 
bild bei diesen Gesellschaften ist aber auch nicht 
einheitlich, da sie Rohöl noch im Rahmen langfristig 
laufender Lieferverträge beziehen. 

Den beiden unabhängigen deutschen Gesellschaf- 
ten Gelsenberg und Veba steht kein Rohöl aus ehe- 
maligem Konzessionsbesitz zur Verfügung, lediglich 
die Gelsenberg AG bezieht aus ihrer Beteiligung 
an libyschen Erdölfeldern noch Mengen, die jedoch 
bei weitem nicht zur Deckung ihres Rohölbedarfs 
ausreichen. Für beide Gesellschaften haben sich 
durch die Veränderungen des Welterdölmarktes be- 
trächtliche zusätzliche Kostenbelastungen ergeben. 
Das wird bestätigt durch den Einblick, den die Bun- 
desregierung in die Entwicklung der von den Gesell- 
schaften abgeschlossenen Rohöl-Lieferverträge und 
der Entwicklung ihrer Erlös- und Kostensituation 
insgesamt hat. Die Erlös- und Ertragslage dieser 
beiden Gesellschaften war — nach erheblichen Ge- 
winneinbußen im Jahre 1972 — in den ersten 3 Quar- 
talen des Vorjahres gut. Im 4. Quartal war sie 
stark rückläufig. 

Daß die beiden Gesellschaften die zusätzlichen auf 
sie zukommenden hoben Belastungen nicht ohne 
jegliche Preiserhöhungen auffangen können, ist bis- 
her unbestreitbar. Die Bundesregierung wird selbst- 
verständlich im Rahmen ihrer Einflußmöglichkeiten 
auf die Preispolitik dieser Gesellschaften mäßigend 
einwirken. Ihr sind insoweit jedoch Grenzen aus 
der oben dargelegten allgemeinen Wettbewerbs- 
situation dieser Gesellschaften gesetzt. 

Ich möchte noch zu diesem im Augenblick unbe- 
friedigenden wettbewerblichen Status dieser Gesell- 


(C) 

schäften einige Bemerkungen machen, um bei Ihnen 
und in der Öffentlichkeit kein falsches Bild über die 
langfristigen Entwicklungsmöglichkeiten dieser Ge- 
sellschaften und deren Rolle im Rahmen der Mine- 
ralölpolitik der Bundesregierung entstehen zu las- 
sen. Die jetzige Wettbewerbssituation auf dem 
Weltmineralölmarkt ist nach Auffassung kompeten- 
ter Mineralölsachverständiger als eine Übergangs- 
phase anzusehen, an deren Ende — das möglicher- 
weise bald in Sicht ist — wiederum ausgeglichene 
Wettbewerbsstrukturen zwischen den einzelnen Ge- 
sellschaften stehen werden. Erste Anzeichen einer 
Entwicklung in dieser Richtung zeigen sich bereits. 

Es wäre auch nicht verständlich, wenn die Förder- 
länder, die in den unabhängigen nationalen Gesell- 
schaften, wie sie die Gelsenberg und die Veba in der 
Bundesrepublik darstellen, einen attraktiven Partner 
für ihre künftige Zusammenarbeit mit den Verbrau- 
cherländern sehen, für diese Gesellschaften die Basis 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit gefährden würden. Die 
Bundesregierung mißt der Kooperation zwischen die- 
sen Gesellschaften und den Förderländern — wie 
der Erwerb der Gelsenberg-Beteiligung zeigt — 
große Bedeutung bei und versucht für diese Koope- 
ration die unabhängigen deutschen Gesellschaften 
zu potenten Verhandlungspartnern mit den Förder- 
ländern auszubauen. 

Die Bundesregierung wird die weitere Preisent- 
wicklung in der Bundesrepublik sowohl im Bereich 
der deutschen Gruppe wie der konkurrierenden Ge- 
sellschaften genauestens beobachten und jeden ge- 
eigneten Schritt tun, um ein unangemessenes Preis- 
verhalten der Mineralölgesellschaften zu Lasten der ^ 
deutschen Verbraucher zu verhindern. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Gansei 
(SPD) (Drucksache 7/1555 Frage A 13): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklärung des Spre- 
chers der Vereinigung deutscher Elektrizitätswerke, Herrn Bernd 
Lichterbeck, „Mit Strom zu sparen, wenn man ihn bislang täglich 
verbraucht hat, sei schlichter Unsinn" (Kieler Nachrichten vom 
9. Januar 1974) bei gleichzeitiger Ankündigung von Strompreis- 
erhöhungen? 

Die Nachfrage bei der Vereinigung Deutscher 
Elektrizitätswerke hat ergeben, daß die in den 
„Kieler Nachrichten“ abgedruckte Äußerung nicht 
von dem Sprecher der Vereinigung, sondern von 
einem jüngeren Sachbearbeiter stammt, der außer- 
dem bestreitet, sich in dieser Form geäußert zu ha- 
ben. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß der 
Stromverbrauch, wenn er den bisherigen Trend nicht 
übersteigt, auch in der gegenwärtigen Ölkrise ge- 
deckt werden kann. Lediglich vor zusätzlichem 
Stromverbrauch etwa durch bewegliche Direktheiz- 
geräte hat die Elektrizitätswirtschaft gewarnt; einen 
diesbezüglichen Appell zu Beginn der Ölkrise hat 
der Bundesminister für Wirtschaft unterstützt. 
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Strompreiserhöhungen hat es in den letzten Jah- 
ren unter Berufung auf gestiegene Investitions- 
kosten, höhere Brennstoffkosten und höhere Per- 
sonalkosten wiederholt gegeben. Sie stützten sich 
bei Tarifabnehmern auf Genehmigungen durch die 
Preisbehörden und bei Sonderabnehmern auf ver- 
traglich vereinbarte Gleitklauseln. Ein Zusammen- 
hang mit der in den „Kieler Nachrichten" gebrachten 
Äußerung ist nicht zu erkennen. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Stahl (Kempen) (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen 
A 14 und 15) : 

Welche Mengen an leichtem bzw. schwerem Heizöl wurden 
in den Monaten November und Dezember nach Beginn der 
Energieverknappung durch Kohle oder Koks in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen substituiert, und sind die von der Bundes- 
regierung angestrebten Zahlen erreicht worden? 

Sind von der Bundesregierung steuerliche Erleichterungen 
bzw. Zuschüsse für die Umstellung der Energieversorgung von 
leichtem bzw. schwerem Heizöl in kleinen Industrieunterneh- 
men sowie Gewerbe- und Gartenbaubetrieben auf Kohle oder 
Koks vorgesehen, und wie beurteilt die Bundesregierung eine 
derartige Möglichkeit? 

Zu Frage A 14: 

Die Bundesregierung hat bisher lediglich eine Sub- 
stitution von schwerem Heizöl durch Kohle an- 
gestrebt, da die beim leichten Heizöl aufgetretenen 
Mengenprobleme auch ohne solche Maßnahmen be- 
seitigt werden konnten. 

Die Zusagen der Wirtschaftszweige, schweres 
Heizöl kurzfristig durch Kohle zu ersetzen, sind Ende 
November/Anfang Dezember erfolgt und bereits im 
Dezember 1973 in vollem Umfange realisiert wor- 
den. Im einzelnen hat 

— die Elektrizitätswirtschaft 250 000 t, 

— die Stahlindustrie 64 000 t, 

— die Chemie 30 000 — 40 000 t und 

— die Papierindustrie 16 500 t 

effektiv eingespart. Diese Zahlen entsprechen bzw. 
liegen sogar über den freiwilligen Zusagen der 
Wirtschaft. 

Zu Frage A 15: 

Steuerliche Erleichterungen bzw. Zuschüsse für 
kleinere Industrieunternehmen sowie für Gewerbe- 
und Gartenbaubetriebe zur Umstellung der Energie- 
versorgung von Heizöl auf Kohle sind von der 
Bundesregierung nicht vorgesehen. Die Entscheidun- 
gen der Unternehmen über die eingesetzten Energie- 
träger dürften mittel- und längerfristig wesentlich 
von der weiteren Entwicklung der Energiemärkte 
abhängen; besondere finanzielle Anreize der öffent- 
lichen Hand für solche Umstellungen hält die Bun- 
desregierung gegenwärtig nicht für notwendig. 


Anlage 14 ^ ^ 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen A 16 und 17) : 

Welche Rolle ist der Kreditanstalt für Wirtschaftshilfe von 
der Bundesregierung bei der Kreditierung zinsvergünstigter Kre- 
dite an Ostblockländer zugedacht? 

Inwieweit wird durch die von der Bundesregierung zuge- 
sagten oder in Aussicht gestellten zinsvergünstigten Kredite 
gegenüber Jugoslawien, Polen und der Sowjetunion der Haus- 
halt des Bundes in einer überschaubaren Zeit belastet? 

Zu Frage A 16: 

Der Kreditanstalt für Wiederaufbau kann schon 
deshalb keine dem Sinn der Fragestellung entspre- 
chende Rolle zugedacht sein, weil es keinerlei Pro- 
gramm zur Gewährung zinsgünstiger Kredite an 
Staatshandelsländer gibt. 

In einem Falle, nämlich zugunsten von Polen, 
ist die einmalige Gewährung eines zinsgünstigen, 
nicht an deutsche Lieferungen gebundenen Kredits 
in Aussicht genommen. Die Verhandlungen über 
die Konditionen sind noch nicht abgeschlossen. 

Erst danach kann geklärt werden, auf welchem 
technischen Wege dieser Kredit bereitgestellt wer- 
den soll. 

Zu Frage A 17: 

Die Bundesregierung lehnt die Einführung von (D) 
Zinsverbilligungen zur Förderung unserer Ausfuh- 
ren in Staatshandelsländer ab. Sie ist der Ansicht, 
daß sich die erfreuliche Ausdehnung unserer Han- 
delsbeziehungen zu diesen Staaten auch ohne der- 
artige generelle Maßnahmen fortsetzen wird. Den 
Besonderheiten unserer Beziehungen zu Polen soll 
die einmalige Gewährung eines zinsgünstigen, nicht 
an deutsche Lieferungen gebundenen Kredits Rech- 
I nung tragen. Dadurch soll die Wirtschaftskraft die- 
ses Landes so gestärkt werden, daß auf polnischer 
Seite die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die 
beiderseits erwünschte Intensivierung der Zusam- 
menarbeit beider Volkswirtschaften und zugleich 
für die Lösung der zwischen beiden Staaten be- 
stehenden Probleme verbessert werden. Die Ver- 
handlungen über die Konditionen dieses Kredits 
sind noch nicht abgeschlossen, so daß Angaben 
über sich daraus ergebende Belastungen noch nicht 
möglich sind. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Ey 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 18): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit Beginn der Ölver- 
knappung die ungebundenen Handelsfirmen zuin Teil schwere 
Marktverluste hinnehnieii mußten, obwohl diese Unternehmen 
bisher gute Garanten des freien Wettbewerbs in dieser Sparte 
waren? 
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Die Preisspaltung auf dem Mineralölmarkt zwi- 
schen der teuren Importware einerseits und der 
billigeren inländischen Raffinerieware andererseits 
hat die unabhängigen Mineralölhändler, die im we- 
sentlichen auf Importe angewiesen sind, zum Teil 
in eine schwierige Wettbewerbslage gebracht. 
Freie Händler klagen insbesondere darüber, daß sie 
bei leichtem Heizöl für Ware vom Rotterdamer 
Markt bei einem kostendeckenden Verkaufspreis 
keinen Absatz mehr fänden. Entweder müßten sie 
die Ware erheblich unter ihrem Einkaufspreis an 
den Verbraucher weitergeben oder ihre Kunden 
wechselten zu konzerngebundenen Händlern über. 

Wie die Bundesregierung wiederholt erklärt hat, 
darf die gegenwärtige Lage auf dem Mineralöl- 
markt nicht zu einer Veränderung der bisherigen 
Wettbewerbsstruktur zu Lasten des freien Handels 
als eines unverzichtbaren Wettbewerbsfaktors füh- 
ren. Inzwischen hat sich allerdings die Tendenz 
zu einer Angleichung der Preise für importierte und 
im Inland hergestellte Mineralölprodukte verstärkt, 
so daß sich die Gefahr solcher strukturellen Ver- 
änderungen auf dem Mineralölmarkt weiter ab- 
schwächen wird. 


(B) 


Im übrigen geht das Bundeskartellamt Beschwer- 
den freier Mineralölhändler nach, daß sie bei der 
Belieferung durch Raffineriegesellschaften in men- 
genmäßiger und preislicher Hinsicht diskriminiert 
worden seien. Es wird demnächst in feststellbaren 
Fällen einer diskriminierenden Belieferung Ver- 
fügungen aufgrund des durch die Kartellnovelle 
verschärften Diskriminierungsverbots erlassen. 


Anlage 16 


Antwort 

des Bundesminister Dr. Eppler vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage der Abgeordnete Frau Dr. 
Neumeister (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 24): 

Hält die Bundesregierung die Bereitstellung von Mitteln der 
Entwicklungshilfe für die Schaffung von Studienplätzen für 
Ausländer, die aus Entwicklungsländern kommen und in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Numerus-clausus-Fach studieren 
wollen, nicht konsequenterweise für geboten? 


In ihrem Grundsatzprogramm der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe vom 22. Dezember 1971 hat die 
Bundesregierung sich zurückhaltend zum Studium 
von Angehörigen der Entwicklungsländer in der 
Bundesrepublik Deutschland geäußert. 

Sie hält es nicht für sinnvoll, daß alle mit der 
Entwicklungspolitik zusammenhängenden finanziel- 
len Lasten vom Bund getragen und im Einzelplan 23 
ausgewiesen werden. Abgesehen davon, daß die 
Aufwendungen der Länder für Studierende aus Ent- 
wicklungsländern gar nicht exakt ermittelt werden 
können, hält es die Bundesregierung für wünschens- 
wert, daß die entwicklungspolitische Verantwor- 
tung von allen Gliedern der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt und mitgetragen wird. 


Anlage 17 


(C) 


Antwort 

des Bundesministers Dr. Eppler vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schwencke (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage A 25): 

Trifft es zu, daß, vor allem auf Grund von zahlreichen Inter- 
ventionen aus Kreisen der Wirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland, der Plan für die Errichtung eines Instituts zur Er- 
forschung der Technologien für Entwicklungsländer vorläufig zu- 
rückgestellt wurde, und falls die Bundesregierung ein solches 
Technologieinstitut weiterhin zu errichten beabsichtigt, bitte ich 
um Angabe des Zeitplans und der Kapazität? 


Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung ihren 
Plan, ein Institut für Entwicklungsländertechnologie 
zu errichten, zurückgestellt hat. Auch Vertreter der 
Wirtschaft haben in zahlreichen Abstimmungsge- 
sprächen mit dem BMZ ihr Interesse an dem Insti- 
tut und ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
zum Ausdruck gebracht. Die Meinungsbildung im 
Ressortkreis ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Die Bundesregierung wird demnächst dem Bundes- 
tagsausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
einen Bericht über ihre Vorstellungen zum Aufbau 
des geplanten Instituts vorlegen. 


Anlage 18 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Eppler vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Mül- 
1er (München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 26 ): 


Ist die Bundesregierung bereit, Indien deutsche Fachleute für 
die ölsuche zur Verfügung zu stellen, nachdem aus indischen 
Regierungskreisen verlautet, daß die Sowjet-Fachleute die öl- 
suche verzögern? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob sowje- 
tische Fachleute die ölsuche in Indien verzögern. 

Der sowjetische ölminister hat zu Beginn eines 
Indienbesuchs Anfang dieses Monats erklärt, sein 
Land sei daran interessiert, die Selbstversorgung 
Indiens mit Öl herbeizuführen, und es werde Indien 
jede Unterstützung zur Überwindung der Energie- 
krise gewähren. 

öb die Bundesregierung Indien Fachleute für öl- 
suche zur Verfügung stellt, hängt zuerst davon ab, 
ob die indische Regierung dies wünscht. Die Bundes- 
regierung rechnet zur Zeit nicht mit einem solchen 
Antrag. Er würde wie jeder andere sorgfältig ge- 
prüft werden. 


Anlage 19 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmitt- Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/1555 
Frage A 38) : 
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Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die Bedeutung 
der Rechtsverordnung gemäß § 7 des Gesetzes zum Schutze gegen 
Fluglärm den Beratenden Aussdiuß vor dem Erlaß der Rechts- 
verordnung zu hören, und wann ist mit dem abschließenden 
Erlaß der Rechtsverordnung zu rechnen? 

Ihre Frage Beantworte ich im Einvernehmen miit 
dem Bundesminister für Verkehr und dem Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau wie folgt: 

Der Beratende Ausschuß ist nach § 32 a des Luft- 
verköhrsgesetzes in der Fassung vom 4. November 
1968 (Bundesgesetzjbl. I S. 1113), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 282) vor dem 
Erlaß von Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften aufgrund des Luftverkehrs- 
gesetzes zu hören, soweit sie dem Schutz gegen 
Fluglärm und gegen Luftverunreinigungen durch 
Luftfahrzeuge dienen. Darüber hinausgefhende Auf- 
gaben sind dem Beratenden Ausschuß nicht zuge- 
wiesen. Der Kompetenzbereich des Beratenden Aus- 
schusses ist somit auf das Luftverkehrsgesetz be- 
schränkt und erstreckt sich nach dem klaren Wort- 
laut des § 32 a des Luftverkehrsgesetzes nicht auf 
das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm. Für eine 
Anhörung des Beratenden Ausschusses zur Rechts- 
verordnung über bauliche Schallschutzanforderun- ' 
gen nach § 7 des Fluglärmgesetzes ist sonach recht- 
lich kein Raum; sie ist von der Bundesregierung 
daher auch nicht vorgesehen. 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, 
dem Beratenden Ausschuß, wie sie es bereits in der 
(B) konstituierenden Sitzung am 27. Februar 1973 getan 
hat, über den Vollzug des Fluglärmgesetzes zu 
informieren. Sie wird in der nächsten Sitzung des 
Beratenden Ausschusses auch über die Rechtsver- 
ordnung nach § 7 des Fluglärmgesetzes im einzel- 
nen berichten. 

Die Bundesregierung hat die Verordnung nach § 7 
des Fluglärmgesetzes am 22. Oktober 1973 beschlos- 
sen und dem Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet. 
Dieser hat am 20. Dezember 1973 der Verordnung 
vorbehaltlich einiger Änderungen zugestimmt. Die 
Bundesregierung wird unverzüglich über die Ände- 
rungsvorschläge des Bundesrates entscheiden. Mit 
einem baldigen Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
ist zu rechnen. 


Anlage 20 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Ronneburger 
(FDP) (Drucksache 7/1555 Frage A 76): 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß wegen des 
besorgniserregenden Personalmangels auf dem sozialen Sektor 
Erleichterungen bei der Anrechnung von Einkünften aus sozial- 
pflegerischen Tätigkeiten auf einkommensabhängige Bezüge aus 
der Kriegsopferversorgung dazu beitragen können, zusätzliche 
Pflegekräfte aus dem Potential z. B. der Kriegerwitwen zu ge- 
winnen, und ist die Bundesregierung bereit, einen entsprechen- 
den Gesetzentwurf vorzubereiten? 


fCl 

Die von Ihnen aufgeworfene Frage hat den Gesetz- ^ 
geber bereits bei der Verabschiedung des Gesetzes 
zur Förderung sozialer Hilfsdienste im Jahre 1972 
beschäftigt. Dabei hat sich gezeigt, daß die Aufnahme 
einer sozialpflegerischen Tätigkeit durch Krieger- 
witwen in nennenswertem Umfang angesichts der 
Altersstruktur dieses Personenkreises kaum erwar- 
tet werden kann. Zwei Drittel aller Kriegerwitwen 
haben bereits das 60. Lebensjahr vollendet. Außer- 
dem steht ein großer Teil der unter 60 Jahre alten 
Witwen ohnehin im Berufsleben. 

In Anbetracht der geringen Zahl der Witwen, die 
durch die von Ihnen angestrebte gesetzliche Maß- 
nahme angesprochen werden könnte, wurde es in 
den damaligen parlamentarischen Beratungen als 
nicht vertretbar angesehen, das gesamte Leistungs- 
gefüge des Bundesversorgungsgesetzes, in dem die 
einkommensabhängigen Leistungen eine bedeutende 
Rolle spielen, in Frage zu stellen. Das ist um so mehr 
der Fall, als die vielfältigen Diskussionen über diese 
Frage in der Vergangenheit gezeigt haben, daß die 
geringen Erfolgsaussichten in keinem angemessenen 
Verhältnis zu den möglichen Auswirkungen auf das 
gesamte Leistungsgefüge des Bundesversorgungs- 
gesetzes stehen dürften. Das waren die Gründe da- 
für, daß der Gesetzgeber seinerzeit keine besonderen 
Regelungen für Kriegerwitwen vorgesehen hat. 


Anlage 21 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Spitz- 
müller (FDP) (Drucksache 7/1555 Fragen A 77 und 
78): 

Trifft es zu, daß die Arbeitsämter angewiesen sind, für die 
Dauer der Aufenthaltserlaubnis für beschäftigte ausländische 
Arbeitnehmer nur noch eine Arbeitsgenehmigung zu erteilen, 
jedoch längstens für sechs Monate, auch wenn Paß und Auf- 
enthaltserlaubnis noch neun Monate oder zwölf Monate Gültig- 
keit haben? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dafür zu sorgen, daß 
eine solche schematische Handhabung, die in den Betrieben be- 
reits großen Ärger bereitet, nicht flexibler gestaltet werden 
könnte, so daß Anträge von Betrieben für eine Arbeitserlaubnis 
für ein Jahr dann zu genehmigen sind, wenn der Betrieb nach- 
weist, daß der ausländische Arbeitnehmer sich schon länger als 
drei Jahre in der Bundesrepublik Deutschland aufhält und als 
Fachkraft länger als sechs Monate benötigt wird? 

Die Arbeitsämter sind gehalten, die Arbeitser- 
laubnis nach der Lage des Arbeitsmarktes und nicht 
nach einem starren Schema zu erteilen. Mit Rück- 
sicht auf die noch nicht überschaubare Arbeitsmarkt- 
lage und die meist auf ein Jahr befristete Aufent- 
haltserlaubnis erteilen die Arbeitsämter bis auf wei- 
teres ausländischen Arbeitnehmern eine neue Ar- 
beitserlaubnis längstens für 1 Jahr. Dabei darf wie 
bisher die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltserlaubnis 
nicht überschritten werden. Diese Regelung trägt der 
in der Arbeitserlaubnisverordnung festgelegten Bin- 
dung an die Aufenthaltserlaubnis Rechnung. 

Soweit uns bekanntgeworden ist, hat ein Lan- 
desarbeitsamt — nämlich das Landesarbeitsamt Ba- 
den-Württemberg — wegen der besonderen Arbeits- 
marktsituation seiner Bezirke die Neuerteilung der 



495 r 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 77. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Januar 1974 


Arbeitserlaubnis vorsorglich auf zunächst 6 Monate 
befristet. Nach Ablauf dieser Frist soll über die Ar- 
beitserlaubnis aufgrund der dann gegebenen Ar- 
beitsmarktlage neu entschieden werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
die in Ihrer Frage zum Ausdruck gekommenen Be- 
denken gegen die bisherige Praxis mitteilen und ihn 
veranlassen, für eine flexible Handhabung der Re- 
gelung zu sorgen. Auf diese Weise sollen derartige 
Fälle, wie sie von Ihnen erwähnt wurden, auch im 
Interesse einer größeren Rechtssicherheit eine be- 
friedigende Lösung finden. 

Im übrigen ist gewährleistet, daß alle regionalen 
und überregionalen Möglichkeiten genutzt werden, 
um arbeitslos gewordenen ausländischen Arbeitneh- 
mern einen neuen Arbeitsplatz zu vermitteln. 


Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Schedl 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 79): 

Beabsicäitigt die Bundesregierung, die errichtete Stiftung für 
die Alterssidierung älterer Selbständiger (BGBl. I S. 1965 ff.) so 
auszustatten, daß die Finanzkraft der Stiftung nicht allein vom 
Solidaritätsgefühl der Selbständigen abhängt, zumal sich durch 
die Veränderung der wirtschaftlichen Lage die Leistungskraft 
der Selbständigen erheblich verschlechtert hat? 

Es entspricht der Zielsetzung des Gesetzes, wenn 
sich die Selbständigen untereinander für die Finan- 
zierung der Stiftung für die Alterssicherung älterer 
Selbständiger verantwortlich fühlen. Eine Beteili- 
gung des Bundes ist nicht vorgesehen und auch nicht 
zu erwarten, weil sie, wie ich bereits in meiner 
Antwort auf eine Frage des Abgeordneten Mölle- 
mann zum Ausdruck gebracht habe, besondere Pro- 
bleme im Hinblick auf andere Personengruppen auf- 
werfen würde. 

Die durch das Rentenreformgesetz geschaffenen 
Nachentrichtungsregelungen bringen gerade für 
Selbständige eine außerordentlich großzügige Mög- 
lichkeit zum nachträglichen Aufbau einer Alters- 
sicherung in der Rentenversicherung. Die pflichtver- 
sicherten Arbeitnehmer hingegen, die durch regel- 
mäßige einkommensgerechte Beitragszahlungen die 
Finanzierung der Rentenversicherung ermöglichen, 
können für die Vergangenheit eine Veränderung 
ihres Versicherungslebens nicht herbeiführen. Im 
Hinblick auf diesen, die Rentenversicherung tragen- 
den Personenkreis würde es in der Bevölkerung 
wenig Verständnis finden, wenn die günstigen Nach- 
entrichtungsregelungen für Selbständige auch noch 
mit Steuermitteln finanziert würden. 

Ergänzend darf ich noch auf die umfassende Ant- 
wort der Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 
7/460 vom 11. April 1973) auf die Kleine Anfrage 
der Opposition zur Situation der Stiftung für die 
Alterssicherung älterer Selbständiger hinweisen. 


Anlage 23 ^ ^ 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündlichen Fragen der Abgeordneten Frau 
Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen A 80 
und 81): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Anträge auf Gewäh- 
rung von Gesdiiedenenwitwenrente nach dem Rentenreform- 
gesetz vom 1. März 1973 auf Grund der erweiterten Vorausset- 
zungen nadi § 1265 RVO und § 42 AVG bei den Landesversiche- 
rungsanstalten vorliegen und bis Abschluß des Jahres 1973 be- 
schieden worden sind? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, gegebenenfalls 
einen Bericht über die Erfahrungen bei der Gewährung von 
Geschiedenenwitwenrente nach dem Rentenreformgesetz vorzu- 
legen? 

Die Rentenversicherungsträger können — wie 
eine Rückfrage bei dem Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger und der Bundesversidrerungs- 
anstalt für Angestellte ergeben hat — keine An- 
gaben darüber machen, wie viele Anträge auf Grund 
der Neuregelung für die Geschiedenenwitwenrente, 
die durch das Rentenreformgesetz eingeführt worden 
ist, im Jahre 1973 gestellt und beschieden worden 
sind. Denn diese Anträge sind bisher statistisch 
nicht gesondert festgehalten worden. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Für die Zukunft wäre es grundsätzlich möglich, 
einen Bericht über die Erfahrungen bei der Gewäh- 
rung von Geschiedenenwitwenrenten nach dem Ren- 
tenreformgesetz vorzulegen. Hierzu müßten die 
Rentenversicherungsträger allerdings eine Sonder- 
erhebung über die Anträge auf Geschiedenenwit- 
wenrente, die auf der Neuregelung des Renten- 
reformgesetzes beruhen, durchführen und die Er- 
gebnisse dieser Sondereilhebung statistisch auswer- 
ten. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die Ver- 
sicherungsträger gegenwärtig — im Zusammenhang 
mit dem Rentenreformgesetz — einer außergewöhn- 
lichen Arbeitsbeflastung ausgesetzt sind, so daß für 
die Erstellung eines solchen Berichts in jedem Fall 
ein größerer Zeitraum anzusetzen wäre. Ich bin 
aber gerne bereit, die in Ihrer Frage liegende An- 
regung mit den Versicherungsträgern zu erörtern. 


Anlage 24 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Schäfer (Appenweier) (SPD) (Drucksache 7/1555 
Fragen A 82 und 83); 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung beabsichtigt, das 
Gesetz zur Weiterentwicklung der sozialen Krankenversicherung 
dergestalt zu novellieren, daß die kostenlosen Vorsorgeunter- 
suchungen auf Herz- und Kreislauferkrankungen ausgedehnt 
werden, und bis wann ist gegebenenfalls mit der Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs zu rechnen? 

Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen Altersgrenzen für 
kostenlose Vorsorgeuntersuchungen unter medizinischen Ge- 
sichtspunkten für revisionsbedürftig, und welche Altersgrenzen 
sieht sie als optimal an? 
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' Nach § 181 a der Reichsversicherungsordnung 
können durch Rechtsverordnung über die derzeitige 
gesetzliche Regelung hinaus weitere Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten vorgesehen 
werden. 

Die Sachverständigenkommission zur Weiterent- 
wicklung der sozialen Krankenversicherung hat im 
September 1973 eine Empfehlung zur Weiterent- 
wicklung der Früherkennung von Krankheiten ver- 
abschiedet. Diese Empfehlung schlägt als nächsten 
Schritt die Einführung von Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten des Kreislaufsystems 
vor. Die Sachverständigenkommission hält es aller- 
dings für erforderlich, vor der allgemeinen Einfüh- 
rung der vorgeschlagenen Früherkennungsuntersu- 
chungen Modelle zu erproben, die die praktische 
Durchführbarkeit dieser Untersuchungen als Lei- 
stungsangebot für breite Bevölkerungskreise im 
Rahmen der kassenärztlichen Versorgung nachwei- 
sen. Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 
Vorbereitungen für solche Modelluntersuchungen, 
deren Erfahrungen für die Ausdehnung der Früh- 
erkennung in diesem Bereich zugrunde gelegt wer- 
den sollen, sind eingeleitet. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be- 
merken: 

Mit den bisherigen Altersgrenzen für die Untersu- 
chungen zur Früherkennung von Krankheiten bei 
Kindern und von Krebserkrankungen bei Frauen und 
Männern sind die Altersgruppen erfaßt, in denen 
jgj mehr als 99 Prozent der Krankheiten, auf die die 
Untersuchungen abzielen, erkennbar werden. Wenn 
die Herz- und Kreislauferkrankungen in die Früh- 
erkennungsuntersuchungen der Frauen und Män- 
ner einbezogen werden, ist zu prüfen, ob eine Her- 
absetzung der Altersgrenzen eingeführt werden 
kann. 


Anlage 25 


Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1555 Frage A 84): 

Von welcher Stelle und ab welchem Zeit)3unkt erhält ein 
Wehrpflichtiger, der nadi Beendigung seiner Wehrdienstzeit zu 
seinem Arbeitsplatz zurückkehrt, Arbeitslosenunterstützung, 
wenn dieser Betrieb (z. B. Güternahverkehr — wegen einer 
Frostperiode) seine Arbeitnehmer vorübergehend entlassen liat? 


Nach Beendigung seines Wehrdienstes erhält ein 
Wehrpflichtiger wie andere Arbeitnehmer Arbeits- 
losengeld von dem Tage an, an dem er sich beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und Arbeitslosen- 
geld beantragt hat. 

In diesem Zusammenhang möchte ich allerdings 
darauf hinweisen, daß ein Wehrpflichtiger während 
des Wehrdienstes nur aus wichtigem Grund gekün- 
digt werden kann. Eine ordentliche Kündigung ist 
durch das Arbeitsplatzschutzgesetz ausdrücklich un- 
tersagt. 


Anlage 26 


(Q 


Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 24. Januar 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 85): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Krisengebieten, in denen 
Anträge auf Entlassung von Arbeitnehmern bedrohliche Formen 
annchmen, die dort bisher für Kurzarbeit geltende Frist von 
einem Jahr zu verlängern? 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann, wie am 13. Dezember 1973 auf eine schriftliche 
Frage des Flerrn Abgeordneten Seibert bereits aus- 
geführt wurde, bei außergewöhnlichen Verhältnis- 
sen auf dem Arbeitsmarkt die Bezugsfrist für das 
Kurzarbeitergeld auf 12 Monate verlängern. Die 
Verlängerung kann für das gesamte Bundesgebiet 
oder für bestimmte Wirtschaftszweige und Bezirke 
angeordnet werden. In den letzten zwei Jahren hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
von dieser Ermächtigung mehrfach Gebrauch ge- 
macht, wenn die Arbeitsmarktlage dies in einzelnen 
Arbeitsamtsbezirken notwendig machte. Zuletzt hat 
er durch Verordnung vom 8. Januar 1974 die Regel- 
bezugsfrist für 6 Arbeitsamtsbezirke verlängert. Er 
wird auch in Zukunft notwendige Verlängerungen 
der Bezugsfrist zeitnah und gezielt aussprechen. 


Anlage 27 


Antwort 


(D) 


des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Walk- 
hoff (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage A 96): 


Weldie gesctzlidien MÖglidikeitcn sieht die Bundesregierung, 
um zukünftig sidierzustellen, daß die Ergebnisse ärztlicher Un- 
tersuchungen nicht mehr in den, Besitz des Arztes übergehen, 
sondern den Patienten — gegebenenfalls über die Kassen — für 
spätere ärztliche Behandlungen zur Verfügung stehen? 


Die Aufbewahrung und Herausgabe von ärztlichen 
Aufzeichnungen, Krankenblättern, Röntgenaufnah- 
men, Sektionsbefunden etc. ist durch die Berufsord- 
nungen der Landesärztekammern geregelt, die von 
diesen mit Genehmigung der zuständigen Aufsichts- 
behörde erlassen werden. 

Das Grundgesetz weist dem Bund keine eigen- 
ständige Gesetzgebungskompetenz für die Regelung 
der ärztlichen Berufsausübung zu. Aufgrund des 
Artikels 74 Nr. 19 GG kann nur die Zulassung zu 
den ärztlichen und anderen Heilberufen geregelt 
werden. Regelungen über die ärztliche Berufsaus- 
übung könen daher nur im Zusammenhang mit der 
Regelung solcher Materien getroffen werden, für die 
eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes besteht. 
Ob aufgrund des Artikels 74 Nr. 12 GG für den Be- 
reich der Sozialversicherung eine entsprechende Re- 
gelung erlassen werden könnte, bedürfte der Prü- 
fung. 

Die Berufsordnungen der Landesärztekammern 
verpflichten die Ärzte zur Aufbewahrung von Unter- 
suchungsunterlagen für eine bestimmte Anzahl von 
Jahren und machen die Herausgabe an Dritte von 
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bestimmten Voraussetzungen abhängig; insbeson- 
dere muß bei der Übergabe die ärztliche Schweige- 
pflicht gewahrt sein. Diese Regelungen dienen aus- 
schließlich dem Patientenschutz, indem sie u. a. 
sicherstellen, daß Unterlagen nicht in Verlust gera- 
ten und für spätere Behandlungen greifbar sind. Ein 
Arzt ist, wenn nicht besondere Umstände, insbeson- 
dere eine völlige Aufklärung den Gesundungswil- 
len eines Patienten und damit den Behandlungs- 
erfolg beeinträchtigen würde, nach geltendem Recht 
verpflichtet, seinen Patienten auf Verlangen über 
dessen Krankheit zu unterrichten. Das schließt einen 
Auskunftsanspruch des Patienten über Unter- 
suchungsergebnisse ein. 

Eine Verpflichtung des Arztes zur Herausgabe der 
Untersuchungsbefunde an den Patienten besteht 
nach höchstrichterlicher Rechtsprechung dagegen 
nicht, da das Eigentum an diesen Unterlagen dem 
Arzt zusteht. Die Überlassung von Zweitstücken an 
den Patienten und die Einblickgewährung ist dem 
Arzt grundsätzlich nicht verwehrt. 


Anlage 28 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen der Abgeordneten 
Frau Schleicher (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen A 97 und 98): 

Wie entwickelt sich auf Grund neuester Angaben die Zahl der 
Erkrankungen an ansteckenden Geschlechtskrankheiten in der 
Bundesrepublik Deutschland, und welche Ursachen sind für diese 
Entwicklung maßgebend? 

In welcher Form hat die dem Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit nacäigeordnete Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung bei ihrer Propaganda, insbesondere für 
bestimmte Arten der Empfängnisverhütung, der Zunahme der 
Geschlechtskrankheiten Rechnung getragen, oder welche Konse- 
quenzen gedenkt sie zu ziehen? 

Zu Frage A 97: 

Die Zahl der gemeldeten Geschlechtskrankheiten 
ist seit der Einführung der generellen Meldepflicht 
im Jahre 1970 geringfügig gestiegen. Es muß aller- 
dings bezweifelt werden, ob man daraus schon 
Schlüsse auf die Steigerung ziehen kann. Die Mel- 
depflicht ist seinerzeit gegen erheblichen Wider- 
stand der Ärzte eingeführt worden und es bedarf 
wohl einiger Zeit, bis sie sich einspielt. 

Unter den Ursachen sind vor allem der Massen- 
tourismus und der teilweise Ersatz des Kondoms 
durch die Pille zu nennen; aber auch eine gewisse 
Gleichgültigkeit gegenüber diesen Erkrankungen 
gerade bei Jugendlichen darf nicht unterschätzt 
werden. 

Zu Frage A 98: 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung hat im Zusammenhang mit den Aufklärungs- 
maßnahmen zur Familienplanung immer auch die 
Verhütung von Geschlechtskrankheiten angespro- 
chen. So enthält z. B. der „Sexualkunde- Atlas" dazu 
ein gesondertes Kapitel. In den beiden von der Bun- 


deszentiale betreuten Broschüren des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie und Gesundheit ist beson- 
ders darauf hingewiesen worden, daß ein Kondom 
auch ein Verhütungsmittel gegen Geschlechtskrank- 
heiten ist. 

Bei gezielten Untersuchungen der Bundeszentrale 
wurde festgestellt, daß es besonderer Aufklärung 
für Jugendliche bedarf. Daraufhin wurde eine 
Schwerpunktmaßnahme vorbereitet. Eine Broschüre 
mit dem Titel „Kondome schützen — Ärzte heilen" 
befindet sich im Druck. Sie soll in einer Auflage 
von 700 000 Exemplaren über die Sozialämter der 
Gemeinden zur Verteilung kommen. Gleichzeitig 
werden 25 Millionen Streichholzschachteln mit dem 
Aufdruck „Wer geschlechtskrank ist, muß zum Arzt" 
im normalen Verkauf ausgegeben. Vorbereitet sind 
ferner 2 Aufkleber mit einer Auflage von je 1 Mil- 
lion Exemplaren, zum einen für die Innentüren von 
Einzeltoiletten mit dem Aufdruck „Wer geschlechts- 
krank ist, muß sofort zum Arzt", zum anderen für 
die entsprechenden Verkaufsautomaten mit dem 
Text „Kondome schützen vor Geschlechtskrankhei- 
ten". Diese Aktion wird ergänzt durch Bemühungen, 
eine größere Eigenkritik und -Verantwortlichkeit im 
Intimverhalten bei Jugendlichen wachzurufen. 


Anlage 29 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 1974 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Schäuble (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen 
A99 und 100): 

Kann die Bundesregierung die Summe der Mittel nennen, die 
in der Bundesrepublik Deutschland jährlich für gesundheitspoliti- 
sdie Maßnahmen aufgewendet werden? 

Sind der Bundesregierung Untersuchungen bekannt, nach denen 
bei dieser Gesundheitsfürsorge ein wesentlicher Teil eingespart 
werden könnte, wenn durch eine Intensivierung der Sportförde- 
rung gewährleistet wird, daß Gesundheitsschädigungen auf ein 
vertretbares Maß verringert werden, und in weldier Relation 
würde die Bundesregierung gegebenenfalls die Mittel ansetzen? 

Zu Frage A 99: 

Wenn man unter den Begriff „gesundheitspoli- 
tische Maßnahmen" die Leistungen für Vorbeugung, 
Krankheit, Arbeitsunfall und Invalidität der öffent- 
lichen Hand sowie der konventionellen Sozialein- 
richtungen versteht, so ergeben sich folgende 
Zahlen: 

für 1971 ca. 61,3 Mrd., 

für 1972 ca. 70,6 Mrd. und 

für 1973 ca. 80,9 Mrd. 

Das entspricht einem Anteil am Bruttosozialpro- 

dukt von 8,1 bis 8,7 Vo. 

Aufwendungen für Rehabilitation sind in diesen 
Summen nicht enthalten. 

Nach Feststellungen des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung betrugen die Kosten für 
die Rehabilitation im Jahre 1971 etwa 5,1 Mrd. DM, 
davon für medizinische Maßnahmen etwa 4,5 Mrd. 
DM. 
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Diese Zahlen schließen private Formen der Ge- 
sundheitsvorsorge und -Wiederherstellung nicht ein, 
die schätzungsweise 10 dieser Werte betragen. 

Sie beziehen sich auch nicht auf weitere Tätigkei- 
ten der allgemeinen Staatsverwaltung wie Umwelt- 
schutz, Freizeiteinrichtungen, Sport, Erholung, Auf- 
klärung, der Sicherung des Straßen-, Schienen- und 
Luftverkehrs, die letztlich auch der Erhaltung des 
Lebens und der Gesundheit der Staatsbürger dienen. 

Zu Frage A 100: 

Der Bundesregierung sind derartige Untersuchun- 
gen nicht bekannt. Wie Sie aus der Beantwortung 
der Frage 1 ersehen, sind in den letzten 2 Jahren 
die Aufwendungen für die Gesundheit erheblich ge- 
stiegen, obwohl gerade auch in diesem Zeitraum die 
Ausgaben für die Sportförderung erhöht worden 
sind. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß als Gegen- 
gewicht gegen die immer einseitiger werdende und 
durch Bewegungsarmut gekennzeichnete Arbeitsbe- 
lastung dem Sport — ■ und insbesondere dem diese 
Mängel ausgleichenden Breitensport — eine erheb- 
liche gesundheitspolitische Bedeutung zukommt. Der 
Breitensport und begleitende wissenschaftliche For- 
schungsvorhaben wurden daher von der Bundes- 
regierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit verstärkt 
gefördert. Ich darf mich insoweit auch auf den Sport- 
bericht der Bundesregierung vom 26. September 
1973, Bundestags-Drucksache 7/1040, beziehen. 


Anlage 30 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Ey- 
rich (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 101): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die den 
Arzneimitteln beigegebenen Gebrauchsanweisungen fast immer in 
einer für den Laien unverständlichen Fachspradie abgefaßt sind 
und es dadurch dem Verbraucher nicht möglich ist, sich auch 
selbst darüber zu informieren, ob bei ihm Umstände vorliegcn, 
die die Einnahme des Präparats bedenklich erscheinen lassen, 
und ist sie bereit, durch gesetzgeberische Maßnahmen mögliche 
Gefahren für den Verbraucher dadurch zu vermindern, daß den 
Arzneimittelherstellern aufgegeben wird, die Beschreibung über 
Anwendungsbereich und Wirkungsweise von Arzneimitteln allge- 
ineinverständlich zu halten? 

Die Bundesregierung mißt einer umfassenden und 
verständlichen Information des Verbrauchers über 
Arzneimittel eine große Bedeutung bei. Im Unter- 
schied zur geltenden Rechtslage ist im § 10 des 
Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung 
des Arzneimittelrechts, der auch den Fraktionen des 
Bundestages zugeleitet wurde, vorgesehen, daß je- 
dem Arzneimittel eine Gebrauchsanleitung beige- 
fügt wird. Die Gebrauchsanleitung muß in Zukunft 
einen umfassenden Katalog von Angaben enthalten, 
die in ihrer Gesamtheit sicherstellen sollen, daß das 
Arzneimittel sachgerecht angewandt wird und der 
Verbraucher über alle mit der Anwendung ver- 
bundenen Risiken insbesondere über Nebenwirkun- 
gen und Gegenanzeigen unterrichtet ist. Diese An- 
gaben müssen in deutscher Sprache gemacht wer- 


den. Dabei ist von besonderer Bedeutung, daß die 
zuständige Zulassungsbehörde nach § 25 Abs. 2 
Nr. 2 des Referentenentwurfs im Wege der Auflage 
auf eine verständliche Ausdrucksweise hinwirken 
kann. 


Anlage 31 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Hammans (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 102): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit einiger Zeit von 
einer (Hamburger) Firma Spraydosen angeboten werden, die 
einen Milchzusatz zur Zubereitung von Milchmixgetränken ent- 
halten, und wie beurteilt sie — besonders im Hinblick auf die 
Verwedislungsmöglidikeiten mit unter Umständen lebensgefähr- 
lichen, ebenfalls in Spraydosen angebotenen Produkten (z. B. 
Insektizide, Möbelpolitur) — die von diesen Erzeugnissen even- 
tuell ausgehende Gefahr für Kinder, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu unternehmen, um solche Gefahren für Kinder 
abzu wenden? 

Die Bundesregierung hat durch Presse-Informa- 
tionen von dem Angebot einer Hamburger Firma 
erfahren, Lebensmittel in Spraydosen in den Ver- 
kehr zu bringen. Spraydosen werden bereits seit 
längerer Zeit für technische Zwecke im Haushalt 
verwendet, seit einigen Jahren auch für die Zu- 
bereitung oder Abgabe von Lebensmitteln. Eine 
Verwechslung dieser verschiedenen Spraydosen 
insbesondere durch Kinder liegt auch bei anderen 
Verpackungsformen im Bereich der Möglichkeit. Sie . 
dürfte sich kaum vollständig ausschließen lassen. ^ 
Unabhängig hiervon werde ich aber mit den Her- 
stellern solcher Verpackungen und mit Sachverstän- 
digen prüfen, ob bei den verschiedenen Spraydosen 
entsprechend ihrem Verwendungszweck unterschied- 
liche Aufmachungen in der äußeren Form oder tech- 
nische Sicherheitsvorrichtungen anzubringen sind, 
damit eine Verwechslungsgefahr verringert wird. 


Anlage 32 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 103): 

Ich frage die Bundesregierung, ob und wann — entsprechend 
ihren Ankündigungen in den Jahresberiditen 1971 und 1972 — 
eine Gesetzesreform zum Jugendschutz dem Bundestag zur Bera- 
tung und Verabschiedung vorgelegt wird? 

Die in den Jahresberichten angesprochene kleine 
Reform des Gesetzes über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften ist mit der Verabschiedung 
des Vierten Gesetzes zur Reform des Strafrechts 
zum Abschluß gekommen. Die angekündigte Doku- 
mentation und Auswertung der vorliegenden For- 
schungsergebnisse und wissenschaftlichen Arbeiten 
über Medienwirkungen ist soeben vom Deutschen 
Jugendinstitut fertiggestellt worden und wird in 
Kürze veröffentlicht werden. Zur Zeit wird aufgrund 
der jetzt vorliegenden Dokumentation geprüft, wel- 
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che weiteren wissenschaftlichen Untersuchungen für 
die Vorbereitung einer umfassenden Gesetzes- 
reform erforderlich sein werden. 

Frau Bundesminister Dr. Focke hat für die im Be- 
reich des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit in dieser Legislaturperiode anste- 
henden jugendpolitischen Fragen aufgrund der 
Dringlichkeit und der verfügbaren Arheitskapazität 
des Ministeriums über die Prioritätenfolge neu ent- 
schieden und Weisung erteilt, daß in diesem Be- 
reich die Arbeit an der Reform des Jugendhilfe- 
rechts Vorrang erhält und zum Abschluß gebracht 
werden soll, bevor über die Vorlage eines Entwurfs 
zur Neufassung des Gesetzes zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit entschieden wird. Eine 
inhaltliche Zusammenfassung des Jugendschutzge- 
setzes mit dem Jugendhilferecht ist nicht möglich. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Geisenhofer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 104): 

Welche Heizungsanlagen mit welchen Brennstoffen werden 
künftig in dem öffentlich geförderten Wohnungsbau, insbeson- 
dere in Bundeswohnungen, eingebaut? 

Im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
sind nach den geltenden wohnungsbaurechtlichen 
Vorschriften alle technisch möglichen Arten der 
Beheizung grundsätzlich zugelassen. Demgemäß sind 
auch in den Wohnungsbauförderungsbestimmungen 
der Länder die verschiedenen Beheizungsmöglich- 
keiten als gleichberechtigt anerkannt, sofern hierbei 
bestimmte technische und finanzielle Voraussetzun- 
gen erfüllt werden. 

Die insbesondere angesprochenen Bundeswohnun- 
gen sind im Rahmen der Wohnungsfürsorge des 
Bundes darlehensgeförderte Wohnungen, die nach 
den für diese Wohnungen erlassenen baufachlichen 
Bestimmungen grundsätzlich mit Zentralheizungen 
ausgestattet werden. Die Wahl der Brennstoffe wie 
Strom, Gas, öl oder feste Brennstoffe richtet sich 
nach der zu prüfenden Wirtschaftlichkeit unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung der wirtschaftlich- 
sten Anlage-, Betriebs- und Instandhaltungskosten 
sowie des Einflusses auf die Umweltverschmutzung. 
Bei fast allen Heizungsanlagen mit festen oder flüs- 
sigen Brennstoffen ist eine Umstellung auf einen 
dieser Brennstoffe möglich. Außerdem wird in die- 
sen Wohnungen für den Krisenfall ein Notkamin 
für den Anschluß eines Einzelofens vorgesehen. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 


Müller (Mülheim) (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen 
A 105 und 106): 

Toilt die Bundesregierung die in Verwaltungsgeriditsurteilen 
zum Ausdruck gekommene Rechtsnuffassung, daß der Text des 
§ 146 dos Bundesbaugesetzes vom 23, Juni 1960 ausdrücklich die 
Fischerei nicht zur Landwirtschaft zählt, obwohl die Fischerei 
und Fischzucht im Bewertungsgesetz, dem Einkommensteuerge- 
setz, dem Umsatzsteuergesetz, dem Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung und dem Grundslücksverkehrsgesolz eindeutig 
zur Landwirtschaft zählen? 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, um Zweifel 
grundsätzlich auszuräumen, den § 146 des Bunclesbae.gesetzes 

durch Einfügung der Worte „Fischerei und Fischzucht" zu er- 
gänzen? 

Die Frage, ob die Fischerei und Fischzucht zur 
Landwirtschaft im Sinne des § 146 des Bundesbau- 
gesetzes zählt, hat das Bundesverwaltungsgericht 
in seiner Entscheidung vom Mai 1969 (BVerwGE 
34, 1) verneint. In dieser Entscheidung wird darge- 
legt, daß es nicht darauf ankommt, daß die Fisch- 
zucht bzw. die Fischerei in Binnengewässern in 
anderen Zusammenhängen zur Landwirtschaft ge- 
rechnet wird. Das Bundesbaugesetz enthalte in § 146 
eine selbständige Bestimmung des Begriffs der Land- 
wirtschaft. Die in dieser Vorschrift enthaltene Auf- 
zählung sei zwar nicht erschöpfend. Dennoch lasse 
sich die Fischzucht der Begriffsbestimmung in § 146 
BBauG nicht zuordnen, da Landwirtschaft im Sinne 
dieser Regelung eine „unmittelbare Bodenertrags- 
nutzung" voraussetze. Dies sei bei der Fischzucht 
nicht der Fall. 

Es ist jedoch beabsichtigt, bei der Novellierung 
des Achten Teiles des Bundesbaugesetzes ausdrück- 
lich vorzuschreiben, daß die Fischerei zur Landwirt- pj 
Schaft gehört. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 23. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Pfeffermann (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 107): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit der Verpllich- 
tung von Bürgern der DDR zu Geheimnisträgern für sie selbst, 
ihre Frauen und ihre erwachsenen Kinder Verbote verbunden 
sind wie Flüge über dem kapitalistischen Ausland, Benutzung 
von Interzonenzügcu in der DDR, Brief-, Tcleloii- und sonstige 
Kontakte auch über Dritte mit dem kapitalistischen Ausland, 
Einladungen an Verwandte und Freunde aus detti kapilalistischon 
Ausland, Lektüre von Literatur aus dem kapitalistischen Aus-- 
land, Empfang und Versendung von Paketen aus dem und in 
das kapitalistische Ausland, und welche Entwicklungen zeichnen 
sich ab, diese Situation zu verändern? 

Seit dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
am 17. Oktober 1972 ist der Reiseverkehr zwischen 
den beiden deutschen Staaten erheblich gestiegen, 
was naturgemäß verstärkte Kontakte zwischen den 
Menschen hier und drüben zur Folge hatte. Ne- 
ben dieser erfreulichen Entwicklung steht die Tat- 
sache, daß die Regierung der DDR durch administra- 
tive Maßnahmen den Umfang dieser Verbindungen 
zwischen den Bürgern beider Staaten beschränkt. 
In diesem Zusammenhang gehört auch das von Ih- 
nen angeschnittene Problem, daß den sogenannten 
Geheimnisträgern der DDR nahegelegt wird, mög- 
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liehst keine Kontakte zur Bundesrepublik Deutsch- 
land zu unterhalten. Auf diesen Widerspruch hat 
die Bundesregierung widerholt in den Fragestunden 
des Deutschen Bundestages und in Berichten vor 
dem Bundestagsausschuß für innerdeutsche Bezie- 
hungen hingewiesen. 

Die in der Frage aufgeführten Punkte mögen für 
zahlreiche Fälle zutreffen, jedoch sehe ich mich 
außerstande, über das früher bereits Gesagte und 
soeben Wiederholte hinaus zu bestätigen, daß 
alle in der Frage aufgeführten Punkte generell zu- 
treffen. Mir liegen insbesondere keine Informationen 
darüber vor, daß über die allgemeinen Reisebe- 
schränkungen für die sog. Geheimnisträger hinaus 
noch spezielle Verbote für das überfliegen des 
sogenannten kapitalistischen Auslandes oder für die 
Benutzung der Interzonenzüge innerhalb der DDR 
bestehen. 

Im übrigen wiederhole ich das bereits früher Aus- 
geführte, daß nämlich die Bundesregierung um eine 
weitere Verbesserung der Kommunikation zwischen 
den Menschen beider deutscher Staaten bemüht ist. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fierold vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
P) Fragen A 108 und 109): 

Wann und bei welcher Gelegenheit hat die Bundesregierung 
versucht, die Entsdicidung der DDR, die ZwangsuTiitausdiquote 
für Zonenbesuchcr zu verdoppeln, rückgängig zu machen? 

Weiche Antworten haben die zuständigen Ostberiincr Behörden 
den Vorstellungen und Hinweisen der Bundesregierung erteilt, 
die zwangsweise eingeführte Verdoppelung der Geldumtausch- 
suiiime /urückzunehmen? 

Zu Frage A 108: 

Die Anordnung der DDR vom 5. November 1973 
über die Erhöhung des Mindestumtausches für Be- 
sucher der DDR ist von der Bundesregierung wieder- 
holt zum Gegenstand von Gesprächen mit der DDR 
vjemacht worden. 

Zu Frage A 109; 

Die DDR hat es bisher abgelehnt, die Erhöhung 
des Mindestumtausches für Besucher der DDR zu 
revidieren. Dennoch wird die Bundesregierung wei- 
terhin bemüht bleiben, die DDR zu einer Änderung 
ihrer Haltung zu bewegen. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 24. Januar 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage A 110): 

Bedeutet die Tatsache, daß die Bundesregierung „sowolil wäh- 
rend der Verhandlungen (über den Grundvertrag) wie iiu Ge- 


setzgebungsverfahren nie einen Zweifel daran gelassen hat, daß (C) 
der Grundlagenvertrag die verfassungsrechtliche Rechtsposition 
der Bundesrepublik Deutschland unberührt läßt" (Fragestunde 
13, Dezember 1973), und die Tatsache, daß die in B VI 3 des 
Grundvertragsurteils vom Bundesverfassungsgericht angeführten 
Umstande geeignet sind, auch dom Vertragspartner gegenüber 
die nach dem Grundgesetz erforderliche Auslegung dos Grund- 
vertrags zu geben, auch, daß die DDR nach dem Völkerrecht nur 
solche Ansprüche aus dem Grundvortrag herzuleilen vermag, die 
mit dem Grundgesetz und dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 31. Juli 1973 in Einklang stehen? 

Die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts 
in Teil B VI 3 des Urteils über den Grundlagenver- 
trag stellen fest, daß die DDR keinen aus dem 
Grundlagenvertrag ableitbaren Anspruch auf Ver- 
änderung der Haltung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in grundsätzlichen Fragen hat. 

Für die DDR ergibt sich aber weder aus dem 
Grundlagenvertrag noch aus dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland eine Pflicht, aus dem 
Grundlagenvertrag nur solche Ansprüche herzulei- 
ten, die mit dem Grundgesetz und dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 in Ein- 
klang stehen. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf die 
Ausführungen meines Kollegen Bayerl vom 13. De- 
zember 1973 (abgedruckt im BT-Protokoll Nr. 71, 
Anlage 4). 

Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 24. Januar (D) 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Fiebig (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen A 111 
und 112): 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, dus VEW-Kraft- 
werk Uenlrop-Schmchausen, das bis zum Jahr 1976 mit einem 
Thorium-Hochtemperatur-Atoinreaktor bestückt sein wird, im 
Rahmen des Energieforschungsprogramms oder mit anderen 
Bundesmitteln zu einer Anlage zu erweitern, die nicht nur Kohle 
in Strom umwandelt, sondern auch in Gas, und damit einen 
entscheidenden Beitrag zur Lösung der Energieprobleme zu 
leisten? 

Wäre nicht gerade der Raum Hamm, der in jüngster Zeit 
durch die Ankündigung von zwei Zechonstillegungen der Ruhr- 
kohle AG betroffen wurde, ein geeigneter Standort für ein 
derartiges Projekt? 

Zu Frage A 1 1 1 : 

Bei Schmehausen wird zur Zeit der Thorium-Hoch- 
temperatur-Reaktor THTR 300 errichtet. Dieser 
Reaktor ist als Zweikreisanlage konzipiert, d. h. die 
Wärme aus dem Kern des Reaktors wird mit Helium 
abgeführt (Primärkreis) und vom Helium auf einen 
Wasser-Dampf-Kreislauf (Sekundärkreis) übertra- 
gen. Der Wärmeaustausch geschieht in sogenannten 
Dampferzeugern. Der TFITR 300 ist mit einem inte- 
grierten Spannbetonbehälter versehen. Der gesamte 
Primärkreis und die Dampferzeuger sind in diesem 
Spannbetonbehälter vereinigt. Vom Anlagenkonzept 
her ist es daher ausgeschlossen, diese Anlage zur 
Vergasung von Kohle einzusetzen. 

Zu Frage A 112: 

Der Standort für eine Verbundanlage zur Erzeu- 
gung von Gas aus Kohle muß unter vielfältigen Ge- 
sichtspunkten gewählt werden, z. B. 
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— - Besiedlungsdichte in der näheren und weiteren 
Umgebung 

— ■ Konditionen des Groß- und Kleinklimas 

— Verkehrsstruktur 

— Nähe zu Zechen, die für die Vergasung geeig- 
nete Kohlen fördern 

— Nähe zu einem größeren Fließgewässer 

Die Wahl eines Standortes muß neben den rein 
wirtschaftlichen Aspekten auch den Forderungen und 
Zielen des Umweltschutzes gerecht werden. 

Alle genannten Gesichtspunkte erfordern eine 
sorgfältige Prüfung auf seiten der Wirtschaft und 
vor allem auch durch die Genehmigungsbehörden 
des Staates. Die Entscheidung für einen Standort 
kommt so in der Regel nur durch einen langwierigen 
Prozeß zwischen beiden Partnern (Wirtschaft und 
Staat) zustande. Standorte oder Regionen für die Er- 
richtung einer Demonstrationsanlage können erst 
nach der Festlegung ihrer technischen Konzeption 
ausgewählt werden. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1555 Frage A 113): 

Ist die Bundesregierung bereit, für ein gemeinsames Programm 
der EWG zur Verflüssigung und Vergasung der Kohle einzu- 
treten? 

Die Bundesregierung hat am 9. 1. 1974 das Rah- 
menprogramm Energieforschung verabschiedet. In 
diesem Programm erklärt die Bundesregierung, daß 
sie anstrebt, geeignete Projekte des Energiefor- 
schungsprogramms in internationaler Zusammenar- 
beit zu verwirklichen. Hierbei ist zunächst an die 
Zusammenarbeit im europäischen Rahmen zu den- 
ken. Das Rahmenprogramm Energieforschung wird 
der Europäischen Kommission vorgelegt, um eine 
Koordinierung der nationalen Anstrengungen auf 
dem Gebiet der Energieforschung in dem durch Rats- 
beschluß vom 14. 1. 1974 eingesetzten Ausschuß für 
wissenschaftliche und technische Forschung in die 
Wege zu leiten. Die Bundesregierung unterstützt 
damit zugleich die Bemühungen der Kommission, ein 
Energieforschungsprogramm der Gemeinschaft zu er- 
arbeiten. Sie hält die Erstellung eines solchen Pro- 
gramms für nützlich. 

Darüber hinaus strebt die Bundesregierung eine 
internationale Zusammenarbeit insbesondere mit 
den USA an. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 24. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 


Dollinger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 114): 

Welche Enorgioforschungsvorhabon hätten sich mit dem für die 
Erhöhung des Bundcsanteils an der GBAG erforderlichen Betrag 
von 640 Millionen DM finanzieren lassen? 

Ihre Frage geht, wie der Bundesminister der 
Finanzen schon beantwortet hat, von falschen Vor- 
aussetzungen aus. Für den Aufbau eines von allen 
Fraktionen gebilligten nationalen Energiekonzerns 
war der Erwerb des Aktienpakets an der Gelsen- 
kirchner Bergwerks AG erforderlich, den die Rhei- 
nisch-Westfälischen Elektrizitätswerke mit 48,3 Vo 
hielten. Dieses Paket kostete 640 Mio. DM. Die Auf- 
stockung um weitere 3 ^/o kostete lediglich 29,5 Mio. 
Welche Relation dieser kleine Betrag zu den insge- 
samt 7 Mrd. hat, die in den nächsten Jahren von 
uns für Energieforschung aufgewandt werden, mö- 
gen Sie, werter Kollege, selbst beurteilen. Vielleicht 
darf ich Sie noch darauf aufmerksam machen, daß 
Sie sich mit der Tendenz Ihrer Frage in Widerspruch 
zu der Zustimmung Ihrer Fraktion zum Aufbau 
eines nationalen Energiekonzerns befinden, die Ihr 
Kollege Russe am 17. 1. 1974 in der Energiedebatte 
erneut bekräftigt hat. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen A 115 und 116): 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über die zu- 
künftige Förderung der Anwendung der Datenverarbeitung in 
der gewerblichen Wirtschaft auf Grund der Erfahrungen der 
staatlichen Eörderungsmaßnahmen der letzten Jahre? 

Beabsichtigt das Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie, sämtliche Gutachten der Öffentlichkeit zugänglich zu 
madien, und wie erfolgt die Ausschreibung der Gutachten? 

Zu Frage A 115: 

Die Bundesregierung fördert seit Mitte 1970 die 
Entwicklung von standardisierten Softwarepaketen 
für die Anwendung in der gewerblichen Wirtschaft. 
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen werden z. Z. 
Überlegungen für eine Fortschreibung dieser Maß- 
nahmen angestellt. Hierbei stehen folgende Punkte 
im Vordergrund: 

— Berücksichtigung von neuen Entwicklungen so- 
wohl bei den DV-Anwendungen als auch bei der 
Herstellung von Software 

— Entwicklung von standardisierter Software für 
die Benutzer von Anlagen der mittleren Daten- 
technik. 

Auch in Zukunft soll durch modularen Aufbau der 
entwickelten Softwarepakete sowie durch Verwen- 
dung von standardisierten Programmiersprachen 
eine breite Anwendbarkeit der geförderten Pro- 
gramme sichergestellt werden. 
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Zu Frage A 116: 

Der Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie macht seit Herbst 1972 öffentlich bekannt, 
welche Gutachten vergeben worden sind. Das ge- 
schieht im Rahmen der jährlichen Förderungskata- 
loge, künftig auch in vierteljährlichen Schnellinfor- 
mationen. 

Die Gutachten werden bei Bedarf veröffentlicht. 
Es ist nicht beabsichtigt, das zu ändern. Einer Ver- 
öffentlichung aller Gutachten stehen vier Gründe 
entgegen: 

1. viele Gutachten haben fachwissenschaftlichen 
und fachtechnischen Inhalt und interessieren die 
Öffentlichkeit nur begrenzt 

2. die Gutachten enthalten teilweise vertrauliches 
Material und ihre Veröffentlichung könnte 
schutzwürdige Interessen (zum Beispiel bestimm- 
ter Unternehmen) verletzen 

3. ein Teil der Gutachten betrifft kurzfristig zu ent- 
scheidende Fragen und wäre schon bei der Ver- 
öffentlichung überholt 

4. die Kosten der Veröffentlichung sind nicht uner- 
heblich und die für diesen Zweck verfügbaren 
Haushaltsmittel sind begrenzt. 

Die Gutachten werden in der Regel nicht oder nur 
beschränkt ausgeschrieben, weil von vornherein nur 
ein begrenzter Kreis von Sachverständigen in Be- 
tracht kommt und eine öffentliche Ausschreibung un- 
nötigen Aufwand verursachen würde. Die maßgeb- 
liehen Bestimmungen — § 55 der Bundeshaushalts- 
ordnung in Verbindung mit den Vergabevorschrif- 
ten — werden in jedem Falle beachtet. 


Anlage 42 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 24. Januar 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Braun (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen A 117 
und 118): 

Wird der Postreisedienst endgültig zum 1. Juli 1974 von der 
Deutschen Bundesbahn übernommen? 

Ist sichergestcllt, daß besonders in ländlichen Räumen die 
vom Postreisedienst betriebenen Strecken in vollem Umfang — 
auch die unrentablen Strecken — von der Deutschen Bundesbahn 
weiterbetrieben werden? 


Ein Termin für die von einem besonderen Mini- 
sterausschuß vorgeschlagene und vom Kabinett zu- 
stimmend zur Kenntnis genommene Überleitung 
des Postreisedienstes auf die Deutsche Bundesbahn 
steht noch nicht fest. 

Er wird unter Beachtung der Rechtsnormen des 
Postverwaltungsgesetzes, wonach der Postverwal- 
tungsrat über die Abgabe eines Dienstzweiges zu 
beschließen hat und unter Anwendung der Rege- 
lungen des Personalvertretungsgesetzes und der 
Rationalisierungsschutzabkommen weitgehend ab- 
hängig sein von den Überleitungsmodalitäten, die 


in einer gemeinsamen Kommission aus Mitgliedern 
des Bundesministeriums für Verkehr und des Bun- 
desministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
zu erarbeiten sind. 

Nachweisbare Verkehrsbedürfnisse müssen von 
der Deutschen Bundesbahn genauso bedient werden 
wie von der Deutschen Bundespost. Hierauf werden 
auch die Genehmigungsbehörden, die für einen rei- 
bungslosen Verkehr verantwortlich sind, achten. Zu 
ersatzlosen Einstellungen von notwendigen Ver- 
kehrsverbindungen wird es nicht kommen. 


Anlage 43 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 25. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Hornhues (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 119): 

Trifft es zu, daß die volle Förderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz für Internatsschüler verweigert wird, 
wenn in erreichbarer Nähe eine Schule sich befindet, die zum 
gleichen Bildungsabschluß (z. B. Abitur) führt, und gedenkt die 
Bundesregierung, hier eine Änderung herbeizuführen? 


Nach der eindeutigen Regelung in § 12 Abs. 2 
Bundesausbildungsförderungsgesetz wird der er- 
höhte Bedarfssatz für eine Unterbringung außerhalb 
der elterlichen Wohnung, also auch für eine Inter- 
natsunterbringung, nur geleistet, wenn von dieser 
Wohnung aus eine entsprechende zumutbare Aus- 
bildungsstätte nicht in einer angemessenen Zeit er- 
reichbar ist. 


(D) 


Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
insoweit eine Gesetzesnovellierung vorzuschlagen. 

Ausbildungsförderung wird nämlich geleistet, um 
jedem Auszubildenden die seiner Neigung, Eignung 
und Leistung entsprechende Ausbildung zu ermög- 
lichen. Die Bundesregierung sieht keinen Grund, im 
Rahmen der Ausbildungsförderung Leistungen für 
Aufwendungen vorzusehen, die nicht zwingend zur 
Erreichung dieses Zieles erbracht werden müssen. 
Dies aber wäre bei den erheblichen Kosten einer 
Internatsunterbringung dann der Fall, wenn der 
Schüler das angestrebte Bildungs- und Erziehungs- 
ziel auch durch einen Schulbesuch vom Elternhaus 
aus erreichen kann. 


Anlage 44 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 23. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage der Abgeordneten 
Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Frage A 120) : 

Wird die Bundesregierung angesichts der großen Knappheit 
an Studienplätzen in den sogenannten Numerus-cIausus-Fädiern 
auf die Partner des Staatsvertrags über die Studienzulassung 
einwirken, damit die in dem Staalsvertrag vorgesehene Zulas- 
sungsquote für Ausländer von bis zu höchstens 8 “/o vermindert 
wird bzw. wenigstens nicht in jedem Fall schematisch voll aiis- 
gesdiöpft wird? 
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Die Bundesregierung hat sich bereits am 12. De- 
zember 1973 zu der Frage des Abgeordneten Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, wie sie die Her- 
absetzung der Quote von 8 ^/a für ausländische Stu- 
dienbewerber im Fach Medizin beurteile, zu dem 
Problem der generellen Herabsetzung der Auslän- 
derquote geäußert. Die Bundesregierung hält ans 
den dort genannten Gründen weiterhin an ihrer 
Haltung fest. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 25. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Schwencke (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage 
A 121): 

Wird sich die Bundesregierung an der Schaffung des Euro- 
päischen Interuniversitären Instituts einer „Tele-Universität" 
beteiligen, und wie gedenkt die 'Bundesregierung dieses euro- 
päische Institut mit seinem Bildungsangebot in das deutsche 
Bildimgssystem einzuordnen? 

Der Bundesregierung ist die Gründung eines In- 
stituts unter dem Namen „Europäisches Interuniver- 
sitäres Institut einer Teleuniversität" nicht bekannt. 
Ich gehe jedoch davon aus, daß Sie in Ihrer Frage 
die Planung zur Errichtung eines Europäischen In- 
stituts zur Förderung des Fernstudiums angespro- 
chen haben. 

(B) Die Bundesregierung hat die Absicht, sich an der 
Planung dieses Projekts zu beteiligen und einen 
Beitrag zu dessen Verwirklichung zu leisten. Zur 
Zeit werden Überlegungen angestellt, ob der Stand- 
ort dieses Instituts in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sein sollte. 

Das Problem der Einordnung des Bildungsange- 
bots des geplanten Europäischen Instituts in das 
deutsche Bildungssystem wird sich nach Auffassung 
der Bundesregierung in dieser Form nicht stellen, 
da das Institut nicht selbst Lehreinheiten entwickeln 
soll, sondern vielmehr die rechtzeitige Kontaktauf- 
nahme und Absprache über laufende Planungs- und 
Entwicklungsarbeiten sowie eine planmäßige Ko- 
operation der europäischen Länder bei überregio- 
nal wichtigen Projekten sicherstellen soll. 


Anlage 46 

Antwort 

des Par]. Staatssekretärs Zander vom 23. Januar 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Immer (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage A 122): 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, bei 
den von ihr gewährten Zusdiüssen für Sdiulversuche in den 
Ländern zu überprüfen, ob die Anschaffung von Einrichtungen 
sinnvoll war und zu den günstigsten Preisen vorgenommen 
wurde? 

Bundeszuwendungen an die Länder für Modell- 
versuche im Schulbereich unterliegen den Bestim- 


IC] 

mungen der Bundeshaushaltsordnung in Verbindung ' 
mit den Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zur 
Bundeshaushaltsordnung. Insbesondere gelten für 
die Verwendung der Zuwendungen die Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätze — Gebietskörperschaf- 
ten — , die Anlage zu den Vorläufigen Verwaltungs- 
vorschriften Nr. 18.2 zu § 44 Bundeshaushaltsord- 
nung sind. 

Danach muß der Zuwendungsempfänger beim Ab- 
schluß von Verträgen über Lieferungen und Lei- 
stungen zur Erfüllung des Zuwendungszweckes die 
verschiedenen Verdingungsordnungen und Richtli- 
nien beachten. Dazu wird in Verwendungsnachwei- 
sen über die Durchführung, den erzielten Erfolg und 
seine Auswirkungen, auch im Blick auf die getätig- 
ten Anschaffungen berichtet. 

Die Prüfung der Verwendungsnachweise obliegt 
dem Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft, dem — soweit die Zuwendungsempfänger 
über eine eigene Prüfungseinrichtung verfügen — 
vorab geprüfte Verwendungsnachweise vorgelegt 
werden. Bei Ländern als Zuwendungsempfängern 
erfolgt die Prüfung unmittelbar durch das Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft. Im übri- 
gen kann der Bundesrechnungshof unmittelbar beim 
Zuwendungsempfänger prüfen. 

Nach allem kann ich Ihnen versichern, daß die 
Bundesregierung trotz gewisser Anlaufschwierigkei- 
ten und trotz eines Personalengpasses im neu aufge- 
bauten Bildungsbereich bei den von ihr gewährten 
Zuwendungen für Schulversuche in den Ländern 
prüft, ob die Anschaffung von Einrichtungen sinn- (D) 
voll war und zu den günstigsten Preisen vorgenom- 
men wurde. 

* 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ravens vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Marx (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen 
B 1 und 2): 

Wie und gegebenenfalls in welcher Weise hat Sonderminister 
Bahr seine Ausführungen gegenüber dem Vertreter der DDR 
„die Bundesregierungen werde sidi voll an Text und Inhalt der 
geschlossenen Verträge und der dazugehörigen Texte halten" 
(Staatssekretär Grabert, 64. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 8. November 1973) mit dem Hinweis bekräftigt, daß für das 
Verfassungsorgan Bundesregierung das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgeridrts mit all seinen Begründungen vom 31. Juli 1973 
verpflichtend ist? 

Was bedeutet konkret die Mitteilung, daß Sonderminister Bahr 
beauftragt sei, im Rahmen des Bundeskabinetts die „Koopera- 
tion mit den sozialistischen Ländern" zu gewährleisten, und 
welche Kompetenzen hat er, um dieser Aufgabe gerecht zu 
werden, vom Auswärtigen Amt, dem Wirtschafts- und dem Mini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit übernommen? 

Zu Frage B 1 : 

Bundesmmister Bahr hat bei der von Ihnen er- 
wähnten Erklärung gegenüber dem Vertreter der 
DDR deutlich gemacht, daß sich die Bundesregierung 
auch bisher in den Verhandlungen, die zu den ver- 
schiedenen Abkommen, insbesondere zu dem Ver- 
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trag über die Grundlagen der Beziehungen geführt 
haben, an die vom Grundgesetz gesetzten Auflagen 
gehalten hat. Dies hat das Bundesverfassungsgericht 
auch bestätigt. 

Zu Frage B 2: 

Der Bundesminister für besondere Aufgaben beim 
Bundeskanzler unterstützt den Bundeskanzler in 
Fragen der Außen-, Verteidigungs- und Deutsch- 
landpolitik. In diesem Rahmen widmet er sich be- 
sonders den Fragen der Kooperation mit den ost- 
europäischen Staatshandelsländern. Dies bedeutet, 
daß sich Herr Bundesminister Bahr vor allem mit 
der weiteren Entwicklung der Kooperation zwischen 
Staaten unterschiedlicher Wirtschaftsordnungen und 
ihren Unternehmen zum beiderseitigen Vorteil be- 
faßt. 

Kompetenzen anderer Bundesminister hat Herr 
Bundesminister Bahr in diesem Zusammenhang nicht 
übernommen. Im übrigen verweise ich auf meine 
schriftliche Antwort an den Kollegen K. H. Lemm- 
rich vom 19. November 1973 sowie auf meine Aus- 
führungen in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages vom 13. Dezember 1973. 


Anlage 48 

Antwort 

(B) des Staatssekretär von Wechmar vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Werner (CDU/CSU) Drucksache 7/1555 Frage B 3): 

Welche Mittel wurden in den letzten drei Monaten des Jahres 
1973 seitens der Bundesregierung und des Bundespresse- und 
Informationsamts für Anzeigen in den deutschen Tageszeitungen 
ausgegeben? 

Die Kosten für die in den letzten drei Monaten 
des Jahres 1973 von den Ressorts und dem Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung ver- 
öffentlichten Anzeigen in deutschen Tageszeitungen 
betragen insgesamt rd. 2,9 Millionen DM. Die End- 
abrechnungen liegen noch nicht vor. 

In diesem Betrag sind auch die Mittel für Anzei- 
gen in der Boulevard-Presse berücksichtigt. 

Bis auf die Kosten in Höhe von 57 000,00 DM für 
eine Anzeige des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zu dem Thema Wohngeld 
werden die Anzeigen aus Kapitel 04 03 Titel 531 03 
Öffentlichkeitsarbeit Inland — finanziert. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dürr (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen B 4 und 5): 

Durch welche Maßnahmen ist eine bestmöglidie Verbreitung 
der deutschen Interessen bei der Dritten Seerechtskonferenz 
über die Nutzung des Meeres und des Meeresbodens, die im 


Frühjahr 1974 in Caracas (Venezuela) stattfinden soll, sicher- (C) 
gestellt? 

Ist dafür eine Arbeitsgruppe, gegebenenfalls unter Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis, ge- 
bildet worden, und ist jjeabsichtigt, für die Konferenz einen 
Sonderbotsdiafter zu ernennen, wie das die britische Regierung 
bereits 1972 getan hat? 

Die 3. VN-Seerechtskonferenz wird in der Zeit 
vom 20. 6. bis 29. 8. 1974 in Caracas/Venezuela statt- 
finden. Zu dieser Konferenz wird die Bundesrepublik 
Deutschland eine Delegation entsenden, der Ver- 
treter aller beteiligter Ressorts 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, 

Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
Bundesministerium des Innern, 

Bundesministerium der Justiz, 

Bundesministerium der Verteidigung, 
Bundesministerium für Wirtschaft, 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, 

Bundesministerium für Verkehr, 

Abteilung Seeverkehr, Hamburg 

und gegebenenfalls der meereswirtschaftlich interes- 
sierten Fachverbände angehören werden. Das feder- 
führende Auswärtige Amt hat Anfang November 
1973 zum Leiter der Delegation Botschafter Knoke, 
früher Brasilia, bestimmt. Dieser hatte bereits im 
Sommer 1973 als inoffizieller Beobachter der Bun- 
desrepublik Deutschland an der Sitzung des VN- 
Meeresboden- Ausschusses teilgenommen; eine offi- 
zielle Teilnahme war vor dem Beitritt der Bundes- pj 
republik zu den Vereinten Nationen ausgeschlossen. 

Zur Vorbereitung der Konferenz steht das Aus- 
wärtige Amt — Seerechtsdelegation — mit Sachver- 
ständigen aus Wissenschaft und Praxis in Verbin- 
dung. Der Leiter der Seerechtsdelegation lädt Ver- 
treter der mitbeteiligten Bundesministerien in regel- 
mäßigen Zeitabständen zu Ressortbesprechungen 
ein, auf denen die deutsche Haltung zu Einzelfragen 
abgestimmt, festgelegt und formuliert wird. Soweit 
die Zuständigkeit der EG berührt wird (hauptsächlich 
in Fragen der Hochseefischerei) findet ein intensiver 
und konstruktiver Gedankenaustausch mit unseren 
EG-Partnern und der EG-Kommission in Brüssel 
statt. Andere Fragen — - darunter die der Konferenz- 
strategie — werden mit unseren EG-Partnern im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusammen- 
arbeit (EPZ) erörtert. Der Ausschuß für Internatio- 
nale Angelegenheiten (AIA) des Koordinierungs- 
Ausschusses Meeresforschung/Meerestechnik (KMN) 
stellt über den Bundesminister für Forschung und 
Technologie die Verbindung her zwischen den Kü- 
stenländern, den betroffenen Forschungseinrichtun- 
gen und der Seerechtsdelegation. 


Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Schlaga (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen B 6 und 7): 
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Wie viele fler Voi sitzenden der I’rüfuiKjscUisschiisso bei Kreis- 
wehrersdtzdmtorii sind pensionierte Richter, Stantsanvv'äl le od<n 
Personen vergleichbarer V\')rbilduiig ini Pensionsaiter, und wie 
viele der Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse sind Jüngere 
Beamte? 

Wie viele der erstgenannten Personengruppe der Vorsitzenden 
von Prüfungsausschüssen haben Funktionen innerhalb der Ge- 
richtsbarkeit der ehemaligen deutschen Wehrmacht bekleidet? 

1. Als Vorsitzende von Prüfungsausschüssen bei 
den Kreiswehrersatzämtern und von Prüfungskam- 
mern (Widerspruchsinstanz) bei den Wehrbereichs- 
verwaltungen werden z. Z. insgesamt 76 pen- 
sionierte Richter, Staatsanwälte oder Personen mit 
vergleichbarer Vorbildung im Pensionsalter be- 
schäftigt. 

Dem stehen 186 aktive Beamte und Angestellte 
als Vorsitzende gegenüber; deren Durchschnittsalter 
beträgt 43 Jahre. 

2. Von der erstgenannten Personengruppe haben, 
soweit feststellbar, sieben Vorsitzende Funktionen 
innerhalb der Gerichtsbarkeit der ehemaligen Deut- 
schen Wehrmacht bekleidet. Zwei hiervon sind Vor- 
sitzende von Prüfungskammern; sie waren zuletzt 
Angehörige der Bundeswehrverwaltung bzw. des 
Ministeriums. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Januar 
(B) 1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 
7 1555 Frage B 8): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, die 
polnische Mililarmission in West-Berlin habe in jüngster Zeit 
Einreisevisen für Personen abgelehnt, in deren Personalausweis 
ihr Geburtsort in den deutschen Ostgebieten mit dem deutschen 
Ortsnamen eingetragen ist, und was hat die Bundesregierung 
dagegen unternommen, ist sie insbesondere der polnischen Be- 
hauptung eutgegcngetieten, Polen verfahre in Übereinstimmung 
mit den Vereinbarungen, die im Rahmen der deutsch-polnischen 
Konsultationsgesprädie in den letzten Jahren mündlich getroffen 
worden seien? 

Das Auswärtige Amt hat davon Kenntnis erhalten, 
daß sich in letzter Zeit in einigen Fällen Schwierig- 
keiten ergeben haben, obwohl die eingereichten 
Dokumente entsprechend der deutsch-polnischen 
Absprache ausgestellt waren. 

Das Auswärtige Amt hat die Botschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland in Warschau angewiesen, 
diese Fälle im polnischen Außenministerium zur 
Sprache zu bringen. 

Zu den in der Presse berichteten Äußerungen des 
Leiters der polnischen Militärmission ist festzustel- 
len, daß sich das polnische Außenministerium bis- 
her durchgehend korrekt an die deutsch-polnische 
Absprache aus dem Jahre 1970 gehalten hat. Diese 
regelt die Frage der Geburtsortsbezeichnung bei 
Visumsanträgen von denjenigen Personen, die in 
den ehemaligen deutschen Gebieten östlich der 
Oder-Neiße-Grenze geboren sind. Danach wird bei 
Geburt vor Kriegsende nur die -deutsche, bei Geburt 
nach Kriegsende die polnische und dahinter in 


fC) 

Klammern die deutsche Geburtsortsbezeichnung ein- ^ ’ 
getragen. Davon abweichende Vereinbarungen exi- 
stieren nicht. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Müller (München) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1555 Frage B 9): 

Ist die Bundesregierung bereit nachzuforschen und darüber 
Auskunft zu geben, welche chilenischen Flüchtlinge erst kurze 
Zeit über die chilenische Staatsbürgerschaft verfügen? 

Es liegen hier nur Angaben über diejenigen 
Flüchtlinge aus Chile vor, die zwecks Ausreise in 
die Bundesrepublik Deutschland sich bei der Deut- 
schen Botschaft in Santiago de Chile registrieren 
ließen. In den bis zum 15. 1. 1974 eingegangenen 
Listen der Botschaft sind 667 Namen verzeichnet. 
Davon besitzen 459 Personen die chilenische Staats- 
angehörigkeit. 458 Personen haben sie durch die 
Geburt erworben, eine Person ist 1960 naturalisiert 
worden. Unter den Flüchtlingen, die in die Bundes- 
republik ausreisen wollen, befindet sich daher keine 
Person, die erst kurze Zeit über die chilenische 
Slaatsangehörigkeit verfügt. 


Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Holtz (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage BIO): 

Wann und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen ge- 
denkt die Bundesregierung die 1963 mit Kuba abgebrochenen 
diplomatischen Beziehungen wieder aufziinehmen? 

Die Wiederaufnahme der diplomatischen Bezie- 
hungen mit Kuba ist ein Thema, das im Auswärtigen 
Amt sehr sorgfältig geprüft wird. Die Wiederauf- 
nahme steht im Zusammenhang mit einer Reihe von 
Problemen sowohl bilateraler Natur (humanitäre 
Fragen, Fragen der Regelung von Handelsschulden) 
als auch multilateraler Natur (Verhältnis Kubas zu 
den Staaten Lateinamerikas und zu den USA). 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich genaue 
Voraussagen über den Zeitpunkt und Modus der 
Wiederaufnahme der Beziehungen noch nicht ma- 
chen. 


Anlage 54 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Büch- 
ner (Speyer) (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage Bll): 

Hat die Bundesregierung die erforderlichen Maßnahmen cin- 
geleitet, um die Errichtung einer Ausbildungsstättc für Mit- 
arbeiter der Sportorganisationen in Berlin zu ermöglichen? 
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Wie ich Ihnen am 19. Juni 1973 auf Ihre Mündliche 
Frage bereits mitgeteilt habe, steht die Bundesregie- 
rung der Errichtung einer Führungs- und Verwal- 
tungsschule des Sports aufgeschlossen gegenüber. 

Das Bundesinnenministerium hat deshalb zwi- 
schenzeitlich eine Reihe von Gesprächen in dieser 
Angelegenheit geführt und darauf hingewirkt, daß 
offene Fragen geklärt werden und der Sport ein 
Ausbildungsprogramm für Mitarbeiter der Sport- 
organisationen erarbeitet. Die Bundesregierung wird 
sich im Rahmen der Beratungen des Haushalts 1975 
bemühen, die erforderlichen Mittel zur Mitfinanzie- 
rung der Investitionskosten der Ausbildungsstätte 
zur Verfügung zu stellen. 


Anlage 55 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Januar 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Brandt (Grolsheim) (SPD) (Drucksache 7/1555 Fra- 
gen 12 und 13) : 

Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, die gemäß Artikel 
29 Abs. 3 GG auf Grund der erfolgreidien Volksbegehren er- 
forderlichen Volksabstimmungen in den betreffenden Lundes- 
teilen durchzuführen? 

Gibt es Überlegungen, den in Artikel 29 Abs. 3 CG genannten 
Termin — 31. März 1975 — durch neuerlidie Verfassungsände- 
rung zu verschieben oder ganz fullenzulassenV 

In Art. 29 Abs. 3 GG ist bestimmt, daß in den Ge- 
bieten, in denen aufgrund des Art. 29 Abs. 2 GG 
Volksbegehren zur Änderung der Landeszugehörig- 
keit erfolgreich waren, bis zum 31. März 1975 
Volksentscheide darüber durchzuführen sind, ob die 
angestrebte Gebietsänderung vorgenommen oder 
die bisherige Landeszugehörigkeit beibehalten wer- 
den soll. Es handelt sich dabei um drei Volksbegeh- 
ren in den vormaligen Regierungsbezirken Monta- 
baur, Rheinhessen und Koblenz/Trier des Landes 
Rheinland-Pfalz und um zwei Volksbegehren im 
Verwaltungsbezirk Oldenburg und im Landkreis 
Schaumburg-Lippe des Landes Niedersachsen. Es 
kann — so lange der Verfassungsauftrag besteht — 
dahingestellt bleiben, ob die Durchführung dieser 
Volksentscheide politisch noch sinnvoll ist und ob 
die Abwicklung dieser 18 Jahre zurückliegenden, 
kleinräumigen Volksbegehren mit den Vorstellun- 
gen von einer modernen und zweckentsprechenden 
Neugliederung des Bundesgebietes noch in Einklang 
gebracht werden kann. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Volksent- 
scheide termingerecht durchzuführen und wird einen 
entsprechenden Gesetzentwurf in Kürze vorlegen. 


Anlage 56 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Janaur 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Höcherl 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 14): 


Trifft cs zu, daß die Bundesregierung Flüditlinge aus der DDR (C) 
in den Auffanglagern vom Verfassungsschutz nach Fluchthelfern 
und Fluchtwegen befragen läßt, um in Zusammenarbeit mit der 
DDR die Fluchtwege verstopfen zu helfen? 

Die Frage ist mit „Nein" zu beantworten. 

Zur Klarstellung gestatte ich mir den Hinweis, daß 
die Flüchtlinge aus der DDR nicht in „Auffanglager" 
kommen. Sie halten sich nur zur Durchführung des 
im Notaufnahmegesetz vom 28. August 1950 (BGBl. 

S. 367) vorgesehenen Notaufnahmeverfahrens einige 
Tage in den Notaufnahmelagern Gießen oder Berlin- 
Marienfelde auf, sofern nicht im schriftlichen Ver- 
fahren entschieden wird. 


Anlage 57 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Prinz 
zu Sayn- Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ CSU) 
(Drucksache 7/1555 Frage B 15): 

Ist bekannt, daß im US-Staat New York der Höchstgehalt an 
Phosphaten in Waschmitteln gesetzlich auf maximal 8,7 v. H. 
fcstgelegt worden ist und eine Fünfjahressludie über die Verun- 
reinigung eines Sees („Science“' Band 182, S. 379) ergeben hat, 

! daß, seit die gesetzliche Beschränkung in Kraft ist (Ü/s Jahre), 

j der Gehalt an anorganischem Phosphat um mehr als 57 v. H. zu- 

[ rüdegegangen ist, und wenn ja, wann beabsichtigt die Bundes- 

i regierung, Maßnahmen zu ergreifen, die zu den gleichen Er- 

folgen führen? 

Der im Bundesstaat New York gesetzlich festge- 
legte Höchstgehalt an Waschmittel-Phosphaten und 
die Ergebnisse der Studie sind der Bundesregierung 
bekannt. Bereits in 5 Bundesstaaten der USA be- 
stehen gesetzliche Regelungen über die stufenweise 
Reduktion der Waschmittelphosphate. Die amerika- 
nische Bundesregierung ist darüber hinaus aufge- 
fordert, Maßnahmen einschließlich der Phosphat- 
reduktion zu treffen, sobald ein geeigneter Ersatz- 
stoff verfügbar ist. 

Auch die Bundesregierung befaßt sich seit länge- 
rer Zeit mit den Problemen, die sich aus der Plhos- 
phatbelastung für stehende und langsam fließende 
Gewässer ergeben. Sie wird in Kürze den Entwurf 
eines Gesetzes über die Umweltverträglichkeit von 
Wasch- und Reiniigungsmitteln vorlegen, in dem 
u. a. gesetzliche Maßnahmen zur Verringerung des 
aus Wasch- und Reinigungsmitteln stammenden 
Phosphateintrags enthalten sind. 

Dabei ist die Ermächtigung, durch Rechtsverord- 
nungen den Phosphatgehalt der Wasch- und Reini- 
gungsmittel stufenwoise zu senken, nur eine der 
durch das das neue Gesetz zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten. 

Sichel lieh bringt die Festsetzung von Phosphat- 
Höchstmengen eine gewisse Entlastung der Gewäs- 
ser mit sich, indem sie den aus Wasch- und Reini- 
gungsmitteln stammenden Phosphatanteil im Ab- 
wasser vermindert. Dabei kann die Wirkung von 
Gewässer zu Gewässer je nach Zusammensetzung 
der Einleitungen durchaus unterschiedlich sein. Denn 
bekanntlich stammt nur ein Teil der ins Gewässer 
gelangenden Phosphate aus Wasch- und Reinigungs- 
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mlitteln. Unter dieser Perspektive ist auch der in der 
erwähnten Studie festgestellte Rückgang von über 
57 Vo zu sehen. Soweit das in den betreffenden See 
eingeleitete Abwasser Phosphatrückstände vor- 
nehmlich aus der Verwendung von Wasch- und Rei- 
nigungsmitteln (Haushalte, Wäschereien) enthielt, 
ist ein solches Resultat durchaus erreichbar. 

Die entscheidende Reduktion des Phosphatgehalts 
ist jedoch von der Entdeckung bzw. Entwicklung 
eines geeigneten Ersatzstoffes abhängig. Trotz in- 
tensiver Forschung ist es bisher nicht gelungen, ein 
derartiges Substitut zu finden, das sämtliche Funk- 
tionen der Phosphate in Wasch- und Reinigungsmit- 
teln übernehmen könnte. Im Interesse eines wirk- 
samen Gewässerschutzes sieht das neue Waschmit- 
telgesetz daher neben der Möglichkeit zur Festset- 
zung von Phosphat-Höchstmengen weitere Bestim- 
mungen zur Verringerung der Phosphatbelastung 
vor, wie die Verpflichtung der Hersteller und Was- 
serversorgungsunternehmen, nach Wasserhärten 
abgestimmte Dosierungsangaben auf den Verpak- 
kungen aufzudrucken bzw. die Härte des Trinkwas- 
sers bekanntzugeben. 

Im Zusammenwirken dieser verschiedenen Maß- 
nahmen sind Erfolge ähnlichen Umfangs zu erwar- 
ten, wie sie von der amerikanischen Regelung für 
bestimmte Gewässer offenbar verzeichnet werden 
können. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hermsdorf vom 25. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Schäuble (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 16): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es neben den Sport- 
organisationen bei Bundesbahn und Bundespost auch Sportge- 
meinschaften der Zollverwaltung gibt, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, diese Sportgemeinschaften den Bun- 
desbahn- und Postsportvereinen in der ideellen und materiellen 
Förderung gleichzustellen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß außer bei 
der Bundesbahn und der Bundespost auch bei ande- 
ren Bundesbehörden Sportgemeinschaften bestehen, 
so bei der Zollverwaltung. Zur Förderung dieser 
Sportgemeinschaften stehen angesichts der Sorge 
um die Begrenzung der Bundesausgaben im Bundes- 
haushalt keine Mittel zur Verfügung. Auf dem Ge- 
biet der Fürsorgemaßnahmen des Bundes zugunsten 
seiner Bediensteten ist bereits Beachtliches geleistet 
worden (z. B, Beihilfen und Unterstützung der Sozial- 
werke). 


Anlage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1555 Frage B 17): 


Ist die Bundesregierung bereit, den vom Deutschen Bundestag (G) 
gemäß Drucksache VI/1575 Ziffer 2 e geforderten Bericht — ent- 
sprechend vervollständigt — dem Parlament erneut vorzulegen, 
weil der Bericht Drucksache VI/3643 vom Deutschen Bundestag 
wegen der vorzeitigen Auflösung nicht mehr behandelt werden 
konnte und wegen des Prinzips der Diskontinuität des Parla- 
ments auch nicht mehr erörtert werden kann? 

Die Bundesregierung ist bereit, den vom Deut- 
schen Bundestag gemäß Drucksache VI/1575 Ziff. 2 e 
geforderten und am 29. 6. 1972 erstatteten Bericht 
auf den neuesten Stand zu bringen und bis zum 
1. Oktober 1974 wieder vorzulegen. 


Anlage 60 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Slotta (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage B 18): 

Hat die Bundesregierung Möglichkeiten, ohne daß dies zu 
Lasten der Kraftfahrer geht, auf die Mineralölgesellschaften 
dahin gehend Einfluß zu nehmen, daß diese anstelle der bis- 
herigen Festprovision von 5,8 Pfg. je Liter eine prozentuale 
Provision vom Verkaufspreis den Tankstellenverwalterii ge- 
währen, damit die Existenz der etwa 36 000 Tankstellenverwaller 
erhalten bleibt? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Regelung der Tankstellenprovision zwischen den 
Mineralölgesellschaften und den Vertretern des 
Tankstellengewerbes ausgehandelt werden sollte. 
Nach Mitteilung der Bundesvereinigung des Tank- 
stellengewerbes wird gegenwärtig von den Tank- 
stellenpächtern keine Umstellung des Festprovi- 
sionssystem auf ein System mit prozentualer Ver- (D) 
kaufspreisprovision angestrebt. 

Der Bundesregierung liegen auch keine Anzeichen 
dafür vor, daß die Existenz von 36 000 Tankstellen- 
verwaltern gefährdet wäre. Die Bundesregierung ist 
allerdings davon unterrichtet, daß zwischen den 
Mineralölgesellschaften und der Bundesvereinigung 
des Tankstellengewerbes Verhandlungen über eine 
Provisionsanhebung aufgenommen worden sind. Da- 
bei soll insbesondere über einen Ausgleich für Min- 
dereinnahmen der Tankstellenpächter auf Grund der 
durch die Energiekrise erzwungenen Absatzverluste 
gesprochen werden. Sollten sich die beteiligten 
Wirtschaftskreise nicht einigen können, ist das Bun- 
desministerium für Wirtschaft — wie in der Vergan- 
genheit ■ — bereit, in Gesprächen mit beiden Seiten 
an einer Klärung der Probleme mitzuwirken. 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Lattmann (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage B 19): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im gesamten Allgäu die 
Stadt Lindenberg, Landkreis Lindau, von den Folgen der Kon- 
junkturabschwädiung und der Energieverteuerung mit derzeit 
163 Arbeitslosen, 727 Fällen von Kurzarbeit und zahlreichen be- 
schäftigungslosen Heimarbeiterinnen am schwersten betroffen 
ist (Bevölkerung 10 300, Arbeitnehmer insgesamt 6500 bei 1300 
Einpendlern und 300 Auspendlern), und weldie speziellen Förde- 
rungsmöglidikeiten hält die Bundesregierung im Rahmen des 
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(A) Programms „Verbesserung der regionalen Struktur" kurzfristig 
zur Sicherung der Arbeitsplätze in der Lindenberger Industrie 
und längerfristig für eine gesamtwirtschaftliche Strukturverbesse- 
rung in Lindenberg und im Westallgäu für angebracht und 
realisierbar? 

Die Bundesregierung beobachtet mit großer Auf- 
merksamkeit die Entwicklung am Arbeitsmarkt und 
die differenzierte wirtschaftliche Entwicklung in ein- 
zelnen Wirtschaftsbereichen, insbesondere auf dem 
Bausektor und der Textilindustrie. Das Bundeskabi- 
nett hat mit seinen Beschlüssen vom 19. Dezember 
1973 eine Reihe von Maßnahmen für solche Wirt- 
schaftsbereiche beschlossen, in denen sich kritische 
Entwicklungen abzeichnen. Ich möchte hier nur auf 
folgende Maßnahmen besonders hinweisen: 

— Zur Realisierung des sozialen Wohnungsbau- 
programms werden für 50 000 bereits fertig ge- 
plante Wohnungen vorübergehende Finanzie- 
rungserleichterungen gewährt. 

— Für den Textil- und Bekleidungssektor werden 
die im Zweiten Stabilitätsprogramm eingeführ- 
ten Kontingentaufstockungen gegenüber den 
asiatischen Ländern nicht über den 31. Dezember 
1973 hinaus verlängert und gegenüber den 
Staatshandelsländern nicht erhöht. 

— Rückwirkende Aufhebung der Investitionssteuer 
zum 1. Dezember 1973. 

— Wiederinkraftsetzung der Sonderabschreibungen 
gemäß § 7 b EStG und der degressiven Abschrei- 
bung. 

— Aufhebung der aus konjunkturpolitischen Er- 

(B) Wägungen erfolgten Sperrung von ERP-Mitteln; 
die Mittel des ERP-Wirtschaftsplans 1973 stehen 
daher in voller Höhe für wirtschaftsfördernde 
Maßnahmen zur Verfügung. 

— Wiederanläufen des Mittelstandskreditpro- 
gramms der Kreditanstalt für Wiederaufbau, in 
dessen Rahmen zinsgünstige Kredite für beson- 
ders betroffene Wirtschaftszweige gewährt wer- 
den. 

Diese Erleichterungen dürften sich auch auf die 
Entwicklung im Allgäu einschließlich der Stadt Lin- 
denberg und des Landkreises Lindau auswirken. 

Die Bundesregierung sieht die Erhaltung und 
Sicherung der Arbeitsplätze als eines ihrer vor- 
dringlichen Ziele an und sie wird, sofern es sich 
im Zuge der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
als notwendig erweisen sollte, auch in Zukunft ge- 
zielte und differenzierte Maßnahmen ergreifen, um 
Stabilität und Vollbeschäftigung zu sichern. 

Hinsichtlich der von Ihnen angesprochenen kurz- 
und längerfristigen Förderungsmöglichkeiten im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", in der Investi- 
tionen zur Schaffung neuer oder zur Erhaltung und 
Sicherung bestehender Arbeitsplätze mit Zuschüs- 
sen gefördert werden können, möchte ich darauf 
hinweisen, daß die Stadt Lindenberg und der Land- 
kreis Lindau nicht zu den Fördergebieten der Ge- 
meinschaftsaufgabe gehören. Ob und inwieweit die- 
ses Gebiet im Zuge der laufenden Überprüfung der 
Fördergebietsabgrenzung der Gemeinschaftsaufgabe 
unter regionalpolitischen Gesichtspunkten als För- 


dergebiet der Gemeinschaftsaufgabe anerkannt wer- 
den wird, läßt sich zur Zeit nicht sagen. Angesichts 
der Tatsache, daß 9 der im Planungsausschuß der 
Gemeinschaftsaufgabe vertretenen Bundesländer für 
ein Inkrafttreten einer neuen Gebietsabgrenzung 
zum 1. Januar 1975 eintreten, wird es voraussichtlich 
nicht vor dem Spätsommer zu einem entsprechen- 
den Beschluß kommen. 


Anlage 62 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Link (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen B 20 
und 21): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge des Deut- 
sdien Gewerkschaftsbunds vom 18, September 1973 zur Novel- 
lierung der Handwerksordnung (z. B. Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmerausbildung), und weldie Forderungen des Deutschen Ge- 
werkschaftsbunds will die Bundesregierung übernehmen? 

Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, die Novellierung 
der Handwerksordnung dem Parlament zur Beratung vorzulegen? 

Ziel der Initiative des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes ist in erster Linie die paritätische überbe- 
triebliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Organen der Handwerkskammern. 

Wie die Unternehmensmitbestimmung ist auch die 
überbetriebliche Mitbestimmung eine ordnungspoli- 
tische Grundsatzfrage. Darauf habe ich bereits in 
meiner Antwort auf die Mündliche Frage des Kol- 
legen Zebisch — Drucksache 7/1182, Frage B 20 — 
am 8. November 1973 hingewiesen. Ich habe hinzu- 
gefügt, für diese Legislaturperiode habe sich die 
Bundesregierung die Lösung des Problems der Un- 
ternehmensmitbestimmung zum Ziele gesetzt. An 
der Auffassung der Bundesregierung hat sich seit- 
dem nichts geändert. 

In dem die Gewerkschaften besonders interessie- 
renden Bereich der beruflichen Bildung sollen die 
Aufgaben der Kammern nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung neu abgegrenzt werden. Die Ein- 
zelheiten bitte ich den vom Bundeskabinett am 
15. November 1973 beschlossenen „Grundsätzen zur 
Neuordnung der beruflichen Bildung (Markierungs- 
punkte)" zu entnehmen. In diesen „Grundsätzen" hat 
die Bundesregierung auch ihre Auffassung zu der in 
dem Vorschlag des DGB für eine Novellierung der 
Handwerksordnung angesprochenen Frage der Gel- 
tung des Berufsbildungsgesetzes für den Bereich des 
Handwerks niedergelegt. Die Bundesregierung hat 
die Absicht, die Neufassung des Berufsbildungsge- 
setzes dem Parlament in diesem Jahr vorzulegen. 


Anlage 63 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1555 Fragen B 22 und 23): 
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Welcher Unterschied besteht iin Preis nach den letzten Preis- 
erhöhungen der wichtigsten Ölförderungsländer zwischen Schwer- 
öl nnd Benzin, wenn diese aus Kohle hergcstellt würden? 

Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit den Mitglied- 
staaten der EWG ein mittel- und langfristiges Energieproduk- 
lionsprogramm auszuarbeiten, das die EWG in der Zukunft vor 
außcnwirtschaftlidien Pressionen sichert? 

Zu Frage B 22: 

Zu dieser Frage — wie sie wohl verstanden wer- 
den soll — nach der Preisdifferenz bei Herstellung 
von Schweröl bzw. Benzin aus Mineralöl einerseits 
und aus Steinkohle andererseits kann ich Ihnen 
nach derzeitigem Stand folgende Angaben machen: 

Der Raffinerieabgabepreis für schweres Heizöl be- 
läuft sich z. Z. auf rd. 120 bis 160 DM/t, der für Nor- 
malbenzin auf ca. 215 DM/t (entsprechend 16 Pf/1), 
und für Superbenzin auf 290 DM/t (entsprechend 
21 Pf/1). Die Preise basieren auf einem Rohölein- 
standspreis von im Durchschnitt 125 bis 150 DM/t. 
Die zum 1. Januar 1974 beschlossenen Rohölpreis- 
steigerungen seitens der Förderländer, die die Rohöl- 
einstandskosten der deutschen Raffineriegesellschaf- 
ten im Durchschnitt um 100 bis 130 DM/t erhöhen 
werden, sind hierbei noch nicht berücksichtigt. Ihre 
Auswirkungen auf die Raffinerieabgabepreise der 
einzelnen Fraktionen läßt sich z. Z. noch nicht genau 
absehen; bei Vergaserkraftstoffen ist mit einer An- 
hebung der Raffinerieabgabepreise in der Größen- 
ordnung von 100 — 130 DM/t entsprechend 8 — 10 Pf/1 
zu rechnen. 

Aussagen über die Herstellkosten eines aus 
heimischer Steinkohle hergestellten Benzins bzw. 
eines dem schweren Heizöl vergleichbaren Schwer- 
öls aus Kohle können sich bisher nur auf theore- 
tische Überlegungen und Rechnungen stützen, da 
konkrete Erfahrungen unter den in der Bundesrepu- 
blik zugrunde zu legenden Bedingungen nicht vorlie- 
gen. 

Die in 1969 vom Bundestag in Auftrag gegebene 
und Anfang 1971 vorgelegte Studie der Herren Pro- 
fessoren Pichler und Krüger (Technische Hochschule 
Karlsruhe) ermittelt die Kosten eines aus Kohle her- 
gestellten Benzins mit 34,5 Pf/1 (Hydrierung) bis 
42,2 Pf/l (Synthese) bei einem angenommenen Kohle- 
preis von 80, — DM/t beim Hydrierverfahren und 
42, — DM/t beim Syntheseverfahren. 

Eine Aktualisierung der Kostenaussage dieser Stu- 
die durch schlichte Extrapolation unter Zugrunde- 
legung der zwischenzeitlich eingetretenen Preisstei- 
gerungen sowohl für die Einsatzkohle als auch die 
erheblich angestiegenen Anlage-, Sach- und Arbeits- 
kosten einer solchen Anlage ist nicht ohne weiteres 
möglich. Es muß jedoch, selbst unter Berücksichti- 
gung verbesserter technologischer Konzeptionen mit 
einer nicht unerheblichen Erhöhung der Kosten- 
ansätze für ein kohleerzeugtes Benzin gerechnet 
werden. So muß heute von einem Kohlepreis von 
100, — DM/t ausgegangen werden. 

Für die Herstellung eines Schweröls aus Kohle 
nach dem Ende letzten Jahres durch Professor Dr. 
Peters vom Steinkohlenbergbauverein in der Presse 
vorgestellten Extraktionsverfahrens müssen nach 
Aussagen der dortigen Fachleute aufgrund ihrer 


(C) 

experimentellen Arbeiten und Berechnungen etwa 
220 DM/t angenommen werden. 

In dem zwischenzeitlich von der Bundesregierung 
beschlossenen Rahmenprogramm zur Intensivierung 
der Energieforschung ist die Weiterentwicklung von 
Verfahren zur Kohlevergasung und Kohleverflüssi- 
gung als einer der Schwerpunkte in Aussicht ge- 
nommen. Es kann ferner davon ausgegangen wer- 
den, daß an den Anfang der weiteren Entwicklungs- 
arbeit auf diesem Gebiet der Versuch einer zahlen- 
mäßigen Aktualisierung und Konkretisierung der z. 

Z. erörterten Verfahrensmöglichkeiten und deren 
Erfolgsaussichten gesetzt werden wird. 

Zu Frage B 23: 

Die Entwicklung neuer Formen von Energie oder 
alternativer Kohleverwendungsmöglichkeiten sind 
sicherlich Aufgaben, bei denen die Staaten der euro- 
päischen Gemeinschaft und die Verbraucherländer 
generell eng Zusammenarbeiten sollten. Die Bundes- 
regierung hat dies in den Verhandlungen zur Ent- 
wicklung einer gemeinsamen Energiepolitik immer 
wieder mit Nachdruck erklärt. Im Hinblick auf die 
Kohleverflüssigung muß jetzt — wie oben darge- 
stellt — eine Phase der weiteren Forschung und 
Entwicklung eingeleitet werden. Die Frage eines 
mittel- und langfristigen Produktionsprogramms auf 
EWG-Ebene kann erst im zweiten Schritt geprüft 
werden, wenn Grundlagen für eine großtechnische 
Anwendung des Kohleverflüssigungsverfahrens er- 
arbeitet sind. 


Anlage 64 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen B 24 und 25): 

stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion ihre Mineralöl- 
liefermengen trotz bestehender Lieferverträge gegenüber euro- 
päischen Abnehmerländern reduziert hat, und wenn ja, gegen- 
über welchen Ländern und um wieviel Prozent im Vergleich zu 
den geplanten Mengen? 

Stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion Mineralöl an euro- 
päische Abnehmerländer zu gegenüber vertraglichen Verein- 
barungen erheblich erhöhten Preisen verkauft, und wenn ja, an 
weldie Länder, und werden von der Sowjetunion auch Partien 
am freien Markt ohne Lieferverträge angeboten? 

Sowjetisches Rohöl wird in der Hauptsache von 
Unternehmen aus Frankreich, Italien und der Bun- 
desrepublik gekauft. Der deutsche Alleinimporteur 
für sowjetisches Rohöl hat mir berichtet, daß derzeit 
Schwierigkeiten bestehen, die für 1974 kontrahierten 
Mengen termingerecht zu erhalten. Bei den deutsch/ 
sowjetischen Verhandlungen in der vergangenen 
Woche ist auch dieser Punkt angeschnitten worden, 
die sowjetische Seite hat dabei bestätigt, daß im 
Januar aus technischen Gründen kaum mit Rohöl- 
lieferungen gerechnet werden könne. Soweit ich 
unterrichtet bin, haben auch die übrigen westeuro- 
päischen Abnehmer derzeit vergleichbare Schwierig- 
keiten, daneben gibt es Anzeichen dafür, daß auch 
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in zumindest einem Land des Comecon die sowjeti- 
schen Rohölzulieferungen stocken. Für 1973 hat die 
Sowjetunion ihren Lieferkontrakt mit dem deut- 
schen Alleinabnehmer nach dessen Angaben nahezu 
vollständig erfüllt. 

Die im Dezember verkündeten außerordentlich 
hohen Preisforderungen der OPEC-Länder für ihr 
Rohöl haben die Sowjetunion offenbar bewogen, 
ihre Rohölpreise nunmehr auf die Preise auszurich- 
ten, die den arabischen Ländern sowie dem Iran bei 
den Versteigerungen einiger Partien Rohöl geboten 
worden sind. Allerdings hat die Sowjetunion auch 
schon bisher bei ihrer Preispolitik eine gewisse An- 
lehnung an die Notierungen für öl vom Persischen 
Golf gesucht; dabei muß man aber berücksichtigen, 
daß diese Notierungen bisher mehr an den Ein- 
standskosten der internationalen Gesellschaften 
orientiert waren, während die nunmehr beispiels- 
weise vom Iran erzielten Verkaufsergebnisse diese 
Einstandskosten um weit mehr als 100 Vo überstei- 
gen. Es bleibt abzuwarten, ob die Sowjetunion die 
von ihr gewünschten Preissteigerungen realisieren 
kann. 

Zu Ihrer Frage zu Spotmengen sowjetischen Roh- 
öls auf dem freien Markt darf ich darauf hinweisen, 
daß in der Tat gelegentlich Partien ohne Lieferver- 
träge angeboten werden, es sich jedoch nicht immer 
mit Sicherheit feststellen läßt, ob es sich dabei tat- 
sächlich um Rohöl mit Ursprung in der Sowjetunion 
handelt. 


Anlage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Slotta (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage B 26): 

Gedenkt die Bundesregierung, eine der geplanten Forschungs- 
einriditungen im cncrgiewirtsdiaftlidien Bereich — Kohleverga- 
sung, Kohledruckvergasung (Kraftwerk), kontinuierliche Koks- 
erzeugung mit Gas- und Ölgewinnung, Kohlchydrieranlage oder 
Kohleextraktionsverfahren — im Saarland oder in Zusammen- 
arbeit mit Frankreich im Saar-Lor-Lux-Raum zu errichten, zumal 
bereits 1969 eine kohlen- und kokstechnische Forschungsstätte in 
Velsen (Saarland) in Auftrag gegeben war und durch die Zu- 
sammenarbeit mit der wirtsckaftswissensdiaftlidien Fakultät der 
Universität des Saarlandes, die einen ausgezeichneten Ruf hat, 
besonders gute Voraussetzungen gegeben sind? 

Im Rahmen des von der Bundesregierung beschlos- 
senen Rahmenprogramms Energieforschung wird die 
Kohleforschung — Kohlevergasung und -Verflüssi- 
gung sowie Bergbautechnik — zweifellos einen 
Schwerpunkt bilden. Die Auswahl der durch dieses 
Programm zu fördernden einzelnen konkreten Pro- 
jekte ist noch nicht abgeschlossen. Hierüber werden 
gegenwärtig Gespräche u. a. mit der Bergbau-For- 
schung GmbH, die vom gesamten deutschen Stein- 
kohlenbergbau getragen wird, aber auch mit den 
Bergbauländern geführt. Vor Abschluß dieser Ge- 
spräche ist eine Aussage darüber, an welchem Stand- 
ort möglicherweise einzelne Projekte durchgeführt 
werden sollen, nicht möglich. 

Die Bundesregierung ist daran interessiert, daß 
Ergebnis und Erfahrungen der künftigen Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten im Bereich der Kohlefor- 


schung wie bisher schon dem gesamten deutschen 
Steinkohlenbergbau zugute kommen und keine ein- 
seitige Begünstigung eines Reviers eintritt. Sie legt 
deshalb Wert auf eine angemessene Berücksichti- 
gung des saarländischen Bergbaus bei der Durch- 
führung von Grundlagenuntersuchungen und insbe- 
sondere bei der Erarbeitung von technologischen 
Erfahrungen durch den Bau und Betrieb von Pilot- 
anlagen. 


Anlage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Häfele (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fra- 
gen B 27 und 28) : 

Wieviel Mineralöl hat Deutsdiland im Krieg jährlidi, zum 
Beispiel 1943, verbraucht, und wieviel braucht die Bundesrepublik 
Deutschland heute? 

Aus weldien Quellen stammte das im Krieg verbrauchte 
Mineralöl? 

Zu Frage B 27: 

Eine offizielle Statistik über den Mineralölver- 
brauch des Deutschen Reiches im 2. Weltkrieg liegt 
nicht vor. Die Mineralöldaten sind in den Kriegs- 
jahren nach Auskunft verschiedener Stellen sehr 
restriktiv gehandhabt worden. Wichtige Zahlen un- 
terlagen einer Geheimhaltungspflicht. Die folgenden 
Zahlen sind aus privaten Veröffentlichungen, die 
nach dem Kriege erschienen sind, entnommen: Der 
Mineralölverbrauch des Deutschen Reiches im Jahre 
1943 konnte mit 8,285 Millionen t ermittelt werden. 
Demgegenüber lag der Mineralölbedarf der Bundes- 
republik Deutschland im Jahre 1973 nach vorläufi- 
gen Berechnungen bei rd. 157 Millionen t. 

Zu Frage B 28: 

Für das 1943 verbrauchte Mineralöl werden fol- 
gende Quellen genannt: 

— Eigene Förderung 1,880 Millionen t 

— Erzeugung der Hydrierwerke 

auf Kohlebasis 2,913 Millionen t 

— Erzeugung nach 

Fischer-Tropsch-Synthese 0,570 Millionen t 

Die restliche Menge von rd. 3 Millionen t teilt sich 
auf in Treibstoffe aus Braunkohlenverschwelung, 
Treibstoffe auf Alkoholbasis und chemischer Aus- 
gangsbasis, Importe. Die jeweiligen Anteile sind un- 
bekannt. 


Anlage 67 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Spranger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 29): 
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Trifft es zu, daß die mittelständisdie Baustoffindustrie, die 
einen wesentlichen Bestandteil der Bauwirtschaft darstellt, von 
dem Kreditprogramm der konjunkturpolitischen Beschlüsse der 
Bundesregierung vom 19. Dezember 1973 ausgeschlossen ist, weil 
unter „Bauwirtschaft“ im Sinne dieser Beschlüsse auf Grund 
einer internen Absprache nur das „Bauhauptgewerbo" verstanden 
werden soll, obwohl zwar die Baustoffindustrie, nicht aber das 
Bauhauptgewerbe, hohe Lagerbestände aufweisen? 

Die seit Verabschiedung der konjunkturpoliti- 
schen Beschlüsse der Bundesregierung vom 19. De- 
zember 1973 eingetretene wirtschaftliche Entwick- 
lung bestätigt, daß sich die gesamtwirtschaftliche 
Aktivität auf gedämpftem aber noch hohem Niveau 
vollzieht. Dieser Gesamtlage ist es angemessen, daß 
die Bundesregierung ihre Politik der begrenzten 
Lockerung von Bremsmaßnähmen beibehält und 
nicht ein allgemeines Expansionsprogramm verfolgt. 

Dem entspricht, daß die aufgrund der Ziffer 15 der 
Beschlüsse der Bundesregierung von der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau bereitgestellten Sonder- 
kredite für 

— Umschuldung und 

— Lagerhaltung 

in ihrer Zielrichtung auf einen engen wirtschaft- 
lichen Bereich beschränkt bleiben. Sonst würde die 
Effektivität der für diese Zwecke bereitgestellten 
Mittel gefährdet. 

Im übrigen bezieht sich der verwendete Ausdruck 
„BauwirtschafL' nur auf die bauausführende Wirt- 
schaft, nicht aber auf die Baustoffindustrie. Zudem 
würde eine Verbesserung der Situation in der Bau- 
wirtschaft die Nachfrage nach Baustoffen erhöhen 
und sich damit positiv auch auf die wirtschaftliche 
Lage der Baustoffindustrie auswirken. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat inzwi- 
schen ihr Programm für Investitionskredite an mitt- 
lere nicht emissionsfähige Unternehmen der ge- 
werblichen Wirtschaft — MI — wieder aufgenom- 
men und in ihr Programm für Investitionskredite 
an kleine Unternehmen — M II — hat sie den Kre- 
dithöchstibetrag von 100 000 DM wieder auf 
300 000 DM erhöht. Diese beiden KW-eigenen Pro- 
gramme sind nicht auf einzelne Wirtschaftszweige 
beschränkt. 


Anlage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 31): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß 
sie die oinkomraenswirksame Verwendung der 400 Millionen DM 
im Haushalt 1974 — Einzelplan 10 — im Ministerral der EC 
gar nicht beantragt hat? 

Pressemeldungen, denen zufolge das deutsche 
Ratsmitglied auf der Tagung des Agrarrats der EG 
am lO./ll. Dezember 1973 nicht versucht haben soll, 
die Zustimmung des Rates dafür zu erlangen, daß 
die im Entwurf des Bundeshaushalts 1974 für be- 
sondere agrarpolitische Maßnahmen vorgesehenen 
400 Mill. DM für eine Weiterführung des einkom- 
menswirksamen Aufwertungsausgleichs verwendet 
werden, entsprechen nicht den Tatsachen. Der Ver- 


such wurde unternommen; im Rat fand eine ein- 
gehende Erörterung statt; angesichts der von der 
Mehrheit der Ratsmitglieder eingenommenen Hal- 
tung und angesichts der vom Rat beschlossenen un- 
geschmälerten Fortsetzung des Mehrwertsteueraus- 
gleichis war eine Fortsetzung auch des flächenbezo- 
genen Ausgleichs nicht durchsetzbar. 

Es wäre im übrigen widersinnig gewesen, wenn 
das deutsche Ratsmitglied sich im Rat nicht für eine 
Fortsetzung des direkt einkommenswirksamen Flä- 
chenausgleichs eingesetzt hätte, nachdem die 400 
Mill. DM durch Kabinettbeschluß vom 5. Septem- 
ber 1973 gerade im Hinblick auf die noch ausste- 
hende Entscheidung des Rates vorsorglich in den 
Einzelplan 10 für 1974 eingestellt worden waren. 


Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 32): 

Hat die Verordnung (EWG) Nummer 3496/73 der EG-Kommib- 
sion vom 21. Dezember 1973 über die in Italien geltenden Wäh- 
rungsausgleichsbeträge wiederum zur Folge, daß in Italien auch 
die Interventions- bzw. Ankaufspreise für Obst und Gemüse 
sowie die Ausgleichszahlungen zur Förderung der Verarbeitung 
bestimmter Apfelsinensorten ab 1. Januar 1974 entsprechend er- 
höht worden? 

Der EG-Ministerrat hat durch Verordnung (EWG) 
Nr. 2958 '73 vom 31. Oktober 1973 neue repräsen- 
tative Kurse für die Umrechnung der in Rechnungs- 
einheiten (RE) festgesetzten gemeinsamen Agrar- 
preise in italienischer Währung festgelegt. Der mit 
Wirkung vom 1. November 1973 anzuwendende 
Umrechnungskurs beinhaltet eine Abwertung der 
italienischen Lira für den Agrarbereich um 4 Vo. Der 
ab 1. Januar 1974 festgesetzte, aber erst zu Beginn 
des jeweiligen Wirtschaftsjahres 1974/75 anzuwen- 
dende Umrechnungskurs berücksichtigt eine weitere 
Abwertungsrate von 4,5 ‘^/o. Außerdem hat der EG- 
Ministerrat am 21. Januar 1974 im Grundsatz be- 
schlossen, mit Wirkung vom 15. Februar 1974 einen 
zusätzlichen Abwertungssatz der italienischen Lira 
um 5 ®/o festzusetzen. 

Die neuen Umrechnungskurse haben zur Folge, 
daß dfe Interventions- und Ankaufspreise sowie alle 
anderen in RE festgesetzten Beträge, z. B. Beihilfen 
in Italien in Höhe der unterstellten Abwertungsrate 
steigen. Auf dem Sektor Obst und Gemüse wie für 
andere Interventionsprodukte sind demnach die 
festgesetzten Preise in Italien am 1. November 
1973 um 4 gestiegen. Mit Wirkung vom 15, Fe- 
bruar 1974 wird eine Preisanhebung um 5 ‘^/o und 
zu Beginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres 1974/75 
für die einzelnen Erzeugnisse eine weitere An- 
hebung um 4,5 ^/o eintreten. 

Die italienische Regierung hatte diese Anhebung 
der nationalen Agrarpreise beantragt, um damit 
einen Teil der hohen Abwertungsrate der italieni- 
schen Währung im Agrarbereich auszugleichen und 
eine Anpassung an das gemeinsame Preisniveau 
vorzunehmen. 
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Anlage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logeinann vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Sauter (CDU^CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 33): 

Wie begründet sich für die in die F.G-Interventionsregelung 
der VO Nr. 1035/72 einbe/ogenen Obst- und Geiniiseai ten die 
unterschiedliche Höhe der Prozentspannen, die für die Fest- 
setzung der Ankaufspreise ini Verhältnis zu den Grundpreisen 
maßgebend ist, und erwägt die Bundesregierung, auf Grund der 
in den letzten Jahren mit der EG-Interventionsregelung für Obst 
und Gemüse gemachten Erfahrungen, sich in Brüssel für eine 
Änderung dieser Prozentsätze vor allem unter Berücksichtigung 
marktpolitischer Erfordernisse einzusetzen? 

Die unterschiedliche Höhe der Ankaufspreise, die 
nach Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse 

für Blumenkohl und 

Tomaten in Höhe von 40 — 45 v. H. 

für Apfel und Birnen in Höhe von 50 — 55 v. H. 
für Apfelsinen, 

Mandarinen, Zitronen, 

Tafeltrauben und 

Pfirsiche in Höhe von 60 — 70 v. H. 

der Grundpreis festzusetzen sind, ist u. a. aus der 
schrittweisen Errichtung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse zu verstehen. 

Die EG-Kommission hat die für die Festsetzung 
von Ankaufspreisen unterschiedlichen Prozentspan- 
nen insbesondere damit begründet, daß diese in der 
Regel bei einjährigen Kulturen, insbesondere für 
Erzeugnisse, wo verstärkt strukturelle Überschüsse 
bestehen, niedriger sein sollen, als bei mehrjährigen 
Kulturen. Trotzdem hat sich die Bundesregierung 
in der Vergangenheit mehrfach dafür eingesetzt, 
daß der Prozentsatz auch bei mehrjährigen Kulturen 
verringert wird. 

Bei den Beratungen über die Verordnung (EWG) 
Nr. 2454/72 des Rates vom 21. November 1972 zur 
Änderung der Verordnung Nr. 1035/72 haben 
einige Mitgliedstaaten gefordert, auch die Ankaufs- 
preise nach politischen Gesichtspunkten festzuset- 
zen. Das wurde u. a. von der Bundesregierung mit 
Erfolg abgelehnt. 

Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft 
nach Möglichkeit dafür einsetzen, daß die Ankaufs- 
preise in einheitlicher, möglichst niedriger Höhe im 
Verhältnis zum Grundpreis festgesetzt werden. 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Spranger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 34): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche praktischen Schwie- 
rigkeiten sidi für die Sport- und Freizeitreiter ergeben würdcMi, 
wenn es bei der jetzigen Regierungsvorlage zum § 12 Abs. 2 dos 
Bundeswaldgcsetzes verbliebe, und wird die Bundesregierung 
deshalb einer Fassung den Vorzug geben, der zufolge eine all- 
gemeine Reiterlaubnis mit Verbotsvorbehalt in bestinrmten Fäl- 
len, z. B. zugunsten von land- und forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen, etwa dem nordrhein-wostfälischen Entwurf eines Land- 
schaftsge-setzes entsprechend zugestanden wird? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
aus der Fassung des § 12 Abs. 2 des Bundeswald- 
gesetz-Entwurfes keine Schwierigkeiten ergeben 
dürften. Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene 
Regelung ändert nichts an dem bisherigen Rechts- 
zustand, der den Reitern in angemessenem Umfang 
Reitgelegenheiten bot. Bei der Zunahme des Reit- 
sports, die als eine erfreuliche Entwicklung begrüßt 
wird, hält es die Bundesregierung jedoch für er- 
forderlich, daß eine Regelung getroffen werden muß, 
die mehr als bisher auch die berechtigten Interessen 
der Spaziergänger und Radfahrer sowie der Wald- 
besitzer berücksichtigt. 

Der Entwurf eines Bundeswaldgesetzes liegt dem 
Deutschen Bundestag zur Beratung vor. Inzwischen 
hatten u. a. auch die Vertreter der Reiter Gelegen- 
heit, in einer öffentlichen Anhörung vor dem Deut- 
schen Bundestag ihre Auffassung zum Reiten im 
Walde darzulegen. Sollte bei der weiteren Beratung 
im Bundestag ein neuer tragfähiger Kompromißvor- 
schlag gefunden werden, der alle berechtigten Inter- 
essen berücksichtigt, wird sich die Bundesregierung 
einer solchen Regelung nicht verschließen. 


Anlage 72 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/1555 
Frage B 35): P) 

Welche tatsächlichen Ergebnisse haben die bisherigen Bemü- 
hungen, die ärztliche Versorgung auf dem Lande zu verbessern, 
erbracht? 

Zu Ihrer Frage möchte ich mich auf eine allge- 
meine Beurteilung beschränken, da die Sicherstel- 
lung der kassenärztlichen Versorgung Aufgabe der 
Kassenärztlichen Vereinigungen der Länder und die 
Prüfung der Frage, ob deren Bemühungen im ein- 
zelnen zum Erfolg geführt haben, Aufgabe der zu- 
ständigen Länderminister ist. Insoweit haben im 
Oktober 1973 in einer Besprechung in meinem 
Hause über Fragen der Sicherstellung der kassen- 
ärztlichen Versorgung die Vertreter der Länder er- 
klärt, daß die kassenärztliche und kassenzahnärzt- 
liche Versorgung zur Zeit im allgemeinen befrie- 
digend sichergestellt ist; sie wiesen allerdings auch 
auf Einzelschwierigkeiten hin, die sich vorwiegend 
aus der ungünstigen Verteilung von Ärzten zwi- 
schen städtischen und ländlichen Gebieten ergeben. 

Um insbesondere solche Mangelsituationen auszu- 
gleichen, haben die Kassenärztlichen Vereinigungen 
vielfältige Maßnahmen in die Wege geleitet, wobei 
finanzielle Maßnahmen, die auf die Wiederbeset- 
zung vakanter Kassenarztsitze und auf eine Förde- 
rung der Niederlassungsbereitschaft auf dem Lande 
zielen sollen, im Vordergrund stehen. 

Es ist beabsichtigt, mit den Ländern weitere Be- 
sprechungen zu führen, um die Entwicklung des 
kassenärztlichen Versorgungsniveaus weiter zu ver- 
folgen. 
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Anlage 73 

Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. Januar 1974 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Katzer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen B 36 und 37): 

Welche Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, ehemaligen 
Zeitsoldaten der Bundeswehr, die nach ihrer Entlassung nicht 
sofort eine Stellung finden und arbeitslos gemeldet sind, für die 
Zeit der Arbeitslosigkeit einen Krankenversicherungsschutz zu 
gewähren? 

Wie können ehemalige Zeitsoldaten, die nach ihrer Entlassung 
studieren wollen, aber auf einen Studienplatz warten müssen, 
einen Krankenversicherungsschutz erhalten? 

Soldaten auf Zeit können im Falle der Arbeitslo- 
sigkeit nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
Arbeitslosenhilfe beziehen (§ 3 Nr. 3 der Fünften 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 22. Mai 1958; § 242 Abs. 37 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes) und sind damit gegen Krankheit 
versichert. Das gilt auch für ehemalige Zeitsoldaten, 
die studieren wollen und sich arbeitslos gemeldet 
haben, weil sie noch auf einen Studienplatz warten 
müssen. 

Danach bleiben nur diejenigen ehemaligen Zeit- 
soldaten als Arbeitsuchende ohne Krankenversi- 
cherungsschutz, die die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht erfüllen, ins- 
besondere weil sie nicht bedürftig sind. Diese Zeit- 
solclaten können ihren Krankenversicherungsschutz 
dadurch sicherstellen, daß sie 

1. während des Dienstverhältnisses und über die 
Entlassung hinaus eine bestehende Versiche- 

ßj rung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
freiwillig fortsetzen, oder 

2. vor Beendigung des Dienstverhältnisses von der 
Versicherungsberechtigung nach § 176 Abs. 1 
Nr. 1 der Reichsversichorungsordnung durch frei- 
willigen Beitritt Gebrauch machen, oder 

3. bei Teilnahme an einer Ausbildung oder Weiter- 
bildung für das spätere Berufsleben nach Been- 
digung des Dienstverhältnisses nach § 176 Abs. 1 
Nr. 4 der Reichsversicherungsordnung der ge- 
setzlichen Krankenversicherung beitreten, oder 

4. einen Versicherungsvertrag bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen abschließen. 

Danach gibt es bereits nach geltendem Recht auch 
für diese Zeitsoldaten ausreichende Möglichkeiten 
für einen Krankenversicherungsschutz. Für eine Er- 
weiterung dieser Möglichkeiten besteht keine so- 
zialpolitische Notwendigkeit. 


Anlage 74 


Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. Januar 1974 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Burger 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 38): 

I?,t der Biindesregiening bekeinnt, daß die Biindescinstalt fiir 
Arbeit in ihrer Arbeitsninrktstatistik die nusländisrberi AvIumI.t 
kräftc und die Cbenzgänger nicht melir i ogistriert, und wird 
sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß diese beiden 
Guppen — es handelt sicii um ca. 2,5 Millionen Ausländer und 
nahezu 100 000 Grenzgänger - - wieder durch die Bundesanstalt 
für Arbeit statistisch erfaßt werden? 


Die Bundesanstalt für Arbeit hat die Registrierung 
der ausländischen Arbeitnehmer und der Grenz- 
gänger nur vorübergehend unterbrochen, weil die 
Datengewinnung zur Zeit umgestaltet wird. 

Die Ausländerstatistik wird künftig aus dem auto- 
matisierten Meldeverfahren zur Sozialversicherung 
und zur Bundesanstalt für Arbeit (sog. Versicherten- 
scheck-Verfahren) gewonnen. Zur Zeit ist die Bun- 
desanstalt damit beschäftigt, Lücken und Unzuläng- 
lichkeiten im Meldeverfahren zu schließen bzw. aus- 
zugleichen. Sie hofft, in nächster Zeit wieder Ergeb- 
nisse vorlegen zu können. 


Anlage 75 


Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Müller (München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Frage B 39) : 

Wie hoch waren die bisherigen und sind die zukünftigen 
Kosten für die Eingliederung chilenischer Flüchtlinge in Deutsch- 
land? 


Tn meinen Antworten auf Fragen des Herrn Abge- 
ordneten Marschall vom 29. November 1973 und des 
Herrn Abgeordneten Schreiber vom 12. Dezember 
1973 hatte ich darauf hingewiesen, daß für Eingliede- 
rungsmaßnahmen für Personen aus Chile in erster 
Linie die Länder zuständig sind. Deshalb vermag ich 
über die diesbezüglichen Kosten keine Angaben zu 
machen. Im übrigen könnten die für Eingliederungs- 
maßnahmen anfallenden Kosten erst dann näher be- 
ziffert werden, wenn die soziale Gliederung des be- 
troffenen Personenkreises insgesamt beurteilt wer- 
den kann, folglich erst nach Abschluß des Uber- 
nahmeverfahrens. Auf die Bestimmung dieses Zeit- 
punktes hat die Bundesregierung keinen Einfluß. Die 
Bundesregierung bleibt jedoch weiterhin bemüht, 
sich bei den zuständigen chilenischen Stellen für 
eine beschleunigte Ausreisegenehmigung einzu- 
setzen. 


(U) 


Anlage 76 


Antwort 

des Staatssekretärs Eicher vom 23. Januar 1974 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Härzschel 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen B 40 und 41): 

Wieviel Prozent der anspruchsberechtigten Frauen und Männer 
haben sich 1973 einer Vorsorgeuntersuchung unterzogen, und 
hoi wieviel Prozent der Untersuchten wurde eine bisher nicht 
hohaunte Krohserkrankimg entdeckt? 

Was haben die Bundesregierung und die Träger der Kranken- 
Versicherung getan, die Bereitschaft, an einer Vorsorgeunter- 
suchung teilzunehmen, zu fördern, und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung aus den bisherigen Erfalirungeu 
ziehen? 

Für das Jahr 1973 liegen noch keine Ergebnisse 
vor. Nach vorläufigen Ergebnissen lag im Jahre 
1972 die Inanspruchnahmequote der anspruchsbe- 
rechtigten Frauen hei 26,49 v. H. (1971: 20,06 v. H.). 
Diese positive Entwicklung ist gleichermaßen bei 
weiblichen Mitgliedern, bei den anspruchsberechtig- 
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ten Mitversicherten und bei den Rentnerinnen zu 
beobachten. Allerdings ist die Inanspruchnahme bei 
den Rentnerinnen nach wie vor sehr niedrig (1972; 
ca. 10 V. H.; 1971: 7,14 v. H.). 

Bei Männern kann eine vergleichbare positive 
Entwicklung nicht festgestellt werden. Die Inan- 
spruchnahme betrug 1972 rd. 10,8 v. H. 

Uber die medizinischen Ergebnisse der Untersu- 
chungen im Jahre 1972 liegen erst vorläufige Anga- 
ben der Spitzenverbände der Krankenversicherung 
vor. Danach zeichnet sich folgende Tendenz ab: Die 
im Bericht der Bundesregierung über die Erfahrun- 
gen mit der Einführung von Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten als Pflichtleistungen der 
Krankenkassen sowie den zusätzlich von den Kran- 
kenkassen gewährten Maßnahmen der Vorsorge- 
hilfe (BT-Drucksache 7/454) dargestellten medizini- 
schen Ergebnisse werden im wesentlichen bestätigt. 
Eine gering rückläufige Tendenz ist bei der Zahl 
der aufgefundenen Verdachtsfälle zu beobachten. 
Die endgültigen Ergebnisse werden demnächst von 
den beteiligten Verbänden gemeinsam veröffent- 
licht werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist folgendes zu bemerken: 
Die Träger der Krankenversicherung sind verpflich- 
tet, im Zusammenwirken mit den Kassenärztlichen 
Vereinigungen die Versicherten und ihre anspruchs- 
berechtigten Familienangehörigen mit allen geeig- 
neten Mitteln und in bestimmten Zeitabständen 
über die zur Sicherung der Gesundheit notwendige 
und zweckmäßige Inanspruchnahme von Untersu- 
(B) chungen zur Früherkennung von Krankheiten aufzu- 
klären (§ 369 Abs. 1 RVO). 

In dem vom Deutschen Bundestag vorgelegten Be- 
richt (BT-Drucksache 7/454) sind die Gründe für die 
unterschiedliche Inanspruchnahme von Leistungen 
zur Früherkenung von Krankheiten eingehend un- 
tersucht und auch dargelegt worden. Die Vorlage 
des Berichts — wie auch andere Gelegenheiten — ■ 
hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung zum Anlaß genommen, die versicherte Bevöl- 
kerung auf die W/'ichtigkeit der in der gesetzlichen 
Krankenversicherung vorgesehenen Leistungen zur 
Früherkennung von Krankheiten hinzuweisen und 
die beteiligten Organisationen aufzufordern, ver- 
stärkt für die Inanspruchnahme der Vorsorgelei- 
stung zu werben. Ich bin davon überzeugt, daß auf 
diese Weise in der weiteren Entwicklung der Ge- 
danke der Gesundheitsvorsorge eine größere Ver- 
breitung finden wird. 


Anlage 77 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen 
B 42 und 43) : 

Wird die Munitionsniederlagc der Bundeswehr beim Standort 
Cham im Hinblick auf die aufgotretenen Schwierigkeiten verlegt? 

Welche anderen Vorkehrungen wiid das Bundesverteidigungs- 
ministcrium gegebenenfalls treffen, um die durch die Munitions- 
niederlage für die Bevölkerung entstandenen Beeinträchtigungen 
abzubauen? 


Die Standortmunitionsniederlage Cham wird nicht 
verlegt. 

Wegen der besonderen Gefährdung durch die 
Munitionsniederlage hat die Schutzbereichsbehörde 
das Bewohnen von zwei Häusern, die innerhalb der 
Schutzbereichszone I liegen, untersagt. Dagegen ist 
Anfechtungsklage zum Verwaltungsgericht Regens- 
burg erhoben worden. In das laufende Verfahren 
kann wegen der grundsätzlichen Bedeutung nicht 
eingegriffen werden. 

Unabhängig vom Ausgang des Prozesses wird zur 
Zeit untersucht, ob durch andere Lösungsmöglich- 
keiten erreicht werden kann, daß die beiden An- 
wesen genutzt werden können. 


Anlage 78 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Klepsch (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 44): 

Wieviel Übungen haben auf der Ebene der Verteidigungsbe- 
zirkskominandos im Rahmen der zivil-militärischen Zusammen- 
arbeit slattgefunden, und zwar jeweils in den Jahren 1971, 1972 
und 1973? 

Die zivil-militärische Zusammenarbeit auf der 
Ebene der VBK wird vorwiegend und ständig im 
Rahmen der täglichen Arbeit und bei Besprechungen 
mit den entsprechenden zivilen Partnern praktiziert, 
Spezielle Probleme werden außerdem in besonde- 
ren Ausschüssen behandelt. 

Übungen der Verteidigungsbezirkskommandos 
stellen eine Ergänzung hierzu dar und dienen unter 
anderem dazu, die Verfahren der Zusammenarbeit 
in der Praxis zu erproben und zu üben und gegebe- 
nenfalls hierdurch zu einer Lösung anstehender Pro- 
bleme zu kommen. 

In diesem Zusammenhang ist ferner zu berücksich- 
tigen, daß auch auf der Ebene Territorialkommando 
und Wehrbereichskommando Übungen durchgeführt 
werden, an denen die Verteidigungsbezirkskom- 

mandos und damit auch deren zivile Ansprechpart- 
ner beteiligt sind. 

Unter diesen Gegebenheiten wurden im Bereich 
der Territorialkommandos Nord und Süd Übungen 
durchgeführt: 

1971 21 Übungen 

1972 30 Übungen 

1973 33 Übungen 

Beim Territorialkommando Schleswig-Holstein ist 
nur ein Verteidigungsbezirkskommando vorhanden, 
das jedoch ein reiner Truppenführungsstab ist. 

Die Fragen der zivil-militärischen Zusammen- 

arbeit werden auf der Ebene des Territorialkomman- 
dos behandelt, das an Übungen durchführte: 

1971 11 Übungen 

1972 7 Übungen 

1973 9 Übungen 
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Anlage 79 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Franz (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen 
B 45 und 46) : 

Aus welchen Gründen haben das Bundesfinanz- und Bundes- 
verteidigungsministcrium den Beitritt der Industrieanlagen-Bc- 
triebsgesellsdiaft mbH, Ottobrunn, die sich zu 74 Vo im Bundes- 
besitz befindet und mit ca. 1400 vorwiegend wissenschaftlichen 
Mitarbeitern Entsdieidungshilfen für öffentliche und private Auf- 
traggeber liefert, gegen den erklärten Willen und ohne Ab- 
sprache mit der Belegschaft und der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft zu dem Arbeitgeberverband der Bayerisdien Me- 
tallindustrie erklärt, der fachlich hierfür nicht zuständig ist? 

Sind die beteiligten Ministerien bereit, den Vollzug der Ent- 
scheidung auszusetzen und im Sinne der Vorstellung von echter 
Demokratie und Mitbestimmung der Arbeitnehmer entsprechend 
einer Zusage des Herrn Staatssekretärs Dr. Mann vom 6. Okto- 
ber 1972 die Belegschaft an dieser Entscheidung zu beteiligen, um 
zu vermeiden, daß bisherige Besitzstände beeinträchtigt werden 
und insbesondere den von der Belegschaft gewünschten Absdiluß 
eines Haustarifvortrages, der den Besonderheiten der Tätigkeit 
der Mitarbeiter der lABG Rechnung trägt zu ermöglichen, der 
seitens der DAG im Aufträge der Belegschaft seit einem Jahr 
ausgehandelt wird? 

Ausschlaggebend für die Wahl und den Wunsch 
der Geschäftsführung, den Metalltarif im Wege des 
Beitritts zum Verein der Bayerischen Metallindustrie 
zu übernehmen, war in erster Linie der Umstand, daß 
die Mehrzahl der Gesellschaften, aus denen in we- 
sentlichem Umfange sich das Personal der lABG 
rekrutierte, diesem Tarifgefüge angehören. Damit 
war vor allem sichergestellt, daß keine unerwünschte 
Fluktuation von Arbeitnehmern auf Grund even- 
tueller künftiger unterschiedlicher Lohn- und Ge- 
haltsgefüge entsteht. Das Verteidigungs- und das 
Finanzministerium billigten diese Wahl, waren sich 
dabei aber von Anfang an darüber im klaren, daß 
der Geschäftsführung hier das verbriefte Recht nach 
Art. 9 des Grundgesetzes zustand, einer Koalition 
beizutreten bzw. zwischen mehreren Koalitionen zu 
wählen. 

Der Betriebsrat war von der Geschäftsführung bei 
der Meinungsbildung für seine Entscheidung, nicht 
dagegen bei der Entscheidung beteiligt worden. Eine 
Rechtspflicht zu letzterem bestand nicht. 

Die beteiligten Ministerien sehen sich nicht in der 
Lage, in das oben dargelegte Recht der die Gesell- 
schaft vertretenden Geschäftsführung einzugreifen 
und den vollzogenen Beitritt rückgängig zu machen. 
Sie glauben auch, daß hierfür objektiv kein Anlaß 
besteht, weil die bisherigen Besitzstände durch den 
Beitritt nicht geschmälert werden und auch nicht 
geschmälert werden sollen. 

Anlage 80 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 

Dr. Schmitt- Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/1555 
Frage B 47): 

Läßt sich während der Sonn- und Feiertage, iiisbesündeic aber 
während eines Zeitraums mit mehreren aufeinanderfolgenden 
Sonn- und Feiertagen, ein zahnärztlicher Bereitschaftsdienst (Not- 
dien.st) sicherstellen, der den Klagen aus verschiedenen Teilen 
der Bundesrepublik Deutschland abhilft? 


Zur Beantwortung Ihrer Frage habe ich mich mit 
dem Bundesverband der Deutschen Zahnärzte (BDZ) 
und der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung 
(KZBV) in Verbindung gesetzt. Wir mir mitgeteilt 
wurde, sind im gesamten Bundesgebiet Notfall- bzw. 
Bereitschaftsdienste für die zahnärztliche Versor- 
gung der Bevölkerung an Samstagen sowie an 
Sonn- und Feiertagen eingerichtet. Die zahnärzt- 
lichen Notfalldienste werden entweder von den 
Zahnärztekammern oder von den Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigungen oder von beiden Organisatio- 
nen gemeinsam durchgeführt. Jeder Zahnarzt ist 
grundsätzlich verpflichtet, sich am Notfalldienst zu 
beteiligen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß an 
Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen im ge- 
samten Bundesgebiet Zahnärzte für die zahnärztliche 
Versorgung der Bevölkerung in Notfällen erreich- 
bar sind. Die Zahnärztekammern und die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen informieren die Bevölke- 
rung regelmäßig darüber, welche Zahnärzte für den 
Notfalldienst zur Verfügung stehen. Das geschieht 
durch Veröffentlichung in regionalen Tageszeitun- 
gen oder Gemeindeblättern. In verschiedenen Groß- 
städten sind die erreichbaren Zahnärzte auch durch 
den Fernsprechansagedienst zu erfragen. 

Dem BDZ und der KZBV ist bekannt, daß verschie- 
dentlich Kritik am Zahnärztenotdienst geübt und 
darüber Klage geführt wird, daß Patienten an 
sprechstundenfreien Tagen nur unter erschwerten 
Umständen zahnärztlich versorgt werden konnten. 
Die Zahnärztekammern und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen sind bemüht, die Ursachen solcher 
Beschwerden aufzuklären und für die Beseitigung 
von Mängeln zu sorgen. 

Der BDZ und die KZBV haben mir zugesagt, sie 
würden Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, die Be- 
strebungen der Zahnärztekammern und der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen um Verbesserung der Not- 
falldienste in verstärktem Maße zu unterstützen. 


Anlage 81 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 24. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen der Abgeordneten 
Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen B 48 und 49) : 

Wann wird die Fünfte Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung über die von Krankenkas.sen den freiberuflidi tätigen Heb- 
ammen für die Hebammenhilfen zu zahlenden Gebühren mit der 
zum 1. Januar 1973 rückwirkend wirksamen lOVoigen Gebühren- 
erhöhung {entsprechend dem tariflich erhöhten Entgelt der An- 
slaltshebammen) in Kraft treten? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung treffen, um 
sicherzustelien, daß künftig das Verfahren zur Anpassung der 
Gebühren für freiberuflich tätige Hebammen an die tarifliche 
Gehaltsentwicklung so vereinfacht wird, daß die Gebühreneihö- 
hungen für freiberufliche Hebammen gleichzeitig mit den Tarif- 
erhöhungen wirksam werden und nicht erst erheblich später 
rückwirkend in Kraft gesetzt werden? 

Zu Frage A 48: 

Der Entwurf für eine Fünfte Verordnung zur Än- 
derung der Verordnung über die von den Kranken- 
kassen den freiberuflich tätigen Hebammen für Heb- 
ammenhilfe zu zahlenden Gebühren ist Anfang die- 
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(■^) ses Jahres an die beteiligten Institutionen zur Äuße- 
rung versandt worden. Falls sich nicht weitere Be- 
sprechungen über den Verordnungsentv/urf als not- 
wendig erweisen, kann mit der Zuleitung der Ver- 
ordnung an den Bundesrat Anfang Februar gerech- 
net werden, so daß die Verordnung voraussichtlich 
in der Sitzung des Bundesrates am 5. April 1974 be- 
handelt und im Anschluß daran ausgefertigt und 
verkündet werden kann. 

Zu Frage A 49: 

Eine bereits früher durchgeführte Prüfung der 
Frage hat ergeben, daß eine Vereinfachung des 
Verfahrens beim Erlaß von Änderungsverordnungen 
nicht möglich ist, da auf die gesetzlich vorgeschrie- 
bene Anhörung der Krankenkassen- und Hebam- 
menverbände und die Abstimmung innerhalb der 
Bundesregierung nicht verzichtet werden kann. 


Anlage 82 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 | 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten i 
Biechele (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen | 
B 50 und 51): 

Sind Informdtioncn aus der Pies.se zutreffend, daß die ricui[d- 
verwallung der Deutschen Bundesbahn beabsichtigt, die Zahl der 
Stückgutbahnhöfe im Bundesgebiet aus Rationalisiorungsgründen 
von ioOO auf 400 zu vermindern, und in welchem Zeitraum soll 
diese Rationalisierungsmaßnahme durcligeführt werden? 

Sind Informationen aus der Presse zutreffend, daß Singen, 
Hohentwiel, einen Zentral-Stückgutbahnhof für den Bodensee- 
raiim im Bereich der Bunclesbahndireklion Karlsruhe erhalten 
soll, und welche Konsequenzen hatte diese Entscheidung für die 
bestehenden Stückgutbahnhöfe in diesem Bereich? 

Mit Beschluß des Bundeskabinetts vom 5. Septem- 
ber 1973 ist der Bundesminister für Verkehr beauf- 
tragt worden, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen unverzüglich Maßnahmen zur 
Verminderung des Bundesbahndefizits einzuleiten 
und vor allem Möglichkeiten zur Verbesserung des 
Wirtschaftsergebnisses durch Einschränkung bzw. 
Konzentration des Stückgutverkehrs zu suchen, da 
der Kleingutverkehr unternehmerisch zu beurteilen 
und nach eigenwirtschaftlichen Grundsätzen zu be- 
treiben ist. 

Auf Grund dieses Sachverhalts erstellt der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn gegenwärtig ein 
Modell, wonach die Abwicklung des Stückgutver- 
kehrs künftig über rund 400 Stückgutbahnhöfe erfol- 
gen soll. 

Die Deutsche Bundesbahn wird voraussichtlich im 
März d. J. einen Netzplan vorlegen, aus dem der 
Ablauf der Konzentration und die im einzelnen zu- 
treffenden Maßnahmen hervorgehen. Erst dann wird 
Klarheit darüber bestehen, welche Stellen im Laufe 
der Jahre 1975 und 1976 für eine Auflösung in Frage 
kommen. 

Die Bundesbahn denkt in diesem Zusammenhang 
nicht daran, ihr Angebot im Stückgutverkehr zu ver- 
ringern oder sich aus der Fläche zurückzuziehen. Sie 
beabsichtigt dies vor allem auch nicht in den künf- 
tig nicht mehr über die Schiene bedienten Orten. 


Vielmehr erweitert sie die Bedienungsform für Orte ^ 
und Ortsbereiche mit geringerem Verkehrsaufkom- 
men. Sie führt also nur das am 1. Juni 1970 ein- 
geführte und bewährte Bedienungsverfahren, das 
schon heute für mehr als 25 000 Ziele Anwendung 
findet, fort. Die Fortführung dieser Entwicklung ist 
notwendig, um nicht Dienstleistungen zu konservie- 
ren, die von den Kunden am Markt als überholt an- 
gesehen werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
sich aus der Konzentration des Stückgutverkehrs er- 
gebenden Verbesserungen geeignet sind, der bis- 
herigen Entwicklung im Stückgutbereich der Deut- 
schen Bundesbahn entgegenzuwirken. 

Erst nach Vorlage des von der Deutschen Bun- 
desbahn voraussichtlich im März d. J. vorzulegen- 
den Netzplanes werden die durchzuführenden Kon- 
zentrationsmaßnahmen im einzelnen aufgezeigt wer- 
den. Erst dann wird zu erkennen sein, bei welchen 
Bahnhöfen im Bodenseeraum die Abfertigungsbefug- 
nis für Stückgut aufgehoben und ob Singen für einen 
bestimmten Raum des Bodenseegebietes Stückgut- 
Konzentrationspunkt wird. 

Die Bahnhöfe, bei denen die Abfertigungsbefugnis 
für Stückgut aufgehoben wird, werden künftig von 
gut ausgelasteten Stückgut-Konzentrationspunkten 
im Flächenverkehr auf der Straße bedient. 


! Anlage 83 

Antwort (D) 

; des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
j auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 
Fragen B 52 und 53) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, der Empfehlung der Deut- 
schen Bundesbahn Folge zu leisten, die Strecke zwischen Uelzen 
und Dannenberg-Ost stillzulegen, und wenn ja, welcher Alter- 
nativ-Verkehrsangebot soll der Bevölkerung zur Vertagung 
gestellt werden? 

Wie erklärt sich der Bau einer Trasse für eine Bahnlinie zwi- 
schen der B 4 und dem künftigen Uelzener Hafen angesichts der 
Stillegungsabsicht von Bundesbahn und Bimdesverkehrsministe- 
rium? 

Zu Frage B 52: 

Da die Strecke Uelzen — Dannenberg im Zonen- 
randgebiet liegt, wird hier das im Verkehrspoli- 
tischen Programm der Bundesregierung vorgese- 
hene Verfahren angewendet, wonach bei Entschei- 
dungen über solche Strecken neben volks- und be- 
triebswirtschaftlichen Überlegungen die besonderen 
politischen Gegebenheiten zu berücksichtigen sind. 

Um dies sicherzustellen, wird sich ein interministe- 
rieller Arbeitskreis (lAK) der beteiligten Ressorts 
mit der Überprüfung dieser Strecken befassen und 
eine Empfehlung für die Bundesregierung erarbei- 
ten. 

Mit der vom Vorstand der DB beantragten dau- 
ernden Einstellung des Reisezugbetriebes der Ne- 
benbahn Uelzen — Dannenberg und damit auch mit 
einem evtl, alternativen Verkehrsangebot wird sich 
der lAK erst noch befassen müssen. 
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Zu Furage B 53; 

Nach Auskunft der DB soll der Hafen Uelzen mit 
einem Privatgleisanschluß des Landkreises Uelzen 
an das Netz der DB angebunden werden. Eine Be- 
ziehung zu der vorgeschlagenen Einstellung des 
Reisezugbetriebes zwischen Uelzen und Dannen- 
berg besteht somit nicht. 


Anlage 84 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Braun 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 54): 

Für welche konkrete Ausbaumaßnahme im Bundeshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 1974 sollen die im Einzelplan 12 für den 
Ausbau von Teilstrecken zwischen Solingen und Radevormwald 
einschließlich Ortsdurchfahrt Radevormwald bei der B 229 insge- 
samt vorgesehenen 4 000 000 DM verwandt werden? 


Die im Bundeshaushaltsplan 1974 für den Aus- 
bau von Teilstrecken zwischen Solingen und Rade- 
vormwald einschließlich Ortsdurchfahrt Radevorm- 
wald im Zuge der B 229 vorgesehenen 4 Mio DM 
sind für die Fortführung der Bauarbeiten an der 
Wupperbrücke Müngsten vorgesehen. 


Anlage 85 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 | 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Engels- 
berger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 55): ! 


kehrsaulkommen. Sie führt also nur das am 1. Juni 
1970 eingeführte und bewährte Bedienungsverfah- 
ren, das schon heute für mehr als 25 000 Ziele An- 
wendung findet, fort. Die Fortführung dieser Ent- 
wicklung ist notwendig, um nicht Dienstleistungen 
zu konservieren, die von den Kunden am Markt 
als überholt angesehen werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
sich aus der Konzentration des Stückgutverkehrs 
ergebenden Verbesserungen geeignet sind, der bis- 
herigen Entwicklung im Stückgutbereich der Deut- 
schen Bundesbahn entgegenzuwirken. 

Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt eine Auf- 
lösung des Bahnbetriebswerks Freilassing nicht. Sie 
hat in ihre Planungen lediglich die Möglichkeit 
einbezogen, 19 Schnellzuglokomotiven der Baureihe 
118 umzubeheimaten. Davon wäre nur die Werk- 
stattunterhaltung betroffen, nicht jedoch die Mehr- 
zahl der in einem Bahnbetriebswerk Beschäftigten 
— die Lokomotivführer. 

Die elektrischen Triebfahrzeuge müssen bei ihrem 
geringen Unterhaltungsaufwand und den hohen 
Fahrleistungen aus wirtschaftlichen Gründen an we- 
nigen Unterhaltungsschwerpunkten konzentriert 
werden. Derartige Maßnahmen werden von der 
Deutschen Bundesbahn an vielen Stellen ohne so- 
ziale Härten durchgeführt. Im Fall Freilassing un- 
tersucht die Deutsche Bundesbahn z. Z. noch Er- 
satzlösungen, die eine wesentliche Verminderung 
der Werktstattunterhaltung vermeiden sollen. 
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Antwort 


(D) 


Trifft es zu, daß im Zuge weiterer Rationalisicrungsmaßnah- 
men der Deutschen Bundesbahn der Stückgutverkehr in Bad 
Reichenhall und in Berchtesgaden eingestellt und das Schnoll- 
zugbetriebswerk Freilassing aufgelöst werden soll, und müßte 
bejahendenfalls bei einer Verwirklichung dieser Pläne nicht mit 
einer sdiweren wirtsdiaftlichen Benachteiligung dieses peripher 
gelegenen Gebiets gerechnet werden? 

Die Deutsche Bundesbahn wird vsl. im März d. J. 
einen Netzplan vorlegen, aus dem Ablauf der ge- 
planten Stückgut-Konzentration und die im einzel- 
nen zu treffenden Maßnahmen hervorgehen. Erst 
dann wird Klarheit darüber bestehen, welche Stel- 
len im Laufe der Jahre 1975 und 1976 für eine Auf- 
lösung in Frage kommen. 

Nach dem Stand der gegenwärtigen planerischen 
Überlegungen bei der Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn ist davon auszugehen, daß die 
Abfertigungsbefugnis für den Stückgutverkehr bei 
den Bahnhöfen Bad Reichenhall und Berchtesgaden 
aufgehoben und die künftige Bedienung vsl. von 
dem gut ausgelasteten Stückgut-Konzentrations- 
punkt Freilassing im Flächenverkehr auf der Straße 
erfolgen wird. 

Die Bundesbahn denkt in diesem Zusammenhang 
nicht daran, ihr Angebot im Stückgutverkehr zu 
verringern oder sich aus der Fläche zurückzuzie- 
hen. Sie beabsichtigt dies vor allem auch nicht in 
den künftig nicht mehr über die Schiene bedienten 
Orten. Vielmehr erweitert sie die Bedienungsform 
für Orte und Ortsbereiche mit geringerem Ver- 


des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Ahrens (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen B 56 und 
57): 

Wie wirkt sich die Erhebung von Mehrwertsteuer auf Auto- 
bahngebühren in Italien auf deutsche Transportunternehmen, 
auch im Vergleich zu italienischen Konkurrenzunternehmen, aus? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zusätzliche 
Belastungen deutsdier Transportunternehmen und Wettbewerbs- 
verzerrungen zu ihren Lasten durch Erhebung von Autpbahn- 
gebühren künftig zu verhindern? 

Zu Frage B 56: 

Die Mehrwertsteuer auf Autobahngebühren in 
Italien führt zu einer leichten Benachteiligung der 
deutschen Güterfernverkehrsunternehmer im Ver- 
gleich zu ihren italienischen Konkurrenten, weil 
die Rückerstattung dieser Steuer (als Vorsteuer) 
an deutsche Unternehmer mit erheblichen formalen 
Schwierigkeiten verbunden ist und daher in sehr 
vielen Fällen unterbleibt. Es handelt sich aller- 
dings nicht um nennenswerte Beträge. 

Zu Frage B 57: 

Autobahngebühren an sich bewirken keine Wett- 
bewerbsverzerrung im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr, weil die Gebühren unabhängig von der Natio- 
nalität des Autobahn-Benutzers erhoben werden. 
Im Zusammenhang mit den Autobahngebühren tre- 
ten allerdings zwei Spezialprobleme auf: 
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— die in Frage 56 schon angeschnittene Rückerstat- 
tung der auf die Gebühr entfallenden Mehrwert- 
steuer, 

— das französische System der Anrechnung von 
Autobahngebühren auf die Kraftfahrzeugsteuer 
(Achslaststeuer). 

Auch beim zweiten Problem ist der tatsächliche 
Effekt verhältnismäßig gering. Trotzdem ist die 
Bundesregierung bemüht, im Rahmen der Steuer- 
harmonisierung in der EWG eine Gleichstellung 
von deutschen und ausländischen Unternehmern in 
beiden Punkten zu erreichen. 


Anlage 87 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Wernitz (SPD) (Drucksachen 7/1555 Frage B 58): 

Ist die Regierung bereit zu prüfen, ob bei der im Donauried 
geplanten Versuchsanlage für Verkehrstechniken (Hochleistungs- 
schnellbahn) das in der Westschleife vorgesehene flächenauf- 
wendige Versuchsnebenfeld (Rad-Schiene-Technik) nicht entfallen 
kann? 

Die Bundesregierung ist bereit, Vorschläge zu 
prüfen, das Versuchsnebenfeld an anderer Stelle im 
Donauried zu errichten. Die Westschleife wird je- 
doch wegen der Nähe des Versuchszentrums be- 
vorzugt. Die Bundesregierung kann zu dieser Frage 
erst abschließend Stellung nehmen, wenn die Er- 
gebnisse des Raumordnungsverfahrens vorliegen, 
(B) das z. Z. gemäß Bayer. Landesplanungsgesetz in der 
Zuständigkeit der Regierung von Schwaben durch- 
geführt wird. 

Das Versuchsnebenfeld ist wesentlicher Bestand- 
teil der Versuchsanlage für Oberbau- und Kompo- 
nentenerprobungen. Die innenliegende Fläche wird 
durch Zufahrten erschlossen und kann weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Kiechle (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fragen B 59 
und 60) : 

Wie weit sind die bereits im Herbst 1973 angekündigten ab- 
schließenden Gespräche zwischen dem Bundesland Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des künftigen Auto- 
bahnüberganges Lindau/Bregenz gediehen, und wann kann end- 
gültig mit welchem Ergebnis gerechnet werden? 

Hat die Bundesregierung in ihrem vorgesehenen „Konjunktur- 
Ankurbelungs"-Programm 1974 zusätzliche Finanzmittel für den 
Straßenbau im Allgäu vorgesehen, und wo wird sie diese ein- 
setzen? 

Zu Frage B 59: 

Die Verhandlungen zwischen den zuständigen 
Ministerien der Republik Österreich und der Bun- 
desrepublik über die Führung der Autobahn im 
Raum Lindau und Bregenz konzentrieren sich auf 
die Lage des Grenzüberganges. Dabei sind noch 


zwei Varianten im Gespräch, nämlich die Grenz- 
Übergänge bei Diezlings/Süd und bei Oberhochsteg. 
Die Verhandlungen dauern noch an. Noch im Ja- 
nuar 1974 wird ein weiteres Fachgespräch stattfin- 
den. Es bleibt abzuwarten, ob dieses Gespräch 
schon zu einer gemeinsamen Festlegung des Grenz- 
überganges führt. 

Zu Frage B 60: 

Gemäß Beschluß der Bundesregierung vom 
19. Dezember 1973 soll für den Fall, daß zur Siche- 
rung eines hohen Beschäftigungsgrades im Jahr 
1974 eine Erhöhung der Binnennachfrage konjunk- 
turpolitisch erforderlich ist, ein Konjunkturpro- 
gramm für zusätzliche öffentliche Ausgaben vorbe- 
reitet werden. Ob und wann sowie in welchem Um- 
fang ein solches Programm anlaufen kann, wird 
von der weiteren konjunkturellen Entwicklung ab- 
hängen. Es ist zur Zeit auch noch keine Aussage 
darüber möglich, ob bei Durchführung eines Kon- 
junkturprogrammes für die Region Allgäu zusätz- 
liche Mittel für den Bundesfernstraßenbau bereit- 
gestellt werden. 


Anlage 89 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Niegel 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 61): 

Ist der Bundesregierung der Zustand des Bahnhofsgebäudes 
Kulmbach bekannt, und welche Pläne hat sie für das Kulm- 
bacher Bahnhofsgebäude? 

Das Bahnhofsgebäude ist über 100 Jahre alt und 
rein äußerlich in keinem schlechten Zustand. We- 
gen Fehlens einer Horizontalisolierung zwischen 
Keller und Erdgeschoß kann jedoch aufsteigende 
Feuchtigkeit in das Mauerwerk dringen. Diesem 
Übel konnte nur z. T. durch Behelfsmaßnahmen ent- 
gegengewirkt werden. Das Gebäude soll völlig er- 
neuert werden; jedoch sieht die Deutsche Bundes- 
bahn vorerst keine Möglichkeit, die für einen Neu- 
bau erforderlichen Mittel bereitzustellen. Die 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn hat 
deshalb die Bundesbahndirektion Nürnberg beauf- 
tragt, zu prüfen, ob nicht mit einem wesentlich ge- 
ringerem Mittelaufwand das Gebäude baulich in- 
standgesetzt und überholt werden kann. 


Anlage 90 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Pfeifer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage B 62) 

Welchen Finanzbetrag hat der Bund im Jahr 1973 für den Neu- 
bau von Bundesfernstraßen im Regierungsbezirk Tübingen aus- 
gegeben, und wie hoch war dieser Betrag in den Jahren 1968, 
1969, 1970, 1971 und 1972? 

Für den Neubau der Bundesfernstraßen im Regie- 
rungsbezirk Tübingen hat der Bund im Jahre 1973 
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53,270 Mio DM ausgegeben. In den Jahren 1968 
bis 1972 hat der Bund die nachstehenden Beträge 
ausgegeben: 

1968 1969 1970 1971 1972 

31,754 51,440 77,020 82,134 77,601 

Aufgrund der mit Wirkung vom 1. 1. 4973 einge- 
führten Verwaltungsreform haben sich Gebietsver- 
schiebungen ergeben. Hierdurch sind die Mittel für 
den Bundesautobahnneubau im Jahre 1973 für den 
Streckenabschnitt Oberndorf — ^Bad Dürrheim beim 
Regierungsbezirk Tübingen nicht mehr enthalten. 


Anlage 91 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Büchner (Speyer) (SPD) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 63): 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Erhöhung der 
Förderungsmittel dazu beizutragen, daß vor allem die zwei- 
seitigen Begegnungen von Mannschaften und Vereinen zwischen 
Berlin und den Städten des Bundesgebiets intensiviert werden 
können? 

Im Rechnungsjahr 1973 standen aus dem Titel 
685 07 „Zuschüsse zur Förderung von Reisen nach 
Berlin (West) und an die Grenze der DDR“ zur 
Förderung von Sportbegegnungen von Mannschaf- 
ten und Vereinen aus dem Bundesgebiet mit Ber- 
liner Mannschaften und Vereinen in Berlin (West) 
jß) 600 000, — DM zur Verfügung. 

Bis zum 31. Dezember 1973 sind vom Landes- 
sportbund Berlin, der die Anträge entgegennimmt 
und nach den „Richtlinien für die Förderung von 
Sportbegegnungen in Berlin (West)“ bearbeitet, 
rund 560 000, — DM abgerufen worden. 

Auf Grund der Verkehrsbeschränkungen durch 
die Sonntagsfahrverbote im November und Dezem- 
ber 1973 konnte dieser Betrag nicht in vollem Um- 
fang verbraucht werden. Der Landessportbund Ber- 
lin hat nicht verbrauchte Mittel in Höhe von 
45 000, — DM erstattet. 

Danach wird die Istausgabe für 1973 bei rund 
515 000, — DM liegen. Für das Rechnungsjahr 1974 
sind im Haushaltsplan wieder 600 000, — DM für 
den genannten Zweck vorgesehen. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 18. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Müller (Mülheim) (SPD) (Drucksache 7/1555 Fragen 
B 64 und 65) : 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, wonach Sdrrift- 
steller oder Künstler aus der DDR, denen von Städten, Einrich- 
tungen öffentiieher oder privater Art in der Bundesrepublik 
Deutschland in Anerkennung ihres Kunstschaffens Preise ver- 
liehen worden, diese ausschlagen? 

Treffen öffentlich geäußerte Vermutungen zu, daß die ableh- 
nende Haltung der Betroffenen auf Druck der Behörden der DDR 
zuriiekzuführen ist, und steht dies nicht im Widerspruch zu den 
Bekundungen, die kulturellen Beziehungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten zu verbessern und zu festigen? 


1. Im Zeitraum der letzten zwei Jahre sind mir 
mehrere Fälle der Literaturpreisverleihung an 
Schriftsteller in der DDR durch Preisstifter im Bun- 
desgebiet bekanntgeworden. Soweit ich es über- 
sehe, ist lediglich in einem Fall, nämlich bei der 
Verleihung des Wilhelm Raabe-Preises der Stadt 
Braunschweig, eine Absage erfolgt. Hier handelt 
es sich um einen Vorgang im Jahre 1972, der erst 
Anfang 1974, nachdem der Entschluß des Preis- 
trägers als definitiv anzusehen ist, durch Presse- 
veröffentlichungen einer größeren Öffentlichkeit 
bekannt wurde. 

2. In dem erwähnten Fall sind die Motive nicht 
eindeutig erkennbar. Ob Einwirkungen von dritter 
Seite eine Rolle spielten, muß ich offenlassen. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 22. Januar 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Frage 
B 66): 

Wie ist die Äußerung von Bundesniinister Franke in einem 
Kommentar für den Berliner Sender RIAS, die DDR scheine 
bemüht zu sein, „deutlich zu machen, daß sic den Entspannungs- 
prozeß zwischen beiden deutschen Staaten grundsätzlich weiter 
fördern will", in Übereinstimmung zu bringen mit der Tatsache, 
daß die Angehörigen der Nationalen Volksarmee erst kürzlich 
im Soldatenmagazin „Armeerundscliau" zu bedingungslosem Haß 
gegenüber dem Westen aufgerufen worden sind und eine solche 
Haltung als „unsere Moral" charakterisiert worden ist? 

Die unbestreitbar offensive ideologische Erzie- 
hung und Ausrichtung der Angehörigen der Natio- 
nalen Volksarmee gegenüber dem Westen ent- 
spricht nicht unseren Vorstellungen vom politischen 
Entspannungsprozeß zwischen den beiden deut- 
schen Staaten. 

Wenn die Verantwortlichen in der DDR — ebenso 
wie die in den osteuropäischen Staaten — meinen, 
auf dieses dem ideologischen Bereich zuzuordnende 
Moment der Ausrichtung der Soldaten nicht ver- 
zichten zu können, so ist dies ein Ausdruck der 
von ihnen als Gegengewicht zur Entspannungspoli- 
tik für notwendig erachteten Abgrenzung. 

Ebenso unbestreitbar ist, daß wir uns erst am 
Beginn des Entspannungsprozesses befinden, wo- 
bei erschwerend hinzu kommt, daß sich dieser Pro- 
zeß an der Nahtstelle der in früheren Jahren här- 
testen Konfrontation zwischen Ost und West voll- 
zieht. Wenn von Entspannung zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR die Rede 
ist, so heißt dies nicht, daß wir diesen Zustand 
bereits erreicht hätten. Sie ist das Ziel der von der 
Bundesregierung eingeleiteten VerLragspolitik mit 
der DDR. 

Auf der anderen Seite ist die Tatsache unüberseh- 
bar, daß auf dem Weg zu diesem Ziel beträchtliche 
Schritte nach vorn getan wurden und weiterhin 
getan werden: Dazu gehören einmal der Abschluß 
des Verkehrsvertrages und der Abschluß des 
Grundlagenvertrages mit der DDR. Sie bilden die 
vertragliche Basis für die Anfänge einer sich aus- 
weitenden Kommunikation zwischen den Menschen 
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(^) in den beidon deutschen Stcicitcui. Seit Inkrafttreten 
des Verkehrsvertrages und der Aufnahme des 
grenznahen Verkehrs haben die Reisen von Men- 
schen aus der Bundesrepublik Deutschland in die 
DDR im Verhältnis zu der entsprechenden Zeit vor- 
her um mehr als 60 ^/o zugenommen; in umgekehr- 
ter Richtung ist eine Steigerung der Besuchsreisen 
von nahezu 20 ^/o erfolgt. Auch durch die erwei- 
terten Möglichkeiten des Telefonverkehrs hat sich 
die Kommunikation zwischen den Menschen in den 
beiden deutschen Staaten auf ein bisher nicht ge- 
kanntes Ausmaß intensiviert. 

In diesen Zusammenhang gehört ferner, daß auf 
allen im Grundlagenvertrag vorgesehenen Gebieten 
Folgeverhandlungen mit der DDR aufgenommen 
wurden. Insgesamt sind das 14 Verhandlungs- 
stränge, wobei die Grenzkommission als erste Er- 
gebnisse ihrer Tätigkeit bereits zwei Vereinbarun- 
gen mit der DDR 

— über die Grundsätze zur Schadensbekämpfung 
an der Grenze zwischen beiden deutschen Staa- 
ten und 

— über die Grundsätze zur Instandhaltung und zum 
Ausbau der Grenzgewässer sowie der dazu ge- 
hörenden Anlagen 

vorgelegt hat. Bei den meisten der laufenden Folge- 
verhandlungen ist der Durchbruch zu Sachgesprä- 
chen erfolgt. 

Die Bundesregierung hat stets auf die Schwierig- 
keiten bei den innerdeutschen Verhandlungen hin- 
(B) gewiesen. Doch ohne die Bereitschaft der DDR, den 
Weg der Förderung des Entspannungsprozesses 
grundsätzlich beizubehalten, wären die bisherigen 
Ergebnisse und die sich anbahnenden Fortschritte 
bei den Folgeverhandlungen nicht denkbar. 


Anlage 94 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 23. Januar 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Jenninger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1555 Fra- 
gen B 67 und 68) : 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Wottbewerbs- 
gleicbheit die Gebührenireiheit im Postscheckdienst, mit der sie 
den Eindruck eines besonders kostengünstig arbeitenden DiensL- 
leistungsunternehmens erwecken will, obwohl die Kosten hierlür 
aus den Monopoldienstzweigen der Deutschen Bundespost uDo 
von der Allgemeinheit — getragen werden, abzubauen? 

Besteht die Absicht, bei der Rechnungslegung der Deutschen 
Bundespost die seit 1968 praktizierte Dreiteilung des Postscheck- 
systems, die in ihrem Ergebnis zu irreführenden Folgerungen 
führt, wieder aufzugeben zugunsten einer Abrechnung, aus der 
das Defizit der — eine Einheit bildenden — drei Zahlungsarten 
klar hervorgeht? 

Die Frage geht von der Annahme aus, die 
Deutsche Bundespost wolle im Postscheckdienst 
durch Gebührenfreiheit den Eindruck eines beson- 
ders kostengünstige arbeitenden Dienstleistungs- 
unternehmens erwecken. Diese Annahme trifft nicht 
zu. Für die bestehende Gebührenfreiheit des im 
öffentlichen Auftrag betriebenen Postscheckdien- 
stes ist nicht der Wettbewerbsgesichtspunkt ent- 
scheidend. Maßgeblich ist das Ergebnis der Lei- 


stlings- und Kostenrechnung. Bishing hat der Post- 
scheckdienst danach mit Kostenüberdeckung ge- 
arbeitet. Künftig lassen sich Kostenunterdeckungen 
jedoch nicht ausschließen. Die derzeit im Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost zur Be- 
schlußfassung vorliegende Gebührenplanung ent- 
hält daher für den Postscheckdienst eine nach der 
Postenzahl gestaffelte Kontoführungsgebühr, die 
zum 1. Januar 1975 wirksam werden soll. 

Die in der Leistungs- und Kostenrechnung der 
Deutschen Bundespost seit 1968 vorgenommene 
Darstellung der Zahlungsverkehrsdienste kann nicht 
zu irreführenden Folgerungen führen, da nach wie 
vor für jeden einzelnen Dienstzweig und Teildienst- 
zweig das betriebswirtschaftliche Ergebnis ausge- 
wiesen wird. Gleichwohl wird gegenwärtig geprüft, 
ob die 1968 gewählte Darstellungsform auch nach 
heutigem Erkenntnisstand als die bestmöglich sach- 
gerechte zu gelten hat. 
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Antwort 

des Bundesminister Dr. Eppler vom 23. Januar 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Müller-Emmert (SPD) (Drucksache 7/1555 Fra- 
gen B 69 und 70) : 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß auch über 
Spül tentwicklungshilfemaßnahmen der Deutschen Sportjugend im 
Rahmen des „interministeriellen Ausschusses" der Bundesregie- 
rung entschieden wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auch der Ein- (D) 
Satz von Sportfachkräflen durch die deutsdren Entwicklungshilfe- 
Organisationen (z. B. DED) in enger Abstimmung mit den Vor- 
haben der Bundesregiening erfolgen muß? 

Zu Frage B 69: 

Bei der Förderung von Maßnahmen der Sport- 
jugend geht es in erster Linie darum, Jugendkon- 
takte zu schaffen und zu verstärken. Insoweit wird 
die erforderliche Koordinierung dadurch gewähr- 
leistet, daß der zuständige Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit die anderen Ressorts 
gemäß § 70 GGO beteiligt. 

Zu Frage B 70: 

Die Bundesregierung teilt die von Ihnen vertre- 
tene Auffassung. Von den Organisationen, die die 
Bundesregierung im Bereich der Entwicklungshilfe 
fördert, hat bisher lediglich der Deutsche Entwick- 
lungsdienst (DED) Sportfachkräfte in Entwicklungs- 
länder entsandt. Diese Fachkräfte werden überwie- 
gend zur Ausbildung von Lehrern für Primarschulen 
eingesetzt, bei der die Sportausbildung nur ergän- 
zend betrieben wird. Der Deutsche Entwicklungs- 
dienst teilt seine Planungen hierzu dem Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit. Der Vertreter des BMZ im Interministeriellen 
ykusschuß zur Förderung des Sports in Entwick- 
lungsländern stellt sicher, daß die geplanten DED- 
Projekte mit den anderen Sportmaßnahmen der Bun- 
desregierung in den Entwicklungsländern abge- 
stimmt werden. 



